Strukturelle Dynamik und politisches Kräftespiel: zur marxistischen Klassentheorie und deren Erklärungswert in der politischen Analyse by Becker, K.
PDF hosted at the Radboud Repository of the Radboud University
Nijmegen
 
 
 
 
The following full text is a publisher's version.
 
 
For additional information about this publication click this link.
http://hdl.handle.net/2066/113306
 
 
 
Please be advised that this information was generated on 2017-12-06 and may be subject to
change.
STRUKTURELLE DYNAMIK UND 
POLITISCHES KRÄFTESPIEL 
Zur marxistischen Klassentheorie und deren 
Erklärungswert in der politischen Analyse. 
K.U. Becker 

STRUKTURELLE DYNAMIK UND POLITISCHES KRÄFTESPIEL 
Zur marxistischen Klassentheorie und deren 
Erklärungswert in der politischen Analyse. 
Proefschrift 
ter verkrijging van de graad van doctor in de Sociale Weten-
schappen aan de Katholieke Universiteit van Nijmegen, op 
gezag van Rector Magnificus Prof. Dr. J.H.G.I. Giesbers vol-
gens besluit van het College van Dekanen in het openbaar te 
verdedigen op donderdag 20 februari 1986 des namiddags 
te 2.00 uur precies 
door 
Klaus-Uwe Becker 
geboren te Höringhausen (W-Dld.) 
Druk: quick service drukkerijen nederland b.v., Enschede 
Promotor: Prof. Dr. G. Therborn 


INHALTSVERZEICHNIS 
EINLEITUNG 9 
I MARX' MATERIALISTISCHE THEORIE DES KLASSENKAMPFS. 
STRUKTURELLE GEGENSÄTZLICHKEIT UND MATERIELLER 
ZWANG 15 
1 'Bourgeois und Proletarier' 16 
2 Metaphysik und Materialismus 17 
3 Das kapitalistische "Bewegungsgesetz" und der Klassenkampf 27 
4 Bilanz 32 
- Zum Geltungsanspruch von Marx1 Theorie 33 
- Akkumulation und materieller Zwang. Em wahrer Kern in 
Marx' Argumentation 34 
- Marx' Fehler und Schlußfolgerungen 39 
II VOM KLASSENREDUKTIONISMUS UND ÖKONOMISMUS ZUR 
PLURALEN BESTIMMUNG POLITISCHER KRÄFTE. EINE EXEM-
PLARISCHE DISKUSSION DER THEORIEENTWICKLUNG 
DER LETZTEN JAHRE 46 
1 Paradoxe Reproduktion und normative Reproduktionstheorie 47 
2 Ökonomismus und Klassenreduktionismus 51 
3 Divergierende Ansätze 58 
4 Die radikalisierte Ökonomismuskritik 64 
- Politische Kräfte und überzogener Relativismus: Hirst/Hindess 67 
- Vielfalt politischer Artikulationsbasen und Diskurs: 
Przeworski und Laclau/Mouffe 72 
- Therboms irreduzibles "ideologisches Universum" 79 
III VON DER SCHWIERIGKEIT, KLASSEN VONEINANDER 
ABZUGRENZEN 85 
1 Über die Undeutlichkeit der Klasseneinteilung bei Marx und im 
frühen Marxismus 87 
2 Die Divergenz von relationaler und sozialer Klasse und ihre 
theoretische Perzeption 94 
- Strot/f/kotionstheoretische Ansetze 95 
- Marxistische Antinomien 98 
3 Die doppelte Klassenstruktur 110 
4 Klassenkampf. Eine Begriffsabgrenzung 120 
7 
IV DER BEGRENZTE ERKLÄRUNGSWERT DER KLASSENTHEORE-
TISCH FUNDIERTEN POLITIKANALYSE 1: MACHT- UND HERR-
SCHAFTSVERHÄLTNISSE, STAAT UND POLICY 126 
1 Stichworte zu einigen Entwicklungstrends der jüngeren 
marxistischen Politikanalyse 129 
- Καρ/ta/íst/sches Eigentum - politisch vermittelte Herrschaft 130 
- Macht und Herrschaft 132 
- Kontextbl'mder Pluralismus 131 
- "Power Elite" 136 
- Strukturfunktional gesicherte Klassenherrschaft 138 
- Strukturelle "Constraints"... UI 
- ...und spezifische Machtverhaltnisse 744 
- Politik: Klassenkampf? Ein Zwischenresümee 14 7 
- Reproduktion grundlegender Herrschaftsverhaltnisse 149 
2 Exkurs: Gegen die funktionalistische Logifizierung von Gesell-
schaft und Geschichte, aber für die Anerkennung eines funk-
tionallogisch thematisierbaren Rationalitätsdrucks in der 
Gesellschaft ISO 
3 Klassenherrschaft, Klassenstaat? Über Herrschaft und gegen-
sätzliche Herrschaftsverhältnisse 159 
4 Zur strukturellen Macht des Kapitals 168 
V DER BEGRENZTE ERKLÄRUNGSWERT DER KLASSENTHEORE-
TISCH FUNDIERTEN POLITIKANALYSE 2: GESCHICHTE ALS 
GESCHICHTE DER KLASSENKÄMPFE? 174 
V.l Von der Weimarer Krise zum Nationalsozialismus an der Macht 176 
1 Fundamente und Entwicklungen marxistischer Faschismustheorien 177 
2 Die Vielfalt der Faktoren und das Problem ihrer Gewichtung 184 
3 Zur Identität der NS-Massenbewegung und zum Stellenwert 
der 'Massen' im Verhältnis zur Parteielite 191 
4 Kapitalismus; Zusammenbruch und Machtergreifung 198 
5 Notiz zum Verhältnis von Kapitalismus und etabliertem 
Nationalsozialismus 210 
V.2 Heute 212 
ERGEBNISSE UND PERSPEKTIVEN 221 
ANMERKUNGEN 228 
BIBLIOGRAPHIE 261 
NEDERLANDSTALIGE SAMENVATTING 291 
8 
EINLEITUNG 
Dem ursprünglichen Anspruch nach ist der Marxismus in erster Linie 
eine politische Theorie. Einerseits unmittelbar durch die Behandlung von 
Fragen wie der der Eroberung politischer Macht oder der der politi-
schen Organisation und andererseits im Zusammenhang damit vor allem, 
aber eher indirekt, in der Form einer polit-ökonomischen, gesellschafts-
theoretischen Fundierung sozialistischer Politik. Der Marxismus hat sich 
stets als Moment des politischen Kampfes begriffen und angeboten, und 
beansprucht über theoretische - "wissenschaftliche" - Erkenntnis zu 
verfügen, an der die Arbeiterklasse sich in ihrer politischen Praxis or i-
entieren kann.(l) 
Ein Kernstück des Marxismus und unter dem Gesichtspunkt der poli-
tischen Theorie wahrscheinlich sogar das Kernstück ist die Klassentheo-
rie, oder genauer: der Stellenwert, der Klassen und Klassenpositionen 
hinsichtlich gesellschaftlicher Prozesse und insbesondere Veränderungen 
zugemessen wird. Wenn der Marxismus sich in all seinen Richtungen als 
Theorie der Arbeiterklasse begreift, dann geschieht dies in Verlänge-
rung der These von Marx und Engels (MEW 4a, S.462), daß "die Ge-
schichte aller bisherigen Gesellschaft... die Geschichte von Klassen-
kämpfen (ist)". Marx hatte Engels (MEW 8, S.562) zufolge "das große 
Bewegungsgesetz der Geschichte zuerst entdeckt..., das Gesetz, wonach 
alle geschichtlichen Kämpfe, ob sie auf politischem, religiösem, philo-
sophischem oder sonst ideologischem Gebiet vor sich gehen, in der Tat 
nur der mehr oder weniger deutliche Ausdruck von Kämpfen gesell-
schaftlicher Klassen sind, und daß die Existenz und damit auch die 
Kollisionen dieser Klassen wieder bedingt sind durch den Entwicklungs-
grad ihrer ökonomischen Lage, durch die Art und Weise ihrer Produkti-
on und ihres dadurch bedingten Austausches." Ein "Gesetz, das für die 
Geschichte dieselbe Bedeutung hat wie das Gesetz von der Verwandlung 
der Energie für die Naturwissenschaft." Seither werden, wenn nicht von 
dem Marxismus, so doch von den meisten Marxisten - wie differenziert 
die einzelnen Analysen auch sein mögen - politische Prozesse als e r -
klärbar aus Klassenkämpfen betrachtet, Staaten als Klassenstaaten und 
Ideologien/Theorien als Klassenideologien/-theorien. 
Die Aufgabenstellung dieser Arbeit ist es, diesen Ansatz zu proble-
matisieren. Ganz allgemein formuliert geht es um den Erklärungswert 
der These von der Geschichte als Geschichte der Klassenkämpfe für die 
Untersuchung spezifischer historischer Prozesse und Zusammenhänge, 
wobei ich mich hier im wesentlichen auf die kapitalistische Gesell-
schaft beschränken werde. Haben Klassen und Klassenpositionen t a t -
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sächlich die Bedeutung, die der Marxismus voraussetzt ? Zur Diskussion 
stehen natürlich auch die schon oft erörterte marxistische Privilegie-
rung der Arbeiterklasse als Subjekt fundamentaler Veränderungen der 
heutigen westlichen Gesellschaft und darüberhinaus die Frage, ob man 
überhaupt a priori ein solches Subjekt benennen kann. Die Klassentheo-
rie im Sinne der Einteilung gesellschaftlicher Klassen spielt dagegen in 
dieser Arbeit eine weniger zentrale Rolle, obwohl Klarheit geschaffen 
werden muß über die Bestimmung der Klassen und der Klassifikations-
kriterien. 
Nun fällt die hier beabsichtigte kritische Thematisierung der marxi-
stischen Klassentheorie und des den Klassen/Klassenpositionen zugemes-
senen Stellenwerts in einen theoriegeschichtlichen Kontext, in dem 
viele althergebrachte marxistische Wahrheiten in Zweifel gezogen wer-
den. Die Rede ist von der 'Krise des Marxismus', von der auch dessen 
klassentheoretische Orientierung nicht unberührt geblieben ist. Das gar 
nicht so neue Stichwort von der Krise des Marxismus wurde 1977 von 
L. Althusser auf einem von 'Il Manifesto' organisierten Kongress in 
Venedig geliefert, als er ausrief (Althusser 1978, S.59): "Endlich ist 
die Krise des Marxismus ausgebrochen."(2) Obwohl Althusser selbst 
nicht an den Fundamenten des Marxismus rührte, hatte er doch einen 
Stein ins Rollen gebracht, und wbs in den folgenden Jahren von einigen 
Theoretikern auf die Tagesordnung gesetzt wurde, war nichts weniger 
als die Aufbrechung des gesamten marxistischen Theoriegebäudes. Ob-
wohl man Nuancen anbringen muß und obwohl auch nicht alle Richtun-
gen des Marxismus von der Krise erfaßt sind (3), scheint doch so e t -
was wie eine neue Phase in der Geschichte des Marxismus angebrochen 
zu sein. Im Kern der Sache geht es immer um dasselbe: es stimmt vie-
les nicht an der marxistischen politischen Praxis, und auf intellektuel-
lem Niveau kann der Marxismus seinen Anspruch auf eine gesellschafts-
theoretische Fundierung einer die bestehenden Verhältnisse radikal ver-
ändernden Politik nicht einlösen. "Dais Thema der Krise des Marxismus 
hat sich mit der Kraft eines Topos in unseren politischen und theore-
tischen Alltag eingeschrieben."(Laclau 1982, S.6) 
Im Editorial der Prokla 36, die speziell der Krise des Marxismus ge-
widmet ist, ist die Rede vom "Zweifel an überkommenen Selbstver-
ständlichkeiten, an politischen Identifikationen und an gewohnten theo-
retischen Begründungszusammenhängen". B. Blanke und G.Schäfer (1979, 
S.36) beklagen in derselben Nummer, "daß die sich als marxistisch ver-
stehende soziale Bewegung (soweit sie überhaupt besteht) einen unzu-
reichenden oder falschen Begriff von der kapitalistischen Wirklichkeit 
hat - also die Bewegung und ihre Theoretiker praktisch und theoretisch 
nicht auf der Höhe der Zeit sind." E. Laclau (1982, S.7) thematisiert 
eine "positivistische und ökonomistische Wissenschaftlichkeit" des Mar-
xismus', die "konstitutiv mit der Kurzsichtigkeit einer politischen Praxis 
zusammenhängen, die im Klassenreduktionismus und in einer nicht-he-
gemonialen Konzeption der sozialen Kämpfe gründet" und schlußfolgert: 
"Insofern bietet die Krise die Chance, diese Barrieren niederzureißen: 
der Übergang zu einer neuen Episteme muß im Moment ihrer Konstitu-
tion eine neue Politik begründen." С Mouffe (1982, S.23) will "mit ei­
ner Reihe von Dogmen brechen und... einige falsche Gewißheiten" auf-
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geben, P. Hirst (1979, S.7f) behauptet, daß der Marxismus "disarmed" 
ist gegenüber Situationen, die nicht in traditionelle Schemata passen, 
und "frozen into 'anti-revisionism'", Α. Gorz (1980) und J.Hirsch (1980, 
S.137f) nehmen kurzerhand 'Abschied vom Proletariat ' und A. Showstack 
Sassoon (1982, S.9) spricht sogar von den "bad old days we used to 
know where we stood - partisans and enemies of Marxism. Now the 
'crisis of Marxism' has arrived where the only certainty seems to be 
that we aren't sure of anything" usw., usw. 
Die Punkte, die im Zuge der 'Krise' problematisiert worden sind, 
sind vor allem die Basis-Uberbau-Theorie, die Auffassung über die ka-
pitalistische Entwicklung, die Klassentheorie - und dabei insbesondere 
die den Arbeitern zugeordnete Rolle - und der marxistische Anspruch 
auf Wissenschaftlichkeit. Dabei fällt auf, daß diese Kernelemente des 
traditionellen Marxismus oft noch auf einem ausschließlich proklamato-
rischen Niveau thematisiert werden.(4) Produktive Lernprozesse, in de-
nen Theoretiker sich detailliert und auch selbstkritisch vom als überholt 
erachteten marxistischen Erbgut absetzen, zeichnen sich aber deutlich 
ab, und damit einhergehend theoretische Neuansätze sowie thematische 
Ve rschi ebungen. 
Aus dem Vorangegangenen wird deutlich, daß die hier folgende kri-
tische Behandlung des Stellenwerts der Klassen, des Klassenkampfes 
usw. vor dem Hintergrund einer Zeit des theoretischen Umbruchs zu 
sehen ist. Dies bedeutet, daß die Kritik traditioneller Ansätze und Pa-
radigmata der Tatsache Rechnung zu tragen hat, daß diese Ansätze oh-
nehin in Bewegung geraten sind, auch wenn sie keineswegs tot sind. 
Und es bedeutet auch, daß die Diskussion gerade der Neuansätze einen 
wichtigen Platz einzunehmen hat. In theoriegeschichtlicher Hinsicht bil-
den diese Neuansätze einen der drei Schwerpunkte dieser Arbeit. Die 
anderen beiden sind Marx - auf der Suche nach der ursprünglichen Be-
gründung der den Klassen(-positionen) zugeschriebenen Bedeutung - und 
die in Westeuropa (z.T. auch in den USA) während der späten sechziger 
und einem Großteil der siebziger Jahre vorherrschende marxistische Po-
litik- und Gesellschaftstheorie. Eine Totalübersicht der mehr als hun-
dertjährigen Entwicklung der marxistischen Theorie der Politik in all 
ihren verschiedenartigen Spielarten liegt nicht in meiner Absicht. 
Marx' Behandlung der Problematik von Klassenkampf und gesell-
schaftlicher Veränderung ist das Thema des ersten Kapitels, während 
traditionelle marxistische Bestimmungen des Stellenwerts der Klassen 
(-Positionen) in der Politik sowie einige diesbezüglich beispielhafte 
Neuansätze im zweiten Kapitel diskutiert werden. Diese beiden Kapitel 
bilden insofern eine Einheit, als in ihnen Klarheit zu gewinnen ist über 
das explanative Gewicht der Klassenpositionen bei der Analyse und Be-
urteilung politischer Subjektivität und Kämpfe sowie grundsätzlich über 
die Art des Zusammenhangs zwischen gesellschaftlichen Positionen und 
politischen Kräften. 
In einem Zwischenschritt versucht dann das dritte Kapitel eine 
Klasseneinteilung zu entwickeln. Gegenüber den hergebrachten Versu-
chen, alle Klassen entlang einer einzigen Einteilungsskala zu plazieren, 
wird hier das Konzept einer doppelten bzw. zweidimensionalen Klassen-
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struktur vertreten. Auf diese Weise kann m.E. der Überlagerung von 
ökonomischen Polarisierungs- und Differenzierungsprozessen am besten 
Rechnung getragen werden. 
Während bis dahin strukturelle Kontexte nur als Grundlage politi-
scher Praxis beleuchtet wurden, kommen sie im vierten Kapitel in der 
Dimension von Macht- und Herrschaftsverhältnissen zur Sprache. Zentral 
steht hier nicht mehr die Frage nach den genetischen Bedingungen po-
litischer Kräfte und nach deren Reduzierbarkeit auf Klassenpositionen, 
sondern ob und inwieweit die die bürgerliche Gesellschaft charakteri-
sierenden politischen Verhältnisse Klassenverhältnisse sind. Mit diesem 
vierten Kapitel wird die Diskussion Allgemeingültigkeit beanspruchender 
theoretischer Konzepte weitgehend abgeschlossen. Zu beachten, daß es 
in den ersten vier Kapiteln um dieserart Konzepte geht, ist zur Ver-
meidung von Konfusionen allerdings wichtig. 
Nach Abschluß der abstrakteren Erörterungen wird schließlich im 
fünften Kapitel am Fall der Weimarer Entwicklung zum Faschismus 
einmal exemplarisch der Frage nachgegangen, inwieweit fundamentale 
gesellschaftliche und insbesondere politische Veränderungsprozesse durch 
Klassenkämpfe erklärt werden können. Der "Untergang" oder die "Zer-
störung" der Weimarer Republik ist sicher einer der einschneidensten 
und politisch folgenreichsten Prozesse dieses Jahrhunderts gewesen, und 
da seine Analyse zudem vom Marxismus klassentheoretisch angegangen 
wird, ist seine Thematisierung sehr geeignet für die genannte Frage-
stellung. Exemplarisch ist die Abhandlung dieses fünften Kapitels nun 
insofern, als sie gegenüber der eher simplistisch anmutenden These vom 
Klassenkampf als dem "Motor" der Geschichte nochmals deren Komple-
xität herauszustellen versucht; einer Komplexität, worin die Erklärungs-
kraft des Klassenkampfes bezüglich eines jeden Forschungsobjektes neu 
zu gewichten ist und der nur unter Beachtung der jeweiligen Besonder-
heiten angemessen entsprochen werden kann. Das letzte Kapitel ist da-
her nichts weiter als eine empirische Einfüllung einiger auf einem hö-
heren Abstraktionsniveau begründeter Thesen im Zusammenhang mit der 
Darstellung von Weimarer Spezifika. Es ist ein zusätzlicher Versuch zur 
Relativierung des Erklärungsanspruchs der klassentheoretisch fundierten 
Politikanalyse. 
Zur Verdeutlichung des Titels dieser Arbeit sei gesagt, daß, wenn 
auch Marx' Begründung seiner Privilegierung der Klassenpositionen fehl-
schlug, man in jedem Fall eines von ihm lernen kann: die kapitali-
stische Ökonomie ist ausgezeichnet durch eine von der Konkurrenz der 
Unternehmen herrührende strukturelle Dynamik, und dieser Dynamik 
korrespondiert ein ebenso struktureller Gegensatz zwischen Lohnarbeit 
und Kapital, der sich in einer mehr oder weniger permanenten Pression 
zu - im weitesten Sinne - politischer Aktion dieser beiden Pole äußert. 
Wenn im Titel dieser Arbeit aber dennoch nicht vom Klassenkampf, 
sondern von politischem Kräftespiel gesprochen wird, so soll dies darauf 
hinweisen, daß aus der strukturellen Gegensätzlichkeit des Kapitalismus 
keinesfalls die These von der Geschichte (der bürgerlichen Gesellschaft) 
als einer Geschichte des Klassenkampfes abgeleitet werden darf. Dies 
ist allerdings noch zu begründen. A priori ist der Klassenkampf in einer 
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noch näher zu umschreibenden Bedeutung nicht mehr als nur ein Aspekt 
der Gesamtheit der gesellschaftlichen Konflikte und Kämpfe, die von 
einer Vielfalt politischer Kräfte ausgetragen werden. Andererseits ver-
leiht die strukturelle Gegensätzlichkeit des Kapitalismus den Kämpfen 
zwischen Lohnarbeit und Kapital aber doch einen besonderen Stellen-
wert innerhalb dieser Gesamtheit politischer Auseinandersetzungen. 
Übersieht man diesen Sachverhalt, dann besteht die Gefahr, daß die 
Kritik der - wie sich zeigen wird - argumentativ weitgehend leeren 
klassentheoretischen Fundierung der bis vor einigen Jahren dominanten 
marxistischen Politiktheorie umschlägt in einen unangemessenen Relat i -
vismus. Damit ist angedeutet, daß die uralten Themen von Relativismus 
versus Determinismus bzw. Subjektivismus versus Objektivismus auch 
hier oft im Mittelpunkt der Erörterung stehen werden. 
Zum Schluß noch zwei argumentationstheoretische Notizen. 1. Die im 
folgenden formulierte Kritik bedient sich einfacher Methoden. Neben 
der Prüfung der logischen Stringenz bestimmter Aussagezusammenhänge 
- auch bezüglich ihrer impliziten Voraussetzungen - , der Adäquanz von 
Erklärungsanspruch und Abstraktionsniveau von Aussagen sowie des Rea-
litätsgehalts und der Fruchtbarkeit der Fragen, werden Theorien akzep-
tiert bzw. zurückgewiesen entsprechend ihrer empirischen Beweisbarkeit 
und/oder Plausibilität. Erkenntnistheoretisch gesehen mag diese 'Korres-
pondenztheorie der Wahrheit' naiv sein, aber ich folge hier nur der 
gängigen Wissenschaftspraxis, die wiederum - vielleicht in systemati-
sierter Weise - der außer-wissenschaftlichen Wahrheitsprüfung folgt. 
Der in wissenschaftstheoretischen Diskussionen vorherrschenden Auf-
fassung zufolge sind Fakten kognitive oder theoretische Konstruktionen 
- die Dinge sprechen ja nicht selbst - und die Kontrolle der Theorie 
durch die Empirie in Wirklichkeit nichts anderes als die Konfrontation 
zweier verschiedener Abstraktionsniveaus, von denen keines a priori 
mehr Validität besitzt. Ein absolutes Wahrheitskriterium gibt es daher 
nicht. M.E. ist diese Auffassung zutreffend. In der unmittelbaren Praxis 
der Theorieproduktion ist sie jedoch wenig hilfreich, wenn man nicht 
dem totalen Relativismus, der Apathie oder Spinnereien verfallen will. 
Sicher, die 'Empirie' - womit ich sowohl alle möglichen gedruckten 
'Quellen' als auch die alltäglich erfahrbare Wirklichkeit meine - ist 
kein absolutes Wahrheitskriterium. Wohl aber ist sie ein pragmatisches. 
In diesem Sinne geht es dann auch stets um pragmatische Wahrheiten, 
d.h. Wahrheiten, die erkenntnistheoretisch nicht gerechtfertigt werden 
können und die, wenn man so will, niemals den Status des Hypotheti-
schen verlassen. Im weiteren Verlauf dieser Arbeit werden diese Punkte 
beiläufig noch öfter zur Sprache kommen. 
2. Zum Begriff Politik müssen einige Worte gesagt werden, da ich 
diesen Begriff nicht nur in seiner hergebrachten, sondern auch noch in 
einer weiteren, umfassenderen Bedeutung gebrauche. Letztere Bedeu-
tung ist vor allem dann im Spiel, wenn die Rede ist von politischen so-
wie politisch relevanten Verhältnissen und Prozessen. Der Begriff Politik 
im engeren Sinn umschreibt traditionell den gesellschaftlichen Bereich, 
der sich im Verlaufe der vergangenen drei, vier Jahrhunderte herausdif-
ferenziert hat und in dem sich - wenigstens formell - die gesellschaft-
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liehe Macht bezüglich eines bestimmten Territoriums konzentriert; also 
den Staat mitsamt den speziell auf ihn gerichteten Organisationen wie 
z.B. die Parteien. Politische Prozesse in dieser Bedeutung des Begriffs 
sind Wahlen e tc . , die parlamentarische Gesetzgebung, Regierungsbe-
schlüsse und deren beider Ausführung. 
Der Begriff Politik im weiteren Sinne bezieht sich dagegen auf die 
Prozesse, die diejenigen grundlegenden gesellschaftlichen Macht- und 
Herrschaftsverhältnisse konstituieren, stabilisieren, in Frage stellen und 
verändern, in die der Staat und die Politik im engeren Sinne eingebun-
den sind. Diese Prozesse und Verhältnisse sind politisch oder politisch 
relevant, auch wenn sie an sich - isoliert betrachtet - ideologische, 
ökonomische oder die Privatsphäre betreffende Prozesse und Verhältnis-
se sind. Sie haben eine politische Dimension. 
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I MARX' MATERIALISTISCHE THEORIE DES KLASSENKAMPFES. 
STRUKTURELLE GEGENSÄTZLICHKEIT UND MATERIELLER 
ZWANG 
"Was mich betrifft",schrieb Marx 1852 an Weydemeyer, "so gebührt 
mir nicht das Verdienst, weder die Existenz der Klassen in der moder-
nen Gesellschaft noch ihren Kampf unter sich entdeckt zu haben. Bür-
gerliche Geschichtsschreiber hatten längst vor mir die historische Ent-
wicklung dieses Kampfes der Klassen und bürgerliche Ökonomen die 
ökonomische Anatomie derselben dargestellt. Was ich neu ta t , war 1. 
nachweisen, daß die Existenz der Klassen bloß an bestimmte histori-
sche Entwicklungsphasen der Produktion gebunden ist; 2. daß der Klas-
senkampf notwendig zur Diktatur des Proletariats führt; 3. daß diese 
Diktatur selbst nur den Übergang zur Aufhebung aller Klassen und zu 
einer klassenlosen Gesellschaft bildet." (Marx-Engels 1972, S.59) Hat 
Marx dies "nachgewiesen" und sind seine "Nachweise" stichhaltig? Und 
wie überhaupt begründet er den explanativen Primat des Klassenkamp-
fes? 
Bevor man an die Darstellung und Beurteilung von Marx' Klassen-
theorie und damit auch an die Beantwortung dieser Fragen geht, sollte 
man sich nochmals in Erinnerung rufen, daß Marx nicht einfach ein 
akademischer Theoretiker war, der - wie vielleicht heutzutage manch 
beamteter Marxist - diese oder jene interessante Erscheinung erklären 
wollte. "Marx war vor allem Revolutionär. Mitzuwirken, in dieser oder 
jener Weise, am Sturz der kapitalistischen Gesellschaft und der durch 
sie geschaffenen Staatseinrichtungen, mitzuwirken an der Befreiung des 
modernen Proletariats, dem er zuerst das Bewußtsein der Bedingungen 
seiner Emanzipation gegeben hatte - das war sein wirklicher Lebensbe-
ruf." (Engels MEW 19, S.336).(l) Daß Marx das Selbstverständnis eines 
Revolutionärs hat te , spiegelt sich nicht nur in seiner politischen Praxis, 
sondern auch in der Absicht mit seinen Schriften zur 'Kritik der politi-
schen Ökonomie' eine "theoretische Begründung" des Kommunismus zu 
erbringen (MEW 39, S.618).(2) Von daher bestimmt sich Marx' Haupt-
werk als (Versuch einer) gesellschaftstheoretische(n) Fundierung sozia-
listischer Politik. Das ist gleichzeitig der Anspruch, woran seine Theorie 
zu messen ist. 
Daß Marx nun trotz seines Bezugs zur Arbeiterklasse und trotz der 
zentralen Rolle des Klassenkampfes in seiner Theorie keine spezielle 
Klassentheorie entwickelte, ist kein Manko - seine Argumentation ist 
eben nicht so angelegt -, hat aber zur Konsequenz, daß man diese 
Theorie aus seinen Gesamtwerk rekonstruieren muß. Von diesen Ge-
samtwerk kommt jedoch seiner politischen Ökonomie der bei weitem 
größte Stellenwert zu, denn nur diese kann eventuell die gesuchte Be-
gründung für eine allgemeine Geltung beanspruchende Theorie liefern. 
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Marx' sogenannte politische Schriften, die aktuelle Themen seiner Zeit 
behandeln, können diese Begründung - selbst wenn sie in jedem Punkte 
richtig wären - nicht liefern, denn einzelne Beispiele begründen keine 
allgemeine Theorie. Zudem ist der dort von Marx hantierte Klassenbe-
griff vage. Im 'Achtzehnten Brumaire' reiht er z.B. zehn politisch wirk-
same gesellschaftliche Kräfte auf, ohne in jedem einzelnen Falle deren 
Klassenposition anzuweisen (3), und andererseits ist oft, wenn er von 
Fraktionen spricht, nicht deutlich, ob ökonomische Fraktionen oder 
ideologisch fraktionierte Klassen gemeint sind. Über das Besondere 
spezifischer historischer Prozesse hat Marx sich niemals systematisch 
ausgelassen. Die in der Beschreibung differenzierten politischen Schrif-
ten sind gespickt mit der Beschreibung äusserlich bleibenden "Ein-
sprengseln" aus dem Kontext seiner politischen Ökonomie (vgl. Hennig 
1974a, S.512) und der damit zusammenhängenden allgemeinen Ge-
schichtstheorie. In diesem Kontext sollte man sie dann auch behandeln. 
1 'Bourgeois und Proletarier' 
"Die Eigentümer von bloßer Arbeitskraft, die Eigentümer von Kapital 
und die Grundeigentümer, ... also Lohnarbeiter, Kapitalisten und Grund-
eigentümer, bilden die drei großen Klassen der modernen, auf der 
kapitalistischen Produktionsweise beruhenden Gesellschaft." (MEW 25, 
S.892) Des weiteren erwähnt Marx auch noch die ( 'neue') Mittelklas-
se, von der er einmal sogar behauptet, daß sie in solch einem Maße 
anwachse, daß "das Proletariat einen verhältnismäßig immer kleineren 
Teil der Gesamtpopulation bildet (wenn es auch absolut wächst). Dies 
ist in der Tat der Gang der Bourgeoisiegesellschaft." (MEW 26.3, 
S.57) Und schließlich ist da noch die traditionelle Mittelklasse der 
kleinen Selbständigen, die aber außerhalb der kapitalistischen Produkti-
onsverhältnisse angesiedelt sind. Im wesentlichen beinhaltet Marx'poli-
tische Ökonomie jedoch eine Zweiklassentheorie, denn die anderen 
Klassen nehmen in diesen Schriften, die die langfristige Entwicklung 
des Kapitalismus zum Thema haben, nur einen marginalen Platz ein. 
Die (Groß-)Grundbesitzer, die sicher eine bedeutende Rolle in der 
Politik des 19. Jahrhunderts spielten, waren eine feudale Restkategorie, 
die Marx zufolge mit der Penetration der kapitalistischen Produktion 
immer weiter in den Hintergrund gedrängt würden. Er bezeichnete sie 
als parasitäre Klasse, deren Mitglieder ihr "ganzes Leben in Konstanti-
nopel durchbringen" können, denn an der gesellschaftlichen Produktion 
sind sie in keiner Weise beteiligt (MEW 25, S.631 u. 651). Auch ist 
die 'Revenuequelle' als Kriterium, anhand dessen Marx die Grundeigen-
tümer als Klasse definiert, im Lichte seiner gesamten Theorie zweifel-
haft. Daß die kleinen Selbständigen ohnehin im Laufe der kapitalisti-
schen Entwicklung verschwinden oder zumindest zur Bedeutungslosigkeit 
degradiert würden, hatten Marx und Engels ja bereits im 'Kommunisti-
schen Manifest' verkündet (MEW 4, S.463f), und von einem systema-
tischen Stellenwert der ( 'neuen') Mittelklasse zwischen Arbeitern und 
Kapitalisten kann bei Marx nicht die Rede sein.(4) Die letzteren bei-
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den bleiben dann als einzige Klassen von Belang übrig (zu den Undeut-
lichkeiten in Marx' Bestimmung der Klassen vgl. Kap.III.l). Im Kampf 
dieser beider Klassen sollte das Geschick der bürgerlichen Gesellschaft 
bestimmt werden, und die Arbeiterklasse sollte letztlich die kapitalisti-
schen Verhältnisse 'sprengen' und die sozialistische Gesellschaft herbei-
führen. 
Die Frage, die es nun zu beantworten gilt, ist, warum die Analyse 
des Klassenkampfes als Schlüssel zum Verständnis geschichtlicher und 
vor allem politischer Veränderungsprozesse betrachtet wird oder anders 
formuliert: warum machen die Menschen nur - oder jedenfalls in aller-
erster Linie - aufgrund ihrer ökonomisch definierten Klassenpositionen 
Geschichte und nicht ebenso aufgrund ihrer ideologischen, geschlecht-
lichen oder sonstigen Positionen? Das ist die allgemeine Frage, auf die 
Marx' Texte eine Antwort liefern müssen, wenn die These von der Ge-
schichte als Geschichte der Klassenkämpfe wenigstens für den Kapita-
lismus Gültigkeit beanspruchen will. Eine damit zusammenhängende 
Frage ist, wie Marx dazu kam, der Arbeiterklasse eine derartige Rolle 
wie die des Exekutors der bürgerlichen Gesellschaft zuzuschreiben. Bei 
der einen wie der anderen Frage geht es um die Begründung für die 
Privilegierung ökonomischer Positionen als Artikulationsprinzipien ge-
schichtlicher und insbesondere politischer Praxis, und die allgemeinere 
Frage kann durchaus anhand der Beantwortung der speziellen erklärt 
werden. 
Diese Frage kann man zumindest auf zweierlei Weise beantworten. 
Einmal dadurch, daß man Marx' Theorie als metaphysisch - im Sinne 
großer Metaphysik, die von Anfang und Ende, Logik und Ziel der Ge-
schichte handelt - qualifiziert, was die prinzipielle Abweisung seiner 
Theorie zur Folge haben müßte, und zum anderen dadurch, daß man in 
seiner Klassentheorie die konsequente Ausarbeitung seines historischen 
Materialismus sieht. Wie sich zeigen wird, ist die angemessenste Inter-
pretation von Marx' Texten jedoch in einer bestimmten Kombination 
dieser beiden Positionen gelegen. 
2 Metaphysik und Materialismus 
Daß Marx' Theorie der Klassen und insbesondere seine Theorie des 
Proletariats metaphysischen Charakters ist, behauptete unlängst noch 
A. Gorz in seinem spektakulärem "Abschied vom Proletariat". Gorz zu-
folge ist bei Marx Hegels "Idee eines Sinns der Geschichte" bewahrt 
geblieben und hat bei Ersterem das Proletariat den Platz des Hegel-
schen Geistes eingenommen: "Der Kommunismus, Heraufkunft des Pro-
letariats als universelle Klasse, ist der Sinn der Geschichte." (Gorz 
1980, S.12f) Begründet wird diese Theorie des Proletariats jedoch nir-
gends, weder durch "eine empirische Untersuchung der Klassengegen-
sätze" noch durch die "Kampferfahrung der proletarischen Radikalität" 
(ibid., S.11; s. auch S.16 u. 19). 
Nun ist diese Kritik keineswegs neu (5); neu ist allenfalls, daß die 
angesprochenen Punkte von Marxisten selbst diskutiert werden.(6) Be-
schleunigt durch die Krise des Marxismus scheint sich langsam die Ein-
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sieht durchzusetzen, daß Marx eben auch nur ein Kind seiner Zeit war, 
d.h., ein Kind des evolutionistischen Denkens des 19. Jahrhunderts, wo-
von der Hegelianismus, in dessen Tradition Marx stand, ein besonders 
spekulativer Ableger war. In dem Moment jedoch, wo sich diese Ein-
sicht globalerer Anerkennung erfreut und wo gleichzeitig deutlich ist, 
daß Marx mehr zu bieten hat als Metaphysik, ist es auch nicht mehr 
nötig viel Aufhebens von dieser Metaphysik zu machen. Schließlich ver-
lieren ja auch z.B. Newtons naturwissenschaftliche Erkenntnisse nicht 
an Wert, weil er glaubte "that nature was created by God and that 
God occasionally intervened to set the motions of the planets right" 
(Therborn 1975, S.68). 
Ein solcherart entkrampftes Verhältnis zu Marx hat sich im Mar-
xismus jedoch noch nicht durchgesetzt. Daher ist die Behandlung seiner 
Metaphysik auch noch nicht überflüssig. Zunächst einmal muß darauf 
hingewiesen werden, daß die Metaphysik - und zwar in Form einer Te-
leologie der Geschichte - sich bei ihm nicht nur auf einzelne isolier-
bare Äusserungen (z.B. am Ende des 'Kapital ' I, in Einleitungen, Vor-
und Nachworten oder in den Frühschriften) beschränkt; sie besteht 
nicht nur aus einigen "survivals" von Hegelschem Gedankengut, wie L. 
Althusser (o.J., S.93) behauptet. Marx' gesamtes Hauptwerk zeugt so-
wohl von der zentralen Problematik als auch vom Aufbau her von der 
Idee, daß die Geschichte einen Sinn und ein Ziel hat. Unter geschichts-
philosophischen Gesichtspunkt ist die Trennung und Vereinigung der 
subjektiven und objektiven Produktionskräfte (bzw. der lebenden und der 
toten Arbeit/Natur) das Kernthema seiner politischen Ökonomie; diese 
ist eine Verwirklichungstheorie der Arbeit und die Emanzipation des 
Proletariats soll eben genau dieses Ziel markieren. Der Klassenkampf 
ist dabei der "Hebel" der "sozialen Umwälzung" (Marx/Engels MEW 19, 
S.165). 
Wie das Kapitel 'Formen, die der kapitalistischen Produktion vorher-
gehen' aus den 'Grundrissen' zeigt, geht Marx aus von einer ursprüng-
lichen Einheit von Produzenten und Produktionsmitteln. Im 'Kapital ' und 
den anderen polit-ökonomischen Schriften behandelt er dann die gesell-
schaftliche Produktion im Stadium der Trennung oder Scheidung dieser 
subjektiven und objektiven Produktivkräfte: "Nicht die Einheit der le-
benden und tätigen Menschen mit den natürlichen, unorganischen Bedin-
gungen ihres Stoffwechsels mit der Natur. . . bedarf der Erklärung oder 
ist Resultat eines historischen Prozesses sondern, die Trennung zwischen 
diesen unorganischen Bedingungen des menschlichen Daseins und diesem 
tätigen Dasein, eine Trennung, wie sie vollständig erst gesetzt ist im 
Verhältnis von Lohnarbeit und Kapital." (Marx o.J., S.389) 
Untersucht wird von Marx dann, welche historischen Formen die 
Elemente der Produktion innerhalb der als "notwendiger Durchgangs-
punkt" (1968, S.18; siehe auch S.89 und ders. o.J., S.231, 414, 716) be-
trachteten kapitalistischen Verhältnisse angenommen haben - Arbeits-
produkte die Form von Waren, die Arbeit die Form von Lohnarbeit, die 
Produktionsmittel die Form von Kapital, das Mehrprodukt die Form von 
Mehrwert usw. - und welche Mechanismen zur 'Wiedervereinigung' der 
subjektiven und objektiven Produktionsbedingungen führen werden. Nach-
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dem Marx noch einmal kurz ihren "Scheidungsprozess" - die Negation 
der Einheit - beschrieben hat, ist die Rede von der mit der "Notwen-
digkeit eines Naturprozesses" eintretenden "Negation der Negation" ge-
gen Ende des I.Bandes des 'Kapital' (MEW 23, S.791) nichts weiter als 
der Kulminationspunkt der gesamten Theorie.(7) L.Coletti kommentiert 
diese Theorie folgendermaßen: "Hier taucht, wenn auch abgewandelt, 
das Schema der Hegeischen Geschichtsphilosophie wieder auf. Und ge-
rade hierin entdeckt man das zweite Antlitz von Marx, neben dem des 
Naturwissenschaftlers und Empirikers." (1977, S.38) 
Metaphysischen Charakters ist Marx' Theorie des historischen Drei-
schritts in jedem Fall, weil er zu wissen glaubt, daß der Kapitalismus 
"die letzte antagonistische Form des gesellschaftlichen Produktionspro-
zesses" darstellt und daß damit "die Vorgeschichte der menschlichen 
Gesellschaft abschließt" (Marx 1971, S.16). Vielleicht ist es möglich, 
daß man durch eine detaillierte Analyse der gesellschaftlichen Verhält-
nisse und Entwicklungspotentiale zu dem Resultat gelangt, daß diese 
Verhältnisse nur eine Richtung der gesellschaftlichen Entwicklung zulas-
sen und sie den Akteuren geradezu aufzwingen. Außer im Rahmen einer 
metaphysischen Argumentation ist es jedoch nicht möglich, diese Ent-
wicklung in den Rang einer finalen Entwicklung - die zudem noch eine 
ist, die auf höherem Niveau zu ihrem Ausgangspunkt zurückkehrt - zu 
erheben, um dann vom ideell vorweggenommenen Standpunkt der abge-
schlossenen Entwicklung die Geschichte zu unterteilen in "höhere" und 
"untergeordnete" Phasen (vgl. ibid. sowie ders. o.J., S.26), in Vorge-
schichte und Geschichte und ausgehend von der abgeschlossenen Ge-
schichte als Bezugspunkt bestimmten Klassen retrospektiv historische 
"Aufgaben", "Bestimmungen" und "Missionen" zuzuweisen (8). Marx ta t 
aber genau dies, und insofern ist die Kritik à la Gorz gerechtfertigt. 
Marx, der Metaphysiker, hat die Arbeiterklasse, also Menschen aufgrund 
ihrer kollektiven ökonomischen Position, dazu ausersehen die Geschichte 
zu vollenden. Die Privilegierung ökonomischer Positionen als Artikulati-
onsbasis gesellschaftlicher Veränderung ist die Konsequenz seiner Erset-
zung des Hegeischen Geistes durch die Arbeit, unter Beibehaltung zen-
traler Aspekte des Hegeischen Types der Logifizierung der Geschichte. 
Daß diese Ersetzung des Geistes durch die Arbeit (9) nicht zufällig 
war, sondern zusammenhing mit der damals noch relativ frischen Er-
kenntnis von der umwälzenden Kraft gesellschaftlicher Arbeit (industri-
elle Revolution!) und der sich stets deutlicher herauskristallisierenden 
Kampffront zwischen Lohnarbeit und Kapital, verändert nichts am me-
taphysischen Charakter von Marx' intellektueller Verarbeitung dieser 
handgreiflichen Prozesse. (10) 
Gleichzeitig jedoch weist diese Ersetzung des Geistes durch die Ar-
beit auf den zweiten fundamentalen Aspekt von Marx' Hauptwerk: den 
Materialismus. Die Vereinigung von Produzenten und Produktionsmitteln, 
der Sozialismus oder Kommunismus ist das Ziel der Geschichte, aber 
die Geschichte ist keine "aparte Person" (Marx/Engels 1969, S.83), kein 
Subjekt, das gleich dem Hegeischen Weltgeiste den Menschen ihren 
Platz im historischen Prozeß zuweist. Die Menschen machen ihre Ge-
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schichte selbst, aber nicht aus "freien Stücken", wie Marx im 'Acht-
zehnten Brumaire' sagt (MEW 8b, S.115). 
Wie im weiteren Verlauf dieses Kapitels - bezüglich des Kapitalis-
mus, denn nur den untersuchte Marx eingehend - zu belegen sein wird, 
ist es materieller Zwang, der die Menschen oder genauer die Klassen 
in Marx' Theorie zu "epochemachenden" Veränderungen der Gesell-
schaftsverhältnisse treibt; materieller Zwang in dem Sinne, als die Un-
tragbarkeit der unter der gegebenen Produktionsweise entstandenen Le-
bensverhältnisse zur Abschaffung eben dieser Produktionsweise zwingt. 
Es sind materieller Zwang und im Zusammenhang damit die bereits in 
der "alten Gesellschaft" im Zuge der Produktivkraftentwicklung ents te-
henden materiellen Existenzbedingungen der zukünftigen Gesellschaft, 
die die geschichtliche Aktion der Menschen und die Richtung der Ge-
schichte bestimmen. Anders formuliert: aus ihren Lebensverhältnissen 
hervorgehender materieller Zwang bringt die subjektiven Produktivkräf-
te (die Produzenten) in Gegnerschaft zu den Produktionsverhältnissen, 
und das Entwicklungsniveau der objektiven Produktivkräfte (Technik, 
technologisches Wissen) ermöglicht die tatsächliche "Umwälzung" der 
bestehenden Produktionsverhältnisse. "Daher" - so Marx - "stellt sich 
die Menschheit immer nur Aufgaben, die sie lösen kann."(l971, S.16) 
Münzt man diese Theorie nun auf den Kapitalismus, dann wäre die 
These von der Notwendigkeit des von der Arbeiterklasse herbeizuführen-
den Sozialismus tatsächlich berechtigt, wenn Marx plausibel machen 
könnte, daß die Arbeiterklasse zu dieser 'Tat ' gezwungen ist und daß 
ihre Vollbringung ihr auch möglich ist. 
Nun stehen Metaphysik und Materialismus bei Marx allerdings 
nicht säuberlich nebeneinander. Als Materialist versucht Marx seine 
metaphysischen Annahmen über die Abfolge der Geschichtsepochen 
- Annahmen, die er mit seinem Selbstverständnis eines (Natur-)"Wis-
senschaftlers" sicher nicht als metaphysische betrachtete ( l l ) - zu 
beweisen. Dies kann ihm zwar nicht gelingen, aber ein Kritiker wie 
Gorz macht es sich doch zu einfach, wenn er umstandslos behauptet, 
daß man "vergeblich" nach einer Begründung der marxistischen Theorie 
des Proletariats und des Sozialismus sucht. Die gesamten Schriften 
zur politischen Ökonomie dienen dieser Begründung und damit auch 
der Begründung des Primats ökonomischer Klassenpositionen als - j e -
denfalls langfristig gesehen - Grundlage politischer Artikulation und 
Praxis. 
Die Problematik von Marx' polit-ökonomischen Schriften ist der 
langfristige Entwicklungsgang des Kapitalismus oder wie er selbst 
sagt, "das ökonomische Bewegungsgesetz der modernen Gesellschaft" 
(MEW 23, S.15). Im Rahmen dieser Problematik ist materieller Zwang 
die zentrale Kategorie seines Materialismus. Obwohl seine einschlägi-
gen Formulierungen zum historischen Materialismus die Rolle des 
materiellen Zwangs nicht besonders hervorheben oder gar ausblenden, 
ist diese Zentralität logisch zwingend, denn ohne die Kategorie des 
materiellen Zwangs wären Marx' wichtigste Schlußfolgerungen, vor 
allem auch bezüglich der Klassen, vollkommen unbegründet. Die "Not-
wendigkeiten", von denen Marx so oft spricht, wären ohne diese Kate-
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gorie aus der Luft gegriffen, und seine Theorie wäre nicht nur in be-
stimmten, sondern in allen wesentlichen Punkten Metaphysik. Und da 
Marx weiter beansprucht, eine dialektische Theorie der Geschichte zu 
präsentieren, muß der treibende Widerspruch bei ihm auch zugleich 
ein realer, praktischer Gegensatz sein; ein Gegensatz innerhalb dessen 
der materielle Zwang zum Ausdruck kommt. 
Überraschend ist nun, daß dem materiellen Zwang oder offener 
formuliert: der Frage nach einem Mechanismus, der die von Marx be-
haupteten Notwendigkeiten begründen könnte, in zumindest der jüngeren 
Literatur zum historischen Materialismus keine nennenswerte Aufmerk-
samkeit geschenkt wird. Wenn man Marx' historischen Materialismus 
auffaßt als einen Set methodologischer Regeln und eine Unterscheidung 
anbringt zwischen: 
a) expliziten, allgemeinen Thesen über die Beschaffenheit (Gesetzmäs-
sigkeit, Basis und Überbau, Sein bestimmt Bewußtsein) und die An-
triebskräfte (Arbeit, Produktionsverhältnisse, Klassenkampf) von Gesell-
schaft und Geschichte; Thesen, die für Marx bedeuten, daß die "Anato-
mie" der Gesellschaft in der Ökonomie zu finden ist (vgl. 1971, S.14) 
und daß deren Bewegungsgesetze zu untersuchen sind, und 
b) der methodologischen Quintessenz seiner umfassenderen Analysen, 
worin er die allgemeinen Thesen zu begründen und zu präzisieren ver-
sucht (Analyse gesellschaftlich-materieller Zwangsverhältrusse, die die 
Menschen zu einer bestimmten Praxis nötigen und so der Geschichte 
eine bestimmte Richtung anweisen), 
dann muß man konstatieren, daß der Großteil der neueren Arbeiten 
zum historischen Materialismus sich in der Marx-Interpretation auf 
die unter a) genannten Faustregeln beschränkt. Außerdem gibt es 
noch die Arbeiten - vor allem aus dem Bereich des Sowjet-Marxis-
mus - , die in der Nachfolge von Engels und Lenin den Begriff der Ma-
terie ins Zentrum ihrer Betrachtung rücken. (12) Schließlich ist es auch 
durchaus gebräuchlich, daß ein Unterschied gemacht wird zwischen 
historischen Materialismus im weiteren und im engeren Sinne, wobei 
dann der erstere als Synonym für Marxismus steht. (13) 
Eine Diskussion aller dieser Spielarten des historischen Materialis-
mus würde vom Thema dieser Arbeit wegführen. Lehrreich ist es j e -
doch, einmal beispielhaft zu demonstrieren, wie der materielle Zwang 
als zentrale Kategorie von Marx' Materialismus in den Interpretationen 
von z.B. seiner berühmten Passage aus dem Vorwort zu 'Zur Kritik 
der politischen Ökonomie' außeracht gelassen wird. Geschehen soll 
dies kurz anhand G.A.Cohens 'Karl Marx's Theory of History. A De-
fense'; eine jüngst viel diskutierte Arbeit, die von ihrem Aufbau her 
sicher als Meisterwerk zu bezeichnen ist. 
Während die meisten Arbeiten zu Marx' historischem Materialismus 
sich darauf beschränken, den 'wahren Marx' herauszuschälen (14), ver-
sucht Cohen, wie der Titel seines Buches bereits andeutet, Marx zu 
verteidigen. Seine weitgehend strikt deduktiv geführte Argumentation 
weist allerdings genau dort eine Lücke auf, wo eine angemessene 
Marx-Interpretation m.E. den materiellen Zwang ins Spiel zu bringen 
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hät te . Auf die Frage, ob Marx wirklich verteidigt wäre, hätte Cohen 
diese Lücke aufgefüllt, will ich ал dieser Stelle ebensowenig eingehen 
wie auf die Frage nach der Richtigkeit von Cohens gesamter Konstruk­
tion. 
Cohen bezeichnet den historischen Materialismus, den er verteidigen 
will, als "old fashioned" (1978, S.X). Seiner Interpretation zufolge 
schrieb Marx den Produktivkräften "explanatory primacy" zu. Diese "pri-
macy thesis" beinhaltet, "that the nature of a set of production rela-
tions is explained by the level of productive forces embraced by it to 
a far greater extend than vice versa" (ibid., S.134). Gemäß dieser von 
Cohen ausdrücklich als "technologisch" (ibid., S.147) gekennzeichneten 
Version des historischen Materialismus tendieren die Produktivkräfte 
dazu: "to develop throughout history" (ibid., S.134) und "selektieren" 
(S.162), "akzeptieren" (S.204), "diktieren" (ibid.) sie bestimmte, ihrem 
jeweiligen Entwicklungsniveau entsprechende Produktionsverhältnisse, die 
der Entwicklung der Produktivkräfte funktionell sind, also ihr weiteres 
"Wachstum" vorantreiben (ibid., S.160ff). Dies gilt für die gesamte 
Weltgeschichte und demzufolge auch für den Übergang vom Kapitalis-
mus zum Sozialismus. Wenn die Produktivkräfte reif genug sind und das 
Proletariat ausreichend klassenbewußt und organisiert ist, hat die Stun-
de des Kapitalismus geschlagen (ibid., S.204ff). (15) 
Der Marx-Interpret Cohen muß sich hier die Frage gefallen lassen, 
wie die Produktivkräfte es bewerkstelligen, bestimmte Produktionsver-
hältnisse zu "diktieren" oder zu "selektieren". Sinngemäß ist dies die-
selbe Frage, die Marx im 'Elend der Philosophie' via Proudhon an He-
gels Philosophie stellte. Er fragte dort, wie die Vernunft es anstellt, 
sich zu bewegen, Widersprüche zu erzeugen und wieder zu neuer Einheit 
zurückzufinden (vgl. MEW 4b, S.128). Der Unterschied zwischen Hegel 
und Cohen ist nur, daß der Erstgenannte mit seinem Selbstverständnis 
des metaphysischen Logikers diese Frage gar nicht empirisch gehaltvoll 
hät te beantworten wollen, während Cohen die Antwort einfach unter-
läßt. Das Resultat davon ist, daß bei ihm die Produktivkräfte zur 
"aparten Person" werden. 
Die Anweisung desjenigen Faktors, der die Menschen Marx zufolge 
dazu bringt, Produktivkräfte und Produktionsverhältnisse in ein adäquates 
Verhältnis zueinander zu setzen, fehlt in Cohens Interpretation. Bei 
Marx ist dieses Vermittlungsglied der materielle Zwang, und die Pro-
duktivkräfte figurieren bei ihm, im Unterschied zu Cohens Interpretati-
on, nicht nur in ihrer technologischen, sondern auch in ihrer anthropo-
logischen Dimension. Das ist jedenfalls meine Behauptung, die im näch-
sten Paragraph noch zu belegen sein wird. Einschränkend muß hier j e -
doch sogleich hinzugefügt werden, daß Marx dieses Vermittlungsglied 
nur bezüglich des von ihm prospektierten Veränderungsprozesses vom 
Kapitalismus zum Sozialismus präsentiert. Den Kapitalismus hat Marx 
ausführlich untersucht, aber zu der Geschichte hat er eher nur Thesen 
formuliert, kaum jedoch eine ausgearbeitete Theorie vorgelegt. Will 
man diese Thesen "verteidigen", dann muß man sich m.E. einlassen auf 
eine ganze Reihe von Analysen historischer Prozesse. Und jedesmal 
wäre es die Aufgabe, einen Vermittlungsmechanismus zu identifizieren, 
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der dafür sorgt, daß die Produktivkräfte ihnen förderliche Produktions-
verhältnisse erhalten; einen Mechanismus, der zudem die von Marx be-
hauptete Notwendigkeit dieser Anpassungsprozesse plausibel machen 
kann. Die weitgehende Beschränkung auf die Paraphrase (und funktiona-
listische Einkleidung) von Marx' allgemeinen Thesen führt hier nicht 
weiter. 
Daß Cohen zuweilen den Menschen ein Bewußtsein der Knappheit 
wirtschaftlicher Ressourcen attestiert und in der menschlichen Rationa-
lität die Bedingung der Überwindung des Mangels und also die Bedin-
gung der Entwicklung der Produktivkräfte sieht (vgl. 1978, S.152ff und 
209), ändert nichts an dem Urteil, daß in seiner Marx-Interpretation 
die Produktivkräfte zur "aparten Person" werden. Denn nicht die Pro-
duktivkraftentwicklung als solche ist hier der strittige Punkt, sondern 
die technizistische Interpretation der These von der Determination der 
Produktionsverhältnisse und ihrer Veränderung durch die Produktivkraft-
entwicklung. Und daß Cohen auch hier die menschliche (Zweck-) Ratio-
nalität als Vermittlungsglied sieht, will ich ihm nicht unterstellen. 
Denn dies wäre ein Konzept, worin die Geschichte eine Abfolge der 
technischen (und im Klassenkampf durchgesetzten) Realisierung von 
Entwürfen jeweils adäquater Produktionsverhältnisse wäre. 
Nun soll hier übrigens absolut nicht behauptet werden, die Verände-
rung der Technik sei irrelevant für den Verlauf der Geschichte. Und 
ebensowenig, daß man keine Inkompatibilitäten zwischen bestimmten 
Niveaus der Produktivkraftentwicklung und bestimmten Gesellschaftsfor-
men konstruieren kann. Man versuche sich nur einmal den heutigen 
Grad der Naturbeherrschung im Paläolithikum vorzustellen. Und schließ-
lich soll hier nicht bestritten werden, daß es Spannungen zwischen der 
Technik und der Organisation des Arbeitsprozesses geben kann, die dann 
zu einer Anpassung der Organisation - aber keineswegs zu einer revo-
lutionären Veränderung der grundlegenden Produktionsverhältnisse - füh-
ren. Was hier zur Diskussion steht, ist die These, daß eine solche 
Spannung, aber dann zwischen Produktivkräften und Produktionsverhält-
nissen, die fundamentale Dynamik der Weltgeschichte bezeichnet, mit 
dabei den Produktivkräften (in technologischer Hinsicht) in der Rolle 
des autonomen Motors und Richtungsanweisers. Als Marx-Interpretation 
scheint mir diese These, wie gesagt, nicht angemessen, da sie den von 
Marx ins Spiel gebrachten materiellen Zwang außeracht läßt, und abge-
sehen von dieser Frage der richtigen Marx-Interpretation fehlt in Co-
hens Arbeit jedwede historiographisch fundierte Analyse, die dem An-
spruch einer Verteidigung dieser These gerecht werden könnte. 
Außerdem, und damit will ich doch noch eine Bemerkung zu Cohens 
Theorie der Produktivkraftentwicklung machen: sind das Bewußtsein 
wirtschaftlicher Knappheit und wirtschaftlich-technologische Zweckra-
tionalität a-historische Gegebenheiten? Sind sie nicht eher ein Resultat 
erst der jüngeren Geschichte? (16) Schließlich ist es eine Voraussetzung 
zu zweckrationalem, also bewußtem Streben nach Vergrößerung der Na-
turbeherrschung, daß man sich der technischen Beherrschbarkeit der 
Natur auch grundsätzlich bewußt ist. In vorkapitalistischen Gesellschaf-
ten, wo man hinter allen Vorgängen Götter und Geister vermutete, 
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scheint ein solches Bewußtsein aber gerade nicht gegeben gewesen zu 
sein. 
Kurz resümierend kann gesagt werden, daß das größte Manko der 
Marx-Interpretation Cohens in der Unterlassung der Benennung eines 
Vermittlungsgliedes oder -mechanismus zwischen Produktivkraftent-
wicklung und Gesellschaftsveränderung gelegen ist. Und soweit man 
seine Interpretation trennen kann von seiner "Verteidigung", ist auch 
diese von dieser Unterlassung gekennzeichnet. Cohen hätte seine Aussa-
gen zu den verschiedenen Phasen der Weltgeschichte untermauern müs-
sen durch Analysen der "Bewegungsgesetze" der jeweiligen historischen 
Produktionsweisen, also durch Analysen der Mechanismen, die die Pro-
duktivkräfte vorantreiben bzw. deren Entwicklung bremsen und die den 
materiellen Zwang oder eine andere Kraft hervorbringen, die die Men-
schen zu gesellschaftsverändernder Praxis nötigt. Ob eine solchermaßen 
angelegte Theorie dann richtig gewesen wäre, ist, wie gesagt, eine an-
dere Frage. (17) In jedem Falle aber wäre Cohen seinem Anspruch e i -
ner "Verteidigung" des historischen Materialismus von Marx gerechter 
geworden. (18) 
Nun soll hier nicht bestritten werden, daß man auch bei Marx zahl-
reiche, zumindest technizistisch klingende Formulierungen zum Thema 
des Verhältnisses bzw. des Widerspruchs zwischen Produktivkräften und 
Produktionsverhältnissen findet. Die prägnanteste Äußerung ist wohl die 
aus dem 'Elend der Philosophie', wo Marx die Handmühle und den Feu-
dalismus sowie die Dampfmühle und den Kapitalismus in ein Korres-
pondenzverhältnis zueinander setzt (vgl. MEW 4b, S.130). (19) Mit dieser 
Äußerung lieferte Marx sicher einen der Nährböden der verbreiteren, 
aber meines Erachtens irrigen Interpretation der These des Wider-
spruchs von Produktivkräften und Produktionsverhältnissen im Sinne e i -
ner Nichtkorrespondenz dieser beiden Größen. Dieser Interpretation ent-
spricht auch die Behauptung von der Widersprüchlichkeit gesellschaft-
licher Produktion und privater Aneignung im Kapitalismus. Aber warum 
ist das ein Widerspruch? Etwa weil man normativ setzt, daß der Ge-
sellschaftlichkeit in dem einen Bereich auch eine Gesellschaftlichkeit 
in dem anderen zu entsprechen habe? Ein Widerspruch zwischen Norm 
und Realität wäre dann die Grundlage der Veränderungsprozesse in den 
Produktionsverhältnissen. Wie aber kann eine solche Norm objektive 
Notwendigkeiten begründen, denn davon spricht Marx schließlich? Eine 
andere Möglichkeit wäre, daß man das Verhältnis von gesellschaftlicher 
Produktion und privater Aneignung als dysfunktional betrachtet und da-
rum von einem Widerspruch spricht. Nachdem man den Bezugsrahmen 
zu diesem Urteil erläutert hät te , müßte man die Dysfunktionalität dann 
allerdings auch demonstrieren. Aber selbst wenn das gelingt, ist noch 
nicht deutlich, warum eine Dysfunktionalität einem (dialektischen) Wi-
derspruch gleichgesetzt werden kann. 
Neben den technizistischen und korrespondenztheoretischen Äußerun-
gen zur Gegensätzlichkeit oder genauer Widersprüchlichkeit gesell-
schaftlicher Produktionsweisen gibt es bei Marx aber auch den Hinweis, 
daß im Kapitalismus die "größte Produktivkraft" die Arbeiterklasse 
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selbst ist (vgl. MEW 4b, S.180). Der Widerspruch ist dann der zwischen 
(Lohn-) Arbeiterklasse und kapitalistischem Privateigentum, also zwi-
schen den in ihrer historischen Form entzweiten Elementen der Einheit 
von subjektiven und objektiven Produktionsbedingungen (und erst in der 
Konstruktion einer Einheit wird in der von Marx formell übernommenen 
Dialektik Hegels ein Gegensatz zum Widerspruch). Aber auch diese Ver-
sion ist noch technizistisch interpretierbar, und tatsächlich bleibt in a l -
len allgemeinen Formulierungen von Marx unklar, was man genau zu 
verstehen hat unter dem Widerspruch zwischen Produktivkräften und 
Produktionsverhältnissen. 
Mehr Deutlichkeit erlangt man erst, wenn man sich der Mühe un-
terzieht, Marx' gesamte politische Ökonomie auf diesen Widerspruch in 
seiner spezifischen historischen Form hin abzuklopfen. Sein Hinweis, daß 
auch die Arbeit eine Produktivkraft ist, bietet dann eine Überleitung 
von der allgemeinen These zu ihrer besonderen, kapitalistischen Spezifi-
kation. Der zentrale Widerspruch im Kapitalismus ist bei Marx derjeni-
ge zwischen Arbeit und Kapital - also durchaus zwischen einer Produk-
tivkraft und einem Produktionsverhältnis (20) - , und er wird ausgefoch-
ten als realer Gegensatz zwischen der Klasse der Lohnarbeiter und der 
Klasse der Kapitalisten. Es ist jedoch kein Widerspruch zwischen der 
Arbeit in ihrer technologischen Dimension und den kapitalistischen Pro-
duktionsverhältnissen, sondern einer zwischen der Arbeit in ihrer an-
thropologischen Zweckbestimmtheit - die Menschen müssen arbeiten um 
leben zu können - und den Produktionsverhältnissen. Ansonsten könnte 
Marx dem Widerspruch überhaupt keine Notwendigkeiten begründende, 
dynamische, gesellschaftsverändernde Kraft zuweisen. 
Marx zufolge scheint es ja eine ganze Reihe von Widersprüchen zu 
geben. Aber welchen Sinn hätten seine 'dialektischen' Konstruktionen 
der Ware, des Geldes und des Produktionsprozesses, wenn sie nicht 
Verlängerungen eines praktischen Widerspruchs zwischen Arbeit und Ka-
pital wären? Wenn die Ware Buch sowohl Gebrauchswert ist als auch 
Tauschwert, was ist dann damit gewonnen, wenn man diesen Sachver-
halt in die Konstruktion: Ware = Gebrauchswert und zugleich nicht-Ge-
brauchswert, weil Tauschwert pfercht und dann von einem dialektischen 
Widerspruch spricht? Eine "Realopposition" (Colletti) in der einzelnen 
Ware Buch gibt es jedenfalls nicht. Wohl aber ist diese möglich zwi-
schen der Arbeit und den ihre historische Form der Lohnarbeit bestim-
menden kapitalistischen Produktionsverhältnissen. 
Der Widerspruch zwischen Arbeit und Kapital treibt in Marx' Theo-
rie zur 'Explosion', wenn die anthropologische Zweckbestimmtheit der 
Arbeit mit der ihr durch die kapitalistischen Verhältnisse auferlegten 
Zweckbestimmtheit, Mehrwert wegen des Mehrwerts zu produzieren, 
nicht mehr zu vereinbaren ist - wenn die Produzenten materiell also 
gezwungen sind, die kapitalistischen Verhältnisse abzuschaffen, weil 
diese Verhältnisse den anthropologischen Zweck der Arbeit nicht mehr 
ausreichend gewährleisten können. Gezeigt werden muß natürlich, daß 
der Kapitalismus diesen Widerspruch mit dem daraus hervorgehenden 
materiellen Zwang auch tatsächlich produziert. 
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Nun unterstrich Marx die Bedeutung des materiellen Zwangs als t re i -
bendem Moment hinter der von ihm unterstellten Praxis der Arbeiter-
klasse bereits zu einem Zeitpunkt, als er seine umfangreichen ökonomi-
schen Studien noch nicht bzw. kaum begonnen hat te . Daher kann zu 
diesem Zeitpunkt auch noch keine Rede sein von einer polit-ökonomi-
schen Demonstration des Ursprungs und der Rolle dieses Zwangs. "Marx 
himself was committed to a specific goal of human history - commu-
nism - and a specific role for the proletariat before he developed the 
historical analysis which, as he believed, demonstrated its ineluctability. 
Indeed before he knew very much about the proletariat. Insofar as his 
predictions preceded his historical analysis, they cannot be said to rest 
on it, though this does not necessarily make them wrong." (Hobsbawm 
1981, S.6) 
Wenn Marx also z.B. 1843/44 in der Einleitung von 'Zur Kritik der 
Hegeischen Rechtsphilosophie', dem Text, in dem er das Proletariat als 
Subjekt der "Emanzipation des Menschen" (MEW 1, S.391) uraufführt, 
bereits behauptet, daß das Proletariat eine Klasse ist, die "durch ihre 
unmittelbare Lage, durch die materielle Notwendigkeit, durch ihre Ket-
ten selbst dazu (d.h. zu ihrer Emanzipation, ÜB) gezwungen wird" (ibid., 
S.390), dann wird dort der materielle Zwang noch auf rein postulativem 
Wege eingeführt. Dasselbe gilt von der bekannten Passage aus der 
'Heiligen Familie '( l844), wo Marx behauptet, daß es die "absolut ge-
bieterische Not - der praktische Ausdruck der Notwendigkeit - " ist, 
der das Proletariat zwingt, "sich selbst (zu) befreien", woran er dann 
anschließt: "Es handelt sich nicht darum, was dieser oder jener Prole-
tarier oder selbst das ganze Proletariat als Ziel sich einstweilen vor-
stellt. Es handelt sich darum, was es ist und was es diesem Sein ge-
mäß geschichtlich zu tun gezwungen sein wird. Sein Ziel und seine ge-
schichtliche Aktion ist in seiner eigenen Lebensituation wie in der gan-
zen Organisation der heutigen bürgerlichen Gesellschaft sinnfällig, un-
widerruflich vorgezeichnet." (Marx/Engels 1969, S.38) Wollte Marx fest-
halten am hegelianischen Konzept einer teleologischen Geschichte, aber 
nicht gleichzeitig zurückfallen in eine Auffassung, worin die Geschichte 
wieder als "aparte Person" figuriert, dann mußte ein Prinzip gefunden 
werden, das einerseits die objektive Notwendigkeit der Herbeiführung 
des Kommunismus durch das Proletariat begründet und das andererseits 
der These von der Geschichte als einer von Menschen gemachten nicht 
widerspricht. Und dies Prinzip war der materielle Zwang. Untermauert 
werden sollte dieser vorläufig nur im Rahmen einer metaphysischen 
Theorie deduzierte Materialismus erst später durch die Untersuchung 
des kapitalistischen "Bewegungsgesetzes". In Marx' Theorie ¡st es die-
ses Bewegungsgesetz, welches ökonomisch definierte Klassenpositionen 
letztlich als einzig relevante Artikulationsbasis geschichtlicher und ins-
besondere politischer Praxis bestimmt. 
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3 Das kapitalistische Bewegungsgesetz und der Klassenkampf 
Es ist also die 'Enthüllung des ökonomischen Bewegungsgesetzes der 
modernen Gesellschaft', womit Marx beansprucht die "theoretische Be-
gründung" des Kommunismus zu liefern. Daß es ihm zufolge ein Gesetz 
ist, welches das Kommen des Kommunismus begründet, unterstreicht, 
daß sein Selbstverständnis dasjenige eines Naturwissenschaftlers ist. Er 
untersucht eine Entwicklung, die unwiderruflich ist. Kommunisten wie er 
haben es daher "nicht mehr nötig", Utopien zu entwerfen, bzw. "die 
Wissenschaft in ihrem Kopfe zu suchen; sie haben sich nur Rechen-
schaft abzulegen von dem, was sich vor ihren Augen abspielt, und sich 
zum Organ desselben zu machen. Solange sie die Wissenschaft suchen 
und nur Systeme machen, solange sie im Beginn des Kampfes sind, 
sehen sie im Elend nur das Elend, ohne die revolutionäre, umstürzende 
Seite darin zu erblicken, welche die alte Gesellschaft über den Haufen 
werfen wird. Von diesem Augenblick an wird die Wissenschaft bewußtes 
Erzeugnis der historischen Bewegung, und sie hat aufgehört, doktrinär 
zu sein, sie ist revolutionär geworden." (MEW 4b, S.143) 
Welcherart sind die Gesetze, die Marx enthüllen will? Sie betreffen 
gesetzmäßige Entwicklungs- bzw. Veränderungsprozesse. Warum aber 
sind diese Prozesse gesetzmäßig? Wie kann man aus der Analyse eines 
gesellschaftlichen Zustandes A schlußfolgern, daß dieser in den Zustän-
den Aj , A2 ... und schließlich В resultieren wird? Was bzw. welcher 
Mechanismus treibt die Entwicklung von A nach В und wer sind deren 
Träger? Marx' Antwort hierauf ist, daß materieller Zwang die treiben-
de Kraft und daß gesellschaftliche Klassen die Träger dieser Entwick-
lung sind. Für jemanden mit 'wissenschaftlichem' Selbstverständnis ist 
diese Antwort zwingend, denn anders wäre die Entwicklung entweder 
offen oder aber die Gesetze wären Erlasse eines nur spekulativ faßba-
ren höheren Wesens. Die Analyse des gesellschaftlichen Bewegungsge-
setzes heißt daher, diejenigen gesellschaftlichen Mechanismen zu analy-
sieren, welche den materiellen Zwang hervorbringen, der die Klassen zu 
gesetzmäßiger Praxis nötigt. 
Daß Marx anstelle des Begriffs Gesetz oft den Begriff Tendenz ge-
braucht, verändert am eher Gesagten nichts. Der Begriff Tendenz 
macht allerdings deutlicher, daß sich Marx zufolge Gesetze, die die 
Gesellschaft betreffen, a) nicht direkt und schnurgerade durchsetzen, 
sondern erst nach Überwindung von Gegensätzen und Rückschlägen, 
durch - um einmal Engels aus einem vergleichbaren Kontext zu zitie-
ren - "alle Zickzackbewegungen und momentanen Rückschritte hin-
durch" (MES I, S.208)(21) und b) langfristig sich durchsetzende Gesetze 
sind. Umfassende gesellschaftliche Strukturen entstehen, verändern und 
verschwinden ja nicht von heute auf morgen. Die gesetzmäßigen Mecha-
nismen müssen erst über alle Widerstände hinweg zur Geltung gelangen, 
aber letztenendes setzen sie sich mit "eherner Notwendigkeit" durch, 
wie Marx im 'Kapital ' sagt (MEW 23, S.12). Die Emanzipation des Pro-
letariats ist ein solches Gesetz, aber es mag "15, 20, 50 Jahre" dauern, 
bevor es sich durchsetzt, bzw. durchgesetzt wird, da es ja die Menschen 
sind, die durch ihre Kämpfe die Geschichte machen (MEW 8a, S.412). 
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Daß Marx nun davon ausgeht, daß es ein ökonomisches Gesetz ist, 
welches die Bewegung "der modernen Gesellschaft" bestimmt, hat seine 
Ursache darin, daß es aus ökonomischen Verhältnissen herrührende 
Zwänge sind, die seinen Untersuchungen zufolge das geschichtliche 
Handeln der Menschen bestimmen. Und letztendlich oder langfristig ge-
sehen sind es gar ausschließlich ökonomische Zwänge, die dieses Han-
deln bestimmen, denn ausschließlich aufgrund der Analyse ökonomischer 
Verhältnisse gelangt Marx zu solch weitreichenden Schlußfolgerungen 
wie der der Notwendigkeit der proletarischen Revolution und des Sozia-
lismus'. Vorausgesetzt ist hierbei offenbar, daß ökonomische Zwangs-
mechanismen langfristig gesehen die besonderen politischen, ideologi-
schen und sonstigen Verhältnisse und Umstände als auch die Positionen 
der Menschen darin zu geschichtlicher Irrelevanz degradieren. Bezogen 
auf die langfristige gesellschaftliche Entwicklung ist Marx' politische 
Ökonomie eine - und genaugenommen die einzige - Ausarbeitung seiner 
These, daß die Ökonomie die Basis ist und daß in ihr der Schlüssel zum 
Verständnis gesellschaftlicher Erscheinungen und Prozesse zu finden ist. 
Nach diesem Vorspann ist es verhältnismäßig einfach, Marx' Klas-
sentheorie oder genauer den Aspekt seiner politischen Ökonomie her-
auszuschälen, der die Begründung enthalten muß, daß ökonomische 
Klassenpositionen, jedenfalls im Kapitalismus und langfristig gesehen, 
die einzig relevante Grundlage geschichtlicher und damit auch politi-
scher Praxis bilden. Zwecks dieser Begründung muß Marx angeben, wel-
che verschiedenen kollektiven ökonomischen Positionen die Menschen 
innerhalb der kapitalistischen Verhältnisse einnehmen, welche Zwangs-
mechanismen diese Verhältnisse hervorbringen und welche je spezifi-
schen Zwänge auf die verschiedenen Positionen einwirken und damit 
die materiellen Lebensumstände der Träger dieser Positionen, also der 
Klassen, bestimmen. 
Das Kriterium, anhand dessen Marx die Klassen definiert, ist das 
Verhältnis der Menschen zu den Produktionsmitteln und die in seiner 
entfalteten politischen Ökonomie zu suchende Begründung dieses Krite-
riums ist, daß dieses Verhältnis die unterschiedlichen materiellen Le-
bensumstände der Menschen bestimmt. Marx' Klassifikationskriterium 
ist identisch mit dem Kriterium, anhand dessen er die Produktionsver-
hältnisse definiert: "Welches immer die gesellschaftlichen Formen der 
Produktion, Arbeiter und Produktionsmittel bleiben stets ihre Faktoren. 
...Damit überhaupt produziert werde, müssen sie sich verbinden. Die 
besondere Art und Weise, worin die Verbindung bewerkstelligt wird, 
unterscheidet die verschiedenen ökonomischen Epochen der Gesell-
schaftsstruktur." (MEW 24, S.42) 
Im Stadium ihrer Scheidung - d.h. im Kapitalismus - haben Arbeit 
und Produktionsmittel die historischen Formen von Lohnarbeit und Kapi-
tal , womit die relationalen Klassenpositionen von Lohnarbeitern und 
Kapitalisten korrespondieren. Um nun zu zeigen, daß aus diesen Klas-
senpositionen die kapitalistischen Kapitalisten und die sozialistischen 
Arbeiter als kollektive Subjekte hervorgehen, deren Kampf letztenendes 
zugunsten letzterer entschieden wird, muß Marx diejenigen ökonomi-
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sehen Zwangsmechanismen - "Bewegungsgesetze" - "enthüllen", die 
eben dieses bewirken. Der Versuch dieser Enthüllung ist seine Theorie 
des kapitalistischen Akkumulationsprozesses. Es ist der kapitalistische 
Akkumulationsprozeß, der die Reduzierung der Anzahl der Klassen auf 
zwei, sowie deren zunehmende Polarisierung, aber auch die innere Ho-
mogenisierung der Arbeiterklasse zur Folge hat und der den Sozialismus 
notwendig macht. 
Man sollte jedoch nicht vergessen, daß der kapitalistische Akkumu-
lationsprozeß den Sozialismus für die Arbeiterklasse nicht allein not-
wendig macht, sondern zugleich auch möglich, indem er dessen "Exis-
tenzbedingungen" hervorbringt, wie Marx im Vorwort von 'Zur Kritik 
der politischen Ökonomie' sagt. Gerade darin gründet ja die vorüber-
gehende Notwendigkeit des Kapitalismus, die Marx so oft unterstreicht 
(22), und es ist ihm zufolge die "Mission" oder "Funktion" der Kapita-
listen, als Träger der Schaffung der materiellen Bedingungen des Sozia-
lismus aufzutreten (siehe z.B. MEW 23, S.621). (23) Die Existenzbedin-
gungen des Sozialismus umschreiben in erster Linie ganz allgemein ma-
teriellen Reichtum und ein hohes technologisches Niveau der Produktiv-
kräfte, "weil ohne sie nur der Mangel verallgemeinert, also mit der 
Notdurft auch der Streit um das Notwendige wieder beginnen und die 
ganze alte Scheisse sich herstellen müßte" und "weil ferner nur mit 
dieser universellen Entwicklung der Produktivkräfte ein universeller Ver-
kehr der Menschen gesetzt ist" (Marx/Engels 1971, S.32). Daneben pro-
duziert der Kapitalismus jedoch auch die "gesellschaftlichen Formen, 
die für eine ökonomische Umgestaltung der Gesellschaft notwendig 
sind" (Marx MES II, S.214). Eine solche Form scheint ihm die Aktien-
gesellschaft zu sein, die er als "Aufhebung der kapitalistischen Produk-
tionsweise innerhalb der kapitalistischen Produktionsweise selbst" (MEW 
25, S.453) und an anderer Stelle als "zum Kommunismus überschlagend" 
(Marx/Engels 1972, S.88)(24) beschreibt. Die Arbeiterklasse hat daher 
auch "keine Ideale zu verwirklichen; sie hat nur die Elemente der neu-
en Gesellschaft in Freiheit zu setzen, die sich bereits im Schoß der 
zusammenbrechenden Bourgeoisgesellschaft entwickelt haben" (MES IV, 
S.217). 
Der Zwangsmechanismus, der die kapitalistische Akkumulation voran-
treibt und die Kapitalisten zur Schaffung der Bedingungen des Kommu-
nismus sowie die Arbeiter zu dessen 'Freisetzung' zwingt, ist die Kon-
kurrenz. Die Konkurrenz ist ein zentrales Strukturelement des Kapita-
lismus, da die einzelnen Kapitale für einen prinzipiell unbegrenzten und 
anonymen Markt produzieren, und sie "herrscht jedem individuellen Ka-
pitalisten die immanenten Gesetze der kapitalistischen Produktion als 
äußere Zwangsgesetze auf. Sie zwingt ihn, sein Kapital fortwährend 
auszudehnen, um es zu erhalten, und ausdehnen kann er es nur vermit-
telst progressiver Akkumulation." (MEW 23, S.618) Dieser Zwang be-
wirkt nicht nur eine im Präkapitalismus unbekannte Veränderungsdyna-
mik und die Entstehung der Bedingungen des Kommunismus, er dünnt 
auch die Reihen der Kapitalisten aus - denn "je ein Kapitalist schlägt 
viele to t" (ibid., S.790) - und vermehrt die Anzahl der Lohnarbeiter 
durch die ständige Ausbreitung der kapitalistischen Verhältnisse auf a l -
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len Ebenen der gesellschaftlichen Produktion. Das jedenfalls ist eine 
Seite des Akkumulationsprozesses. 
Durch die Analyse der anderen Seite trachtet Marx die "histori-
sche Mission" der Arbeiterklasse materialistisch zu erklären. Diese an-
dere Seite ist, daß die Revolutionierung der Produktivkräfte einher-
geht mit einer Erhöhung des Ausbeutungsgrades der Lohnarbeiter. Und 
zwar bis zu einem Punkt, wo eine Situation geschaffen ist, die tradit io-
nell mit dem Begriff der absoluten Verelendung umschrieben wird. 
Erst die absolute Verelendung legt nahe, zu sprechen von der "absolut 
gebieterischen Not", welche die Arbeiterklasse zwingt zur Umwälzung 
des Kapitalismus und zu sprechen von der "revolutionären, umstürzenden 
Seite" des Elends. Erst die absolute Verelendung, also ein Prozeß in 
Richtung eines Zustandes, wo es für die Arbeiter allein noch darum 
gehen kann, "ihre Existenz sicherzustellen" (Marx/Engels 1971, S.69), 
(25) ist mit plausiblen Gründen interpretierbar als Situation, worin es 
vollkommen irrelevant für sie ist, ob sie nun Frau oder Mann, jung 
oder alt, katholisch oder evangelisch, Dorfbewohner oder Großstädter, 
Franzosen oder Deutsche und was sonst noch alles sind. (26) Was 
zählt, ist einzig das aus dem kapitalistischen Akkumulationsprozess 
resultierende Elend der (Mehrheit der) Lohnarbeiter und es ist dies, 
das Marx die ökonomische Klassenposition der Arbeiter als langfristig 
gesehen einzig relevante Artikulationsbasis geschichtlicher Subjekti-
vität privilegieren läßt. 
Ihre ökonomische Position macht die Arbeiter Marx zufolge auf 
jeden Fall auf lange Sicht zum Kollektiv (27) sowie zu Sozialisten. 
Oder anders formuliert: der fortschreitende Akkumulationsprozeß und 
die damit einhergehenden Kämpfe transformieren die Arbeiter von 
einer Klasse "an sich" zu einer Klasse "für sich" (vgl. MEW 4b, 
S.181). Die Entwicklung der Arbeiter zur Klasse 'für sich' ist ein not-
wendiges Resultat der kapitalistischen Akkumulation und der ökono-
mischen Tageskämpfe mit den Kapitalisten, der Kampf von Klassen 
'für sich' ist ein politischer Kampf (ibid.)(28), denn die Umwälzung 
des Kapitalismus geschieht ja nicht in Lohnverhandlungen; ökonomisch 
definierte Klassen bestimmen also die Politik im Kapitalismus - lang-
fristig gesehen jedenfalls. 
Die Theorie der absoluten Verelendung ist also das Kernstück in 
Marx' materialistischer Begründung der Privilegierung des Klassenkamp-
fes. (29) Ob Marx tatsächlich eine solche Theorie vorgetragen hat, ist 
allerdings sehr umstritten. R. Rosdolsky behauptet, daß von einer Ver-
elendungstheorie bei Marx keine Rede sein kann und spricht von einer 
"Legende"(1968, S.352 u. 359). Nach der Logik von Marx' gesamter 
Argumentation fragt er jedoch nicht. Wie Rosdolsky zeigt, finden sich 
bei Marx genügend Passagen, die in regelrechtem Gegensatz zu jeder 
Verelendungstheorie stehen. Aber es finden sich eben auch viele Äuße-
rungen in seinen Schriften, die die revolutionäre Rolle des Elends des 
Proletariats unterstreichen und die den Kapitalismus als Erzeuger dieses 
Elends beschreiben. Wenn man also nur isolierte Zitate heranzieht, dann 
bleibt man stehen bei der Konstatierung von Widersprüchlichkeiten in 
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Marx' Werk. Eine Interpretation oder Rekonstruktion dieses Werkes 
sollte darüberhinaus jedoch versuchen anzugeben, unter welchen theore-
tischen Bedingungen dieses Werk kohärent ist und ob es selbst, trotz 
aller Zweideutigkeiten, Undeutlichkeiten und Widersprüche, die Ele-
mente einer solchen Kohärenz liefert. Und in diesem Sinne muß man 
fragen, ob Marx' Theorie, vor allen Dingen als politische Theorie, 
überhaupt kohärent wäre ohne die Verelendung. Meines Erachtens 
wäre sie das nicht.(30) Ohne (absolute) Verelendung wäre Marx' 
Kombination von Materialismus und Teleologie und seine Rede von 
Gesetzen und Notwendigkeiten logisch gesehen nicht möglich. 
Marx liefert die Elemente einer kohärenten Theorie, und wohl 
nicht zufällig entpuppt er sich jedesmal als Theoretiker der absoluten 
Verelendung, wenn er die geschichtliche Entwicklung über den Kapita-
lismus hinaus direkt anschneidet. Das geschieht z.B. im 'Manifest' 
(MEW 4a, S.468-474 u. 493), in 'Lohn, Preis und Profit' (MES II, 
S.214), in der 'Inauguraladresse der IAA' (MEW 16, S.3-13), in den 
bereits zitierten Passagen des 'Elend der Philosophie', der 'Heiligen 
Familie' , der 'Deutschen Ideologie' und anderenorts, sowie sehr exem-
plarisch in seiner 'Rede auf der Jahresfeier des "People's Paper"' 
vom 14.4.1856, wo er auch - wie meist - unterstreicht, daß seiner 
Ansicht nach das Elend eben nur eine Seite der kapitalistischen Ent-
wicklung ist: "In unseren Tagen scheint jedes Ding mit seinem Gegen-
teil schwanger zu gehen. Wir sehen, daß die Maschinerie, die mit der 
wundervollen Kraft begabt ist, die menschliche Arbeit zu verringern 
und fruchtbarer zu machen, sie verkümmern läßt und bis zur Erschöp-
fung auszehrt. Die neuen Quellen des Reichtums verwandeln sich 
durch einen seltsamen Zauberbann zu Quellen der Not" und: "Dieser 
Antagonismus zwischen moderner Industrie und Wissenschaft auf der 
einen Seite und modernem Elend und Verfall auf der anderen Seite, 
dieser Antagonismus zwischen den Produktivkräften und den gesell-
schaftlichen Beziehungen unserer Epoche ist eine handgreifliche, über-
wältigende und unbestreitbare Tatsache". Er schließt dann: "Im Mittel-
alter gab es in Deutschland ein geheimes Gericht, Femgericht ge-
nannt. Es existierte, um die Untaten der herrschenden Klasse zu 
rächen. Wenn man ein Haus mit einem roten Kreuz gezeichnet fand, 
so wußte man, daß der Besitzer von der Feme verurteilt war. Alle 
Häuser Europas sind jetzt mit dem geheimnisvollen roten Kreuz ge-
zeichnet. Die Geschichte ist ihr Richter - ihr Urteilsvollstrecker der 
Proletarier." (MEW 12, S.3f)(3l) 
Marx' wichtigste Schrift in diesem Zusammenhang ist jedoch der 
1. Band des 'Kapital ' . Denn dort liefert er die ökonomietheoretische 
Begründung der Verelendung der Arbeiter durch die Aufstellung des 
"allgemeinen Gesetzes der kapitalistischen Akkumulation" in einem 
speziell diesem Gesetz gewidmeten Kapitel. Kurz zusammengefaßt ist 
Marx' Argumentation die folgende: die Konkurrenz zwingt zu Produk-
tivitätserhöhungen, also zur Ersetzung von lebendiger durch tote Arbeit. 
Durch diese Zunahme des konstanten Kapitals werden daher Arbeits-
kräfte freigesetzt mit dem Resultat der Vergrößerung der Arbeitslo-
sigkeit bzw. der "industriellen Reservearmee". Dadurch verschlechtert 
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sich die Verhandlungsposition der Lohnarbeiter gegenüber dem Kapital, 
und die Erhöhung des Ausbeutungsgrades sowie die Pauperisierung der 
Arbeiter ist die Folge (vgl. MEW 23, S.640-677). "Es folgt daher, daß 
im Maße wie Kapital akkumuliert, die Lage des Arbeiters, welches 
immer seine Zahlung, hoch oder niedrig, sich verschlechtern muß." 
(ibid., S.675) Das Gesetz der kapitalistischen Akkumulation (32) "be-
dingt eine der Akkumulation von Kapital entsprechende Akkumulation 
von Elend. Die Akkumulation von Reichtum auf dem einem Pol ist 
also zugleich Akkumulation von Elend, Arbeitsqual, Sklaverei, Unwis-
senheit, Brutalisierung und moralischer Degradation auf dem Gegenpol, 
d.h. auf der Seite der Klasse, die ihr eigenes Produkt als Kapital pro-
duziert" (ibid., S.675).(33) Wer nun noch immer nicht davon überzeugt 
ist, daß Marx eine Verelendungstheorie entwickelt hat, der müßte 
dann auch beantworten können, warum Marx ganze 63 Seiten dieses 
Kapitels zur Illustration seines Gesetzes aufwendet. 
Der berühmte Paragraph über die geschichtliche Tendenz der kapita-
listischen Akkumulation am Ende des 24. Kapitels des 'Kapital' schließt 
- nachdem erst noch der Scheidungsprozess von Produzenten und Pro-
duktionsmitteln als sogenannte ursprüngliche Akkumulation beschrieben 
wird - dann an die Explikation des Gesetzes der kapitalistischen 
Akkumulation an. Die abschließende Wiederholung und Zusammenfas-
sung der beiden Tendenzen des Akkumulationsprozesses - Entwicklung 
der Produktivkräfte einerseits und Verelendung der Arbeiter anderer-
seits (ibid., S.790f) - und die Thesen über die "Expropriation der Ex-
propriateurs" sowie die "Negation der Negation" (ibid., S.791)(34) 
sind nichts anderes als der Kulminationspunkt in Marx' Darstellung 
des "ökonomischen Bewegungsgesetzes der modernen Gesellschaft". (35) 
Schließlich sagt Marx in einem Brief an eine russische Zeitung selbst 
einmal, daß die Passage über die geschichtliche Tendenz der kapitali-
stischen Produktion gegen Ende des 'Kapital ' "nichts anderes ist, als 
die summarische Zusammenfassung langer Entwicklungen, die vorher 
in den Kapiteln über die kapitalistische Produktion gegeben worden 
sind" (MEW 19, S.111). 
4 Bilanz 
"Marx' theory of collective action is debatable. It is not self-evident 
that social classes and their representatives are the principal actors 
in politics", schreibt Ch. Tilly (1978, S.14). "Evident" sind - wenn 
man aktuelle politische Prozesse betrachtet - eine Vielfalt politischer 
Kräfte, deren Verwurzelung in kollektiven ökonomischen Positionen 
sehr oft nur schwer oder gar nicht zu erkennen ist. Die größeren 
politischen Parteien sind in zunehmendem Maße in beinahe allen ent-
wickelten kapitalistischen Ländern zu 'Volksparteien' geworden, die 
Gewerkschaften sind oftmals - wie z.B. in den Niederlanden - ideolo-
gischfragmentiert, und die heutigen Bewegungen wie Frauen- und Frie-
densbewegung sind wohl kaum als Klassenbewegungen zu charakteri-
sieren. Sicher, ökonomische Konflikte sind so offensichtlich wie eh 
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und je, und der Gegensatz zwischen Lohnarbeit und Kapital ist keines-
wegs aus der Welt. Aber sind darum die Klassen die prinzipiellen 
Kräfte von Politik und Geschichte; lassen sich darum alle wesent-
lichen gesellschaftlichen und politischen Prozesse auf Klassen und ihre 
- durch ihre Positionen auch inhaltlich definierten - Kämpfe zurück-
führen? Als methodologischer Universalschlüssel zur Erklärung dieser 
Prozesse scheint die Klassentheorie nicht geeignet. 
Zum Geltungsanspruch von Marx' Theorie 
Nun muß man allerdings eine wichtige Relativierung anbringen. Marx 
hatte zwar behauptet, daß die Geschichte eine Geschichte von Klassen-
kämpfen ist und er hätte auch wohl Engels' Formulierung unterschrie-
ben, derzufolge "alle geschichtlichen Kämpfe, ob sie auf politischem, 
religiösem, philosophischem oder sonst ideologischem Gebiet vor sich 
gehen, ... nur der mehr oder weniger deutliche Ausdruck von Kämpfen 
gesellschaftlicher Klassen sind" (MEW 8, S.562).(36) Und er hat auch 
umstandslos seine Analysen aktueller Erscheinungen und Prozesse als 
Analysen 'konkreter' Klassenkämpfe dargeboten. Eine Begründung des 
Klassenkampfes als methodologischem Universalschlüsssel hat er jedoch 
nirgends geliefert. Begründet oder genauer gesagt versucht zu begrün-
den hat Marx nur, daß der Klassenkampf langfristig das Geschick der 
bürgerlichen Gesellschaft bestimmt, indem er diese zu ihrem Ende 
bringt und den Sozialismus herbeiführt. (37) 
Daß man alle kurzfristigen, alle je aktuellen Prozesse innerhalb 
der unterstellten langfristigen Entwicklung der bürgerlichen Gesell-
schaft dann auch im Lichte dieser langfristigen Entwicklung zu sehen 
hat, ist nicht ohne weiteres einsichtig. Dies bedeutet, daß ohne Be-
gründung des Klassenkampfes als methodologischem Universalschlüssel 
der Klassenkampf eben nicht als solcher Schlüssel betrachtet werden 
sollte. Vielleicht sind der Coup d'Napoleon und die Niederschlagung 
der Pariser Kommune ausreichend von einem klassentheoretischem An-
satz her zu erklären, und ist Marx' Analyse dieser Ereignisse also 
zutreffend. Genausogut können aber andere Prozesse oder Sachverhalte 
wie z.B. die gesellschaftlichen Veränderungen der sechziger Jahre, der 
konservative Trend in jüngerer Zeit oder die augenblickliche norwe-
gische Gesundheitspolitik gänzlich andere oder zumindest komplexere 
Ursachen haben als nur aus kollektiven ökonomischen Positionen hervor-
gehende Kämpfe. Eine allgemeine Theorie, daß all diese Dinge auf 
Klassenkämpfe zurückzuführen sind, hat Marx nicht vorgelegt. Daher 
muß sich die Aufmerksamkeit zunächst auf die Frage richten, ob 
Marx' Klassentheorie wenigstens richtig ist in Bezug auf die langfris-
tige Entwicklung der bürgerlichen Gesellschaft und ob es bezüglich 
der gesellschaftliche und politische Prozesse bestimmenden Kräfte 
überhaupt richtig ist, den sich aus der Anlage seiner politischen Öko-
nomie ergebenden Unterschied zwischen je aktueller und langfristiger 
Entwicklung anzubringen.(38) 
Auch bezüglich seiner Thesen zur langfristigen Entwicklung scheint 
die Wirklichkeit Marx zu widersprechen. Das Proletariat hat in noch 
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keinem einzigen Land die Revolution gemacht, und es schickt sich 
momentan trotz internationaler ökonomischer Krise auch nicht an zu 
revolutionären Taten. Aber vielleicht fragt die langfristige Entwick-
lung des Kapitalismus ja um etwas mehr Geduld als die beinah 120 
Jahre seit dem Erscheinen von Marx' 'Kapital ' . Die simple Tatsache, 
daß Westeuropa und Nordamerika noch immer kapitalistisch sind, 
spricht allein noch nicht gegen Marx' Theorie. Wenn aber die Entwick-
lung während dieser 120 Jahre in vielerlei Hinsicht unumkehrbar eine 
andere als die von Marx erwartete Richtung eingeschlagen hat, dann 
allerdings kann seine materialistische Begründung des Sozialismus' und 
der Privilegierung ökonomischer Klassenpositionen als Artikulations-
basis politischer Kräfte kaum stichhaltig sein. Natürlich ist es zudem 
auch noch möglich, daß Marx methodisch einige Schritte unternommen 
hat, die - einmal ganz abgesehen von seiner Metaphysik - seine Ana-
lyse bereits vor jeder Konfrontation mit der wirklichen Geschichte 
fragwürdig erscheinen läßt. 
Bevor nun die Haltbarkeit von Marx' Theorie untersucht wird, muß 
nochmals eine Relativierung dieser Theorie vorgenommen werden. Eine 
materialistische Theorie des Klassenkampfes hat Marx auch bezüglich 
der langfristigen Entwicklung des Kapitalismus nicht geliefert. Seine 
materialistische Begründung der Privilegierung ökonomischer Positionen 
beschränkt sich auf die Arbeiterklasse als dem umwälzenden Faktor. 
Daß die Kapitalisten materiell gezwungen sind, als Klasse für die Er-
haltung des Kapitalismus zu kämpfen, zeigt er nicht. Sicher ist der 
einzelne Kapitalist, um als solcher funktionieren zu können, gezwun-
gen, für die Erhaltung des Kapitalismus zu sein. Aber gezwungen, als 
Kapitalisten zu funktionieren, sind die Kapitalisten nur auf Widerruf. 
Produktion ist notwendig, Kapitalismus nicht. Offenbar unterstellt 
Marx, daß die Kapitalisten ihre Positionen und die damit verbundenen 
materiellen und sonstigen vorteile nicht preisgeben wollen. Dies scheint 
eine unwiderlegbare historische Tatsache zu sein, aber eine materiali-
stische Erklärung der Praxis der Kapitalisten als Klasse ist es nicht. 
Materialistisch ist nur Marx' Theorie des ökonomischen Handelns 
individueller Kapitalisten, seine Analyse des Zwangs zur Akkumulation. 
Akkumulation und materieller Zwang. Ein wahrer Kern in Marx' Argu-
mentation 
Die Frage nach der Richtigkeit von Marx' materialistischer Klassen-
theorie (des Proletariats) ist nun die Frage nach der Richtigkeit 
seiner Akkumulationstheorie. Denn die kapitalistische Akkumulation 
bewirkt Marx zufolge: eine Vereinfachung der Klassenverhältnisse auf 
im wesentlichen das Verhältnis von Kapitalistenklasse zu Arbeiter-
klasse, die zunehmende Ausbeutung und folglich Verelendung der letz-
teren und damit einhergehend ihre Vereinheitlichung und Vereinigung 
sowie den materiellen Zwang für sie, die kapitalistischen Verhält-
nisse umzuwälzen, wobei dann die Bedingungen des an die Stelle des 
Kapitalismus tretenden Sozialismus auch durch die kapitalistische 
Akkumulation produziert werden, der Sozialismus also nur noch "frei-
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gesetzt" werden muß. (39) 
Die prinzipiellste Kritik, die gegenüber diesem Ansatz formuliert 
werden kann, betrifft direkt Marx' Konzept des Materialismus, seine 
Konstruktion des materiellen Zwangs als Hebel des Klassenkampfes. 
Eine solche Kritik wird z.B. vorgebracht von Oilman (1972), Wagner 
(1976) und Wacker (1979). Die Frage ¡st jedoch, ob sie Marx wirklich 
treffen. Denn trotz der vielen denkbaren Fragezeichen (s. Anm.26) 
wäre Marx' Theorie doch wohl nur dann definitiv kritisierbar, wenn 
alle Bedingungen zur Umwälzung des Kapitalismus, die Marx als aus 
eben diesem Kapitalismus resultierend betrachtete, auch wirklich ge-
geben wären. Seine These ist ja nicht, daß die materielle Not des 
Proletariats selbst schon zum Sozialismus führt. Das ist zwar eine 
notwendige und sogar die entscheidende Bedingung, aber hinzu muß 
kommen, daß auch die materiellen und gesellschaftlichen Bedingungen 
bereits anwesend sind, denn schließlich stellen sich ihm zufolge die 
Menschen nur Aufgaben, die sie auch lösen können. Ob sein Materia-
lismus des Zwangs zutreffend ist, wäre empirisch also nur prüfbar im 
Kontext der anderen von ihm genannten Bedingungen. 
Sosehr auch deutlich zu sein scheint, daß die bisherigen Krisen des 
Kapitalismus nicht zu einer Revolutionierung der Arbeiter geführt 
haben, und sosehr dies auch die marxistischen Vertreter einer revolu-
tionären Krisenmechanik treffen mag, so ist es doch keine ausreichen-
de Kritik an Marx1 Konstruktion. Die Kritik muß nicht nur zielen auf 
das Ausbleiben eines revolutionären Proletariats, sondern auch auf die 
anderen von Marx vorausgesagten und von ihm für das Kommen des 
Sozialismus wesentlich erachteten Voraussetzungen. Vor allem aber 
muß sie zielen auf den Typus seiner Analyse, auf deren Methode und 
Abstraktionslogik. 
Zunächst sollte man jedoch erst einmal festhalten, was richtig ist 
an Marx' Theorie des kapitalistischen Bewegungsgesetzes. Richtig ist 
- und dieser Punkt ist sehr wichtig in dieser Arbeit - daß der Akku-
mulationsprozeß des Kapitals zu einer Polarisierung von gebrauchswert-
orientierter Lohnarbeit und profitorientiertem Kapital führt, die ihren 
handgreiflichsten Ausdruck im alltäglichen Kampf um Löhne und Ar-
beitsbedingungen findet. Dieser Kampf, der ja durchaus eine politische 
Komponente hat, ist strukturell bedingt durch die kapitalistischen Ver-
hältnisse, die einen mehr oder weniger permanenten Gegensatz zwischen 
Lohnarbeit und Kapital bewirken. Der konkurrenzbedingte Zwang zur 
Akkumulation, also der Zwang zur Profitmaximierung ('Logik des Kapi-
tals ' ) beinhaltet eine strukturelle Bedrohung der materiellen Lebensbe-
dingungen der Lohnarbeiter und nötigt diese zur Gegenwehr. Denn die 
Kehrseite der Profit maximierung ist u.a. die Minimierung der Arbeits-
kosten. Und ohne eine Gegenwehr der Lohnabhängigen gegen die Logik 
des Kapitals gäbe es keine auch nur einigermaßen sichere Garantie des 
Lohnniveaus, des Arbeitsplatzes (ganz abgesehen von Krisen denke man 
nur an die Möglichkeit der Verlagerung gesamter Industrien in soge-
nannte Billiglohnländer), der Arbeitszeit und menschenwürdiger Sicher-
heitsbedingungen am Arbeitsplatz. Aus diesem Grunde werde ich im 
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weiteren von einer aufgrund strukturellen Drucks erzeugten Kampffront 
zwischen den Positionen von Lohnarbeit und Kapital sprechen. 
Der Begriff Zwang in seiner sprichwörtlichen Bedeutung ist hier 
wohl fehl am Platze. Die Rede von strukturellem Druck und in diesem 
Sinne von Zwang scheint mir dagegen gerechtfertigt, weil im Verhält-
nis von Lohnarbeit und Kapital infolge struktureller Mechanismen bei-
nahe ständig existentielle Dinge auf dem Spiel stehen. Die Bedrohung 
der Lebensbedingungen der Lohnarbeiter ist dabei aber überhaupt nicht 
automatisch gleichzusetzen mit drohender, die Subsistenzgrenze unter-
schreitender Verelendung. Hat die Logik des Kapitals freien Lauf, dann 
ist eine solche Entwicklungsmöglichkeit - wie das Beispiel vor allem 
Englands im 19. Jahrhundert zeigt - allerdings nicht ausgeschlossen. 
Generell geht es aber um die Bedrohung des jeweiligen Standes der 
materiellen Lebensbedingungen. Die Dynamik der ungehinderten kapita-
listischen Akkumulationslogik machte jede Lebensperspektive eines 
Großteils der Lohnabhängigen zu einer ungewissen Sache - letztere 
wären Spielball ersterer. 
Die Rede nun von der Nötigung oder von dem strukturellen Druck 
zur Bildung einer Gegenmacht verweist nicht auf einen Automatismus, 
sondern ist gebunden an die Prämisse, daß die Menschen ein bloßes sub-
jektives Wollen überschreitendes und jenseits aller Werte und Identitä-
ten gelegenes Bedürfnis haben an einem gewissen Maß von materieller 
Sicherheit (auf welch spezifischem Niveau auch immer) und Stetigkeit. 
Ohne dieses gewisse Maß vor allem von Stetigkeit ist gesellschaftliches 
Leben m.E. nicht möglich, denn nur sie gewährleistet die für gesell-
schaftliches Handeln und die für unsere tagtäglichen Entwürfe kurz-
und längerfristiger Lebensperspektiven notwendigen Orientierungspunkte. 
Aus Ausbeutung resultierende Armut steht dem nicht unbedingt im 
Wege, wohl aber die in den 'reinen' Kapitalismus eingebackene Un-
sicherheit über die materiellen Lebensbedingungen von morgen. Und die 
hieraus resultierende Pression zu politischer Aktion der Lohnabhängigen 
bezeichnet eine grundlegende Dimension unterhalb des für eine Gesell-
schaft des Mehr, Besser und Höher charakteristischen und sicher auch 
für die Auseinandersetzungen zwischen Arbeit und Kapital wichtigen 
('subjektiven', denn man kann sich ihm durchaus entziehen) Interesses 
an größerem materiellen Reichtum. Eine Dimension, die ebenso unter-
halb der jeweils vorherrschenden normativen Ideen über gerechtfertigte 
Einkommensansprüche liegt. 
Eine fundamentale Voraussetzung zur Entsprechung dieser Pression 
ist natürlich, daß keine derartig fatalistischen Ideologien dominant sind, 
die selbst noch die bedrohliche Dynamik des Kapitalismus als vorher-
bestimmtes Los akzeptabel machen. Es spricht allerdings vieles dafür, 
daß die Dominanz solcher - religiöser - Ideologien die Existenz zumin-
dest des entwickelten Kapitalismus ohnehin unmöglich machten, da 
dieser ein Bewußtsein der Möglichkeit zunehmender Naturbeherrschung 
und damit zusammenhängend menschlicher Autonomie voraussetzt, das 
unvereinbar ist mit paralysierendem Determinationsglauben (vgl. hierzu 
Habermas 1976, Kap. 7). 
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Eine weitere Voraussetzung ist natürlich, daß auch die Möglichkeit 
zur Formierung einer Gegenmacht gegeben ist. Die diese Formierung 
erleichternde Zusammenführung vieler Lohnarbeiter an jeweils einem 
Arbeitsplatz ist sozusagen im Begriff des Kapitalismus eingeschlossen 
und daher nicht das Problem. Die politische Möglichkeit ist das Pro-
blem. Schließlich gibt es ja genügend Fälle der Unterdrückung selbstän-
diger Organisationen, die auf die eine oder andere Weise eine Gegen-
macht der Arbeit zum Kapital verkörpern. Der Faschismus ist davon 
der bekannteste Fall. Im Faschismus gab es aber andererseits auch 
keine ungehemmte Entfaltung der Logik des Kapitals. Ein anderer Fall 
ist der Frühkapitalismus, in dem es weder allgemeines Wahlrecht noch 
Gewerkschaften (Koalitionsverbot!) gab. Zwischen Arbeit und Kapital 
gab es hier nur einen, wie Marx es nennt, "mehr oder weniger ver-
steckten Bürgerkrieg" (MEW 23, S.316) um die Länge des Arbeitstages 
sowie um Gesundheits- und Sicherheitsbestimmungen am Arbeitsplatz. 
Die Möglichkeit einer direkten Beeinflußung der diesbezüglichen Gesetz-
gebung seitens der Lohnabhängigen gab es nicht. Da "das Kapital ... 
rücksichtslos gegen Gesundheit und Lebensdauer des Arbeiters" ist, und 
zwar unabhängig "vom guten oder bösen Willen des einzelnen Kapita-
listen", fragt es sich, wer in dieser Situation dann dennoch die "Klage 
über physische und geistige Verkümmerung, vorzeitigen Tod, Tortur der 
Überarbeit" (ibid., S.285f) erhört und die Anfänge der Fabrikgesetzgebung 
in die Wege geleitet hat. Bei Marx ist es letztlich "die Gesellschaft", 
die das Kapital bzw. dessen Logik einer gewissen "Staatskontrolle"(vgl. 
ibid., S.285, 504 u. 515) unterwirft. In der gegebenen politischen Situa-
tion des 19. Jahrhunderts bedeutete dies nichts anderes, als daß die 
Kapitalisten als 'politischer Gesamtkapitalist' einer, wenn auch mini-
malen, gesetzlichen Bremse der unbegrenzten, ihnen als individuelle Ka-
pitalisten von der Konkurrenz aufgezwungenen Ausbeutung zustimmen 
mußten, da eine Vernichtung der Ware Arbeitskraft natürlich auch 
nicht ihren Interessen entsprach. 
Vielleicht kann man aus diesem Beispiel schlußfolgern, daß sich 
dort, wo die Lohnarbeit selbst (noch) nicht in der Lage ist, sich der 
freien Logik des Kapitals entgegenzustemmen, der Druck zur Bildung 
einer Gegenmacht auf andere gesellschaftliche Instanzen einschließlich 
der Kapitalisten selbst verlagert. Und außerdem, daß in solchen Situa-
tionen nicht nur ein struktureller Druck zur Formierung einer Macht 
gegenüber dem Kapital anwesend ist, sondern zusammenhängend damit 
auch ein struktureller Druck zur Veränderung der politischen Verhält-
nisse. Zu beachten, daß die Feststellung strukturellen Drucks bzw. 
praktischer Notwendigkeiten keinen logischen Schluß auf deren Ent-
sprechung erlaubt, ist hier allerdings grundsätzlich wichtig. 
Im gegebenen Fall macht die Permanenz des kapitalistischen Gegen-
satzes (40) und des von ihm erzeugten strukturellen Drucks aber doch 
plausibel, daß die verschiedenen Organisationen von Lohnarbeit und Ka-
pital bisher innerhalb der Vielfalt und Komplexität der die bürgerliche 
Gesellschaft charakterisierenden politischen Kräfte eine Hauptrolle ge-
spielt haben und daß die Themen dieses Gegensatzes weitgehend - und 
insbesondere in Krisenzeiten wie jetzt - die politische Tagesordnung 
bestimmt haben. 
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Damit soll jedoch nicht behauptet werden, daß alle Auseinanderset-
zungen zwischen Lohnarbeit und Kapital durch die strukturelle Bedro-
hung der Arbeit durch die Logik des Kapitals erklärt werden können. 
Diese Bedrohung liegt der defensiven Dimension des Kampfes gegen das 
Kapital zugrunde. Zur Erklärung des offensiven Aspekts des Kampfs der 
Lohnarbeit gegen das Kapital, also zur Erklärung von vor allem den 
turnusmäßigen Forderungen nach höheren Löhnen, ist der hier skizzierte 
strukturelle Druck nicht hinreichend. Diese Dimension des 'Mehr und 
Mehr' hat ihre Ursache eher in der Tendenz des Kapitalismus, die 
Bedürfnisse der Menschen durch neue Produktkreationen ständig zu " re-
volutionieren" und ihre Konsumwünsche durch Reklamestrategien zu 
steigern - in mit dem Kapitalismus historisch gewachsenen Interessen-
lagen also, weniger in existentiellen 'Zwängen'. Die Zahlungsfähigkeit 
der Menschen - deren große Mehrheit ja von Lohneinkommen lebt -
kann mit dem Produktionswachstum aber nur mithalten, wenn dem an-
wachsenden Produktangebot auch eine Zunahme der Löhne entspricht. 
Und diese, obwohl sie, wie wir spätestens seit Keynes wissen, eine 
Funktionsbedingung des Gesamtsystems ist, muß erkämpft werden. Ne-
ben der existentiell bedrohlichen ist dies eine zweite Komponente des 
Gegensatzes von Lohnarbeit und Kapital. Im Kontext dieser Arbeit, 
deren Zielsetzung ja nicht die Erklärung der verschiedenen Erschei-
nungsformen und Streitpunkte des Konflikts zwischen Organisation der 
Lohnarbeit und des Kapitals ist, wird allerdings die existentiell bedroh-
liche Komponente von größerer Wichtigkeit sein. 
Vor Mißverständnissen muß hier jedoch in dreierlei Hinsicht gewarnt 
werden: Erstens ist der Gegensatz zwischen Lohnarbeit und Kapital 
nicht per definitionem ein Gegensatz zwischen den Gesamtheiten zweier 
homogener Klassen. Daß individuelle Lohnabhängige sich aufgrund be-
stimmter Qualifikationen und besonderer Positionen der strukturellen 
Bedrohung ihrer Lebensbedingungen durch die Logik des Kapitals ent-
ziehen können (bzw. in der Lage sind, ihren Lebensstandard zu erhöhen), 
ist keineswegs ausgeschlossen. Es ist auch nicht gesagt, daß jeder der 
Betroffenen aktiv in den Kampf zwischen Lohnarbeit und Kapital ein-
greift. Und schließlich kann aus dem hier zur Diskussion stehenden 
strukturellen Gegensatz nicht abgeleitet werden, in welchen organisato-
rischen Formen und mit welchen spezifischen Zielen der Gegensatz aus-
getragen wird. Dieser Gegensatz ist zwar sehr konkret, aber er ist in-
sofern eine Abstraktion, als die Art und Weise, in der er sich real 
äußert, von vielerlei Faktoren bestimmt wird. In diesem Zusammenhang 
muß auch hingewiesen werden auf die Möglichkeit der Loskoppelung des 
kapitalistischen Gegensatzes von Profitorientierung versus Gebrauchs-
wertorientierung vom unmittelbaren Gegensatz zwischen Lohnarbeit und 
Kapital. Aber dazu mehr in Kapitel IV. 
Zweitens unterscheidet der strukturell bedingte Charakter der - wie 
immer sich konkret äußernden - Kampffront zwischen Lohnarbeit und 
Kapital sich zwar von anderen gesellschaftlichen Konfliktlinien und -po-
tentialen (41), denen keinerlei solch struktureller Druck zugrundeliegt, 
aber er rechtfertigt keineswegs zu der Annahme, ökonomische Klassen-
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Positionen seien der letzte Bestimmungsgrund aller politischen Praxis. 
Im Gegenteil. Man kann nicht einmal sagen, daß ihnen a priori und un-
abhängig vom Untersuchungsgegenstand ein besonderes explanatives Ge-
wicht zukommt. 
Drittens möchte ich betonen, daß die Tatsache der kapitalistischen 
Ausbeutung als solcher hier nicht zur Begründung der These von der 
strukturell 'erzwungenen' Kampffront zwischen Lohnarbeit und Kapital 
dient. Diese Begründung liegt in der soeben skizzierten Dynamik der 
kapitalistischen Verhältnisse. Unabhängig von dieser Dynamik erklärt 
Ausbeutung sehr wenig: "'Exploitation' does not per se imply resis-
tance to exploitation, the exploiters' resistance to the resistance of 
of the exploited, or a struggle over exploitation as such."(Therborn 
1980, S.9) Von daher ist auch der Ausgangspunkt der jetzt vor allem in 
den USA viel diskutierten Arbeit J.E. Roemers (1982a)(42), daß eine 
erneuerte marxistische Ausbeutungstheorie die grundlegende Vorausset-
zung einer Theorie der Klassen und des Klassenkampfes zu sein hat (43), 
meines Erachtens nicht zu verteidigen. Gibt man Ausbeutern und Aus-
gebeuteten jeweils den Namen Klasse, dann hat dies allein wenig zu 
tun mit einer Klassentheorie und noch weniger mit einer Theorie poli-
tischer Prozesse, von denen zudem erst einmal festzustellen wäre, in-
wieweit sie auf welcherart Klassenkämpfe zurückzuführen sind. Eine 
"interpretation of capitalism" als eines ausbeutungstheoretisch zu e r -
klärenden "class struggle between poor workers and rich capitalists" 
(Roemer 1982b, S.275) scheint wenig realitätsgerecht. Darüberhinaus 
möchte ich gegenüber Roemers rein quantifizierend angelegter Ausbeu-
tungstheorie festhalten an einer Fassung der kapitalistischen Ausbeu-
tung als privater Aneignung der Verfügungsgewalt über das gesell-
schaftlich produzierte Mehrprodukt. (44) Der Nachdruck hat dabei zu 
liegen auf dem qualitativen Charakter dieser Ausbeutung - wo der Ver-
wendungszweck des Mehrprodukts von der Logik des Kapitals bestimmt 
wird - sowie auf der Gesellschaftlichkeit der Produktion des Mehrpro-
dukts bzw. seiner kapitalistischen Form, des Mehrwerts. Ersteres weist 
darauf, daß kapitalistische Ausbeutung viel mehr ist als nur persönliche 
Bereicherung und letzteres, daß sie nicht per definitionem impliziert, 
daß in quantitativer Hinsicht die Arbeitskraft eines jeden individuellen 
Lohnabhängigen ausgebeutet wird. Aber nochmals, die kapitalistische 
Ausbeutung als solche nimmt keinen zentralen Platz ein in dieser 
Arbeit. 
Marx' Fehler und Schlußfolgerungen 
Zurück zu Marx' akkumulationstheoretisch fundierter Klassentheorie. 
Daß der Kapitalismus zwar einen strukturellen Gegensatz zwischen den 
Positionen von Lohnarbeit und Kapital beinhaltet, nicht aber zu einer 
zunehmenden und letztenendes das bestehende System sprengenden Po-
larisierung von Kapitalistenklasse und Arbeiterklasse führte, wie Marx 
sie voraussagte, hat im wesentlichen zwei Gründe: Erstens produziert 
der Kapitalismus nicht "Existenzbedingungen" des Sozialismus, die dann 
in einer Revolution nur noch "freigesetzt" werden müssen. Marx' Äuße-
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rungen zu diesem Thema sind äußerst dürftig. Ein Niveau der Produk-
tivkraftentwicklung (technisch gesehen), das materielle Lebensumstände 
für alle Menschen oberhalb jeglicher Plackerei und Armut ermöglicht, 
scheint zwar eine notwendige Voraussetzung einer sozialistischen Ge-
sellschaft, aber sie ist keine ausreichende Voraussetzung. Und die Zen-
tralisation der Produktionsmittel auf einem hohen Vergesellschaftungs-
grad, die Bildung von Aktiengesellschaften sowie die Verkürzung der 
Arbeitszeit sind an sich auch noch keine embryonalen Elemente des 
Sozialismus. Der Sozialismus ist also eine "Aufgabe" - zumindest für 
Sozialisten - deren "Lösung" nicht einfach durch den Verlauf der ka-
pitalistischen Entwicklung gewährleistet ist. 
Zweitens hat sich Marx' Verelendungstheorie als unhaltbar erwiesen. 
Es gibt zwar noch Elend genug in den 'reichen1 westlichen Ländern 
- so lebten z.B. J.Roth (1979, S.35) zufolge 1977 2b% der BRD-Bevöl-
kerung in Armut; ganz zu schweigen von den USA - aber dies ist kein 
Resultat eines sekulären Verelendungsprozesses. Materielles Elend auf 
"größerer Stufenleiter" ist auch im kapitalistischen Westen niemals völ-
lig verschwunden, auch wenn vielleicht die skandinavischen Länder und 
die Niederlande weitgehend von diesem Urteil auszuschließen sind. Die 
Präsenz des Elends ändert aber nichts daran, daß die wirtschaftliche 
Entwicklung der kapitalistischen Kernländer während der letzten 100 
Jahre anstelle eines Verelendungsprozesses global durch eine Steigerung 
des materiellen Lebensstandards der Lohnabhängigen gekennzeichnet 
war. (45) 
Gegen diese Behauptung könnten zwei Einwände vorgebracht werden. 
Erstens, daß man die kapitalistische Entwicklung in ihrer weltweiten 
Dimension sehen muß, wo dann der Reichtum der Kernländer - jeden-
falls teilweise - nur die Kehrseite der Armut der Peripherie sei und 
zweitens, daß die augenblickliche Krise ja noch keineswegs beendet ist, 
und daß daher ein langwieriger Verelendungsprozess für die Zukunft 
nicht auszuschließen sei. 
Der erste Einwand wird schnell abgeschwächt, wenn man sich vor 
Augen hält, daß die Importe der westlichen Länder ( lapan immer ein-
geschlossen) aus der 3. Welt einschließlich der OPEC-Staaten derzeit 
nur ca. ein Viertel ihres gesamten Importvolumens (vgl. Aneli 1981, S. 
69 und Frank 1980, S.5) und ungefähr 5% ihres nationalen Einkommens 
ausmachen. Hätten sich die 'Terms of t rade ' während der letzten Jahr-
zehnte nicht zuungunsten der 3. Welt verändert und wären die Preise 
der importierten Waren z.B. 300% ihres faktischen Niveaus (das einen 
Großteil der Importe umfassende öl ausgenommen), dann wäre das 
sicher nicht folgenlos für die Entwicklung des westlichen Lebensstan-
dards gewesen. Daß dies aber zu einer Verelendung des durchschnitt-
lichen Lohnabhängigen geführt hätte, ist nicht evident, zumal teurere 
Importe wahrscheinlich zu einer Ausweitung der westlichen Exporte ge-
führt hätten. (46) Und was den zweiten Einwand betrifft, so sind t a t -
sächlich weder die Dauer noch das letztendliche Ausmaß der gegen-
wärtigen Krise vorherzusagen. "Lange Wellen" mag es dann bisher ge-
geben haben, aber gesetzmäßig sind sie ebensowenig wie die Verelen-
dung. Weis die ökonomische Zukunft bringen wird, ist auch innerhalb 
der Grenzen des Kapitalismus eine politische Frage. 
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Das Urteil der Unhaltbarkeit trifft den gesamten Kontext der Ver-
elendungstheorie, also auch die Theorie der Vereinfachung der Klassen-
verhältnisse und der inneren Homogenisierung der Klassen. Marx' 
grundlegender Fehler scheint mir darin gelegen, daß er ohne nähere 
Begründung bestimmte ökonomische Entwicklungspfade zu Tendenzen (in 
der Bedeutung, die er diesem Begriff gegeben hat) kürt, d.h. in den 
Rang gesetzmäßiger Entwicklungen erhebt, während er andere Entwick-
lungspfade und -potentiate nur als "Gegentendenzen" thematisiert, die 
die gesetzmäßige Entwicklung wohl "modifizieren", nicht aber langfri-
stig aufhalten können. A priori jedoch sind bestimmte gesellschaftliche 
Entwicklungspfade nicht wichtiger als andere! Die gesellschaftliche 
Entwicklung ist zunächst einmal nichts anderes als die Resultante meh-
rerer diesen Pfaden entsprechender Tendenzen (wobei ich den Begriff 
Tendenz hier in seiner alltäglichen Bedeutung gebrauche). Die Dominanz 
oder gar die alleinige Relevanz der einen oder anderen Tendenz muß 
erst bewiesen werden. 
Das deutlichste Beispiel einer unbegründeten Gewichtung verschiede-
ner entwicklungsrelevanter Faktoren ist wohl Marx' Diskussion des 
"tendentiellen Falls der Profitrate". Dies ist ein "Gesetz", weil die ihm 
zufolge mit der Produktivitätserhöhung einhergehende Veränderung der 
technischen Zusammensetzung des Kapitals eine Veränderung von dessen 
organischer Zusammensetzung in Form einer relativen Zunahme des 
konstanten Kapitalanteils bedingt. Daneben gibt es "Gegentendenzen" 
oder "entgegenwirkende Ursachen" - Marx diskutiert hier u.a. die "Er-
höhung des Exploitationsgrades der Arbeit" und die "Verwohlfeilerung 
der Elemente des konstanten Kapitals" (vgl. MEW 25, Abschnitt 4) - , 
aber diese wirken eben nur 'entgegen' und können letztlich die Tendenz 
zum Fall der Profitrate nicht aufhalten. Sie haben von vornherein einen 
geringeren Status. Ähnlich wie diese Argumentation ist nun Marx' For-
mulierung seines allgemeinen Gesetzes der kapitalistischen Akkumulati-
on angelegt. Umstandsios behauptet er, daß "der wichtigste Faktor bei 
dieser Untersuchung die Zusammensetzung des Kapitals" ist (MEW 23, 
S.640), und aufgrund der Analyse dieses "Faktors" gelangt er dann in 
einer weitgehend technischen Argumentation zur absoluten Verelendung 
der Arbeiterklasse. "Faktoren" wie die Entwicklung neuer Produkte, die 
die Produktivitätssteigerung kompensieren kann, wie auch der Kampf 
und die Organisation der Lohnarbeiter zwecks Verbesserung ihrer Lage 
innerhalb des Kapitalismus bleiben außer Sicht. Zum Versuch dieser 
Verbesserung hat Marx nur anzumerken, daß er eine "Utopie" bleibt 
und zwar "eine Utopie, die zum Verbrechen wird, sobald sie sich ver-
wirklichen will." (MEW 7, S.33) Genau dies "Verbrechen" ist dann j e -
doch begangen worden. 
Theorien sind Abstraktionen, und die bewußte Außerachtlassung be-
stimmter Dinge - die Konstruktion "idealer Durchschnitte" (vgl. hierzu 
MEW 23, S.607; MEW 25, S.839; Marx 1968, S.40 sowie Novak 1975) -
ist durchaus legitim, wenn nur der Komplexität des Gegenstandes 
Rechnung getragen wird. Marx jedoch trägt der Komplexität der ge-
sellschaftlichen Entwicklung keinerlei Rechnung. Er abstrahiert von ihr 
und "enthüllt" daher "das Bewegungsgesetz" eines fiktiven Modells! 
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"Abstractions from processes that affect predictions are bad abstracti-
ons", sagt A. Przeworski (1982, S.299) denn auch ganz richtig. 
Abstrahiert wird in Marx' dichotomem Klassenmodell auch von der 
dem Kapitalismus inhärenten Tendenz zur Differenzierung der Lohnar-
beiter. Richtig ist zwar, daß die ökonomischen Positionen von Lohnar-
beit und Kapital die kapitalistische Produktion charakterisieren und 
ebenso, daß durch die kapitalistische Akkumulation stets mehr Produ-
zenten ins Kapitalverhältnis einbezogen werden. Um die 90% der außer 
Haus arbeitenden Bevölkerung in den entwickelten kapitalistischen Län-
dern ist heute lohnabhängig. Die Kapitalisten-Eigentümer und das neben 
dem Kapitalverhältnis stehende traditionelle Kleinbürgertum machen zu-
sammen nur noch 10% aus, während die postfeudalen Grundeigentümer 
praktisch ausgestorben sind. Dies bedeutet aber keineswegs, daß die 
Positionen von Lohnarbeit und Kapital die ökonomische Sozialstruktur 
des Kapitalismus ausreichend beschreiben. 
Was Marx nicht gebührend beachtet, ist zum einen, daß auch die 
Lohnarbeiter Verkäufer von Waren sind, ihr Verhältnis zueinander in 
diesem Punkt also auch nicht grundsätzlich verschieden ist vom Verhält-
nis der Kapitalisten zueinander und zum anderen, daß sowohl die tech-
nische wie organisatorische Arbeitsteilung in den einzelnen kapitali-
stischen Unternehmen hierarchisch ist. Diese Arbeitsteilung verlangt 
nach unterschiedlich qualifizierten Lohnarbeitern und verstärkt daher 
deren schon aus der Warenproduktion als solcher resultierendes Konkur-
renzverhalten. (47) Der kapitalistische Akkumulationsprozeß, der diese 
Arbeitsteilung hervorbringt, tendiert darum zur Individualisierung und 
Fragmentierung der Lohnabhängigen. (48) Diese Tendenz wird nach dem 
Prinzip 'teile und herrsche' durch das Kapital z.T. noch bewußt ver-
stärkt (49) und von den Effekten her auch noch durch z.B. die Schule 
und die staatliche Sozialversicherung (hierzu Rödel/Guldimann 1978 und 
Fox Piven/Cloward 1980). 
Der Akkumulationsprozess hat also ein 'doppeltes' Gesicht: die Ten-
denz zur Polarisierung von Lohnarbeit und Kapital wird überlagert und 
in gewissem Sinne auch neutralisiert durch die gleichzeitige Tendenz 
zur Individualisierung und Fragmentierung der Lohnabhängigen. Die so-
genannte neue Mittelklasse ist das greifbarste Ergebnis dieser Entwick-
lung. Diese 'Mittelklasse' und überhaupt die Zersplitterung der Lohnab-
hängigen machen ersichtlich, daß dem Verhältnis von Arbeit und Kapi-
tal nicht einfach ein Verhältnis von Arbeiterklasse und Kapitalisten-
klasse entspricht. Individuelle und kollektive ökonomische Positionen 
decken sich nicht. 
Resümee: Marx versucht die Privilegierung ökonomischer Positionen, 
die These, daß die Geschichte eine Geschichte von Klassenkämpfen ist, 
(mit den genannten Einschränkungen) materialistisch zu untermauern. 
Seine Theorie ist jedoch unhaltbar. Zwar erzeugt der kapitalistische 
Akkumulationsprozess strukturell eine permanente Spannung zwischen 
Arbeit und Kapital, und es ist sehr wichtig, daß man dies festhält. 
Aber aus dieser Spannung zwischen den zunächst abstrakten Polen Ar-
beit und Kapital kann man nicht auf einen die gesamte Politik bestim-
menden Kampf zweier mehr oder weniger homogener Klassen schließen. 
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Der Kapitalismus produziert einen strukturellen Gegensatz zwischen 
Arbeit und Kapital. Aber er produziert nicht den Zwang, der aus der 
kollektiven ökonomischen Position der Lohnarbeiter die Arbeiterklasse 
als homogenes geschichtliches Subjekt eines in ihre Position einge-
schriebenen Sozialismus hervorgehen läßt. Ohne diesen Zwang gibt es 
jedoch keinen trifftigen Grund, ökonomische Klassenpositionen als Art i-
kulationsbasis gesellschaftsverändernder und sonstiger politischer Kräfte 
zu privilegieren - zumal kollektive und individuelle ökonomische Positio-
nen sich nicht decken. Wenn Klassenpositionen keine Quellen unwider-
stehlichen und richtungsweisenden Zwangs sind, besteht grundsätzlich 
ein Spielraum für das Wirken von vielerlei Einflüßen und Faktoren im 
politischen Kräftespiel, ökonomische Positionen definieren zwar struktu-
rell Lohn versus Profit als Einsatz gesellschaftlicher Konflikte, aber 
darüberhinaus sind sie zunächst einmal Positionen unter vielen anderen, 
aus denen man logisch keinerlei geschichtliche Interessen und politische 
Ziele ableiten kann. Folglich ist auch die Geschichte nicht per definitio-
nem eine Geschichte von Klassenkämpfen im emphatischen Sinne und 
ist die Bestimmung von Klassenpositionen nicht identisch mit der Be-
stimmung politischer Handlungssubjekte. (50) 
Es gibt also keine langfristige ökonomische Entwicklung, die auf 
lange Sicht geschlechtliche, besondere ideologische, sozial-geographische 
usw. Positionen zu politischer Irrelevanz degradiert. Das bedeutet, daß 
die starke oder ökonomistische Version der Basis-Uberbau-Theorie nicht 
richtig ist. Es bedeutet jedoch keineswegs, daß die Basis-Uberbau-
Theorie nun ganz und gar zu verwerfen ist, wie im Zuge der Krise des 
Marxismus oftmals vorgeschlagen wird (beispielsweise von Mouffe 1982). 
Sicher, die in den siebziger Jahren dominante und auf einer Engels-
Exegese beruhende These L. Althussers von der "in letzter Instanz" de-
terminierenden Ökonomie, die die Ideologie und Politik in "relativer 
Autonomie" beläßt, erwies sich bei ihm und seiner Gefolgschaft als 
reine Rhetorik und daher als unbegründete Behauptung. Denn was die 
exakte Bedeutung einer solchen Formel ist, wurde niemals erhellt. (51) 
Eine mögliche und zudem sehr einfache Begründung der Basisrolle der 
Ökonomie (abgesehen einmal von der eher trivialen Weisheit, daß die 
materielle Produktion die Basis des gesellschaftlichen Lebens im Sinne 
einer notwendigen Voraussetzung ist) übersah man jedoch: 
Die Ökonomie ist nicht determinierend in letzter, vorletzter oder erster 
Instanz, sondern schlicht dominant oder vorherrschend im Spiel der 
wechselseitigen Formung, Bestimmung, Beeinflußung und Durchdringung 
der gesellschaftlichen Teilstrukturen und der ihnen entsprechenden Pro-
zesse. Mit anderen Worten - und ohne Anspielung auf Althussers Un-
terscheidung zwischen Determination und Dominanz -: die Ökonomie ist 
die dominante Determinante. Und dies, weil die kapitalistische Ökono-
mie aufgrund des konkurrenzbedingten (52) Zwangs zur Akkumulation 
über eine quasi-autonome Dynamik verfügt. Diese Dynamik, nach deren 
Entsprechung man im Feudalismus, in der Antike usw. vergeblich sucht, 
ist eine Art Lokomotive der gesamten Entwicklung der bürgerlichen 
Gesellschaft, die, indem sie den materiellen Lebensraum und sprichwört-
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lieh die gesamte Erdoberfläche ständig verändert, Prozesse auf anderen 
Gebieten erst initiiert, und zwar in weit stärkerem Maße als es umge-
kehrt der Fall ist. Denn eine zweite, der kapitalistischen vergleichbare 
Dynamik gibt es in der bürgerlichen Gesellschaft nicht. Es war Marx, 
der diese Dynamik und die ihr zugrunde liegenden gesellschaftlichen 
Verhältnisse und Mechanismen offenlegte. Es war aber auch Marx, der 
sie verklärte und über den Kapitalismus hinaus verallgemeinerte. 
Bezüglich des Kapitalismus kann man tatsächlich sprechen von Pro-
duktionsverhältnissen, die die Entwicklung der Produktivkräfte (in tech-
nologischer Hinsicht) fördern. Das ist jedoch ein Spezifikum des Kapi-
talismus und nicht übertragbar auf andere, vorkapitalistische Gesell-
schaftsformationen und auch nicht auf den real existierenden Sozialis-
mus, wenn man sich ihn einmal losgelöst vom kapitalistischen Welt-
markt vorstellt. Zum einen sind nur die kapitalistischen Produktions-
verhältnisse ökonomische Produktionsverhältnisse, wo die Produktion und 
Verteilung des gesellschaftlichen 'Reichtums' nicht direkt auf Gewalt 
oder andere autoritäre Verhältnisse zurückzuführen ist. (53) Solcher 
'außer-ökonomischer' Zwang ist aber gerade das Charakteristikum aller 
anderen Gesellschaften. Und zum anderen ist absolut nicht deutlich, 
worin die besondere, die Entwicklung der Produktivkräfte fördernde 
Rolle der je besonderen außer-ökonomischen Verhältnisse besteht. 
Sicher, durch Verwandtschaftsbeziehungen organisierte Stammverbände 
hätten die ägyptischen Pyramiden nicht bauen können. Aber sind darum 
die gesellschaftlichen Verhältnisse Alt-Ägyptens der Entwicklung der 
Produktivkräfte förderlicher gewesen? Auch von hierher wird also die 
zuletzt wieder von Cohen (s.oben) unterbreitete Theorie der revolutio-
nären Produktivkräfte, die sich die ihrer Entwicklung förderlichen Pro-
duktionsverhältnisse aussuchen und so eine Aufeinanderfolge bestimmter 
Produktionsweisen erzwingen, äußerst fragwürdig. (54) Aber das ueueii-
bei. Wichtig ist, daß es in all diesen Fällen keine gesellschaftlichen 
Verhältnisse und keine auf ihnen beruhende Dynamik gibt, die es 
rechtfertigte, bezüglich der ganzen Weltgeschichte von ökonomischer 
Basis und sonstigem Überbau zu sprechen. 
Wenn also allein die kapitalistische Ökonomie in der dargelegten 
Weise als Basis der gesellschaftlichen Entwicklung betrachtet werden 
kann (55), so ist der Begriff des Überbaus dagegen problematisch. Denn 
mit ihm verbunden ist die Idee logischer Korrespondenz und Ableitbar-
keit. Die Ökonomie schreibt jedoch nicht das Kursbuch der Entwicklung 
der bürgerlichen Gesellschaft, sie ist nur deren 'Lokomotive'. Die je 
spezifischen Determinationsverhältnisse müssen per Entwicklung stets 
wieder aufs neue ausgelotet werden. Und um den Kreis zu schließen: 
auch die Basisrolle der kapitalistischen Ökonomie begründet nicht a 
priori irgendeinen analytischen oder politischen Vorrang ökonomischer 
Positionen. Sie ist desselben Ursprungs wie die Permanenz des struktu-
rellen Gegensatzes zwischen Arbeit und Kapital, und beides unterstreicht 
die Besonderheit und die wie auch immer sich äußernde Allgegenwär-
tigkeit der Ökonomie, der darum auch analytisch in besonderem Maße 
Rechnung getragen werden muß. Aber das ist auch alles, denn etwas 
besonderes ist nicht prinzipiell etwas gewichtigeres. 
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Wie man bei der Analyse politischer und politisch bedeutungsvoller 
gesellschaftlicher Prozesse und Zusammenhänge der Besonderheit der 
kapitalistischen Ökonomie im allgemeinen und des strukturellen Gegen-
satzes zwischen Arbeit und Kapital im besonderen Rechnung tragen 
kann, und wie denn überhaupt diese Prozesse und Zusammenhänge zu 
analysieren sind, wird ein stets wiederkehrendes Thema dieser Arbeit 
sein, die zunächst fortgeführt werden soll mit einer Diskussion der den 
Klassenpositionen in marxistischen Theorien jüngeren Datums zugemes-
senen Bedeutung. 
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II VOM KLASSENREDUKTIONISMUS UND ÖKONOMISMUS ZUR 
PLURALEN BESTIMMUNG POLITISCHER KRÄFTE. 
EINE EXEMPLARISCHE DISKUSSION DER THEORIEENTWICKLUNG 
DER LETZTEN JAHRE 
Denkt man Marx' materialistische Theorie der Klassen und des Klas-
senkampfes radikal zuende, dann ist - abgesehen einmal von seiner 
Metaphysik, die ihm die Gewissheit der Richtigkeit seiner Theorie 
gibt - erst die vollzogene sozialistische Revolution durch die Arbeiter-
klasse der Beweis dieser Theorie. Bei Marx, dem politischen Theoreti-
ker mit dem Selbstverständnis eines Naturwissenschaftlers, ist die ide-
elle Konstruktion des Zwangsmechanismus' der kapitalistischen Akku-
mulation sozusagen die Versuchsanordnung und die wirkliche Geschichte 
- die die Rolle des praktischen Experiments spielt - muß dann die 
Richtigkeit der hypothetisch gefolgerten praktischen Notwendigkeit und 
realen Möglichkeit des Sozialismus für die Arbeiterklasse sowie seine 
Heraufkunft durch die Arbeiterklasse beweisen. Entspricht die wirkliche 
Geschichte jedoch nicht den der 'Versuchsanordnung' zugrundeliegenden 
Annahmen, werden diese also nicht 'experimentell bestätigt ' , dann hat 
sich die Theorie, wenigstens in einigen Punkten, als falsch erwiesen. 
Genau dies trifft zu bezüglich Marx' politischer Theorie. 
Die nötige Neuformulierung der theoretischen Grundlagen des Mar-
xismus blieb jedoch aus bzw. wenn es doch versucht wurde, wurden 
solche Versuche viel zu oft tabuisiert oder gar stigmatisiert. Das an 
sich unschuldige Wort Revisionismus wurde zum Schimpfwort, und wer 
Revisionist war, der befand sich schnell außerhalb der marxistischen 
Diskussion. Dabei hätten gerade die Versuche einer Revision einiger 
Grundsätze des Marxismus, angefangen mit den Arbeiten von Merlino, 
Bernstein und Jourès und ungeachtet der jeweiligen theoretischen Re-
sultate solcher Versuche, als Chance produktiver Lernprozesse ergriffen 
werden können. Daß diese Chance ausgelassen wurde, hatte zur Folge, 
daß die Geschichte des Marxismus als politischer Theorie bis vor kur-
zem im wesentlichen die Geschichte eines orthodoxen und traditionellen 
Marxismus gewesen ist - und zwar in einem die meisten der verschie-
denen Schulen und Richtungen des Marxismus übergreifenden Sinn. 
ökonomisch definierte antagonistische Klassen wurden unverändert 
als die politisch relevanten Kräfte schlechthin betrachtet, ihre Positio-
nen in der gesellschaftlichen Produktion als die Bezugspunkte der Ana-
lyse politischer und ideologischer Verhältnisse wie Prozesse. Eine herr-
schende Kapitalistenklasse und eine unterdrückte, antikapitalistische 
Arbeiterklasse bildeten die Matrix marxistischer Untersuchungen, und 
zwar auch dann, wenn man versuchte, durch die Thematisierung der so-
genannten neuen Mittelklasse das Zweiklassenmodell zu überschreiten. 
Ökonomismus, Klassenreduktionismus und Simplizismus waren oft trotz 
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gegenteiliger Bestrebungen die Folge einer solcherart angelegten poli-
tischen Theorie. 
Erst die jüngste Krise des Marxismus hat, wie in der Einleitung be-
reits bemerkt, hierin Veränderung gebracht. Bis dahin wurden Differen-
zen und Widersprüche zwischen klassischer Theorie und Wirklichkeit ab-
gesehen von einigen Ausnahmen und 'notorischen Häretikern' nicht mit 
einer grundsätzlichen Infragestellung der Theorie beantwortet. Wenn 
diese Widersprüche nicht wegführten von der politischen Theorie bzw. 
der Gesellschaftsanalyse in politischer Absicht, dann wurden sie beant-
wortet mit einer komplementären Theorie, die die Abweichung der 
Wirklichkeit von den klassentheoretischen Kernsätzen der klassischen 
Theorie zum Thema hat te . Daß dies nicht ohne die Produktion von Wi-
dersprüchen zugehen konnte, aber auch nicht ohne die teilweise Verän-
derung der klassischen Theorie, überrascht wenig. Die wahrscheinlich 
größte Intensität erreichte die Arbeit an diesem Thema, das kein ex-
plizites, wohl aber ein faktisches Thema war und übrigens auch noch 
ist, im akademischen Marxismus der späten sechziger und der siebziger 
Jahre. Dieser Marxismus ist, zugespitzt auf die hier zu behandelnde 
Thematik, der Diskussionsgegenstand des ersten Teils dieses Kapitels. 
Danach sollen exemplarisch einige Neuansätze, ältere und vor allem die 
der letzten Jahre, zur Sprache kommen. 
1 Paradoxe Reproduktion und normative Reproduktionstheorie 
Marx' Problematik war die Veränderung des Kapitalismus. Die große 
Französische Revolution war noch in frischer Erinnerung, die Phase der 
technologischen Umwälzung in der ersten Industriellen Revolution (1) 
spielte in England noch während Marx' junger Jahre und in anderen 
Ländern auch noch in der folgenden Zeit; Marx war Zeitgenosse der 
Revolution von 1848 sowie der Bildung von Arbeiterbewegungen mit so-
zialistischen Zielsetzungen. Alles war noch im Werden und Marx' Pro-
blematik schloß an bei der dominanten gesellschaftlichen Entwicklung. 
Um die Jahrhundertwende hatte die Situation sich jedoch bereits 
verändert. Jedenfalls für Sozialisten. Sicher, technologische Umwälzun-
gen waren auch ein Merkmal dieser Zeit - Elektrizität, Benzinmotor, 
das Fließband standen vor der Tür - , die Arbeiterbewegung war immens 
gewachsen und hat te auch vielerlei Rechte erkämpft. Diese Arbeiter-
bewegung war auf dem Kontinent ideologisch sogar überwiegend mar-
xistisch, aber revolutionär war sie außer in den Sonntagsreden ihrer 
Führer und den Artikeln ihrer Intellektuellen nicht. Trotz aller Verän-
derungen: der Kapitalismus war stabil. Was war mit Marx' Bewegungs-
gesetzen der kapitalistischen Akkumulation geschehen? 
Sven Papke (1977, S.124; 1979, S.67) hat darauf hingewiesen, daß 
sowohl Bernsteins Revisionismus als auch Lenins Theorie der revolutio-
nären Avantgarde Versuche sind, das für Sozialisten in dieser Situation 
beschlossene Problem zu lösen. Während Bernstein nach Fehlern in Marx' 
Theorie suchte, diese auch meinte gefunden zu haben und als Alterna-
tive zu einem Revolutionarismus, der nur verbal war und mit der Wirk-
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lichkeit der Arbeiterbewegung nicht korrespondierte, eine Theorie eines 
zum Sozialismus evolvierenden Reformismus konzipierte, sah Lenin die 
zentrale Ursache für das Ausbleiben der sozialistischen Revolution im 
Unvermögen der Arbeiterklasse, diese Revolution selbst zu machen. Be-
kanntlich war Lenin (1972b, S.62; vgl. auch S.117) der Ansicht, daß 
"die Geschichte aller Länder" davon zeugt, "daß die Arbeiterklasse 
ausschließlich aus eigener Kraft nur ein trade-unionistisches Bewußtsein 
hervorzubringen vermag" und daß daher "ein sozialdemokratisches Be-
wußtsein" - wie man damals noch ohne Assoziation mit dem Reformis-
mus sagte - "nur von außen gebracht werden" kann. 
Ohne es zu wollen - und also auch in diesem Punkt in deutlichem 
Gegensatz zu Bernstein, auf dessen Theorie ich hier nicht weiter ein-
gehen werde - nahm Lenin hier eine einschneidende Veränderung von 
Marx' Theorie vor. Denn wenn das Proletariat aus sich selbst nicht zum 
sozialistischen Subjekt, zur "Klasse für sich" wird, wenn die Theoreti-
ker nicht nur "Organ" der wirklichen Entwicklung sind wie bei Marx, 
sondern "Erzieher" (ibid., S.92), dann kann wohl kaum noch davon ge-
sprochen werden, daß die Arbeiterklasse materiell zum Sozialismus ge-
zwungen ist und daß dieser - "wissenschaftlich" erkennbar - objektiv 
notwendig ist. Der revolutionäre Charakter der Arbeiterklasse kann 
nicht in ihrer ökonomischen Position liegen, wenn er sich nicht wenig-
stens langfristig zeigt (vorübergehend konnte, wie gesagt, auch bei 
Marx die Arbeiterklasse ein ausschließlich "trade-unionistisches" Be-
wußtsein haben). 
Genau davon ging Lenin jedoch weiterhin aus. Mit K. Kautsky war 
er der Meinung, daß die ökonomischen Verhältnisse des Kapitalismus 
und die durch sie bedingte "Massenarmut" allein sozialistisches Bewußt-
sein nicht hervorbringen können. Dies "kann nur entstehen aufgrund 
tiefer wissenschaftlicher Einsicht" (ibid., S.72).(2) Bis heute ist es a l -
lerdings Kautskys und Lenins Geheimnis geblieben, wie es möglich ist, 
"wissenschaftliche Einsicht" in den notwendig revolutionären Charakter 
der Arbeiterklasse und die Notwendigkeit des Sozialismus zu gewinnen, 
wenn keine gesellschaftlichen Mechanismen zu benennen sind, die diese 
Notwendigkeit begründet. Lenin glaubte zwar, daß sie aus ökonomischen 
Gesetzen des unabhängig vom menschlichen Bewußtsein bestehenden ge-
sellschaftlichen Seins hervorgeht, welches zur Bewußtwerdung richtig 
"widergespiegelt" werden muß (vgl.l972a, S.326ff). Wie aber eine prak-
tisch nicht erfahrbare, sondern nur "tiefer wissenschaftlicher Einsicht" 
zugängliche praktische Notwendigkeit widergespiegelt werden kann, er-
zählt Lenin nicht. Er unterschiebt Marx seine eigene Auffassung, was 
eine Begründung überflüssig zu machen scheint, denn schließlich wurde 
sie ja bereits von Marx geliefert ... 
Um aber zum Thema zu kommen: Das obengenannte Geheimnis ist 
nicht nur Kautskys und Lenins Geheimnis, sondern auch das der mei-
sten der im folgenden zu diskutierenden modernen Theoretiker. Denn 
seit Lenin ist es ein konstitutives Merkmal des Marxismus (gewesen), 
ohne Begründung auszugehen - und sei es auch nur in Form von unaus-
gesprochenen Voraussetzungen - von einer an sich, objektiv oder e i -
gentlich revolutionär-sozialistischen Arbeiterklasse. War Marx' akkumu-
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lationstheoretisch fundierter Materialismus durchwachsen von metaphy-
sischen Elementen, so kann man einen solchen Ansatz durchaus als 
Metaphysik ohne Materialismus kennzeichnen. Zudem beschäftigt sich 
der Marxismus seit Lenin mit der Frage, wie es denn kommt, daß die 
Arbeiterklasse nicht zum wirklichen revolutionären Subjekt wurde. Für 
Lenin selbst hatte diese Frage noch keinen zentralen Stellenwert; er 
sah die Antwort kurz und bündig in der Wirksamkeit der bürgerlichen 
Ideologie (vgl. 1966a, S.177) und im Entstehen einer "Arbeiteraristokra-
t ie", die "vorübergehend" dem "Opportunismus" in der Arbeiterbewe-
gung zum Sieg verhalf (vgl. Lenin o.J., S.112). Eine gewisse Wende in 
der theoretischen Problemstellung zeichnete sich allerdings ab. 
In den sechziger und siebziger Jahren konnte jedoch von einer "vor-
übergehenden" Stabilität des Kapitalismus nicht mehr die Rede sein, 
ebensowenig wie von einer nur vorübergehend opportunistischen Arbei-
terklasse, die nur von der richtigen Partei auf den richtigen Weg ge-
führt zu werden brauchte. Der Kapitalismus hatte sich als äußerst zäh 
erwiesen, und in diesem Kontext hatte die Frage nach den Gründen der 
Reproduktion des Kapitalismus Marx' Frage nach den Bewegungsgeset-
zen des Kapitalismus als übergreifende Problematik verdrängt. Politisch 
ist das Ziel des Marxismus natürlich die Veränderung des Kapitalis-
mus geblieben, aber die vorherrschende theoretische Problematik hat te 
sich verschoben. 
Nun ist die Frage nach den Gründen der Reproduktion bzw. der 
Stabilität der kapitalistischen Verhältnisse an sich keineswegs eine un-
sinnige Frage. Gerade wenn die Veränderung dieser Verhältnisse das 
politische Ziel darstellt, ist es wichtig zu wissen, welche gesellschaft-
lichen Mechanismen und Kräfte bei einer solchen Veränderung über-
wunden werden müssen. Welche Relevanz sollte es haben, stehenzublei-
ben bei der Thematisierung von Bewegungsgesetzen, die sich auch nach 
einer mehr als hundertjährigen Geschichte des Kapitalismus alles ande-
re als durchgesetzt haben? Darüberhinaus ist es auch rein akademisch 
gesehen interessant, zu klären, woher die Stabilität einer durch eine 
Vielfalt divergierender Interessen charakterisierten Gesellschaft rührt, 
deren Konflikte virtuell ständig die Gefahr eines gesellschaftlichen 
Chaos in sich zu bergen scheinen. Dies ist allerdings eher die Proble-
matik einer Soziologie in der Tradition Emile Durkheims (z.B. 1984), 
Max Webers (vgl. 1972, Teil 2, Kap. IX) oder gar Herbert Spencers 
(siehe Ritsert 1975) denn eine marxistische. Weis aber nicht bedeutet, 
daß es nicht gewisse Parallelen zwischen diesen Ansätzen und marxisti-
schen Reproduktionstheorien gibt. 
Die Reproduktionsproblematik ist also durchaus sinnvoll. Worauf es 
jedoch ankommt, ist die Art, in der man die Frage nach den Gründen 
der Reproduktion der kapitalistischen Verhältnisse stellt. Diese Repro-
duktion ist sicher nichts 'normales' und daher erklärungsbedürftig. 
Fragwürdig ist es aber, die Veränderung des Kapitalismus in Richtung 
Sozialismus mit der Arbeiterklasse als revolutionärem Subjekt als das 
eigentlich Normale vorauszusetzen, wodurch das Nichteintreten dieser 
Entwicklung per definitionem zur Abnormität wird.(3) Die wirkliche Ge-
schichte wird als 'Abweichung' von der eigentlich richtigen Geschichte 
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betrachtet, wie sie den klassischen Texten zufolge hätte stattfinden 
müssen. Die Abweichung wird zum Problem, wie auch Przeworski kri-
tisch anmerkt: "Suppose for a moment, as Marx did, that the conflict 
over material interests is irreconcilable and the workers' pursuit of 
material interests leads them inevitably to the realization that these 
interests can be advanced if and only if the institution of profit is 
abolished altogether. Given this assumption, the reproduction of capita-
list relations becomes problematic." (Przeworski/Wallerstein 1982, S.325) 
Die Beibehaltung von Marx' Konzept der dichotom-antagonistischen Ge-
sellschaft ist in diesem Kontext nicht nur fragwürdig, sondern in Wirk-
lichkeit nichts anderes als paradox. Denn bei der Erklärung der Repro-
duktion der kapitalistischen Verhältnisse hält man fest an den wesent-
lichen Ergebnissen einer Theorie, derzufolge der Kapitalismus unwider-
ruflich am Klassenantagonismus zwischen Arbeitern und Kapitalisten 
hät te zerschellen sollen. Das Resultat davon ist eine normative Repro-
duktionstheorie, die in einer bestimmten Art von Essentialismus grün-
det. Wo immer in diesem Text ohne erläuternden Zusatz die Rede ist 
von der marxistischen Reproduktionstheorie oder dem reproduktions-
theoretischen Ansatz, da ist dieser normative Ansatz gemeint. 
Belege für die m.E. nach 1968 gegebene Dominanz des normativen 
reproduktionstheoretischen Ansatzes findet man in der Art und Weise, 
in der bestimmte Themen angegangen wurden und zuweilen auch in den 
expliziten Fragestellungen marxistischer politischer Analysen. Althusser 
betrachtet in seinem epochemachenden Aufsatz über die "ideologischen 
Staatsapparate" Staat und Ideologie unter dem "Gesichtspunkt der Re-
produktion" (Althusser o.J., S.28 u. 36); P.Anderson, der den Kampf 
zwischen Arbeit und Kapital beschreibt als "conflict between antago-
nistic classes, founded on two adversary modes of production", sucht 
nach Gründen für das "Paradox", daß die Arbeiterklasse trotz allgemei-
nem Wahlrecht dem Sozialismus keinen Schritt näher gekommen ist 
(1977, S.27 u. 45); S. Stuurman, Vertreter der Richtung Althusser/Pou-
lantzas in den Niederlanden, fragt "wie es möglich (war), daß. . . die 
Mehrheit der Arbeiterklasse... integriert wurde in die bürgerliche Ge-
sellschaft" (1978, S.19; vgl. auch ders. 1981a, S.50 u. 1981b, S.39) und 
G. Therborn möchte gar Marx zum Reproduktionstheoretiker machen. (4) 
Vielleicht ist gerade dies letzte ein Beispiel dafür, wie sehr der re-
produktionstheoretische Ansatz "normalwissenschaftlichen" (Kuhn) Status 
erlangt hat te . (5) Es gab kaum einen polit-theoretischen Text, der 
nicht einerseits unterstrich, daß Staat und Ideologie Elemente, Instru-
mente, "Verdichtungen" oder Repräsentationen der Herrschaft der Ka-
pitalistenklasse sind, ihre Herrschaft zementieren und also die Repro-
duktion der kapitalistischen Verhältnisse besorgen (6) und der anderer-
seits nicht doch festhielt am objektiv revolutionären Charakter der Ar-
beiterklasse. In den Theorien vom "falschen Bewußtsein" (7) der Arbei-
terklasse, die sich meist auf Lukacs beriefen (8), geschah dies ganz 
explizit. Daß vielleicht gerade die Voraussetzung einer revolutionären 
Arbeiterklasse falsch sein könnte, kam kaum jemanden in den Sinn. H. 
Lefebvre war eine der wenigen Ausnahmen, und er stellte denn (logi-
scherweise) auch gleich den typisch marxistischen reproduktionstheore-
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tischen Ansatz in Frage (1976, S.95). Lefebvre kritisierte auch die sim-
plizistischen Erklärungsmuster, die mit diesem Ansatz gepaart gingen: 
"Capitalist society constitutes ... a closed system which can only 
either maintain its conditions or collapse, according to the principle of 
all or nothing." (ibid., S.60) 
Zuletzt möchte ich in dem hier erörterten Zusammenhang noch da-
rauf hinweisen, daß es kein Zufall ist, daß Gramsci gerade in den sieb-
ziger Jahren auf breiter Front rezipiert wurde. Mit ein wenig Übertrei-
bung kann man nämlich Gramsci als den ersten großen marxistischen 
Reproduktionstheoretiker bezeichnen. Schaut man sich genau an wie er 
seinen Schlüsselbegriff Hegemonie konzipiert, dann kommt der repro-
duktionstheoretische Ansatz deutlich zum Vorschein. Es ist die Hege-
monie der einen Klasse über die andere. Die Hegemonie der Bourgeoi-
sie verhindert die Verwirklichung des Sozialismus und gewährleistet also 
die Reproduktion des Kapitalismus (siehe Burawoy 1980, S.262). Daß 
die Arbeiterklasse, könnte sie die bürgerliche Hegemonie brechen, das 
Subjekt des Sozialismus wäre, wird dabei stillschweigend unterstellt. 
2 Ökonomismus und Klassenreduktionismus 
Der normative reproduktionstheoretische Ansatz impliziert eine ökono-
mistische Grundkonzeption der gesellschaftlichen Wirklichkeit. Der von 
Gramsci (1971, z.B. S.l63ff) gebrandmarkte Ökonomismus im Sinne 
einer unbegründeten Oberbetonung der Ökonomie bei der Erklärung ge-
sellschaftlicher Verhältnisse und Prozesse nimmt hier die Form eines 
ökonomischenEssentialismus an. ökonomischen(Klassen-)Positionen wer-
den a priori polit-ideologische Standpunkte zugeordnet, die dann als 
Maßstab zur Beurteilung der Geschichte und der empirisch gegebenen 
(Klassen-)Standpunkte dienen. Klassenreduktionismus liegt vor, wenn 
wie bei der These vom Klassenkampf als dem "Motor" der Geschichte 
mehr oder weniger alle gesellschaftlichen Prozesse a priori reduziert 
werden auf von Klassenverhältnissen und -kämpfen bestimmte Prozesse. 
ökonomistisch ist dieser Klassenreduktionismus, wenn z.B. ideologische 
und politische Prozesse von ökonomischen Klassenpositionen abgeleitet 
werden. 
Nun ist es unmöglich zu demonstrieren, welcherlei Formen der Öko-
nomismus und der Klassenreduktionismus alles angenommen hat (te) und 
welche Theoretiker alles wegen dieser Ismen kritisiert werden müßten. 
Daher möchte ich mich hier beschränken auf eine Skizze des Ökono-
mismus der zwei m.E. - wenn vielleicht auch nicht in der Bundesrepublik, 
so aber doch in den westlichen Ländern insgesamt - einflußreichsten 
Marxisten der siebziger Jahre, L. Althusser und N. Poulantzas. Daran an-
schließend soll die Theorie E.O.Wrights kurz erörtert werden, der im 
Gegensatz zu Althusser, Poulantzas und ihren zahlreichen Adepten ver-
sucht hat, seine Thesen zu begründen. 
Daß gerade Althusser und Poulantzas hier diskutiert werden, hat 
seinen Grund insbesondere auch darin, daß sie sich ausdrücklich aufge-
worfen haben zu Kritikern des Ökonomismus - sie brandmarken ihn als 
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"Abweichung", "Revision" und als "bourgeois interpretation" (vgl. Alt-
husser O.J., S.45, 19 und 7 sowie Poulantzas 1976a, S.6) - sowie der 
essentialistischen Unterscheidung von Wesen und Erscheinung (vgl. Alt-
husser/Balibar 1972, S.146f), und weil sie mit den Theoremen von der 
nur in "letzter Instanz" determinierenden Ökonomie und der "relativen 
Autonomie" von Politik und Ideologie (vgl. ibid., S.127)(9) jeglichem 
Reduktionismus einen Riegel vorschieben wollten. Auf diesem Hinter-
grund ist es nur folgerichtig, wenn Poulantzas (1975a, S.109) den ver-
breiteten Usus, "die Klasseninteressen in die Strukturen zu verlegen", 
zurückweist. 
Dem Anspruch nach markieren die Arbeiten Althussers und Poulant-
zas' im Zusammenhang mit der von ihnen geförderten internationalen 
Rezeption Gramscis einen theoriegeschichtlichen Einschnitt. Von nun an 
waren lineare Zuordnungen von Politik und Ideologie zur Ökonomie und 
also auch von 'richtigem' Klassenbewußtsein zu ökonomischen Klassen-
positionen in weiten Kreisen der marxistischen Gesellschaftstheorie als 
unhaltbar akzeptiert. Der explanative Stellenwert der Klassenpositionen 
in der politischen Analyse stand damit erstmals nicht nur bei einzelnen 
Autoren (z.B. bei Sartre, Habermas, Offe, Thompson; siehe dazu unten), 
sondern auf breiter Linie zur Diskussion. Die Behandlung von Theorien, 
die weiterhin ohne nähere Begründung lineare Zuordnungen der geschil-
derten Art vornahmen, erübrigt sich von daher an dieser Stelle. Dort 
allerdings, wo, wie bei Wright (in puncto eines aus ihrer ökonomischen 
Position ableitbaren objektiven Interesses der Arbeiterklasse am Sozia-
lismus), Begründungsversuche vorliegen, werden diese auch diskutiert. 
Zunächst einmal ist es jedoch interessant zu prüfen, inwieweit Althus-
ser und Poulantzas ihrem Anspruch gerecht werden. 
Tatsächlich erweisen sich ihre beherzenswerten Vorstöße bei nähe-
rem Hinsehen als pure Rhetorik (so Clarke 1977, S.25) oder, wie Alwin 
Gouldner (1980, S.244, Anm.2) sagt, als "programmatic theatrics". Alt-
hussers und Poulantzas' Arbeiten sind oft voll des Ökonomismus und 
Klassenreduktionismus, wobei auch Poulantzas' letztes Buch 'L 'Etat , 
le Pouvoir, le Socialisme' aus dem Jahre 1977 von dieser Kritik nicht 
ausgenommen werden kann. Die Argumentation ist dort allerdings ein 
wenig offener und kaum noch leninistisch; anstelle des Begriffs Klas-
senkampf verwendet Poulantzas oftmals den Begriff Volkskampf und den 
für den Althusserianismus typischen "Einschnitt zwischen Ideologie und 
Wissenschaft" betrachtet er jetzt weniger "radikal" (1978, S.104). Sein 
Ökonomismus ist jedoch höchstens abgeschwächt und weniger penetrant. 
Einige Beispiele mögen die Präsenz des Ökonomismus und Klassen-
reduktionismus in den Schriften Althussers und Poulantzas' demonstrie-
ren. Wie kann Althusser (o.J., S.19) ohne essentialistische Zuordnung 
polit-ideologischer Standpunkte zu ökonomischen Klassenpositionen be-
haupten, der Marxismus-Leninismus "repräsentiere" den proletarischen 
Klassenkampf "in der Theorie", wenn er dieser These keinerlei Begrün-
dung folgen läßt, und wenn man bedenkt, daß die große Mehrheit der 
Arbeiter weder Marxisten-Leninisten sind noch einen Kampf für den 
Sozialismus kämpft? Und wie kann er behaupten, daß die Theorie von 
Marx die Klassen von Angesicht zu Angesicht "with their truth" kon-
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frontiert (ibid., S.8) ? Dieser oder jener Proletarier mag sich offenbar 
auch bei Althusser "einstweilen" vorstellen was er will. Die "Wahrheit" 
des Proletariats befindet sich ohnehin nicht in diesen einstweiligen 
Vorstellungen, sondern in Marx' 'Kapital ' (vgl. ibid., S.100) ! (10) Eine 
andere Frage ist, wie Althusser von der relativen Autonomie von Politik 
und Ideologie sprechen kann, wenn er polit-ideologische Standpunkte 
nicht nur ableitet aus ökonomischen Positionen, sondern Politik und 
Ideologie im Rahmen einer "strukturellen Kausalität" auch noch funk-
tionale Rollen zuweist, deren Bezugspunkt die (Reproduktion der) öko-
nomischein) Struktur ist. (11) Diesselbe Frage stellt sich, wenn Alt-
husser (ibid., S.146ff) in einem Anflug von Voluntarismus Politik und 
Ideologie zu Instrumenten macht, die der herrschenden Kapitalistenklas-
se "zur Verfügung" stehen. (12) Zudem: Wo bleibt bei einer solchen 
Konzeption der Reproduktion der Produktionsverhältnisse als "class un-
dertaking" (ibid., S.184) die Geschichte als "Prozeß ohne Subjekt" (ibid., 
S.119) ? (13) 
Poulantzas, dessen Abweisung der Zuordnung von Klasseninteressen 
zu strukturellen Positionen bereits angeführt wurde, warnt anderenorts 
(1976b, S.90) davor, "den Klassengesichtspunkt der Arbeiterklasse zu 
vernachlässigen", und er identifiziert diesen "Klassengesichtspunkt" mit 
den "langfristigen strategischen Interessen der Arbeiterklasse". Woher 
kennt er diese Interessen? Und wie kommt er darauf, daß die Arbei-
terklasse die "einzige konsequent revolutionäre Klasse" (1976, S.175) 
ist? Eine Redewendung wie die Frage, ob "eine Klassenpraxis deckungs-
gleich ist mit den Klasseninteressen" (1975a, S.110 u. 111), macht 
deutlich, daß Poulantzas offensichtlich doch ausgeht von einer struktu-
rellen Wesensebene, wo objektive Interessen lokalisiert werden können, 
die ihm dann als Maßstab zur Beurteilung der empirisch artikulierten 
Interessen und der empirischen Praxis dienen. Und diese Wesensebene 
ist auch anwesend, wenn er "die Distanz zwischen der strukturellen 
Klassenbestimmung und den Klassenpositionen in der Konjunktur fest-
stellen" möchte (1975 b, S.14). Die proklamierte Ökonomismuskritik ist 
hier schon längst wieder vergessen. 
Daß Poulantzas Ideologien nur als Klassenideologien einordnen kann 
(zuletzt noch in 1978, S.26), ist nach dem Vorhergehenden wenig über-
raschend. Berücksichtigen muß man allerdings, daß ihm zufolge nur die 
Arbeiter- und Kapitalistenklasse eine kohärente, eigene Ideologie ha-
ben, das Kleinbürgertum aber nicht (vgl. 1975 b, S.244 und 253; ebenso 
Stuurman 1978, S.135). Das Kleinbürgertum ist "nur im Kräfteverhältnis 
von Bourgeoisie und Arbeiterklasse" angesiedelt (1975b, S.253). Das 
Kleinbürgertum bzw. die neue Mittelklasse ¡st die dritte Klasse in e i -
nem Zweiklassenmodell. Politisch relevant sind letztlich nur die Essen-
zen, und dem Kleinbürgertum weiß Poulantzas keine zuzuordnen. Damit 
sind wir wieder am einfachen Kern und Ausgangspunkt aller Konfusion 
angelangt, der in Wirklichkeit niemals verlassen wurde: bei den kapita-
listischen Kapitalisten und den sozialistischen Arbeitern, um deren an-
tagonistischen Klassenkampf sich alles dreht. P. Hirst hat ganz Recht: 
"Poulantzas ... is not denying economism, but merely complicating ist." 
(Hirst 1977, S.138; ähnlich Hunt 1977, S. 85 u. 95 und Parkin 1979, 
S.26) 
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Wright versucht nun seine thesen bezüglich der Zuordnung polit-öko-
nomischer Standpunkte zu ökonomischen Positionen im Gegensatz zu 
Althusser und Poulantzas, die solche Zuordnungen, wenn auch vergeb-
lich, ja gerade überwinden wollten, zu begründen. Neben der auf Be-
gründung angelegten Argumentation zeichnen sich Wrights Schriften aus 
durch eine im Ansatz offen konzipierte Geschichte. Diese hat keine 
"final destination" (1976, S. 16); die Klassenstruktur "determines only 
the broadest limits of variation of class struggle" (1983b, S.54) und 
Klassenpositionen sind zunächst einmal "empty places" (1980, S.369; 
Wright macht hier eine Anleihe bei Przeworski). 
Bei näherem Hinsehen erweist sich allerdings, daß die angestrebte 
offene Konzeption kollidiert mit anderen Theorieelementen. Die Positio-
nen von Arbeit und Kapital, sagt Wright (1978, S.102; siehe auch 1983b, 
S.48ff), bedingen "fundamentally different class interests at the econo-
mic level". Solange hiermit nur gemeint ist, daß die Interessen an Lohn 
und Profit den Positionen von Lohnarbeit und Kapital strukturell vorge-
geben sind, scheint mir dies noch vereinbar mit der These von den 
"empty places". Jedenfalls dann, wenn man diese These nicht strikt 
wörtlich nimmt, sondern damit sagen will, daß außer den offensichtlich 
strukturell vorgegebenen und in diesem Sinn auch durchaus objektiven 
Interessen an Lohn bzw. Profit keinerlei weitergehende, a priori näher 
umschreibbare Interessen den Klassenpositionen zugeordnet werden kön-
nen. Wright ordnet aber - wozu gleich mehr - der Position der Arbei-
terklasse ein objektives Interesse am Sozialismus zu. Kann man das 
machen mit "empty places" ? 
Des weiteren rückt die ebenfalls oben angeführte Aussage Wrights, 
daß die Klassenstruktur nur die weitest möglichen Grenzen des Klas-
senkampfs setzt, in ein völlig anderes Licht, wenn Wright (1982a, S.36) 
bezüglich der dem Klassenkampf vorhergehenden und ihn begleitenden 
Klassenformation ("class formation") von "deviations" spricht: Ein- und 
diesselbe Klassenstruktur mag divergierende Klassenformationsprozesse 
zulassen; 'richtig' sind aber nur die, die objektive Klasseninteressen 
zum Ausdruck bringen - der Rest besteht aus "Abweichungen". Da-
rüberhinaus ist das Konzept der Klassenformation überhaupt problema-
tisch. Denn es setzt voraus, daß Klassen sich grundsätzlich auch als 
solche polit-ideologisch formieren. Da die politischen Akteure realiter 
aber nur selten identisch sind mit Klassen, umschließt die Klassen-
struktur ganz offensichtlich auch die Möglichkeit anderer denn Klassen-
Formationsprozesse. 
Bezüglich der Rolle der Klassenstruktur und des Klassenkampfs in 
der Geschichte unterscheiden sich die Aussagen Wrights nur wenig von 
denen der vorhergenannten Theoretiker, und ebenso wie diese bleibt er 
den Beleg seiner Thesen schuldig. Sind Klassenstrukturen wirklich "the 
central organizing principles of societies in the sense of shaping the 
range of possible variations of the state, ethnic relations, gender rela-
tions e tc ." (1983b, S.52) ? Und ist der Kampf relationaler, in Ausbeu-
tungs- und Herrschaftsverhältnissen zueinander stehender Klassen t a t -
sächlich "the essential roadmap of history" bzw. "the central mecha-
nism for moving from one class structure to another" (ibid., S.55) ? Für 
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den "epochal change" (vgl. zu diesem Begriff ibid., S.55 u. 57 sowie 
1982b, S.333) vom Feudalismus zum Kapitalismus gilt diese universalge-
schichtliche Geltung beanspruchende These sicher nicht. Träfe sie zu, 
dann hätte der Kapitalismus hervorgehen müssen aus dem Kampf zwi-
schen Bauern und Feudalherren. Denn diese beiden, nicht aber die Feu-
dalherren und das aufkommende Bürgertum befanden sich in einem re -
lationalen Klassenverhältnis zueinander. Zur Erklärung der Entstehung 
des Feudalismus (siehe hierzu Andersonl974; Bloch 1942 u. Bloch 1965), 
der Zwangskollektivisierung und der Etablierung des Planungsapparates 
in der UdSSR nach 1928/30 scheint Wrights These - sie ist allerdings 
nicht nur die seine - ebensowenig tauglich. Und damit sind nur einige 
der vielen möglichen Gegenbeispiele genannt. 
Erwähnt werden muß noch, daß auch Wright der oben kritisierte 
Reproduktionssimplismus nicht fremd ist: Eine "radical noncorrespon-
dence between appropriation and domination" kann ihm zufolge nicht 
über längere Zeitspannen anhalten, da die Ausgebeuteten sich der Aus-
beutung widersetzen. Das Bestehen von Ausbeutungsverhältnissen läßt 
daher schließen auf "coersive mechanisms at the disposal of the ex-
ploiting class" (vgl. 1982b, S.334). Den komplexen Verhältnissen in der 
bürgerlichen Gesellschaft kann eine solch einfache Deduktion überhaupt 
nicht gerecht werden. Aber dazu mehr in Kapitel IV. Bezweifeln kann 
man die Geltung dieser Deduktion - d.h., daß der längerwährende Be-
stand von Ausbeutungsverhältnissen die Verfügung über Unterdrückungs-
mittel seitens der ausbeutenden Klasse voraussetzt - und der ihr zu-
grunde liegenden Prämisse aber auch bezüglich des von direkten Herr-
schaftsverhältnissen gekennzeichneten Feudalismus. Wenn z.B. das Ziel 
der Bauernaufstände im feudalen England nicht die gänzliche Abschaf-
fung der Tribute war, sondern nur deren Herabsetzung bzw. die Be-
kämpfung ihrer Erhöhung (vgl. Hilton 1973, S.91 u. 114) (14), dann hat -
te dies sicher sehr viel zu tun mit der damals allgemein anerkannten 
Legitimität von Herrschaft. Die Behauptung, daß dieser Legitimitäts-
glauben von den Ausbeutern sozusagen instrumentalisierbar war, müßte 
jedoch zunächst einmal erhärtet werden. 
Wie steht es nun mit Wrights Begründung eines objektiven Interesses 
der Arbeiterklasse am Sozialismus? Grundlage der Herleitung dieses 
Interesses ist ihm ein anderes Interesse: das "objektive Interesse" der 
Menschen "in increasing their capacity to act" (1983b, S.49). Da die 
Vergrößerung des Handlungs- und Entfaltungsvermögens der Arbeiter-
klasse im Kapitalismus begrenzt ist, folgt, daß "transformations" der 
Klassenstruktur notwendig sind "for any basic transformations in 
people's capacities to act" (ibid.; vgl. auch 1982a, S.19f). "The a t -
tempt by workers to increase their capacity to act in advanced capi-
talism thus ultimately poses the actual ownership of the means of pro-
duction, the effective rights over the use and allocation of the means 
of production" (1982a, S.21) - jedenfalls dann, wenn die Arbeiter ratio-
nal handeln. 
Einen Zwang zum Sozialismus wie bei Marx gibt es hier nicht. Das 
objektive Interesse der Arbeiter ist eine rationale Angelegenheit: "If 
workers had a scientific understanding of the contradictions of capita-
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lism, they would in fact engage in struggles for socialism." (1978, S.89) 
Das Interesse der Arbeiter am Sozialismus ist ein objektives instrumen-
telies Interesse, weil es erforderlich ist zur Ermöglichung der Vergrös-
serung ihrer "capacity to act". "Objective instrumental interests iden-
tify rational courses of action which increase the capacity of actors 
to accomplish various goals." (1982a, S.13) 
Diese Beweisführung hat mehrere Schwachpunkte. Erstens: 1st die 
Vergrößerung ihrer "capacity to act" tatsächlich ein objektives Interes-
se der Menschen? Wright behauptet es schlicht und einfach. Und selbst, 
wenn wir annehmen, daß es dieses objektive Interesse gibt, bleibt der 
Begriff Vergrößerung unbestimmt. Was meint Wright, eine Vergrößerung 
ad infinitum oder eine Vergrößerung im Sinne eines erstrebenswerten 
Optimums? Kurz: die Prämisse seiner Argumentation bedarf selbst der 
Begründung und der exakteren Formulierung. Man muß allerdings zuge-
ben, daß Wright sich die Sache in diesem Punkt einfacher hätte ma-
chen können. Anstelle eines objektiven Interesses der Menschen an der 
Vergrößerung ihrer "capacity to act" hät te er auch so etwas offen-
sichtliches wie das Interesse (der Mehrheit) der Menschen an existen-
tieller Sicherheit - und zwar durchaus unter Verzicht auf den Zusatz 
objektiv - einsetzen können. 
Zweitens, drittens und viertens bliebe auch dann die Frage, wessen 
und welches instrument elles Interesse mit welchem Stellenwert aus die-
sem vorgängigen Interesse oder besser Ziel abgeleitet werden kann. 
Wenn es "the people" sind, die ein Interesse an der Vergrößerung ihrer 
"capacity to act" haben, warum ist es dann allein die Arbeiterklasse, 
die ein instrumentelies Interesse am Sozialismus hat? Könnte es nicht 
- argumentiert man so wie Wright - selbst für Kapitalisten rational 
sein, den Sozialismus zu erstreben? Dies würde sich sogar noch reimen 
mit dem klassischen Diktum des Marxismus, daß die Arbeiterklasse in 
der Geschichte die erste Klasse ist, die universelle Interessen vertritt . 
Daß im Sozialismus die Vergrößerung der menschlichen "capacity to 
ac t" verwirklicht werden kann, müßte zunächst einmal gezeigt werden. 
Das bloße Wort Sozialismus hilft hier nicht weiter. Den bürokratisch 
reglementierten Sowjet-Sozialismus wird Wright ja wohl nicht vor Au-
gen haben, denn der brächte kaum das gewünschte Resultat. Wie aber 
sieht der Sozialismus aus, der tatsächlich zur Vergrößerung der "capa-
city to act" der Menschen führen würde? Wie sind Planung und Demo-
kratie aufeinander abgestimmt, und welche Mechanismen bewahren die-
sen Sozialismus vor der Entstehung neuer Herrschaftsverhältnisse? Mir 
scheint, daß Wright nur aussagt, daß die Menschen - die einen mehr, 
die anderen weniger - ein Interesse an einer besseren Welt haben, wo-
bei der Zusatz 'objektiv' nichtssagend ist. 
Aber selbst, wenn Wrights Prämisse unproblematisch wäre, wenn er 
gezeigt hätte, daß das rationale instrumenteile Interesse am Sozialismus 
ein spezifisches Interesse der Arbeiter ist und wenn er dem Wort So-
zialismus einen Inhalt gegeben hätte, - selbst dann wäre über den Stel-
lenwert dieses Interesses noch nichts gesagt. Auch Raucher haben ein 
Interesse an Gesundheit - jedenfalls mehrheitlich -, und es müßte also 
ihr objektives, d.h. rationales instrumentelles Interesse sein, sich das 
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Rauchen abzugewöhnen. Diese Sicht der Dinge ist zwar nicht falsch, 
aber sie ist eindimensional in einem Kontext, in dem Eindimensionalität 
der Argumentation fehl am Platze ist. Denn offenbar konfligiert das 
Interesse an Gesundheit mit dem Interesse bzw. Bedürfnis an Genuß. 
Wenn analog zu diesem Beispiel Interessen oder Ziele gefunden werden 
können, die der Realisierung eines gesellschaftlichen Zustands, der die 
Vergrößerung der menschlichen "capacity to act" bewirkt, geradezu 
entgegenstehen, dann bedeutete dies eine Relativierung des intrumen-
tellen Interesses am Sozialismus. Die Herbeiführung des Sozialismus 
kostet Mühe und Einsatz und sie birgt Risiken. Konstruiert man nun ein 
Interesse an der Verminderung gerade dieser Dinge (dies scheint mir 
ebenso plausibel wie die Konstruktion eines Interesses an der Vergrös-
serung der menschlichen Handlungsfähigkeit), dann ergibt sich eine 
Widersprüchlichkeit der Interessen oder zumindest eine Konstellation, 
wo kurzfristig realisierbare und nur längerfristig zu realisierende Inte-
ressen gegeneinander abgewogen werden müssen. Und in einem Verhält-
nis, wo Prioritätsabwägungen erforderlich sind, stünde das Interesse am 
Sozialismus auch zu vielerlei kurzfristigen Zielen einzelner Individuen 
oder bestimmter gesellschaftlicher Gruppen. Mit einer Argumentation, 
wie Wright sie präsentiert, sind solcherlei Zusammenhänge nicht zu er-
fassen. 
Wäre noch zu erwähnen, daß Wright sich ansatzweise an einer an 
Habermas angelehnten Begründung eines "intrinsic interest" (vgl. 1982a, 
S.22) der Arbeiter am Sozialismus probiert. Die Rationalität der Un-
terscheidung zwischen instrumenteilen und intrinsischen Interessen 
leuchtet mir jedoch nicht ein. Es gibt immer Bezugspunkte von Interes-
sen, die diese zu instrumentellen Interessen machen. Ohne solche Be-
zugspunkte wären Interessen ja auch gar nicht begründ- und erklärbar. 
Ein objektives Interesse der Arbeiter am Sozialismus scheint mir aber 
nicht begründbar. Das aber wäre eine minimale Bedingung für die Plau-
sibilität des ökonomistischen reproduktionstheoretischen Ansatzes. 
Am Ende einer Erörterung, die zur Abweisung des Konzepts objek-
tiver Interessen am Sozialismus führt, muß jedoch darauf hingewiesen 
werden, daß diese Abweisung keineswegs zu dem Umkehrschluß berech-
tigt, die gegebenen Präferenzen und Interessen der Menschen seien un-
hinterfragbare Größen. Wenn man gegenüber diesen gegebenen Interes-
sen auch nicht im theoretischen Monolog objektive Interessen feststel-
len kann, so sind Interessen doch diskutabel und daher auch kritisier-
bar. (Politisch) Wichtig ist nur, daß die Betroffenen in der Frage be-
züglich ihrer Interessen - selbst auf die Gefahr von für sie negativen 
Folgen hin - das letzte Wort behalten. Gesteht man ihnen dies nicht 
zu, dann öffnet man auch immer die Tür zu einer autoritären Praxis, 
wo bestimmte gesellschaftliche Instanzen der Bevölkerung, bestimmten 
Klassen und Gruppen oder auch Einzelnen vorschreiben können, was ihre 
Interessen sind. 
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3 Divergierende Ansätze 
Die die Diskussion weithin beherrschenden Richtungen des ersten 
Schubs des Marxismus nach seiner Renaissance in vor allem der akade-
mischen Welt führten weder weg von der essentialistischen Zuordnung 
von Politik und Ideologie zu ökonomischen Klassenpositionen noch änder-
ten sie Wesentliches am Gebrauch der Vokabel Klassenkampf als Uni-
versalschlüssel zur Erklärung geschichtlicher und insbesondere politischer 
Geschehnisse. Die dazu erforderlichen methodologischen Diskussionen 
blieben aus. Obwohl man zumindest der Althusserschen Richtung zuge-
stehen muß, daß die Absicht einer Ökonomismuskritik erklärt wurde, 
waren Ökonomismus und Klassenreduktionismus die Charakteristika die-
ser Richtungen. 
Verfehlt wäre es allerdings, zu behaupten, daß der ökonomistische 
Marxismus erst in den letzten Jahren mit seiner 'Krise' in Bewegung 
geraten sei und daß es also keine älteren ökonomismuskritischen An-
sätze gäbe, die sich wenigstens versucht haben in der Durchbrechung 
der starren Tradition. Daß es sie nicht in großer Zahl gibt, hat sicher 
damit zu tun, daß die Debatten über die methodischen Grundlagen des 
Marxismus von Labriola bis hinein in die sechziger Jahre weitgehend 
auf einem allgemein-geschichtsphilosophischen Niveau steckenblieben. 
Streitpunkte waren Determinismus versus Voluntarismus, Objektivismus 
versus Subjektivismus, die Art der "Vermittlung" von Subjekt und Ob-
jekt, unter Einfluß von Weber Erklären versus Verstehen, die Verhält-
nisse von 'Sein' und 'Bewußtsein', von Basis und Überbau u.d.m. Daß 
die Bestimmung des Stellenwerts der Klassenpositionen für die Gesell-
schaftanalyse und die politische Theorie ein konkreter Aspekt dieser 
Fragen ist, fand kaum Beachtung. Thesen wie die Sartres, daß "dem 
Marxismus eine Gliederungssystematik der Vermittlungen (fehlt), um 
den Prozeß zu erfassen, der die Person und ihr Produkt innerhalb einer 
Klasse und einer gegebenen Gesellschaft in einem gegebenen histori-
schen Zeitpunkt hervorbringt" und daß die Suche nach Erklärungen aus-
schließlich im "ökonomischen" als "Abbruch der Denkbemühung und als 
Weigerung, überhaupt verstehen zu wollen" betrachtet werden muß 
(Sartre 1964, S.48f; s.a. A.56f), waren daher auch selten.(l5) 
Zu den wenigen Theoretikern, die sich zu diesem Problemkomplex 
näher äußerten und bereits vor 1968 eine nicht-ökonomistische Position 
einnahmen, gehören E.P.Thompson und J.Habermas. Obwohl beider Ar-
beitsschwerpunkt nicht auf dem Gebiet der Politiktheorie im engeren 
Sinn liegt (16), haben sie schon öfter mit Kontroversen hervorrufenden 
Thesen Stellung genommen zu fundamentalen Fragen der Analyse poli-
tischer Prozesse und Verhältnisse. Thompson ist neben R. Williams der 
Exponent eines "kulturellen Marxismus" (vgl.Williams 1977b, S.88) der 
älteren Generation der britischen New Left - außer den beiden genann-
ten zählen hierzu noch die Historiker C. Hill, R. Hilton und E. Hobsbawm 
- (17), während Habermas als der letzte große Vertreter der 'Kri t i -
schen Theorie' angesehen wird. Zu fragen ist, ob und inwiefern sie 
dem Ökonomismus und Klassenreduktionismus weiterführende Alternati-
ven entgegenzusetzen haben. 
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Thompson ist ein ausgesprochener Gegner des Marxismus à la Alt-
husser, dem er in der 1978 erschienenen Schrift 'The Poverty of 
Theory' (S.381) den "intellektuellen Krieg" erklärt. Diese Polemik ist 
eine Fortsetzung einer bereits 1965 mit P.Anderson und T.Nairn ge-
führten Auseinandersetzung. (18) Der allgemeine Nenner der hier rele-
vanten Aspekte der Kritik Thompsons ist der des "strukturalistischen" 
Objektivismus/Reduktionismus sowie auch Schematismus (vgl. 1978 a, 
S.78f), den er bei Althusser und Anderson/Nairn meint zu erkennen. 
Althussers Theorie beschreibt er als "system of closure", zu dessen 
Zwecken die Geschichte zurechtgestutzt wird (ibid., S.303) und wo "the 
way is thrown open once again to all the rubbish of deducing classes, 
class fractions, class ideologies ( ' t rue ' and 'false ') from their imagi-
nary positioning" (ibid., S.299). 
Ein konsistenter Gegenentwurf folgt dieser berechtigten Kritik j e -
doch leider nicht. Denn wie kann Thompson (ibid., S. 167, 242 u. 302) 
von der "logic of process", die die Geschichtswissenschaft ihm zufolge 
zu untersuchen hat, sprechen, wenn er andererseits (ibid., S.241) be-
hauptet: "History is not rule-governed."? Ist er wie L.Stone (1979) ein 
Befürworter des "Revival of the Narrative" (kritisch dazu Hobsbawm 
1980) oder will er nur eine "elastischere" Konzeption der Geschichte 
(Thompson 1978a, S.238 u. 359), die ausgeht von "some structure of 
invariance, however much internal variation such a structure may a l -
low" (Anderson 1980, S.10) ? Anzustreben scheint er eine Theorie im 
Sinne der zweiten Möglichkeit. Immerhin thematisiert er (1978a, S.242) 
ja gesellschaftliche Strukturen, deren "limits" und "pressures" (grund-
sätzlich hierzu Williams 1977a, S.83-89), und spricht er auch von "cer-
tain characteristic and ineradicable sources of conflict" bezüglich der 
kapitalistischen Produktionsverhältnisse (1978a, S.81). Dem Ansatz nach 
gibt es bei Thompson also ein Konzept 'elastischer' struktureller De-
termination, wo Raum bleibt für Besonderheiten und Prozesse, die nicht 
a priori bestimmbar sind. Eine systematische und von Ambivalenzen 
freie Ausarbeitung dieses Konzepts hat er jedoch nicht vorzuweisen. 
Eingedenk der wiederholt zu konstatierenden subjektivistischen Anklänge 
in Thompsons Argumentation ist die Kritik Steedman Jones' (1979, S. 
201), daß "if Althusser can only see fleshless skeletons, the answer 
surely cannot lie in producing a boneless alternative" (19), nicht ganz 
unberechtigt. 
Frei von Ambivalenzen und "terminological confusion" - die er sei-
nerzeit der Klassentheorie Andersons und Nairns vorwarf (jetzt in 1978a, 
S.46) - ist auch Thompsons Einfüllung des Klassenbegriffes nicht. Muß 
man, wenn man wie Thompson (ibid.,S.85)(20) Klassenpositionen keinerlei 
"inner destinies" zuschreiben will, Klassen anhand subjektiver Kriterien 
definieren? Thompson tut es. Eine Klasse ist ihm zufolge "a selfdefi-
ning historical formation" (ibid., S.238): "When we speak of a class we 
are thinking of a very loosely defined body of people who share the 
same categories of interest, social experiences, traditions and value-
systems, who have a disposition to behave as a class." (ibid., S.85 und 
299) Und: "We cannot put 'class' here and class consciousness there 
nor can we deduce class from a static 'section' (since it is a be-
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coming over t ime)." (ibid., S.298; vgl. auch ders. 1968, S.9f) Thompson 
identifiziert Klassen, wie auch Anderson (1980, S.42) feststellt, mit 
Klassenbewußtsein. Eine Klasse ist eine sich ihrer Interessen bewußt 
gewordene und für diese kämpfende gesellschaftliche Gruppe. Diese 
Gruppe wurzelt zwar in den Produktionsverhältnissen, und man kann 
auch nicht behaupten, daß Thompson den strukturellen ökonomischen 
Positionen der Menschen keine Beachtung schenkt - er verlangt sogar 
ausdrücklich eine Analyse der Veränderungen der ökonomischen Sozial-
struktur (vgl. 1978a, S.70, 72 u. 86), und die Formation von Klassen 
schuldet ¡hm zufolge "as much to agency as to conditioning" (1968, 
S.9) - , aber Klassen auf dem Niveau der Produktionsverhältnisse gibt es 
bei ihm nicht. Eine Klasse ist nicht etwas strukturell Vorgegebenes. 
"Class and class consciousness are always the last not the first, stage 
in real historical process." (1978b, S.151)(21) 
Die Frage ist, ob es nötig ist, den Klassenbegriff vom Niveau der 
Produktionsverhältnisse zu entfernen, wenn man den Essentialismus der 
traditionellen marxistischen Klassentheorie vermeiden will. Ein Essen-
tialismus, der übrigens deutlich durchschimmert in Andersons Kritik, 
wenn er gegenüber Thompsons Definition der Klassen durch ihr Klas-
senbewußtsein - womit immer nur das tatsächliche, psychologische, 
würde Lukacs wohl sagen, Bewußtsein gemeint ist - nicht nur festhal-
ten will ein einem "concept of class as an objective relation to the 
means of production" (Anderson 1980, S.40), sondern darüberhinaus be-
hauptet: "It is better to say, with Marx, that social classes may not 
become conscious of themselves, may fail to act or behave in common, 
but they still remain - materially, historically - classes."(ibid., S.43) 
(22) Kann man nicht ökonomische Klassen definieren, ohne ihnen "inner 
destinies" zuzuordnen? Sie können doch schlicht aufgrund ihrer aufein-
ander bezogenen kollektiven Positionen in den Produktionsverhältnissen 
als Klassen ökonomisch Tätiger definiert werden. Also in einem simpli-
fiziertem Modell die Lohnabhängigen als Arbeiterklasse und die Kapi-
taleigentümer als Kapitalistenklasse.(23) 
Na und? - würde Thompson jetzt vielleicht sagen, und daß es um 
die Feststellung von Klassen ökonomisch Tätiger doch gar nicht gehe! 
Aussprüche wie, daß es "fairly easy" ist "to locate opposing social 
poles around which class allegiances congregate" (1978a, S.86) oder 
auch seine Rede von den "endless stupidities of quantitative measure-
ment of classes" (1978b, S.149) weisen in diese Richtung. Tatsächlich 
ist die Bestimmung und Kartographie von Klassen ökonomisch Tätiger 
für sich genommen von geringem Wert. Das ändert aber nichts daran, 
daß ein derart definierter Klassenbegriff Deutlichkeit schafft über den 
analytischen Status dieses Begriffes. Klassen sind Klassen ökonomisch 
Tätiger und weiter gar nichts! Diesen Klassen können weder 'innere 
Bestimmungen' nachgewiesen werden, noch kann man sagen, daß sie 
sich grundsätzlich mit dem Selbstbewußtsein von Klassen zu politischen 
Kräften formieren. D.h., daß das Niveau der Klassenverhältnisse trotz 
aller Ähnlichkeiten, ja Kongruenzen und Beziehungen zu unterscheiden 
ist vom Niveau der gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse. 
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Bei Thompson gibt es diesen Unterschied ebensowenig wie im ökono-
mistischen Marxismus. Sind hier die Verhältnisse ökonomisch definierter 
Klassen identisch mit den gesellschaftlichen Kräfteverhältnissen, so 
thematisiert Thompson Klassenverhältnisse nur unter dem Blickwinkel 
von Kräfteverhältnissen. Die Strukturen oder besser strukturellen Posi-
tionen, die die Konstitution seiner Klassen determinieren - wie offen 
das Determinationsverhältniss dabei auch sein mag - , geraten ihm bei 
dieser Vorgehensweise zwar nicht gänzlich außer Sicht, aber über einen 
Begriff zu ihrer Systematisierung verfügt er nicht. Zudem stiftet er 
Sprachverwirrung. Denn wenn man Klassen definiert als in den Produk-
tionsverhältnissen wurzelnde "self-defining historical formation(s)", dann 
ist natürlich auch die katholische Arbeiterbewegung eine Klasse, ebenso 
die protestantische, sozialistische usw., usw. Zulässig ist eine solche 
Klassenbestimmung zwar, aber recht einsichtig will mir die Verwendung 
des Klassenbegriffes hier nicht werden. 
Die Sprachverwirrung beginnt in dem Moment, wo Thompson Sätze 
produziert wie: "...the working class can be a revolutionary class..." 
(1978a, S.71). Eine "revolutionary class" wäre eine "self-defining his-
torical formation". Das scheint deutlich. Aber wer ist die "working 
class"? Offenbar - eine andere sinnige Möglichkeit sehe ich nicht - ist 
dies die Arbeiterklasse im Sinne einer Klasse ökonomisch Tätiger.(24) 
Dieselbe Klasse spukt auch immer dann durch Thompsons Schriften, 
wenn er schreibt, daß "class experience" ein Faktor der Konstitution 
von Klassen ist. Da in dieser Konstruktion die Erfahrung der Konstitu-
tion vorausgeht, geht ihr auch die Klasse voraus. Das bedeutet aber, 
daß Thompson in solchen Fällen von zweierlei Sorten Klassen spricht. 
Einmal von den konstituierten Klassen, die seiner Definition zufolge 
"always the last, not the first, stage in real historical process" sind 
und ein andermal von dahinterliegenden Klassen, die doch "the first 
stage in real historical process" sind. 
Aber lassen wir die Sprachverwirrung. Der wichtigste Grund der Ab-
lehnung einer Klassendefinition a la Thompson und der Präferierung e i -
ner Definition anhand strukturell-ökonomischer Kriteria ist, daß letz-
tere deutlich Bezug nimmt auf die kollektiven ökonomischen Positionen 
der Menschen. Denn diese Positionen, jedenfalls die relationalen von 
Lohnarbeit und Kapital, umschließen einen strukturellen Gegensatz, der 
permanent Konflikte generiert, die ein hervorstechendes Merkmal der 
bürgerlichen Gesellschaft sind. Unmittelbar Betroffene des Gegensatzes 
sind Klassen ökonomisch Tätiger. Ob aber die in diesem Gegensatz an-
gelegten Konflikte von auch politisch formierten Klassen oder von po-
litischen Kräften ausgetragen werden, die ihrem Entstehen nach zwar 
an die Existenz der kapitalistischen Produktions- und Klassenverhältnisse 
gebunden sind, sich aber ansonsten auch von anderen Faktoren her be-
stimmen, kann a priori nicht gesagt werden. Die hier vorgeschlagene 
Klassendefinition ist offen für beide Möglichkeiten. 
Abschließend ist zu Thompson zu sagen, daß die Stoßrichtung seiner 
Kritik global richtig ist und daß er eine ganze Reihe fruchtbarer Ge-
danken anträgt, aber das Ganze geschieht doch in einer wenig syste-
matischen und zum Teil auch sehr widersprüchlichen Weise. Darüberhin-
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aus schlägt seine Kritik des ökonomistischen Objektivismus zuweilen um 
in eine überzogene Gewichtung des sogenannten 'subjektiven Faktors ' . 
Zu Habermas kann ich mich hier kürzer fassen als zu Thompson. 
Der Grund ist, daß er zur anstehenden Problematik weniger als letz-
terer zu sagen hat. Seine prominente Stellung innerhalb der marxisti-
schen Tradition (25) wie auch die Tatsache, daß man ihm keinen öko-
nomistischen Ansatz nachsagen kann, begründen seine kurze Behandlung. 
Die Auffassung, ein vom Ökonomismus freier Marxismus sei nicht 
nur ein Merkmal der Theorien von Habermas, sondern aller Theoretiker 
der 'Kritischen Theorie' mitsamt ihrem Umfeld, ist übrigens nicht 
haltbar. Sofern sich die 'Väter ' dieser Theorie überhaupt mit politi-
scher Theorie befaßten, sind ihren Schriften ökonomistische Anklänge 
keineswegs fremd. Horkheimers berühmter Aufsatz über 'Traditionelle 
und kritische Theorie' von 1937 beinhaltet (1970, S.331) ein Bild der 
Arbeiterklasse, das dem von Lukacs entworfenen ähnelt: einerseits gibt 
es eine Arbeiterklasse, der aufgrund ihrer objektiven Position ein objek-
tives Interesse am Sozialismus zuzuordnen ist, aber andererseits ist die 
empirische Arbeiterklasse nicht auf der Höhe des ihrer Position en t -
sprechenden Bewußtseins. Und Marcuse folgt in seinem 'Reason and 
Revolution'(l941 ) dt.1972) noch der ursprünglichen Argumentation von 
Marx, der zufolge es eine Notwendigkeit für die Arbeiterklasse ist den 
Sozialismus zu errichten, die Arbeiterklasse durch ihre Position in den 
Produktionsverhältnissen also objektiv sozialistisch ist. Überlagert wird 
Marcuses Marx-Rezeption dabei (1972, S.274-282) allerdings auch wie-
der von einer Theorie des Klassenbewußtseins à la Lukacs. Später gibt 
es bei diesen Theoretikern nicht die Spur einer Klassentheorie mehr. 
Bei Horkheimer in der 'Dialektik der Aufklärung' (Horkheimer/Adorno 
1971) und in seiner 'Kritik der instrumenteilen Vernunft' (Horkheimer 
1968b) wie bei Marcuse (1970) in dessen 'Der eindimensionale Mensch' 
hat sich die bürgerliche Gesellschaft zusammengezogen zu einer Art 
schwarzem Loch, dessen Anziehungskraft nichts entrinnen kann. Es ist 
eine Gesellschaft ohne Opposition (Marcuse) und die Arbeiterklasse ist 
vollkommen integriert. Klassen und Klassenkampf sind Anachronis-
men.(26) 
Ähnliches wie von den Anfängen der Kritischen Theorie kann man 
auch sagen von einigen Neuansätzen innerhalb der durch die Kritische 
Theorie gestifteten Tradition während der späten sechziger und zu An-
fang der siebziger Jahre. Auch hier geht die allgemeine Zurückweisung 
jedes Geschichtsobjektivismus, die ein grundlegendes Merkmal der ge-
samten Kritischen Theorie ist, wieder einher mit dem Konstrukt einer 
Arbeiterklasse, die ihrer ökonomischen Position entsprechend soziali-
stisch sein müßte. Angezeigt wird dies durch die wiederholte Rede vom 
richtigen und vom falschen Klassenbewußtsein sowie von der Klasse an 
sich, die zur Klasse für sich werden müsse. Prominente Beispiele sind 
der früh verstorbene Hans-Jürgen Krahl (1971, S.290, 309, 343, 347 . . . ) , 
eine der voranstehenden Persönlichkeiten des westdeutschen SDS, und 
Oskar Negt (in z.B. Negt/Kluge 1972, S.475ff).(27) Ausnehmen von 
diesem Urteil sollte man allerdings Claus Offe, demzufolge eine positi-
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ve Definition von Klasseninteressen nicht möglich ist (vgl. Offe 1972, 
S.70 sowie Offe/Wiesenthal 1980, S.96) und der einen klassentheoreti-
schen Ansatz als nicht ausreichenden analytischen Schlüssel zum Ver-
ständnis der politischen Wirklichkeit betrachtet (vgl. Offe 1972, S.25). 
Habermas ist nun weder einer der Gründungsväter der Kritischen 
Theorie noch einer der Träger der Marxismus-Renaissance im Rahmen 
dieser Tradition. Wenn man seine Theorie in puncto Klassen und Politik 
schlagwortartig zusammenfassen will, dann lautet sie: es gab einmal 
Klassenkämpfe, aber im Augenblick sind die Klassengegensätze nur noch 
latent anwesend, und sofern man überhaupt von Klasseninteressen und 
Klassenbewußtsein sprechen will, können diese nicht logisch abgeleitet 
werden aus ökonomischen Positionen. Bezüglich der Existenz von Klas-
senkämpfen folgt er also in groben Zügen der späten Auffassung Hork-
heimers und Marcuses, während er die Frage von Klasseninteressen im 
Rahmen einer Konsensustheorie anschneidet. Klasseninteressen und 
Klassenbewußtsein sind "Titel für etwas, das sich erst intersubjektiv in 
Beratungen oder in Kooperationen zusammenlebender Individuen herstel-
len kann" (Habermas 1971b, S.20; vgl. auch S.39). Seine zentralen The-
sen zum Thema Klassen und Politik hat Habermas 1968 in seinem Auf-
satz 'Technik und Wissenschaft als Ideologie' entwickelt (28) und dann 
1973 etwas verfeinert in seinem Buch 'Legitimationsprobleme im Spät-
kapitalismus'. Die 'Theorie des kommunikativen Handelns' von 1981 
bringt diesbezüglich wenig Neues. 
Interessant ist, daß Habermas seine Theorie vom im "Spätkapitalis-
mus" aufgrund der sozialstaatlichen "Entschädigungs- und das heißt: 
Konfliktvermeidungspolitik" nur noch "latenten" bzw. "stillgelegten" 
Klassenkampf (1968, S.84; identisch ders. 1970a, S.32) festmacht an 
einer bestimmten Version der Ausbeutungstheorie, wobei er Ausbeutung 
wiederum legitimationstheoretisch thematisiert. "Bedingung (des) Klas-
senkampfes" ist, daß "die Beziehung zwischen privilegierten und depra-
vierten Gruppen auf Ausbeutung beruht" und daß "diese Ausbeutung 
subjektiv bewußt wird, d.h. unvereinbar ist mit den geltenden Legitima-
tionen der Herrschaft". Im 19. Jahrhundert war diese Bedingung "gege-
ben"(vgl. 1970a, S.24) - heute nicht mehr. Mit einem Abbruch des So-
zialstaats kann diese Latenz jedoch wieder aufgebrochen werden: "We 
would see the reappearance of the classical type of class struggle." 
(1979, S.78) 
Nun ist es gewiß ein Unterschied, ob die kapitalistische Ausbeutung 
in dramatischen Formen erfahrbar ist oder ob sie weitgehend reduziert 
ist auf die, jedenfalls von der Erfahrungswelt her gesehen, abstraktere 
Tatsache der "Subsumtion" - wie Marx sagt - der Arbeit unter das 
Kapital und die kapitalistische Verwendung der Mehrarbeit. Gegenüber 
all denjenigen, die auf diesen Unterschied nicht weisen und ein allge-
meines Bild der Ausbeutung als eines Diebstahls des Lebensnotwendigen 
(zumindest) suggerieren, hat Habermas sicher recht: "Capitalism has 
changed" (29), und dies ist nicht zuletzt ein Resultat des Kampfes zwi-
schen Lohnarbeit und Kapital. 
Gegen Habermas ist aber grundsätzlich einzuwenden, daß der die Aus-
beutung umschließende strukturelle Gegensatz von Lohnarbeit und Kapi-
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tal auch dann konfliktträchtig ist, wenn er nicht die materielle Sub-
stanz, sondern nur den Besitzstand - einmal ganz abgesehen von Dingen 
wie Arbeitsumständen usw. - der Lohnabhängigen oder eines Teils von 
ihnen bedroht. Auf diesem Hintergrund ist dann auch die absolute 
Grenzziehung zwischen 19. Jahrhundert und "Spätkapitalismus" nicht 
haltbar. Die konkrete Art und Weise der Äußerung des kapitalistischen 
Gegensatzes mag sich während der vergangenen 100-150 Jahre verändert 
haben und ebenso seine politische Bedeutung. Aber "stillgelegt" ist er 
nicht. Darüberhinaus offeriert Habermas ein (links-)romantisches Bild 
des 19. Jahrhunderts. Denn auch die politischen Kämpfe der damaligen 
Zeit - z.B. in der 'Revolution' von 1848 - waren keine Klassenkämpfe 
in Reinkultur. (30) Und schließlich ist auch seine Legitimationstheorie 
fragwürdig. Denn ist die Verletzung "universalistischer Normen" t a t -
sächlich der entscheidende Auslöser gesellschaftlicher Konflikte? (31) 
Mir scheint, daß, wenn es so wäre, die Gesellschaft in einem Zustand 
permanenter Revolte verkehren würde, denn die nicht zu verschleiernde 
Verletzung universalistischer Normen ist etwas ebenso alltägliches wie 
der politische Kampf für Partikularinteressen. 
Soweit Habermas sich absetzen will vom inflationären Gebrauch des 
Begriffs Klassenkampf, wo - wie Thompson (1978a, S.85) einmal sagt -
Klassen "are marshalled, sent on manoeuvres, and marches up and 
down whole centuries", und soweit er (wie in 1981, Band 2, S.Sllff) 
verweisen will auf die politische Relevanz anderer denn aus dem Ver-
hältnis von Lohnarbeit und Kapital hervorgehender Interessengegensätze 
und Konflikte, ist ihm zuzustimmen. Und weiter ist ihm auch darin zu-
zustimmen, daß Politik und Ideologie - und "Interessen" - nicht aus 
Klassenpositionen abgeleitet werden können und daß daher den Arbei-
tern auch nicht a priori die Rolle eines revolutionären Subjekts aufge-
bürdet werden kann (vgl. 1968, S.lOOff). Seine Argumentation zur Be-
gründung dieser Kritik kann aber kaum überzeugen. 
4 Die radikalisierte ökonomismuskritik 
Wenn man erklären will, warum gerade in den letzten Jahren eine radi-
kalisierte Ökonomismuskritik zum Durchbruch kam, könnte man auf die 
Idee kommen, die Radikalisierung sei nur eine Konsequenz eines von 
Althusser und Poulantzas unter Rekurs auf Gramsci in Gang gesetzten 
Prozesses. Schließlich hatten sie ja die Kritik des Ökonomismus auf die 
Tagesordnung gesetzt, und nun beginnt eben die Einsicht durchzusickern, 
daß auch ihre politische Theorie nur eine Form des Ökonomismus ist, 
nicht aber eine Kritik. Nicht, daß der Marxismus von der Sorte Althus-
ser gänzlich der Vergangenheit angehörte - dann wären große Teile 
dieser Arbeit überflüssig - , aber was sich jetzt mehr und mehr Gehör 
zu verschaffen scheint und m.E. ein produktiver Aspekt der Krise des 
Marxismus ist, das ist kritisch gegen diesen Marxismus gerichtet und 
ganz anderen Inhalts. Die sich am weitesten nach vorn wagenden Bei-
spiele dieses anderen Inhalts, den die radikalisierte Ökonomismuskritik 
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hervorgebracht hat, liefern vielleicht Adam Przeworski sowie Ernesto 
Laclau und Chantal Mouffe. Bündig zusammengefaßt lautet ihre These, 
daß aus gesellschaftlichen Positionen der Menschen logisch keinerlei 
bestimmte politische Interessen und Standpunkte abgeleitet werden kön-
nen, diese Positionen zwar politisch relevant aber nicht reduktionistisch 
mißzuverstehen sind und daß Klassenpositionen in dieser Hinsicht nicht 
mehr Bedeutung zukommt als anderen gesellschaftlichen Positionen. Von 
einem kleinen, aber sehr wichtigen Unterschied abgesehen, sind wir mit 
dieser These wieder angelangt bei den Schlußfolgerungen des ersten 
Kapitels dieser Arbeit.(32) In diesem Paragraph soll der dort liegenge-
lassene Faden denn auch wieder aufgenommen werden. 
Aber zunächst einmal zurück zur Idee des ins Rollen gekommenen 
Steines, die die Radikalisierung der Ökonomismuskritik und damit zu-
sammenhängend die neuen Tendenzen innerhalb der politischen Theorie 
des Marxismus erklären soll. Befriedigend ist diese Idee, die nach dem 
Muster rationalen Theoriefortschritts gestrickt ist, nicht. Denn wenn 
die Entwicklung der sozialwissenschaftlichen Theoriebildung wenigstens 
weitgehend ein rationaler Prozeß wäre, dann hätten Theorien wie die 
von Althusser und Poulantzas nicht zehn Jahre und länger einen solch 
voranstehenden und einflußreichen Platz einnehmen können. Der wider-
sprüchliche und oft nur rhetorische Charakter dieser Theorien sowie das 
Fehlen von Begründungen zentraler Behauptungen sind so offensichtlich, 
daß sie keiner rationalen Prüfung entgehen können. Zu klären wäre a l -
so, warum erst in den letzten Jahren mit dieser Prüfung begonnen wur-
de. Offenbar bedarf es zur Formulierung kritischer Fragen und zur 
Durchsetzung eines 'Paradigmawechsels' eines besonderen Klimas. (33) 
Wie es scheint, gab es vor zehn Jahren im Gegensatz zu heute kein 
solches 'Klima'. 
Der undeutliche Begriff Klima ist mit Absicht gewählt, um die vor-
schnelle Konstruktion direkter Verbindungslinien zwischen der allge-
meinen ökonomischen wie politischen Entwicklung (Krise, neue sozia-
le Bewegungen) und theoretischen Veränderungen des Marxismus wie 
überhaupt dessen 'Krise' zu vermeiden. Daß ein solcher Zusammenhang 
irgendwie besteht, soll hier nicht bestritten werden. Nur, dieser Zu-
sammenhang ist weder ein mechanischer im Sinne eines wissenschafts-
theoretischen Ökonomismus und Soziologismus noch ein simpel rationa-
ler in der Bedeutung, daß die Entwicklung der gesellschaftlichen Wirk-
lichkeit die traditionellen theoretischen Fundamente falsifiziert hät te . 
Das letztere behauptet z.B. W. Spohn (1981, S.64) wenn er sagt, "die 
Krise des Marxismus ... ist ja in dem Maße entstanden, wie im Kon-
text der sich verschärfenden Krisenerscheinungen des internationalen 
Kapitalismus seit Mitte der 70er Jahre sich gemäß der neomarxisti-
schen Revolutionstheorie keine ebensolche Verschärfung des proletari-
schen Klassenkampfes entwickelte, stattdessen mit dem Aufkommen der 
neuen sozialen Bewegungen - von der Frauen- bis zur Ökologiebewe-
gung - die Basis der traditionellen Arbeiterbewegung sich eher vereng-
te" . Die hier unterstellten rationalen Lernprozesse mögen zum Teil 
sicher stattgefunden haben. Das Problem ist aber, daß die jetzige Krise 
des Kapitalismus nicht seine erste Krise ist und daß es auch in frühe-
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ren Zeiten Bewegungen und politische Auseinandersetzungen gegeben 
hat, die sich einer klassentheoretischen Einordnung weitgehend sperren. 
Was ich hiermit sagen will, ist, daß eine angemessene theoretische 
Verarbeitung schon lange vor der zweiten Hälfte der siebziger Jahre 
hät te stattfinden können. 'Stoff' zu rationaler Neuorientierung hat es 
immer schon gegeben. 
Es ist nicht das Thema dieser Arbeit, tiefschürfende Erklärungen 
der Krise des Marxismus zu liefern. Und bei allem darf ohnehin nicht 
vergessen werden, daß diese Krise nicht nur oder nicht einmal in erster 
Linie eine intellektuelle Dimension hat. In eine Stromschnelle geraten 
sind auch eine Anzahl der marxistischen Parteien. Um aber wieder zu-
rückzukommen zur intellektuellen Dimension: was auffällt, ist die ge-
wachsene Bereitschaft Althergebrachtes infrage zu stellen. Könnte die 
Ursache dessen, daß dies jetzt geschieht, nicht vielleicht z.T. darin 
liegen, daß die Wirksamkeit bestimmter sozialer Kontrollmechanismen 
innerhalb der marxistischen "scientific community", die jahrelang krit i-
sche Lernprozesse verhindert haben, nun geringer geworden ist ? Denn 
die Frage nach den Ursachen eines Prozesses, der jetzt stattfindet, ist 
in diesem Falle auch eine Frage nach den Ursachen der Blockierung 
eines solchen Prozesses vor z.B. zehn Jharen, der von den kognitiven 
Möglichkeiten her gesehen damals ohne weiteres möglich gewesen wäre. 
Und vielleicht hat die gesamte, sich im Moment innerhalb des Mar-
xismus abspielende theoretische Entwicklung auch etwas zu tun mit 
dem was E.P.Thompson (1978a, S.100) "the great law of development 
of intellectual life in the West" nennt. Dieses Gesetz beinhaltet "that 
cultural modes must change, like satorial fashions, with dizzy speed 
from one year to the next; that in ideas as in suburban villas it is 
style and selfexhibition and not structure that determines acceptance, 
and that, moreover, very many intellectual workers ... literally do not 
remember positions which they adopted ardently and with vituperation 
against all opponents two or three years before." Wenn man sieht, wie 
die Arbeiterklasse in vielen Fällen umstandslos durch die neuen sozia-
len Bewegungen als Hätschelkind ersetzt wurde, dann scheint es, als 
habe Thompson nicht ganz Unrecht. Natürlich kann man in Einzelfällen 
nie mit Bestimmtheit sagen, ob jemand sich nun einer Mode angepaßt 
oder Lernprozesse durchlaufen hat. Was soll man z.B. von Andre Gorz 
sagen, der "Abschied vom Proletariat" nimmt, um dann in einer insge-
samt durchaus diskutablen Analyse in einem Paragraph mit dem Titel 
'Tod und Wiederauferstehung des historischen Subjekts: die Nicht-Klas-
se der nachrevolutionären Proletarier' dieser "Nicht-Klasse" "befreite 
Subjektivität" zuzuerkennen (1980, S.67)? 
Wie dem auch sei, in jedem Fall gibt es Anzeichen, daß die in 
jüngster Zeit sich abzeichnende Abkehr von traditionellen marxistischen 
Theoremen nicht nur der Sproß rationaler Lernprozesse ist. Dies stimmt 
insofern nachdenklich, als Rationalität doch gerade ein Aushängeschild 
der Linken sein müßte. Außerdem läßt es auf die Gefahr schließen, daß 
auch die neuen Theoreme wieder unkritisch akzeptiert werden. Damit 
aber genug des Kommentars zu den allgemeinen theoretischen Entwick-
lungen im Zuge der Krise des Marxismus. Die Autoren, die diese Ent-
66 
Wicklungen jeweils auf ihre eigene Art repräsentieren und die ich hier 
behandeln möchte, sind neben den bereits genannten Przeworski und 
Laclau/Mouffe in erster Linie noch Göran Therborn und Barry Hindess/ 
Paul Hirst. Außer Przeworski haben sie alle ihre Thesen in Auseinan-
dersetzungen mit Althusser/Poulantzas entwickelt. Die Genannten - Bob 
Jessop sollte ich hier auch noch erwähnen - sind keineswegs die ein-
zigen, die sich von traditionellen Auffassungen absetzen. Aber sie ge-
hören zu den Meistdiskutierten und zudem schneiden sie das Thema 
dieser Arbeit in allgemeinen Themen an. 
Politische Kräfte und überzogener Relat'ivimus: Hirst/Hindess 
Hirst/Hindess sind neben Thompson wohl die schärfsten Kritiker des 
Marxismus von Althusser und Poulantzas (34), und sie konnten in dieser 
Eigenschaft auch hier in den entsprechenden Paragraphen zitiert wer-
den. Bei ihnen kann man tatsächlich sprechen von einer radikalen An-
wendung des ökonomismuskritischen Programms von Althusser auf diesen 
(und Poulantzas) selbst. Nach einer anfänglich zustimmenden Rezeption 
Althussers formulierten sie ihre Kritik bereits seit Mitte der siebziger 
Jahre, seit einem Zeitpunkt also, an dem von der Krise des Marxismus 
noch keine Rede war. Festzustellen ist allerdings, daß ihre Arbeit sehr 
stark auf die Kritik als solche konzentriert ist (jedenfalls bezüglich des 
hier zur Diskussion stehenden Themas) und daß sie dem Kritisierten nur 
eine global formulierte Alternative gegenüberstellen. 
Das Problem, das ihrer Kritik zugrunde liegt, formuliert P. Hirst 
einmal sehr deutlich in 'Economic Classes and Politics' (1977, S.125f): 
"The problem ... is that when we turn to confront the dominant poli-
tical issues and struggles of the day, 'classes ' , categories of economic 
agents, are not directly present in them. We encounter state appara-
tuses, parties (some of which claim a class identification, others not), 
campaign organisations (...), trade union and employers' organisations, 
bodies of armed men, demonstrations, riotous mobs, e tc . , but never 
classes ... So much for the forces acting in the political, what about 
the issues at stake? Just as classes are not political organisations, so 
political struggles do not occur in the form of direct contests between 
classes for political hegemony, contests in which the issue is the na-
ture of the social relations of production: capitalism versus socialism." 
Trotzdem aber ist ihrer Meinung zufolge weiterhin eine ökonomistische 
marxistische Theorie dominant, die diese "forces" und "issues" von e i -
nem klassentheoretischen Ansatz her erklärt, und zwar in der Weise, 
daß die politischen Kräfte und Streitpunkte aus ökonomischen Positio-
nen abgeleitet oder zumindest daran gemessen werden. Einzelheiten 
ihrer Kritik möchte ich hier jedoch nicht wiederholen. 
Was haben Hirst/Hindess dem Ökonomismus entgegenzusetzen? Viel-
leicht klingt es grotesk, aber im Kern haben sie ihm einen Nicht-Öko-
nomismus entgegenzusetzen. Da wo bei Althusser und Poulantzas politi-
sche Kräfte und Positionen korrespondieren oder zumindest 'eigentlich' 
korrespondieren müßten mit 'Stellungen' in der ökonomischen Struktur 
bzw. mit politischen Positionen, die diesen zugeordnet werden, behaup-
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ten Hirst und Hindess, daß ökonomischen Positionen keine politischen 
zugeordnet werden können, daß es keine notwendige Korrespondenz zwi-
schen ökonomischen und polit-ideologischen Positionen gibt (vgl. ibid., 
S. 130f) und daß daher die letzteren auch nicht in ein Repräsentations-
verhältnis zu den ersteren gesetzt werden können. Konsequenterweise 
unterscheiden sie dann auch zwischen Klassen "as economic agents" 
und "political forces", die nicht miteinander identisch sind. Schließlich 
verwerfen sie auch das Basis-Uberbau-Theorem (Hindess/Hirst 1977, S.5 
und 57) und sehen neben ökonomischen noch mehrere andere "points of 
reference" politischer Prozesse (Hirst 1979, S.5). Wie diese aber zu be-
greifen sind, wenn sie nicht aus Klassenkämpfen herzuleiten sind, füh-
ren Hirst und Hindess nicht näher aus. 
An diesem Punkt hat dann auch die Kritik anzusetzen. Hirst/Hindess 
bestreiten nicht, daß auch die Politik ihre "conditions of existence" hat 
(Hirst 1979, S. 18), aber darüber, in welchem Zusammenhang sie mit 
diesen 'Existenzbedingungen' steht, sagen sie nichts. Diese Kritik for-
muliert auch Jessop (1982, S.205f), der ihnen ansonsten in vielen Punk-
ten ihrer Ökonomismuskritik folgt - "in short we find here a sustained 
critique of economism and class reductionism and a spirited advocacy 
of an open and complex account of the nature of social formations 
and their multiple determinations" (ibid., S.204) - und bei ihnen wie 
auch bei den weiter unten noch zu diskutierenden Laclau und Przewors-
ki anschließend selbst auch bemüht ist, die ökonomistische Politiktheo-
rie hinter sich zu lassen. (35) 
Es ist ganz einfach nicht ausreichend, wenn Hirst/Hindess stets nur 
die Nicht-Korrespondenz von Ökonomie und Politik/Ideologie betonen 
und auf die Unmöglichkeit einer allgemeinen Theorie der Determination 
polit-ideologischer Prozesse weisen. In der Absolutheit, in welcher sie 
ihre Thesen verkünden, sind diese zudem auch noch unrichtig. Ein Bei-
spiel: "It is to say that whatever connections there may be, there is 
no one general mechanism of connection between politics and the eco-
nomy that is charakteristic of capitalism as such .. ." (Hindess 1980b, 
S.41) Was sie hierbei gänzlich außeracht lassen, ist der strukturelle 
Gegensatz zwischen Arbeit und Kapital, der sich polit-ideologisch a r t i -
kulieren muß, auch wenn damit über den konkreten Inhalt sowie die 
Art und Weise dieser Artikulation absolut nichts gesagt ist. Und dies 
ist nicht einmal alles. Denn wenn richtig ist, was ich im ersten Kapi-
tel zu begründen versucht habe, daß die kapitalistische Ökonomie auf-
grund ihrer konkurrenzbedingten Dynamik die 'Lokomotive' der gesell-
schaftlichen Entwicklung ist, dann impliziert dies auch einen bestimm-
ten allgemeinen Zusammenhang zwischen Ökonomie und Politik bzw. 
politi-ideologischen Prozessen, wie wenig damit auch hier wiederum 
über die konkreten Formen der Artikulation dieses Zusammenhanges 
gesagt ist und wie sehr auch die je besonderen Weisen des Zusammen-
hanges den allgemeinen Zusammenhang überlagern. Hindess' These: 
"There is no coherent way in which political life can be conceived as 
different from and irreducible to the economy and the distribution of 
the population into classes on the one hand and in which the economy 
is conceived as playing the ultimately determining role on the other" 
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(ibid., S.40; vgl. auch S.52), ist daher zwar richtig gegenüber Althusser 
und Poulantzas, wo die Determination eine strikte Determination ist 
und die Ökonomie trotz gegenteiliger Behauptungen doch eine genau 
umrissene polit-ideologische Essenz in sich birgt. Aber diese These ist 
eben nicht, wie sie beansprucht, allgemeingültig - wenn man absieht 
vom Wort "ultimately". Denn es ist sehr wohl möglich, einerseits aus-
zugehen von einer Basisrolle der kapitalistischen Ökonomie sowie eines 
polit-ideologischen Artikulationszwang bedingenden Gegensatzes zwischen 
Arbeit und Kapital und andererseits zu beharren auf einer nicht-ökono-
mistischen Analyse der Politik und überhaupt gesellschaftlicher Prozesse. 
Entscheidend ist hier nur die Konzeption der Determinationsverhältnisse 
als flexibler Verhältnisse. Konzipiert man sie starr, dann führt dies in 
der Tat zu Widersprüchen. 
Es ist der apodiktische, negative Charakter der Thesen von Hirst/ 
Hindess, der zu einer wenig differenzierten und in ihrer Konsequenz zu 
einer insgesamt nicht haltbaren Theorie führt. Der Ökonomismus wird, 
wie gesagt, ersetzt durch den Nicht-Ökonomismus. Oder in den Worten 
von Therborn (1980, S.130): "Hirst et al. offer their readers a choice 
between total class reductionism and total non-class reductionism (...) 
of ideology and politics - a choice which is there no reason to accept." 
Diese Aussage entstammt einem Kontext, in dem Therborn Hirsts und 
Hindess1 "rejection of representation" zwar akzeptiert, aber hinzufügt, 
daß daraus nicht folgt "that we can discover no pattern in the rela-
tions between classes and ideologies, or between classes and political 
organizations and struggles" ( ibid). 
Die totale Abweisung des Konzepts der Repräsentation ist nicht 
haltbar. Zurückzuweisen ist nur ein Konzept der Repräsentation, worin 
grundsätzlich alle Organisationen (z.B. Gewerkschaften) nichts anderes 
sind als - richtige oder falsche - Repräsentationen von Klassen zuge-
schriebenen, genau umrissenen, objektiven Essenzen. Ganz und gar 
nicht zurückgewiesen ist damit ein Konzept der mittelbaren Repräsen-
tation. (36) Bleiben wir einmal bei den Gewerkschaften. Sie repräsen-
tieren zwar nicht genau abgegrenzte Klassen, aber wohl die Arbeit in-
nerhalb des strukturellen Gegensatzes von Arbeit und Kapital. Sie re -
präsentieren, mit welcher spezifischen Ideologie und mit welchem Grad 
der Verselbständigung gegenüber ihren Mitgliedern auch immer, die 
praktische Notwendigkeit einer Gegenmacht gegenüber der Logik des 
Kapitals. Dies heißt auch - und bis zu diesem Punkt bin ich einer Mei-
nung mit Wright - , daß man den Lohnabhängigen grundsätzlich ein 
Interesse an der Organisation einer solchen Gegenmacht zuzuschreiben 
berechtigt ist, sofern diese bekunden, leben und vielleicht sogar so gut 
wie möglich leben zu wollen. Lohn ist die Bedingung des Lohnarbeiter-
lebens und die Höhe des Lohnes hängt in nicht unbeträchtlichem Maße 
ab von der kollektiven Machtposition der Lohnabhängigen, wie sehr auch 
der oder die Einzelne individuelle Strategien der Erhöhung des Markt-
wertes seiner oder ihrer Arbeitskraft bevorzugen mag. Hirst und Hin-
dess haben diesen Aspekt der kapitalistischen Wirklichkeit - genau wie 
übrigens Thompson, Laclau und Mouffe - aus den Augen verloren. 
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Nun gibt es noch mehrere Beispiele von Hirsts und Hindess' ins 
galoppieren geratener Ökonomismuskritik. Das vielleicht stärkste ist 
ihre Behauptung einer "necessary non-correspondence" zwischen Politik 
und Ökonomie (vgl. z.B. Hirst 1977, S-lSOf), die zurecht von Stuart 
Hall (1977, S.58) kritisiert wurde. (37) Ich möchte diese Behauptung 
hier nicht mehr kritisieren, denn ihre Kritik gliche weitgehend der vor-
hergehenden. Trotz aller Kritik muß man immerhin festhalten, daß ihre 
begriffliche Unterscheidung zwischen Klassen als Klassen ökonomisch 
Tätiger - "classes as economic agents" - und politischen Kräften ana-
lytisch wertvoll ist. Erst hierdurch wird es möglich, ohne sprachlichen 
Wirrwarr eine nicht-ökonomistische Theorie politischer Prozesse und 
Verhältnisse zu entwickeln. Meist bestechend ist auch die ihren oftmals 
überzogenen Schlußfolgerungen vorangehende Kritik. Der Art und Weise 
dieser Kritik kann ich jedoch nicht zustimmen. Diesen Punkt möchte 
ich hier zuallerletzt erörtern, weil sich damit gleichzeitig eine Gele-
genheit ergibt, meinen naiven Empirismus etwas näher zu erläutern. 
Warum sind ökonomistische Theorien der Politik und überhaupt des 
gesellschaftlichen Zusammenhangs und der gesellschaftlichen Verände-
rung unrichtig? Der Ökonomismus ist aufgrund seiner Definition unhalt-
bar, denn er wurde ja definiert als nicht gerechtfertigte Oberbetonung 
der Ökonomie, d.h. einer Uberbetonung, die ihre gerechtfertigte, auf 
die strukturelle Dynamik und Gegensätzlichkeit des Kapitalismus ge-
gründete Betonung überschreitet und sich z.B. im Klassenreduktionismus 
äußert. Eine Definition liefert aber nur eine Umschreibung, keine Er-
klärung. Exakt lautet die Frage darum, warum die Uberbetonung der 
Ökonomie ungerechtfertigt ist. Und warum wird sie von Hirst und Hin-
dess zurückgewiesen? 
In diesem Text sind traditionelle marxistische Thesen als ökono-
mistisch bestempelt, also zurückgewiesen worden, weil sie meines Er-
achtens nicht der Wirklichkeit entsprechen. Die allgemeinen Thesen 
und Unterstellungen vom Klassenkampf als Motor der Geschichte, von 
den Klassen als wichtigsten Agenten politischer Prozesse und von der 
Zuschreibbarkeit 'objektiver' polit-ideologischer Standpunkte zu kollek-
tiven ökonomischen Positionen werden nicht bestätigt von den gesell-
schaftlichen Geschehnissen, deren unmittelbare Teilnehmer und Zeugen 
wir sind, von denen wir informiert werden und nach denen wir uns in 
geschichtlichen Quellen erkundigen können. Kurz die 'Erfahrung' wider-
legt diese Thesen. 
Nun weiß ich zwar, und hoffe von daher den Standpunkt eines auf-
geklärten, 'naiven' Empirismus beanspruchen zu können, daß man Aus-
sagen oder Theorien weder im Kopf noch auf dem Papier mit der 
Wirklichkeit, der die Aussagen/Theorien gelten, konfrontieren kann. 
Oder anders gesagt, im Kopf kann man keine Korrespondenz zwischen 
Theorien und Wirklichkeit herstellen. Korrespondieren können nur Aus-
sagen. Das bedeutet, daß es weder ein objektives empirisches Verifi-
kationskriterium noch ein Falsifikationskriterium gibt. Dennoch aber 
beanspruchen wir grundsätzlich, daß unsere Aussagen mit der Wirklich-
keit korrespondieren - jedenfalls dort, wo Verbindlichkeit dieser Aus-
sagen gefordert ist. Diese Verbindlichkeit ist gefordert, wo die Korres-
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pondenz unserer Aussagen und Theorien über die Wirklichkeit mit dieser 
Wirklichkeit eine Lebensbedingung ist und wo wir nötigenfalls jederzeit 
in der Lage sein müssen, den Korrespondenzanspruch unserer Aussagen 
zu illustrieren oder andersartig zu demonstrieren. 
Solche Verdeutlichungs- und Beweisversuche mögen dann akzeptiert 
werden oder nicht, in jedem Falle aber müssen unsere Aussagen, die 
die Beschaffenheit der natürlichen und gesellschaftlichen Wirklichkeit 
betreffen, der Anforderung der Demonstrierbarkeit ihres Gehalts genü-
gen. Denn nur so ist die Prüfung des Korrespondenzanspruchs möglich. 
Und solch eine Prüfung ist immer naiv empiristisch, da sie die prinzi-
pielle empirische Wahrheits-, d.h. Korrespondenzfähigkeit unseres Den-
kens voraussetzt, obwohl es kein epistemologisch valides Wahrheitskri-
terium gibt. Gegründet ist diese Voraussetzung darauf, daß wir offen-
bar in der Lage sind, unser Leben zu reproduzieren, denn ohne die 
Erfüllung der vorausgesetzten Korrespondenzfähigkeit würde uns das 
wohl nicht gelingen. Die nur vorausgesetzte Korrespondenzfähigkeit ist 
sogar derartig zu einer Selbstverständlichkeit geworden, daß wir kopf-
schüttelnd eine erkenntnistheoretische Infragestellung von Zeugenaus-
sagen in Gerichtsprozessen zurückweisen würden. Und denen, die be -
haupten, die Judenverfolgung durch die Nazi's sei eine Erfindung, sind 
wir auch nicht geneigt zuzubilligen, daß diese Behauptung erkenntnis-
theoretisch gesehen nicht widerlegt werden kann. 
Sind dies nicht Gemeinplätze und wozu erzähle ich dies? Der Grund 
ist, daß in Studierkammern erdachte Erkenntnistheorien im Zuge der 
Empirismuskritik den das praktische Leben kennzeichnenden Korrespon-
denzanspruch unserer Aussagen und Theorien, sowie das daran zugrunde-
liegende Korrespondenzproblem - Korrespondenz als Lebensbedingung -
zuweilen aus den Augen verloren haben. Und um diesen Korrespondenz-
anspruch geht es mir hier, ihn umschreibe ich als naiven Empirismus. 
Hirst/Hindess sind ein Beispiel jener, die den Korrespondenzanspruch 
unserer Theorien aus dem Auge verloren haben. Denn ihnen zufolge ist 
es in einem ansonsten sehr lesenswerten Kapitel in 'Mode of Produc-
tion and Social Formation' (1977, S.20f u. 7) so, daß "objects of dis-
course do not exist. The entities discourse refers to are constituted 
in it and by it". Und "it is the relation of 'appropriation' or of 'cor-
respondence' of knowledge to its objects which we challenge". Dies 
"is not to deny forms of existence outside of discourse but it is to 
deny that existence takes the form of objects representable in dis-
course". (38) Die Frage, ob Theorien mit der Wirklichkeit korrespon-
dieren, kann hier nicht mehr gestellt werden. Es überrascht dann auch 
wenig, daß Hirst/Hindess sich in ihrer vehementen Ökonomismuskritik 
niemals zu der - natürlich diskutablen - Behauptung durchringen, die 
als ökonomistisch abgestempelten traditionellen Theoreme des Marxis-
mus korrespondierten nicht mit der Wirklichkeit, so wie sie sie 'sehen'. 
Das was von der Definition des Ökonomismus gedeckt wird, scheint bei 
ihnen a priori falsch. Dies voraussetzend zeigen sie lediglich, daß Alt-
hussers und Poulantzas' Theorien entgegen deren Anspruch auch öko-
nomistisch sind. Die Frage, wie denn politische Verhältnisse verändert 
und politische Prozesse in Gang gebracht werden, beantworten Hirst/ 
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Hindess nicht mehr traditionell mit einem Verweis auf Klassenkämpfe, 
sondern mit dem Verweis auf den Kampf irreduzibler politischer Kräfte. 
Diese Kräfte machen die (politische) Geschichte und bestimmen die 
gesellschaftlichen Machtverhältnisse, obwohl natürlich unterstrichen 
wird, daß diese irreduziblen Kräfte nicht aus sich selbst begriffen wer-
den können, sondern "conditioned" sind. Für die Geschichtsschreibung 
bzw. für die Erklärung spezifischer Verhältnisse und Prozesse bedeutet 
dies, daß man eben jeweils die gegebenen "forces" und "issues" iden-
tifizieren und dann den Prozess ihrer "conditioning" untersuchen muß. 
Hier wird also die Geschichte nicht nur ganz zurecht nicht mehr be-
griffen als eine Aufeinanderfolge besonderer Formen und Ausdrücke 
eines Allgemeinen, nämlich des Verhältnisses und Kampfes von herr-
schender Kapitalistenklasse und unterdrückter (eigentlich sozialistischer) 
Arbeiterklasse. Bei Hirst/Hindess gibt es überhaupt keine allgemeinen 
Anhaltspunkte mehr. 
Derartig formuliert mag dies erscheinen als eine Karikatur der Auf-
fassung von Hirst und Hindess. Es ist jedoch nichts als eine Schlußfol-
gerung aus ihren Thesen. Und es ist eine vergleichbare Schlußfolgerung, 
die man ziehen muß aus den jüngsten Arbeiten von Adam Przeworski 
und Ernesto Laclau/Chantal Mouffe. Der Unterschied ist jedoch, daß 
diese Theoretiker mehr zu bieten haben als lediglich den Verweis auf 
eine diffuse "conditioning" politischer Kräfte. Menschen nehmen gleich-
zeitig mehrere gesellschaftliche Positionen ein - geschlechtliche, irre-
duzible ideologische (Religion), kollektive wie individuelle ökonomische 
usw. - die vom Gesichtspunkt der Konstitution politischer Kräfte her 
gleichwertig sind. Die politische und ganz allgemein die menschliche 
Subjektivität ist das Resultat ihrer praktischen "Diskurse" auf dem 
Hintergrund ihrer strukturellen Positionen. Eine lineare Determination 
politischer Subjektivität und politischer Kräfte durch die gesellschaft-
lichen Positionen gibt es nicht und schon gar nicht eine letztlich ent-
scheidende ökonomische Determination. Lassen wir jedoch zunächst 
Przeworski und dann Laclau/Mouffe zu Wort kommen. 
Vielfalt politischer Artikulationsbasen und Diskurs: 
Przeworski und Laclau/Mouffe 
Zu Przeworski muß zunächst festgestellt werden, daß er genau wie 
Jessop und Thompson Sprachverwirrung stiftet, da er sowohl bezüglich 
der Klassen im Sinne ökonomisch Tätiger wie auch bezüglich der poli-
tischen Kräfte mit dem Begriff Klasse operiert (vgl. 1977, S.365). Und 
dies, obwohl er im Gegensatz zu (z.B.) Wright von zweierlei in seiner 
Theorie prinzipiell verschiedenen Dingen spricht. Einer nicht-reduktioni-
stischen Theorie wäre eine begriffliche Unterscheidung, wie sie Hirst/ 
Hindess deutlich vornehmen, angemessener gewesen. 
Kollagenhaft lauten Przeworskis Thesen: Klassenpositionen sind 
"empty places" (ibid., S.347), d.h. "that the organization of classes as 
historical subjects, collectivities in struggle, is not determined by the 
places occupied by individuals within the realm of property relations. 
There is no relation to be deduced here. The history of capitalism 
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need not be a history of class struggle between the exploited and the 
exploiters, although it may happen to be that if workers and capita-
lists organize as such and if everyone struggles only in their capacity 
of workers or capitalists" (1982, S.293f). Weiter: "Nor is the expe-
rience of class the only one which is objective. If Objective' means 
experience that is inherited by individuals and independent of indivi-
dual will, then being a Catholic today in Italy is an objective expe-
rience, as is being a Black in the United States, or a women in 
France. The people who perpetuate their existence by selling their 
capacity to work for a wage are also men or women, Catholics or 
Protestants, Northerners or Southerners. They are also consumers, tax-
payers, parents, and city dwellers. They may become mobilized into 
politics as workers, but they may also become Catholic workers, Ca-
tholics or Bavarian Catholics." (Przeworski/Sprague 1982, S.3) Der struk-
turelle Hintergrund der Politik ist also sehr komplex. 
Zudem sind die Menschen, die die genannten Positionen besetzen, 
im Bildungsprozess ihrer sei es individuellen, sei es kollektiven Identi-
tät/Subjektivität immer schon unterworfen an vielerlei ideologische Ein-
flüße und Pressionen: "Class, ethnicity, religion, race, or nation do not 
happen spontaneously, of themselves, as a reflection of objective con-
ditions in the psyches of individuals. Collective identity, group solida-
rity, and political commitments are continually forged - shaped, de-
stroyed, and molded anew - as a result of conflicts in the course of 
which political parties, schools, unions, churches, newspapers, armies 
and corporations strive to impose upon the masses a particular vision 
of society". Schlußfolgerung: "The relation between places occupied by 
individuals in society and their acts is a contingent historical product 
of conflicts that confront interests and images, that involve prefe-
rences and strategies, that bring victories or defeats. Political behavior 
of individuals can be understood only in concrete historical articulation 
with these conflicts." (ibid., S.l) Und schließlich: "I now think that 
the whole difficulty (der politischen Analyse, UB) stems froms taking 
class positions as a given from which to begin the analysis." (1982, 
S.312) 
Diese Darstellungsweise der Ideen Przeworskis ist gewählt, weil ich 
ihm bis auf einen einzigen Punkt völlig zustimme und ich für das jenige, 
was er sagt, selbst keine besseren Formulierungen finden könnte. Nun 
zu meinem Kritikpunkt. Ich stimme mit Przeworski überein, daß "there 
is nothing inherent in capitalism and nothing in the logic of history 
that would make inexorable the emergence of classes as collective 
subjects"(Przeworski/Sprague 1982, S.2). Der unnuancierten Aneinander-
reihung im Satze: Individuen "may become mobilized into politics as 
workers, but they may also become Catholic workers, Catholics or Ba-
varian Catholics" kann ich aber nicht zustimmen. Denn 'workers are 
pressed to get mobilized into politics', ganz gleich in welcher Weise 
und mit welcher spezifischen Ideologie - 'Catholics do not ' ! Die "rela-
tion between places occupied by individuals in society and their acts 
is" daher auch nicht vollkommen "contingent". In den Laclau und 
Mouffe gewidmeten Passagen wird hierauf noch einmal etwas ausführ-
licher zurückzukommen sein. 
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Ein zusätzlicher Kritikpunkt betrifft die Inkonsequenz Przeworskis. 
Denn in seinen materialreich illustrierten Überlegungen zum Wahlver-
halten der Arbeiter und zur Strategie der sozialdemokratischen Parteien 
ist die vielschichtige strukturelle Basis des "political behavior of indi-
viduals" größtenteils wieder verschwunden. Hier ist "the emergence of 
classes as political subjects", wenn auch nicht "inexorable", so doch 
die normalste Sache der Welt: "Workers vote socialist if socialist par-
ties maintain a class-oriented strategy or if they have nowhere else to 
go or both." (ibid., S.26; vgl. auch S.37 sowie durchgehend Przeworski/ 
Wallerstein 1982) Katholische, weibliche, schwarze, mexikanische oder 
türkische, gutverdienende und schlechtverdienende Arbeiter gibt es hier 
nicht mehr - nur noch Arbeiter. Trotz dieser Kritik bleibt jedoch fest-
zuhalten, daß Przeworski - und das gilt auch bezüglich Hirst/Hindess 
und Laclau/Mouffe - ein ¡rreduzibles Vermittlungsniveau zwischen den 
gesellschaftlichen Positionen der Menschen und ihrer Subjektivität/Praxis 
thematisiert. Dies und damit zusammenhängend die Abweisung eines 
Objektiven' Maßstabs zur Beurteilung von "Abweichungen" ist die dif-
fentia specifica dieses Ansatzes. 
Laclau/Mouffe (1981, S.11 bzw. 27) verlangen eine '"Kopernika-
nische Revolution' in der marxistischen Theorie", die einen "Bruch mit 
dem Ökonomismus" beinhalten muß. Nun stammt diese Aussage aus 
einem Text von 1981, und tatsächlich kann man sagen, daß Laclau/ 
Mouffe von 1980 an diesen Bruch selbst radikal vollzogen haben. Ihre 
früher datierenden Versuche - Laclau Arbeiten über Faschismus und 
Populismus sowie Mouffe's erste Gramsci-Interpretationen - sind jedoch 
noch sehr ambivalent, ökonomistische Reste werden z.B. dokumentiert 
durch die folgende Aussage Laclaus (1977, S.108): "Every contradiction 
is overdetermined by class struggle. According to basic Marxist theory, 
the level of production relations always maintains the role of determi-
nation in the last instance in any social formation. This in itself 
establishes the priority of the class struggle .. ." (kritisch hierzu 
Mouzelis 1978) Und auch Mouffe (1979, S.171f u. 199f) rekurriert oft 
auf die in den siebziger Jahren kanonische, aber trotzdem nichtssagende 
Formel von der 'in letzter Instanz' determinierenden Ökonomie. Diese 
älteren Arbeitern lasse ich hier jedoch außeracht, weil ihre Ambivalenz 
durch den Inhalt der neueren Arbeitern als inzwischen überholt ange-
sehen werden darf. 
Genau wie bei Hirst/Hindess und Przeworski kann auch bei Laclau/ 
Mouffe der Kritik traditioneller Theoreme global zugestimmt werden. 
Bezüglich ihres eigenen Entwurfes ist dies aber nur teilweise der Fall, 
und auch das verbindet sie mit den erstgenannten. Zunächst einmal 
teile ich nicht ihre totale Abweisung des Basis-Uberbau-Theorems. 
Mouffe irrt , wenn sie das Gerede von der 'letzten Instanz' als offenbar 
einzig mögliche EinfüUung dieses Theorems identifiziert und wenn sie 
aus der Tatsache, daß die Repräsentanten dieses Geredes auch meist 
klassenreduktionistische Formeln produzieren, schließt, daß, wenn man 
mit dem Ökonomismus brechen will, man auch grundsätzlich dieses 
Theorem über Bord werfen muß (vgl. 1982, S.25 u. 30 sowie Laclau/ 
Mouffe 1981, S.19). Ähnlich wie die anderen in diesem Teil bisher dis-
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kutierten Theoretiker vergessen oder übersehen Laclau/Mouffe bei ihren 
Erörterungen die strukturelle Dynamik des Kapitalismus und die struk-
turelle, politisch gewiss relevante Spannung zwischen Arbeit und Kapi-
tal. Diese Dinge und überhaupt gesellschaftliche Zwangsverhältnisse/ 
-mechanismen scheinen ihnen vollkommen fremd zu sein. Das Resultat 
ist, daß Laclau/Mouffe an die Stelle des kritisierten Ökonomismus, d.h. 
übertriebenen Objektivismus, einen ebenso übertriebenen Subjektivismus 
setzen. (39) Trotzdem aber will ich unterstreichen, daß ihr Ansatz sehr 
wertvoll und lehrreich ist. 
Im Zentrum ihrer Ausführungen stehen die Begriffe Artikulation und 
Diskurs, und ihre übergreifende Frage ist die nach der Bestimmung ge-
schichtlicher (politischer etc.) Subjektivität. Die je konkrete individuelle 
und kollektive Subjektivität von Menschen, die sich äußert in deren 
Ideologien, Präferenzen, Interessen und Zielen sowie in der Formierung 
von Organisationen und Bewegungen, kann nicht deduziert werden aus 
den gesellschaftlichen Positionen, die sie besetzen. D.h. die Auffassung, 
daß, "wenn ein bestimmter Kontext gegeben ist, ... es nur ein Resultat 
(gibt)" (Laclau 1982, S.l l) ist nicht haltbar, weil "a priori" reduk-
tionistisch (Laclau 1983, S.39). Der strukturelle gesellschaftliche Kon-
text unserer Praxis sowie die Positionen, die wir in diesem Kontext 
einnehmen, sind nichts weiter als die Basis der (nicht reduktionistisch 
mißzuverstehenden) "Artikulation" unserer Subjektivität. (40) Diese Ar-
tikulation geschieht diskursiv, d.h. in einem Prozess "in and through 
which social production of meaning takes place" (Laclau 1980, S.87). 
Die diskursive Artikulation von Subjektivität ist in einem fundamentalen 
Sinne offen, da keine vollständige Kontextdetermination gegeben ist 
(vgl. Laclau 1982, S.11). 
Diese Artikulation ist zudem eine "différentielle Artikulation", denn 
die strukturelle Artikulationsbasis ist keine Einheit mit Zentrum. Die 
Gesellschaft - und folglich auch die Geschichte - haben einen "decen-
tered character" (Laclau 1983, S.41; vgl. auch Mouffe 1983, S.142), die 
Produktionsverhältnisse und mit ihnen die Klassenpositionen bilden nicht, 
wie der traditionelle Marxismus behauptet, die zentrale Artikulations-
basis (Laclau 1983, S.42). Die Gesellschaft ist komplex, und es gibt 
eine Vielfalt gesellschaftlicher Positionen, die die Menschen gleich-
zeitig besetzen, wobei durchaus Spannungen und Widersprüche aus die-
sen Positionen entstehen können (ibid., S.43). Ihre Gesamtheit ist die 
Artikulationsbasis menschlicher Subjektivität: "Insofern jedes Individuum 
an einer ganzen Reihe verschiedener gesellschaftlicher Beziehungen tei l -
hat, ist es der Sitz einer Pluralität von Bestimmungen, denen verschie-
denartige Diskurse entsprechen, wobei jeder dieser Diskurse 'Interessen' 
aufbaut und bestimmte Subjekt-Positionen produziert. Jedes Subjekt ist 
daher notwendigerweise vielgliedrig, heterogen und am Schnittpunkt 
mehrerer Diskurse zusammengebaut, wo es vorübergehend fixiert oder 
'angenäht' (frz.: suturé) wird. Es gibt keinen Grund, unter diesen ver-
schiedenen Subjekt-Positionen der Klassen-Position a priori irgendein 
Privileg als Artikulationsprinzip der Subjektivität zuzuschreiben. Das Ge-
schlecht, die Rasse, die Religion können genausogut wie die Positionie-
rung in den Produktionsverhältnissen diese Rolle der Nahtstelle (frz.: 
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point de suture) spielen. Dies wird jeweils von den diskursiven Praxen 
abhängen, in welche ein gegebenes Individuum eingefügt (frz.: inséré) 
ist, von der Art des Antagonismus, den sie aufbauen und dem Subjekt, 
welches sie produzieren." (Mouffe 1982, S.5.31f) 
Die Geschichte ist also nicht die Geschichte des Klassenkampfes, 
sondern die einer komplexen Konfiguration vieler Kämpfe und vieler 
Geschichten, deren Subjekte und Ziele nicht vom strukturellen Kontext 
und schon gar nicht von irgendwelchen 'zentralen' Positionen darin 
"prädeterminiert" wird (vgl. Laclau 1983, S.40). Wenn ich recht ver-
stehe, haben wir hier zu tun mit einer Konzeption, in der die Ge-
schichte vollkommen offen ist. Es gibt einen differenzierten gesell-
schaftlichen Kontext und was darin geschieht und welchen Verände-
rungsprozessen dieser Kontext also unterliegen wird, das ist eine Sache 
von Diskursen, über die a priori nichts gesagt werden kann. 
An diesem Punkt hat die Kritik anzusetzen, denn ein meines Erach-
tens offensichtliches Manko der Argumentation von Laclau/Mouffe ist, 
daß strukturelle Grenzen und Zwangsverhältnisse überhaupt nicht the-
matisiert werden. "There is little recognition in practice that extradis-
coursive conditions are effective not only through their prior mediation 
through discourse but also through post hoc empirical necessities; nor 
that discourse in its more inclusive sense can generate unintended 
structural effects or emergent properties which limit the effects of 
such discourdse." (Jessop 1982, S.199f) Daß Diskurse zuweilen allein 
zur 'Einsicht in die Notwendigkeit' führen können, bleibt Laclau/Mouffe 
verborgen. 
Wie kommt es doch wohl, daß es in allen kapitalistischen Ländern 
zu beinahe allen Zeiten auf dem Gegensatz von Arbeit und Kapital ge-
gründete Kampffronten gab und gibt? Von Laclaus und Mouffe's dis-
kurstheoretischem Ansatz her ist dies nur als kontingente Möglichkeit 
zu beschreiben. Richtig scheint mir jedoch, daß man die Kontinuität 
und Universalität dieser Kampffront als strukturell 'erzwungen' (er-
zwungen im Sinne einer Entsprechung strukturellen Drucks) zu begreifen 
hat. Sicher - und ich wiederhole hier, was schon gegenüber Thompson, 
Hirst/Hindess und Przeworski gesagt wurde -, welche Kräfte mit wel-
chen spezifischen Zielen sich auf Basis des Gegensatzes von Arbeit und 
Kapital konstituieren, ist von diesem Gegensatz selbst keineswegs fest-
gelegt. Individuelle ökonomische Positionen, die sozialgeographische 
Situation der vom Gegensatz von Arbeit und Kapital Betroffenen, deren 
Geschlecht, Rasse, Nationalität sowie ihr religiöser/weltanschaulicher 
Hintergrund mögen die relationalen Klassenpositionen als Artikulations-
basis gesellschaftlicher Kräfte, die den kapitalistischen Gegensatz po-
litisch austragen, überlagern, für die Identität der Betroffenen sogar 
relevanter sein und daher ein buntes Bild dieser Kräfte bedingen. 
Welche dieser genannten und weiterer gesellschaftlicher 'Positionen' 
nun selbst wieder zu separaten Gegensätzen und Kampffronten führt, 
ist a priori nicht zu sagen, da keine vom historischen Kontext unabhän-
gige strukturelle Nötigung zu solchen Gegensätzen gegeben ist. Wie 
al lesüberragend z.B. der Rassengegensatz in Südafrika auch sein mag, 
ableitbar aus den 'Positionen' von schwär und weiß ist er nicht. Das 
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besagt nicht, daß er nicht, einmal entstanden, eine strukturelle Quali-
tät (Apartheid) annehmen kann, die dann wieder derart existenzbedro-
hend für die schwarzen Menschen werden kann, daß sie zu politischer 
Formation und zu Widerstand gezwungen sind. Nun ist zwar auch Süd-
afrika ein kapitalistisches Land, aber der Rassengegensatz ist derart in 
den Gegensatz von Arbeit und Kapital eingeschrieben, daß eine von der 
strukturierten Rassenunterdrückung bedingte Identität der Position Ar-
beit (exakter: der niederen Ränge dieser Position in der Hierarchie der 
Arbeitsteilung) mit der Hautfarbe schwarz vorliegt, sodaß der Gegen-
satz von Arbeit und Kapital in diesem Kontext nur eine der Spielarten 
des Rassengegensatzes zu sein scheint. Diese Identität garantiert 
gleichzeitig die Permanenz des Rassenkampfes, denn ein Zurücktreten 
dieses Kampfes vor einem davon weitgehend unabhängigen Kampf 
zwischen Arbeit und Kapital ist dadurch ausgeschlossen. (41) 
Oder nehmen wir die Geschlechter. Einen strukturellen Druck zu e i -
nem formierten Kampf der Frauen gegen die Dominanz und Privilegie-
rung der Männer gibt es auch nicht. Oder vorsichtiger formuliert: ich 
kann einen solchen Druck jedenfalls nicht erkennen, da ich keine in der 
Tendenz die Existenz der Frauen bedrohende strukturelle Dynamik des 
Patriarchats anzuweisen vermag. Frauenmißhandlung und Vergewaltigung 
scheinen mir hier trotz ihres Zusammenhangs mit patriarchalen Männ-
lichkeitsidealen und trotz ihres häufigen Vorkommens nicht in Anmer-
kung zu kommen, denn ihre Gefahr ist weder allgegenwärtig, noch sind 
sie unlösbar gebunden an die Existenz des Patriarchats. (42) M.E. sind 
sie daher nur teilweise strukturellen Charakters. Aus je konkreten Si-
tuationen im Verhältnis zwischen (einzelnen) Frauen und Männern mag 
sich unzählbar oft die Notwendigkeit zur Bekämpfung letzterer durch 
die ersteren ergeben, und dies ist dann zwar nicht weniger bedeutend, 
aber doch etwas anderes als die aus einem strukturellen Gegensatz 
entspringende Notwendigkeit zu einem auf eben diese Struktur Bezug 
nehmenden Kampf. 
Vielleicht klingt es zynisch, aber solange man sich in Unterdrük-
kungs- und/oder Ausbeutungsverhältnissen 'einrichten' kann, oder so-
lange individuelle Ausweichs- und Lösungsmöglichkeiten bestehen, gibt 
es keinen objektiven Anlaß zu formiertem Widerstand. Obwohl die Arti-
kulationsbasis des politischen Kampfes der Frauen die Struktur des 
Sex-Gender-Verhältnisses ist, ist seine Konstitution daher wohl nur zu 
begreifen aus der jeweiligen historischen Situation und den aus dieser 
Situation hervorgehenden "Diskursen" der Frauen; ein struktureller Ar-
tikulationsdruck aufgrund irgendeines "anterior antagonism" liegt nicht 
vor (vgl. Mouffe 1983, S.141). Wie anders sollte man auch die im Ver-
gleich zu den Auseinandersetzungen zwischen Arbeit und Kapital auf-
fallende Nicht-Permanenz des über den individuellen Bereich hinaus-
gehenden Geschlechterkonflikts erklären? Etwa nur aus der, politische 
Formation gewiß erschwerenden, größeren Vereinzelung der Frauen? 
Wenn eher gesagt wurde, daß es einen Gegensatz von Kapital und 
Natur gibt, der dem von Arbeit und Kapital vergleichbar ist, weil die 
strukturell erzwungene Profitgier auch die Natur und damit die allge-
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meinste Bedingung menschlichen Lebens bedroht, dann ist nun jedoch 
auf einen wesentlichen Unterschied hinzuweisen, womit vielleicht auch 
die Nicht-Permanenz einer Kampffront zwischen Natur (d.h. der Men-
schen, die sich der Natur als ihrer allgemeinsten Lebensbedingung und 
deren Bedrohung durch die kapitalistische Profitlogik bewußt geworden 
sind; die 'Natur ' selbst kann ja nicht kämpfen) und Kapital erklärt 
werden könnte. Die Bedrohung der Natur wirkt sich nämlich meist erst 
über längere Zeiträume hinweg aus. D.h., diese Bedrohung ist nicht 
unmittelbar brennend, und ihre Ausmaße sowie ihr Charakter sind nicht 
von vornherein deutlich. Erst wenn sichtbare Zerstörungserscheinungen 
größeren Ausmaßes auftreten, regt sich wahrnehmbarer Widerstand. 
Was mit der vorangehenden - ausschließlich positionstheoretischen -
Passage nochmals verdeutlicht werden sollte, ist dies: der Gegensatz 
von Arbeit und Kapital spielt - auf welche Weise auch immer - in der 
Geschichte der bürgerlichen Gesellschaft eine strukturell vorgegebene 
Rolle. Dies bedeutet, Diskurs hin und Diskurs her, daß die 'Träger' der 
Position der Lohnarbeit einem in diesem Gegensatz objektiv angelegten 
Druck zur Bildung einer auf die Widersetzung der Logik des Kapitals 
gerichteten politischen Subjektivität unterliegen, auch wenn damit noch 
nichts Spezifisches gesagt ist; die Richtung dieser Subjektivität sich in 
mehrere Pfade verzweigen mag und die politische Subjektivität der Ein-
zelnen wesentlich vielschichtiger ist. A priori kann man dies von allen 
anderen möglichen Gegensätzen nicht sagen, denn ihnen fehlt die struk-
turell dynamische, direkt die existentiellen Lebensbedingungen betref-
fende Qualität des Gegensatzes von Arbeit und Kapital. Damit ist 
weder gesagt, daß dieser Gegensatz höher als andere zu bewerten ist, 
noch daß er einen Universalschlüssel zum Verständnis konkreter histori-
scher Verhältnisse und Prozesse liefert. Und schließlich - auch wenn 
dieser Hinweis inzwischen vielleicht überflüssig geworden ist - , dieser 
Gegensatz ist a priori kein Gegensatz zweier auch nur einigermaßen 
homogener Klassenkollektive. Wenn im bisherigen Text trotzdem einige 
Male der Begriff Klassenkampf benutzt wurde, so nicht in der Bedeu-
tung zweier (oder mehrerer) kämpfender Klassen, sondern nur als Um-
schreibung der Tatsache, daß der Ort der Auslösung des Kampfes zwi-
schen Arbeit und Kapital die Positionen von Arbeit und Kapital sind. 
Diese Positionen sind in einem sehr abstrakten Sinne (relationale) Klas-
senpositionen. 
Aber noch einmal zurück zu Laclau und Mouffe. Wertvoll an ihrem 
Beitrag ist neben der Zurückweisung des Klassenreduktionismus, daß 
sie die Ebene zwischen den gesellschaftlichen Positionen der Menschen 
und ihrer je bestimmten Subjektivität thematisiert haben. Denn wie 
komplex die Artikulationsbasis politischer Subjektivität auch jeweils ist, 
die diese Basis darstellenden Positionen und Umstände allein können die 
Heranbildung konkreter Subjektivität noch nicht erklären. Laclau hat 
ganz Recht, aus einem Kontext folgt nicht nur ein Resultat. Das be-
deutet, daß die positionstheoretische Argumentation ergänzt werden 
muß durch eine dikurstheoretische oder konstitutionstheoretische. Ob 
der modiöse Begriff Diskurs hier der geeignetste ist, möchte ich ein-
mal dahingestellt sein lassen. 
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Die Kritik, daß Laclau/Mouffe gesellschaftliche Zwangsmechanismen 
nicht berücksichtigen und daher zu einer übertriebenen Betonung des 
Diskursiv-Kontingenten gelangen, bezieht sich auf die Seite ihrer Theo-
rie, auf der es noch nicht-diskuisive Kontexte gibt, die ja die Artiku-
lationsbasis der Konstitution von Subjektivität bilden. Es gibt aber auch 
Passagen, worin vor allem Laclau (z.B. 1982, S.13) dazu neigt, die ge-
samte gesellschaftliche Wirklichkeit in Diskurse aufzulösen, indem er 
bemüht ist "die Objektivität der Objekte" zu brechen: "Everything be-
came discourse", Diskurse sind die Artikulationsbasis von Diskursen und 
Determinationsverhältnisse gibt es überhaupt nicht mehr (Laclau 1983, 
S.40f). (43) Die einfache Einsicht, daß gesellschaftliche Verhältnisse, 
wie wenig sie auch naturgegeben und wie sehr sie auch diskursiv ent-
standen sind, im Augenblick ihres Bestehens einen objektiven Charakter 
haben für diejenigen, deren Lebensprozeß innerhalb dieser Verhältnisse 
stattfindet, ist ihm hier verlorengegangen. Mit Giddens (1979, S.44) 
kann man abschließend gegenüber Laclau (Mouffe) sagen, daß "a r e -
covery of the subject" nach den Jahren des reduktionistischen Objekti-
vismus sicher am Platze ist, aber dann: "without lapsing into subjecti-
vism". (44) 
Therborns ¡rreduzibles "ideologisches Universum" 
Die Reise durchs Reich prominenter marxistischer Ideen zum Stellen-
wert der Klassen (-positionen) in der Politik und den gesellschaftlichen 
Voraussetzungen politischer Artikulation nähert sich ihrem Ende. Ab-
schließend soll hier der Versuch Göran Therborns zu einer nicht-reduk-
tionistischen Ideologietheorie diskutiert werden - politische Prozesse 
sind ja immer auch ideologische Prozesse. Diese Plazierung bietet sich 
an, weil Therborn (1982a, S.41) seine Ausführungen zum "universe of 
ideologies in the sense of the universe of forms human subjectivity" 
als Kritik der Theorie von Laclau und Hirst/Hindess versteht. Diese 
neigen ihm zufolge zu einem Standpunkt '"absoluter Autonomie', wenn 
sie argumentieren, daß es unmöglich ist, Ideologie und Politik in Zu-
sammenhang zu setzen mit Klassen". (45) Wie angedeutet, bedeutet 
dies nicht, daß er nicht ebenso wie die genannten einen "open-ended, 
non-reductionist Marxism" (1982a, S.41) beansprucht, worin gebrochen 
wird mit "alten Orthodoxien" (vgl. Buci-Glucksmann/Therborn 1982, 
S.112 u. 122). (46) 
Der Diskussion der Thesen Therborns muß vorausgeschickt werden, 
daß seine Arbeiten bis einschließlich seines 1978 erschienenen Buchs 
'What Does the Ruling Class Do When it Rules' hier unter dem Titel 
der 'Holzwege' hätten verhandelt werden müssen. In diesen Arbeiten, 
die sich allerdings von denen von z.B. Poulantzas durch ihre größere 
Stringenz und Systematik im Aufbau unterscheiden, spielen die "alten 
Orthodoxien" noch eine bedeutende Rolle. Die Klassen "are the deci-
sive human groupings in (class) society" (Therborn 1975, S.74f; vgl. auch 
ders. 1978, S.132); daß der Klassenkampf der Motor der Geschichte ist, 
folgt aus der determinierenden Rolle der Ökonomie (1975, S.404); jeder 
Staat hat per definitionem Klassencharakter (1978, S.32), und die De-
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mokratie wie die Diktatur sind "forms of the dictatorship of the bour-
geoisie" (ibid., S.24; siehe auch S.76 sowie ders. 1977, S.4); die Repro-
duktion einer auf Ausbeutung und Herrschaft basierenden Gesellschaft 
ist selbst "an example of class rule" (1978, S.138); "Marxism is a spe-
cific science related to the working class as a guide to socialist re-
volution" (1975, S.40), und Kautsky und Lenin hatten Recht mit ihren 
Überlegungen zur Insuffizienz des spontanen proletarischen Klassenbe-
wußtsein (ibid., S.326). Fragen nach der Reichweite des traditionellen 
klassentheoretischen Ansatzes zur Erklärung politischer Verhältnisse und 
Prozesse sind noch nicht zu erkennen in diesen früheren Schriften. 
Kommentieren will ich sie hier nicht, denn dies liefe auf eine über-
flüssige Wiederholung von bereits Gesagtem hinaus. 
Von einem radikalen 'Bruch' zwischen den älteren und den jüngeren 
Arbeiten Therborns zu sprechen ist vielleicht nicht ganz gerechtfertigt, 
denn auch in den letztgenannten sind die Klassen noch die bedeutend-
sten Kräfte in der Geschichte, obwohl man die These vom Klassen-
kampf als Motor nicht mehr antrifft. Abgesehen vom Festhalten am 
Primat des Klassenkampfes (vgl. z.B. 1979, S.3,4 u. 31) ist aber Ther-
borns Theorie durchaus vergleichbar mit denen der vorangehend behan-
delten Autoren. Ob dieses Festhalten begründet ist oder ob es auf eine 
Ambivalenz weist, wird sich zeigen müssen. 
Bereits hier kann jedoch auf eine wichtige Unstimmigkeit in Ther-
borns Theorie aufmerksam gemacht werden. Ähnlich wie Wright fragt 
er sich nämlich: "...how to tackle class formation as an open-ended 
process?" (1983, S.39) - ohne zu fragen, ob nicht diese Frage einen 
Widerspruch in sich birgt. Denn wie kann - um das kurz zu wiederho-
len - ein Prozess polit-ideologischer Formation aufgrund bestimmter 
Klassenpositionen "open-ended" sein, wenn er von vornherein als Klas-
senformation konzipiert wird? "Open-ended" ist ein solcher Prozess 
doch wohl nur, wenn er die Möglichkeit der polit-ideologischen Zer-
splitterung der ökonomischen Einheit Klasse, d.h. der Klassen als Klas-
sen ökonomisch Tätiger, zuläßt - und zwar nicht nur im Sinne einer 
'Abweichung'. Die andere Möglichkeit, daß Klassen sich auch als Klas-
sen polit-ideologisch formieren, ist damit ja keineswegs ausgeschlossen. 
Kurzum, eine Theorie offener polit-ideologischer Formation erfordert 
die Unterscheidung von einerseits Klassen als Klassen ökonomisch Tät i -
ger und andererseits politischen Kräften; eine Unterscheidung, die vom 
Inhalt der Ausführungen Therborns übrigens auch nahegelegt wird. 
Die Relevanz der Ideologietheorie liegt, wie gesagt, darin, daß die 
Frage nach der Konstitution politischer Kräfte immer auch eine Frage 
nach deren ideologischer Konstitution ist, denn "ideology ... i s . . . the 
medium through which men take their history as conscious actors" 
(1980, S.3). 
Auch wenn polit-ideologische Kräfte nicht reduzierbar sind auf die 
vielfältigen 'Seinsbedingungen' ('Sein' als Essenz des Bewußtseins) der 
Menschen, so sind die Ideologien doch nur begreifbar auf dem Hinter-
grund eben dieser gesellschaftlichen und sonstigen Bedingungen - jeden-
falls wenn man ausgeht von der materialistischen Voraussetzung, daß 
die Ideen der Menschen nicht einfach in ihren Köpfen entstehen. Die 
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Seins- oder Lebensbedingungen sind in einem solchen materialisti-
schen, aber doch flexiblen Konzept Artikulationsbasen von Ideologien 
und also auch von politischen Kräften - obwohl nicht jede Ideologie 
auch gleichermaßen politisch wirksam werden muß. Flexibel, das bedeu-
tet , daß die Artikulationsgrundlagen die gesellschaftlichen und natür-
lichen Kontexte bilden, an denen die Menschen sich in ihrem prakti-
schen und sonstigen Lebensprozess orientieren müssen und innerhalb 
derer sowie gegenüber denen sie sich zwecks dieser notwendigen Orien-
tation definieren müssen. Wie sie sich aber jeweils in ihren Kontexten 
definieren - Therborn spricht diesbezüglich von Qualifikation - , wie sie 
also ihre Erfahrungen verarbeiten, und dies heißt auch: in welcher 
Weise der Kontext jeweils Eingang findet in ihr Selbst- und Weltbild, 
und welche - auch normativen - Schlußfolgerungen sie daraus ziehen, 
das ist dann je nach Kontextfiguration offen. Im Einzelfall hängt es ab 
von - grundsätzlich menschliche Subjektivität ausmachenden - Lernpro-
zessen und Althussers berühmten "Interpellationen", also einmal von 
dem, was wir lernen, schlußfolgern, aufgrund eigener Erfahrungen und 
zudem von dem , was uns 'erzählt' wird, wobei diese Trennung analy-
tisch ist, weil wir ja keine Monaden sind und auch übertragene Ideolo-
gien entstanden sein müssen. (47) 
Nun kann man darüber streiten, ob eine derartig weite Definition 
von Ideologie, wie Therborn sie darbietet (Ideologie = Welt- und Selbst-
bild der Menschen), sinnvoll ist. Aber diese Frage scheint mir im Mo-
ment von sekundärer Bedeutung. Festzuhalten ist, daß der Wert von 
Therborns Betrachtungen darin liegt, daß er eine systematische Ty-
pologie der "multidimensionality" der Artikulationsbasis menschlicher 
Subjektivität und damit zusammenhängend eine Elementartheorie der 
Ideologie (im Sinne seiner weiten Definition dieses Begriffes) vorgelegt 
hat. 
Er unterscheidet inklusive ("being a member of a meaningful 
world") und positionale ("having a particular place in the world") Ideo-
logien und differenziert dann noch einmal in die Dimensionen existen-
tiell und historisch (vgl. 1980, S.23). Es ergeben sich also vier Ideolo-
gietypen (ibid., S.23f): 
1. inklusiv-existentielle Ideologien (". . . related to being a member of 
the world, i.e., the meaning of life, suffering, death, the cosmos, 
and the natural order. . . The most common forms of discourse t rea-
ting these questions are mythologies, religions, and secular moral 
discourse"); 
2. inklusiv-historische Ideologien ("through these, human beings are 
constituted as conscious members of historical social worlds... For 
instance, one may be, simultaneously, a conscious US citizen, a 
Catholic, an Italian, a member of the working class, a resident of a 
particular neighbourhood, and a member of a particular kin group"); 
3. positional-existentielle Ideologien (diese "constitute subject-forms of 
individuality, (fe)maleness, of age and ageing") und 
4. positional-historische Ideologien (diese "ideologies form the members 
of a family in a structure of families and lineages, the inhabitants 
of a particular locality in a wider pattern of social geography, the 
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occupants of a particular educational status, the practioners of par-
ticular occupations and of particular life-styles, the incumbents of 
positions of political power <and the place of those without it >, 
the members of different classes"). 
Ist noch hinzuzufügen, daß "the distinctions made above are analytical" 
(ibid., S.25). 
Fine in unserem Kontext besonders wichtige These ist, daß all diese 
Ideologietypen "irreducible" sind! "One implication of this, particularly 
important for Marxists to keep in mind, is that the ideological universe 
is never reducible to class ideologies. Even in the most-class-polarized 
and class conscious societies, the other fundamental forms of human 
subjectivity coexist with class subjectivities. Inescapably, the sex- and 
age-specificities of human individuals are ideologically constituted by 
existential-positional ideologies. And the meaning of a person's life 
and world is an existential question not wholly answerable by reference 
to the relations of production, but rather adressed by the inclusive-
existential ideologies of religion and secular morality." (ibid., S.26) 
Soweit, sogut. Und sicher ist auch die Unterscheidung von Ego- und 
Alter-Ideologien ("Alter-ideologies refer to the ideological dimensions 
of the form in which one relates to the Other" <ibid., S.28 > ) noch 
hilfreich. Aber weiter als zur Systematisierung ideologischer Komplexi-
tät sind wir damit noch nicht gekommen, vor allem dann, wenn man 
bedenkt, daß all diese Ideologietypen sich in Wirklichkeit auch noch 
überlappen und durchdringen (vgl. ibid., S. VII und 79). Darüber, inwie-
fern, mit welchem Inhalt und welchem Gewicht diese Ideologietypen für 
gesellschaftlich-politische Kräfteverhältnisse und Prozesse relevant 
waren, sind oder sein können, ist noch nichts gesagt. Sind diese Ver-
hältnisse und Prozesse vielleicht ebenso komplex? Diesbezügliche Fragen 
stellt Therborn nicht - jedenfalls nicht explizit und auf systematische 
Weise. 
Wohl aber liefert er Antworten. Und zwar, indem er erstens das 
"Universum der Ideologien" einbettet in Klassenverhältnissen und in 
diesem Zusammenhang ideologische Kämpfe behandelt und dem "quali-
fication"-Aspekt von Ideologien ihren "subjection"-Aspekt hinzufügt. 
Welt- und Selbstbilder sind ja nicht nur erforderlich zu unser aller 
Orientierung und Problemlösungskompetenz in der Welt ("qualification" 
in ganz allgemeiner Bedeutung <48>). Sie sind auch - und dadurch 
werden sie erst zu Ideologien - Einsatz von Auseinandersetzungen und 
Kämpfen in einer Welt von Gegensätzen, also Moment von Herrschaft, 
Macht und Kräfteverhältnissen. Ideologien in dieser Dimension "...sub-
ject people to a given order" und "also qualify them for conscious 
social action, including actions of gradual or revolutionary change" 
(ibid., S. VII). 
Zu kritisieren an dieser Einbettung ist, daß Therborn Klassenver-
hältnisse und Herrschaftsverhältnisse gleichsetzt (es geht ihm um "the 
ideological mechanisms of subjection, which ensure that the rule of the 
ruling class is obeyed by the ruled" (ibid., S.93). Dadurch werden 
Klassen, will der Begriff Herrschaft hier einen Sinn haben, wieder 
direkt zu den politischen Kräften. Dagegen scheint es mir erforderlich, 
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daß man den Schritt von komplexen ideologischen Verhältnissen zu 
komplexen politischen Kräfteverhältnissen tut . Und diese sind dann zu 
situieren innerhalb von Kontexten struktureller Herrschaft. Aber dazu 
mehr in den folgenden Kapiteln. 
Die zweite 'Antwort' Therborns ist die einer (vorsichtigen) Privi-
legierung der Klassenpositionen/ideologien innerhalb seiner Typologie 
der Ideologien. Zunächst einmal stellt er fest (ibid., S.38), daß in 
Klassengesellschaften alle Ideologien im Zusammenhang mit Klassen und 
Klassenideologien gesehen werden müssen. Aber gilt dies nicht auch in 
umgekehrtem Sinne, und soweit es überhaupt richtig ist, bezüglich aller 
anderen Ideologien? Eine begründete Antwort seiner Privilegierung 
bleibt er jedenfalls schuldig. Es ist wohl eine Hypothese. Eine Hypo-
these ¡st auch, wie Therborn (ibid., S.38 u. 40) selbst unterstreicht, 
daß Klassenverhältnisse und Klassenkämpfe "a given set of ideologies" 
"überdeterminieren" - eine Hypothese, deren Begründung ihm zufolge 
ein "long, empirically corroborated argument" verlangt und die er da-
her unterläßt. "Sceptical minds" müssen daher selbst herausfinden, ob 
diese Hypothese nun haltbar ist oder nicht. 
So wie Therborn diese Hypothese formuliert, scheint sie mir nicht 
akzeptabel. Das liegt einmal am Begriff des Klassenkampfes, wie er 
ihn einfüllt (nämlich als Kampf subjektiv formierter Klassen), und zum 
anderen daran, daß der Begriff der Überdetermination hier wie in vie-
len anderen marxistischen Texten allzuoft umstandslos eingesetzt wird 
an Stellen, wo eine genauere Umschreibung erforderlich wäre. Zustim-
men könnte ich allerdings einer Argumentation, die besagt, daß die 
Dynamik der kapitalistischen Ökonomie im allgemeinen wie des Gegen-
satzes von Arbeit und Kapital im besonderen einen 'Sog' produziert, 
dem sich auch Ideologien nicht entziehen können, die an sich nichts 
mit ökonomischen Positionen zu tun haben. Denn erstens verändert die 
ökonomische Dynamik ununterbrochen die Artikulationsgrundlagen der 
nicht-ökonomischen Ideologien durch zunehmende Naturbeherrschung, Ur-
banisation, Erosionen traditioneller Bande, Verschulung, neue Produkte 
usw., und zweitens macht es natürlich einen Unterschied, in welcher 
spezifischen ökonomischen Position und damit korrespondierend: mate-
riellen Lage man diesen Prozessen ausgesetzt ist. Um die Dinge einan-
der einmal kraß gegenüberzustellen: die existentielle Welterfahrung in 
der Armut ist, inklusiv wie positional, eine andere als im Reichtum. 
Und abgestuft gilt gleiches für all die zwischen diesen Extremen lie-
genden Schattierungen. Mit Klassenexistenzen im marxistischen Sinn hat 
dies allerdings zumindest heutzutage wenig zu tun. Dann schon eher mit 
Klassen- oder besser Schichtenexistenzen im Sinne der nicht-marxisti-
schen Soziologie. Drittens schließlich sind der Gegensatz von Arbeit und 
Kapital sowie im Zusammenhang damit und darüberhinaus die vielen 
Gegensätze in Verteilungsfragen zwischen Arbeitenden und Arbeitslosen, 
öffentlichem Dienst und Privatwirtschaft, Berufsgruppen usw. derartig 
penetrant, da die materiellen Lebensbedingungen - essen, trinken, woh-
nen und meinetwegen die Abzahlung der nächsten Kreditrate - betref-
fend, daß sich zumindest inklusiv-existentielle Ideologien eines Bezuges 
zu diesem Spannungsfeld nicht entziehen können. 
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Was ich hier vorbringe, dürfte mittlerweile nichts Neues mehr sein. 
Es ist, was ich die materialistische Lektion von Marx nennen möchte, 
allerdings gereinigt vom Denken in alles-oder-nichts-Kategorien und von 
metaphysischem Ballast. Irgendwelche überhistorische Regeln mit weit-
reichender Erklärungkraft lassen sich jedoch aus der so verstandenen 
'Lektion' nicht ableiten. Sie liefert Orientierungspunkte, mehr aber 
nicht. 
Ein letztes Wort noch zu Therborn. Er wollte ja zeigen, daß Ideolo-
gien durchaus im Zusammenhang mit Klassen gesehen werden können. 
Was nun die Thematisierung der von ihm so genannten "core themes" 
betrifft, die in die Produktionsverhältnisse "eingeschrieben" sind (vgl. 
ibid., S.61 u. 72), so hat er diesen Anspruch sicher eingelöst. Individu-
elle Leistung, Risikobereitschaft, Profit, Eigentum versus Lohn- und 
Arbeitsplatzsicherheit, Solidarität, Schutz der Arbeitskraft sind tatsäch-
lich die 'alter-ideologischen' Kernthemen, die den Positionen von Kapi-
tal bzw. Arbeit entspringen und die den grundsätzlichen Einsatz des 
Kampfes dieser beiden Pole umschreiben (vgl. ibid., S.62f) - ganz 
gleich welche konkreten Kräfte mit welchen spezifischen Zielen ihn 
austragen. (49) Über umfassendere Ideologien ist damit aber noch 
nichts gesagt. Der Versuch Ideologien wie den Rassismus, gar Faschis-
mus oder auch den Sozialdemokratismus in ein genetisches Ableitungs-
verhältnis zu Klassenpositionen zu bringen, liefe wieder auf den altbe-
kannten Klassenreduktionismus hinaus. Und Therborn sagt ja auch selbst, 
daß der Sozialismus und schon gar nicht der Marxismus Klassenideolo-
gien sind. Was es gibt, das sind "selektive Affinitäten"(vgl. ibid., S.65). 
Umfassende Ideologien sind, um noch einmal den illuminierenden Be-
griff zu gebrauchen, komplexer Natur. 
Fazit: in der marxistischen Theorieentwicklung der letzten Jahre 
zeigt sich ein Trend weg vom Ökonomismus und Klassenreduktionismus, 
vom Schematismus, Funktionalismus usw. hin zu einer offenen Theorie 
flexibler Determinationsverhältnisse und multidimensionaler Artikula-
tionsprozesse politischer Subjektivität und Kräfte. Die gerechtfertigte 
Kritik des traditionellen Marxismus schlägt jedoch in ihrer positiven 
Umsetzung, sofern sie nicht in Ambivalenzen verharrt, noch regelmäßig 
über die Stränge. Der strukturelle Artikulationszwang aufgrund der Po-
sitionen von Arbeit und Kapital verschwindet völlig aus dem Blickfeld -
die eine Einseitigkeit macht der anderen Platz. Darum befinden wir uns 
nach dem Ende der Reise auch immer noch auf dem Niveau der 
Schlußfolgerungen des ersten Kapitels, wenngleich es angereichert ist 
mit einer Reihe spezifizierender Begriffe. 
Der analytische Stellenwert der Klassentheorie ist global umschrie-
ben, die Abgrenzung der Klassen harrt aber ihrer nähreren Ausarbeitung. 
Dies soll der nächste Schritt sein, bevor dann die bisher immer nur an-
geschnittenen Themen wie die der Analyse gesellschaftlicher Kräftever-
hältnisse sowie spezifischer gesellschaftlicher Prozesse in ihrer politi-
schen Bedeutung systematischer und exemplarischer diskutiert werden. 
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Ill VON DER SCHWIERIGKEIT, KLASSEN VONEINANDER 
ABZUGRENZEN 
Eines der Ergebnisse der vorhergehenden Kapitel ist, daß Klassen in 
erster Linie nichts weiter sind als Klassen ökonomisch Tätiger, die un-
terschieden werden müssen von politischen Kräften (im weiteren Sinne). 
Was die Klassen voneinander trennt, das sind ihre kollektiven, aufein-
ander bezogenen - also relationalen - Positionen in den Produktionsver-
hältnissen. Im Kapitalismus sind diese relationalen Positionen die von 
Lohnarbeit und Kapital, und die diesen Positionen entsprechenden Klas-
sen sind die der Lohnarbeiter und der Kapitalisten. An der klassischen 
marxistischen Theorie der Klassen als relationaler Klassen wird hier 
also festgehalten. Dies hat seinen Grund darin, daß die Positionen von 
Lohnarbeit und Kapital die spezifische Struktur des Kapitalismus be-
schreiben und zudem in einem in strukturellem Druck zu politischer 
Artikulation sich äußernden Gegensatz zueinander stehen, dessen Kon-
fliktpotential beinahe permanent hervortritt und in hohem Maße be-
stimmend war und ist für die Geschichte der bürgerlichen Gesellschaft. 
In diesem Kapitel gilt es die Theorie der relationalen Klassen von 
Lohnarbeit und Kapital zu verteidigen. Beschränken kann sich die Ar-
beit auf diese Verteidigung jedoch nicht. Denn wie real der Gegensatz 
der Positionen von Lohnarbeit und Kapital auch ist, die Klassen der 
Lohnarbeiter und Kapitalisten als jeweilige Summe von Individuen sind 
Abstraktionen - keine realen Einheiten. Denn neben der Gemeinsamkeit 
der Positionen der Lohnarbeit respektive des Kapitals, die sich höch-
stens sporadisch 'konkretisiert ' in Arbeitskämpfen, gibt es, wie bereits 
im 1. Kapitel angedeutet, zu beiden Seiten des kapitalistischen Produk-
tionsverhältnisses ökonomische Differenzierungen und Segmentierungen, 
die nicht als sekundäre Erscheinungen abgetan werden können. Daher 
wurde in dieser Arbeit bisher auch stets gesagt, daß dem Gegensatz 
von Lohnarbeit und Kapital nur bei übermäßiger Vereinfachung ein 
Gegensatz von Lohnarbeiterklasse und Kapitalistenklasse korrespondiert. 
In dieser Situation scheint es sinnvoll, der horizontalen Klassenein-
teilung eine vertikale zur Seite zu stellen. Der Begriff, der sich zu die-
sem Zwecke anbietet, ist Max Webers Begriff der sozialen Klasse. In 
seiner Soziologie ist eine soziale Klasse ein von berufsbedingten "Markt-
lagen" her bestimmtes Aggregat mehrerer untereinander mobiler "Klas-
senlagen", die durch bestimmte Niveaus der materiellen "Güterversor-
gung" und durch bestimmte "äußere Lebensstellungen" (Weber fügt als 
dritten Punkt noch das "innere Lebensschicksal" hinzu) charakterisiert 
sind (vgl. Weber 1972, S.177). In einer etwas freien Interpretation ist 
eine soziale Klasse zu verstehen als eine bezüglich der materiellen Le-
bensbedingungen und -Verhältnisse sowie der Alltagskultur einigermaßen 
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homogene gesellschaftliche Einheit mit Kern und Rand (1), die eventu-
ell auch über eine entsprechende Identität verfügen kann. Alle ökono-
mischen Differenzierungen können mit dem Begriff soziale Klasse j e -
doch nicht abgedeckt werden. Aber ein Anfang ist es. 
Es ist keineswegs prinzipiell ausgeschlossen, daß eine soziale Klasse 
identisch ist mit einer relationalen Klasse. Und es ist auch eine der 
Thesen dieses Kapitels, daß in Marx' materialistischer Klassentheorie 
mit vielleicht geringen Abstrichen die Gesamtheit der Lohnarbeiter-
schaft einerseits und der Kapitalisten andererseits als Einheiten rela-
tionaler und sozialer Klassen konzipiert sind (2) - jedenfalls hinsichtlich 
der langfristigen Entwicklung des Kapitalismus. 
Der wirkliche Kapitalismus hat diese Identität niemals hervorge-
bracht. Im Gegenteil. Insbesondere die in den entwickelten kapitalisti-
schen Ländern 80 bis über 90% der Erwerbsbevölkerung ausmachende 
Lohnarbeiterschaft ist aufgrund der Hierarchisierung der Arbeitsteilung 
und des Einkommens heutzutage stärker differenziert als dies zu Marx' 
Zeiten der Fall war. Es mag sein, daß dies nicht gilt für die traditio-
nell als Arbeiterklasse umschriebene Kategorie der manuellen Arbeiter. 
So hat z.B. J.Moser (1983, S.305) für die BRD festgestellt, daß diese 
Kategorie bezüglich ihrer Berufs- und Einkommensstruktur nach 1960 
noch homogener geworden ist, nachdem auch in der gesamten, diesem 
Zeitraum vorangehenden und bis ins Kaiserreich zurückreichenden Phase 
keine einschneidenden Differenzierungsprozesse zu verzeichnen waren. 
Für die Gesamtheit der Lohnarbeiterschaft gilt dies aber sicher nicht -
man denke nur an das immense Wachstum der verschiedensten Gruppen 
kommerzieller und technischer Angestellter oder auch an die sich auch 
in personeller Hinsicht niederschlagende Ausweitung der Staatsaktivitä-
ten. Es sind ja gerade die hiermit einhergehenden Differenzierungspro-
zesse, die - wie immer sie auch wahrgenommen und eingeschätzt wer-
den - den Anlaß bilden zu den Diskussionen über die neue Mittelklasse. 
Von dieser Differenzierung der ökonomischen Struktur muß man 
allerdings weitere Niveaus der ökonomischen Differenzierung oder bes-
ser Niveaus der Differenzierung der materiellen Lebensumstände unter-
scheiden und zwar auch dann, wenn zwischen diesen und der erstge-
nannten ein gewisser Zusammenhang besteht. Zu denken ist hier vor 
allem an Unterschiede des Wohnens, der Konsumgewohnheiten, der Fa-
miliengröße sowie auch an den sozialgeographischen Unterschied zwi-
schen Stadt und Land. Denn divergierende Lebenshaltungskosten haben 
natürlich Einfluß auf die materiellen Lebensumstände der Menschen, 
ebenso wie der eventuelle Besitz oder Nichtbesitz eines Gemüsegartens. 
All diese Dinge, wie überhaupt nicht-ökonomische Positionen und Um-
stände der Menschen, sollen in diesem Kapitel jedoch nicht beachtet 
werden. Insofern in diesem Text die Rede ist von Differenzierung, geht 
es ausschließlich um in der ökonomischen Struktur angelegte Differen-
zierungen kollektiver Positionen. 
Neben des Versuches der Konzeptualisierung dieser Differenzierung 
ist - wie gesagt - die Aufgabe dieses Kapitels die Verteidigung der 
Klasseneinteilung entlang des Gegensatzes von Lohnarbeit und Kapital. 
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Verteidigt werden muß diese Auffassung einerseits gegenüber marxi-
stischen Ansätzen, die auf der Ebene der relationalen Klassen eine 
grundsätzlich andere Einteilung vorschlagen und andererseits gegenüber 
(meist) nicht-marxistischen Ansätzen, die das Verhältnis von Lohnarbeit 
und Kapital oft gänzlich aus dem Auge verloren haben und sich nur der 
graduellen Differenzierung der ökonomischen Positionen zuwenden. Im 
Zusammenhang damit ist dann auch die Relevanz des Begriffs soziale 
Klasse und der doppelten Klassifizierung zu begründen. Darüberhinaus 
ist es angebracht, der Frage des Sinns und der Grenzen von Klassenein-
teilungen besondere Aufmerksamkeit zuzuwenden. Und schließlich wird 
hier noch einmal etwas ausführlicher auf den Begriff des Klassen-
kampfes einzugehen sein. 
1 Zur Undeutlichkeit der Klasseneinteilung bei Marx und im frühen 
Marxismus 
Im 1. Kapitel wurde Marx als Theoretiker eines Zweiklassenmodells 
eingeführt - läßt man das Kleinbürgertum und die als selbständige 
Klasse ohnehin zweifelhaften, aber auch längst irrelevanten Grundbesit-
zer einmal außeracht. Geklärt wurde in jenem Kapitel jedoch nicht, ob 
z.B. Angestellte zur Arbeiterklasse und z.B. Handwerker, die einen oder 
jedenfalls sehr wenige Lohnarbeiter beschäftigen, zur Kapitalistenklasse 
gehören. Wen genau bezeichnet Marx also mittels der Begriffe Arbei-
terklasse und Kapitalistenklasse? Bei der Beantwortung dieser Frage 
möchte ich mich beschränken auf die Arbeiterklasse. Die Abgrenzung 
der Kapitalistenklasse vom Kleinbürgertum, die niemals ein intensiv dis-
kutiertes Thema gewesen ist, wird ebenso wie die Problematik der 
Staatsbediensteten und die der formell 'lohnabhängigen' Kapitalisten 
erst in nachfolgenden Paragraphen behandelt werden. Im Zusammenhang 
mit der Diskussion der Frage, wer bei Marx zur Arbeiterklasse zählt, 
möchte ich hier versuchen plausibel zu machen, daß der Begriff der 
sozialen Klasse durchaus in den Kontext von Marx' Theorie paßt - ob-
wohl er selbst diesen Begriff nicht explizit gebraucht. Meine These ist, 
daß Marx' Theorie interpretiert werden kann als Theorie der langfristi-
gen Konvergenz von relationaler und sozialer Klasse. Diese Interpreta-
tion muß allerdings herausgeschält werden aus den Undeutlichkeiten 
seiner die Klasseneinteilung betreffenden Formulierungen. 
Welche Menschen also bilden die Arbeiterklasse? Sind es mehr oder 
weniger alle Lohnabhängigen oder allein die Leute mit Mütze und auf-
gekrempelten Hemdsärmeln? Die Umgangssprache scheint diese Frage 
eindeutig zugunsten der letztgenannten Möglichkeit zu beantworten. Die 
Arbeiterklasse, das sind diejenigen, die in Fabrik, Lagerung, Transport, 
Handwerk und - soweit es das noch gibt - Landwirtschaft lohnabhängi-
ge Handarbeit verrichten. Und es ist keineswegs nur die Umgangs-
sprache, die diese Umschreibung bevorzugt. Auch marxistische Sozial-
wissenschaftler tun es - wenn nicht gar in ausdrücklichen Klassentheo-
rien, so doch in historischen oder sonstigen Schriften. Die Arbeiterklas-
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se wird dort oft im obigen Sinn umschrieben; die anderen Lohnabhängi-
gen figurieren als Mittelklasse, Mittelschicht und im Niederländischen 
als Mittelgruppe, wobei das eine Mal in der Einzahl und das andere 
Mal in der Mehrzahl gesprochen wird. Der Zusatz 'neu' ist gebräuchlich 
und manchmal ist in diesem Zusammenhang auch die Rede von der In-
telligenz. 
Nicht zuletzt ist es aber die Arbeiterbewegung selbst, die der De-
finition von der körperlich arbeitenden Arbeiterklasse das Wort redet 
und mithin nicht alle Lohnabhängigen zur Arbeiterklasse zählt. Ganz 
ohne Ambivalenzen mag der Gebrauch des Begriffs Arbeiterklasse nicht 
immer sein, aber vorherrschend ist sicher die genannte Umschreibung. 
Oder hat sich die Arbeiterbewegung vielleicht jemals als Klassenbewe-
gung der Gesamtheit der Lohnabhängigen zu profilieren versucht? In 
ihren Anfängen beschränkte sich "die praktische Arbeit einer jeden so-
zialistischen Partei ...zu neunundneunzg Prozent auf die industrielle Ar-
beiterschaft", berichtet Arthur Rosenberg (1972, S.247), wobei er kri-
tisch die Industriearbeiter als "Berufsstand" und die sozialistischen 
Parteien als "Berufsparteien" charakterisiert (ibid., S.249 u. 251). Und 
später? Später wurde die Sozialdemokratie zur "Volkspartei", nicht aber 
zur Klassenpartei der Lohnabhängigen. Und für die kommunistischen 
Parteien gilt diesbezüglich ähnliches: sie mögen sich als Volksfrontpar-
tei oder als zentrale Kraft des "anti-monopolistischen Kampfes" ver-
standen haben und verstehen, aber wenn sie sich als Klassenparteien 
identifizieren, dann als Parteien der Industrie- und im weiteren Sinne 
der sonstig körperlich arbeitenden Lohnarbeiter. Aufgrund der histori-
schen Festsetzung dieses Begriffs der Arbeiterklasse ist es gerechtfer-
tigt, hier von der traditionellen Arbeiterklasse zu sprechen. Aber um 
welche Sorte Klasse handelt es sich dabei eigentlich? 
Verständlich ist es in jedem Fall, daß sich dieser Begriff der Arbei-
terklasse herausbildete - ganz gleich, ob es sich nun wirklich um eine 
relationale Klasse handelt oder nur um eine soziale Klasse oder gar 
"Berufsgruppe". Denn was gab es in den Gründungsjahren der organi-
sierten Arbeiterbewegung sonst noch für Lohnarbeiter außer den manu-
ellen in Industrie, Handwerk, Transport und Landwirtschaft? In England 
gab es 1871 bei einer Bevölkerung von ca. 25 Millionen 1,4 Millionen 
Hausbedienstete und ganze 100 000 Büro- und Bankangestellte (vgl. 
Hobsbawm 1969, S.156f), und in Deutschland kam 1870 auf 30 Arbeiter 
ein einziger Angestellter (vgl. Born 1976, S.280f). Um die Jahrhundert-
wende hatte sich das Bild zwar etwas verändert, aber die übergroße 
Mehrheit der Lohnabhängigen bildeten noch stets die manuellen Arbei-
ter. In England (vgl. Roberts u.a. 1977, S.38) waren es 1900 80% gegen-
über 20% sogenannter "white collar workers" (Angestellte und Beamte) 
(3), und in den Niederlanden war das entsprechende Verhältnis 87% zu 
13% (berechnet nach Reinalda 1981, S.511). In Deutschland kamen 1907 
ungefähr 1 Million Angestellte auf beinah 12 Millionen Arbeiter (4), und 
rechnet man die Beamten hinzu, dann umfaßt die Gruppe der Ange-
stellten und Beamten in diesem Jahr 13,2% der Erwerbstätigen gegen-
über 47,2% Arbeitern und 5,7% Dienstpersonal (die entsprechenden Zah-
len für 1882 und 1895 lauten: 7,0 bzw. 10,7%; 49,4 bzw. 49,6%; 8,0 bzw. 
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7,2%)(vgl. Neumann 1977, S.654). Kurzum, die Gleichsetzung von manu-
eller Arbeit mit Lohnarbeit schlechthin war zu dieser Zeit nicht gänz-
lich abwegig, vor allem wenn man bedenkt, daß die Prozentsätze der 
"white collar workers" durch die nicht direkt im Kapitalverhältnis s t e -
henden Beamten in die Höhe getrieben wurden. Die quantitative 'Ex-
plosion' der Angestellten ist erst ein Ereignis der Zeit nach dem 2. 
Weltkrieg (vgl. Bischoff u.a. 1982, S.85). 
Zu diesen quantitativen Verhältnissen kam hinzu, daß die Angestell-
ten (und auch die Beamten) sich aufgrund des "Fortwirkens feudalstän-
discher Normen und Wertesysteme" (Treu 1982, S.28) als etwas besse-
res betrachteten - und sich z.T. wohl noch immer betrachten (5) - , 
womit sie sich von den manuellen Arbeitern abgrenzten. "Most of them 
imagine that they are something better than proletarians", merkte 
Kautsky (zitiert nach Przeworski 1977, S.357; vgl. auch Reinalda 1981, 
S.24ff) hierzu an. Allein schon die Bezeichnung der Büro- und Ver-
kaufsarbeiter mit einem Begriff, in dem das Wort Arbeiter nicht vor-
kommt, ist vielsagend. Angestellte sind eben keine Arbeiter..., und die 
Existenz selbständiger Angestelltenorganisationen scheint dies nur zu 
bestätigen. 
Wenn es aus den genannten Gründen also naheliegt, daß sich der 
Begriff Arbeiterklasse zur Umschreibung und Selbstidentifikation der 
manuellen Arbeiter herausbildete, so ist damit keineswegs gesagt, daß 
die manuellen Arbeiter auch wirklich eine gesonderte relationale Klasse 
bilden. Der den Kapitalismus charakterisierende und vom Marxismus 
stets betonte Gegensatz ist doch wohl der zwischen Lohnarbeit und Ka-
pital, aber nicht der zwischen manueller Lohnarbeit und Kapital. Wenn 
dies aber so ist, dann sind die manuellen Arbeiter nur ein Teil der 
(Lohn-) Arbeiterklasse und die Angestellten sind deren anderer Teil. 
Oder nicht? 
Tatsächlich gab es im Marxismus von Anfang an auch die Defini-
tion der Arbeiterklasse in der Bedeutung der Gesamtheit der Lohnab-
hängigen. Neben die umgangssprachlich und politisch dominante enge 
Definition der Arbeiterklasse als Klasse der manuellen Arbeiter trat 
in der Theoriebildung die Ambivalenz von enger und weiter Definition, 
was der Deutlichkeit nicht gerade förderlich war. 
Nehmen wir z.B. Kautsky. Wie Przeworski (1977, S.353) herausge-
arbeitet hat, "he constantly moves back and forth between a narrow 
and broad definition; the narrow one in which proletarians are the ma-
nual wage-earners in industry, transport, and agriculture, and the broad 
one in which proletarians include all those who do not own means of 
production and must, therefore, sell their labor power if they are to 
survive". Oder nehmen wir Rudolf Hilferding, der in seinem berühmten 
'Finanzkapital' 1910 die marxistische Theorie auf die Höhe seiner Zeit 
zu bringen t rachtete . Hier begegnen wir den Angestellten einmal als 
"Mittelschicht" neben der - die manuellen Arbeiter umfassenden - Ar-
beiterklasse (Hilferding 1973, S.474ff) und ein ander Mal als (Mittel-) 
Schicht innerhalb der - nun die Gesamtheit der Lohnabhängigen umfas-
senden - Arbeiterklasse (ibid., S.478, 499, 506). Was die Theoretiker 
der 2. Internationale darüberhinaus verbindet, ist die These vom (über-
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proportionalen) Wachstum der Angestellten (vgl. ibid., S.474 u. Prze-
worski 1977, S.360), das ja durch die obengenannten Zahlen auch be-
stätigt wird und das überdies bereits von Marx (MEW 26.3, S.57) in 
den sechziger Jahren des 19. Jahrhunderts vorausgesagt wurde. Man lei-
te te daraus jedoch nicht etwa eine die Polarisierung von Lohnarbeit und 
Kapital untergrabende Differenzierung der Lohnabhängigen ab. Kautsky 
und noch deutlicher Hilferding gingen aus von einer Angleichung der 
Angestellten an die Arbeiter, von der Proletarisierung der ersteren. Und 
in diesem Punkt unterscheiden sie sich vom Revisionisten Bernstein, der 
aber ansonsten dasselbe sprachliche Wirrwarr produzierte.(6) Die Revi-
sionismusdebatte ist diesbezüglich übrigens der Vorläufer der später vor 
allem in der nicht-marxistischen Soziologie geführten Diskussion über 
die Proletarisierung der Angestellten bzw. die Verbürgerlichung der Ar-
beiter. Konzeptionell deutlich ist die Debatte zwischen Bernstein, 
Kautsky usw. jedoch nicht gewesen. Denn wer soll denn da proletari-
sieren? Auch die "Mittelschicht" außerhalb oder neben der Arbeiter-
klasse? 
Was soll man sagen zu all diesen Zweideutigkeiten und Undeutlich-
keiten im Gebrauch des Begriffs Arbeiterklasse? Im Sinne einer rela-
tionalen Klasse kann die Arbeiterklasse nicht zum einen die manuellen 
Arbeiter und zum anderen die Gesamtheit der Lohnarbeiter umfassen 
- jedenfalls nicht widerspruchslos. Möglich ist dies nur, wenn der Be-
griff Klasse grundsätzlich in zweierlei Bedeutung definiert wird. Eine 
weitere Undeutlichkeit und Unausgegorenheit entspringt dem Gebrauch 
der Begriffe neuer Mittelstand und vor allem neue Mittelschicht: die 
manuellen Arbeiter sind eine Klasse und die Angestellten sind eine 
Schicht. Wie Poulantzas (1975b, S.170f) ganz richtig festgestellt hat, 
bestehen graduelle Unterschiede nicht neben relationalen oder außerhalb 
dieser, sondern sie überlagern sie. Wenn man schon die Begriffe Klasse 
und Schicht hantiert, dann ist die Frage im gegebenen Kontext, eine 
Schicht welcher Klasse die Angestellten sind. Sind sie - wovon mein, 
sofern der Begriff Schicht überhaupt zutrifft auf die Angestellten, aus-
gehen muß - eine Schicht der Lohnarbeiterklasse, dann sind die manu-
ellen Arbeiter auch nur eine Schicht dieser Klasse. Sind die letztge-
nannten aber eine Klasse, dann sind es die Angestellten auch. Kurzum, 
das Nebeneinander von Arbeiterklasse und Mittelschicht ist ein Unding 
(ausgenommen, man entwirft ein völlig neues Konzept mit völlig neuer 
Sprachregelung). 
Nun aber zu Marx. Zeigt er begrifflich Klarheit und kann er uns 
unzweideutig sagen, wer zur Arbeiterklasse zählt und wer nicht? Nein! 
Seine wörtlichen Ausführungen sind ebenso undeutlich wie die seiner 
direkten Nachfahren. Hat Marx vielleicht jemals den Sprachgebrauch 
der Arbeiterbewegung seiner Zeit kritisiert? Meines Wissens nicht. (7) 
Dennoch aber definiert er die Arbeiterklasse im berühmten Fragment 
über die Klassen (MEW 25, S.892) als "Eigentümer von bloßer Arbeits-
kraft", also als Klasse der Lohnabhängigen. Des weiteren aber spricht 
er (MEW 26.1, S.171) von "unproduktiven" und "produktiven Klassen", 
die sich zueinander verhalten wie Revenue und Kapital. Anderenorts 
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(MEW 26.2, S.576) nennt er die unproduktiven Klassen auch "von der 
Revenue direkt fed Mittelklassen" und stellt sie "der working Unterla-
ge" sowie den "upper ten thousand" gegenüber, und anzutreffen ist 
auch (MEW 26.1, S.145) das Gegenüber von "unproduktiven Arbeitern" 
und "Arbeiterklasse". Andererseits (MEW 25, S.311f) rechnet er aber 
die "kommerziellen Arbeiter", die ihm zufolge unproduktive Arbeit ver-
richten, zu "der besser bezahlten Klasse von Lohnarbeitern, zu denen, 
deren Arbeit geschickte Arbeit ist", wobei er diese Klasse unterschei-
det von anderen, durch eine "schlechtere Lebensweise" charakterisierte 
"Klassen". Zur besser bezahlten Klasse der Lohnarbeiter gehört übri-
gens auch die "Arbeiteraristokratie"(vgl. MEW 23, S.697). Neben den 
Einteilungen von Lohnarbeit und Kapital, produktiver und unproduktiver 
Arbeit und von besserer und schlechterer Lebensweise nimmt Marx 
noch eine vierte Klasseneinteilung vor aufgrund der technischen und or-
ganisatorischen Arbeitsteilung in den kapitalistischen Betrieben. In die-
ser Dimension gibt es die Klasse der "Handlanger", die Klasse der 
"Maschinenarbeiter", die "handwerksmäßige Arbeiterklasse" (vgl. ibid., 
S.443) sowie die "zahlreiche Klasse der industriellen und kommerziellen 
Dirigenten" (MEW 25, S.402), die Marx auch einmal als "besondere 
Sorte von Lohnarbeitern" umschreibt (MEW 23, S.351). 
Offenbar gebraucht Marx den Begriff Klasse immer dann, wenn er 
gesellschaftliche Einteilungen der Erwerbstätigen vornimmt, Einteilun-
gen, die einander gegebenenfalls auch überlagern. Wenn man nun her-
ausbekommen will, wer zur Arbeiterklasse zählt, dann gilt es die zen-
tralste seiner Einteilungen zu bestimmen. Dabei sollte т а л sich zweier 
Punkte erinnern: 1. Marx' Theorie ist eine materialistische Theorie und 
Klassenpositionen, die als relationale konzipiert sind, gewinnen ihre Be­
deutung in dieser Theorie erst durch das gemeinsame materielle Los, 
das sie ihren Trägern zuteil werden lassen. 2. Als Theoretiker des "Be-
wegungsgesetzes" des Kapitalismus geht es Marx um dessen langfristige 
Entwicklung, nicht aber um eine so exakt wie mögliche Zustandsbe-
sch rei bung des (englischen) Kapitalismus seiner Zeit, bezüglich dessen 
er ja auch anmerkt, daß die "Klassengliederung" noch nicht "rein" her-
vortritt. 
Wenn man sich dieser beiden Kernelemente von Marx' Theorie ver-
gegenwärtigt, dann dürfte klar sein, daß weder die Berufs- oder Quali-
fikationsgruppeneinteilung noch die Einkommenseinteilung geeignet sind, 
die Arbeiterklasse in seiner Theorie zu bestimmen. Diese beiden Ein-
teilungen verweisen nicht auf besondere relationale Klassenpositionen, 
und außerdem sind die durch sie bezeichneten Unterschiede Marx zu-
folge ohnehin von vorübergehender Art. Denn erstens konstatiert er 
eine "Tendenz der Gleichmachung oder Nivellierung der Arbeiten" (MEW 
23, S.442). Und teilweise im Zusammenhang hiermit geht er zweitens 
davon aus, daß der Lohn für "geschickte Arbeit" - sei es die Arbeit 
von Facharbeitern oder die Arbeit von Angestellten, die er als "kom-
merzielle Arbeiter" oder als "Zirkulationsagenten" bezeichnet - "die 
Tendenz (hat) zu fallen". Der "Zudrang" zu diesen Arbeiten wird grös-
ser "und damit die Konkurrenz", was zur Folge hat, daß diese Arbeiten 
"mit wenigen Ausnahmen entwertet" werden (MEW 25, S.311f; vgl.auch 
S.402 f u. 508). 
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In einer materialistischen Theorie sind berufs- und sonstig bedingte 
Unterschiede der Bezahlung und damit korrespondierend der "Lebens-
weise" zwar wichtig, aber sie sind dennoch nichts anderes als Unter-
klassifizienmgen. Ein nicht-spezifizierter Klassenbegriff ist hier daher 
auch fehl am Platze. Wohl aber kann der Begriff der sozialen Klasse 
Verwendung finden. Denn da Marx' Materialismus in seiner elementar-
sten Bedeutung auf die materiellen Lebensbedingungen und -umstände 
der Menschen zielt und da seine Klassentheorie eine materialistische 
Theorie ist, ist es gerechtfertigt, zur Umschreibung der materiellen 
Unterschiede der Berufsgruppen den Begriff der sozialen Klasse zu ge-
brauchen. Weil Marx jedoch ausgeht von einer Nivellierung dieser mate-
riellen Unterschiede, ist seine Theorie zu verstehen als Theorie einer 
sich im Zuge der kapitalistischen Entwicklung langfristig herstellenden 
Identität von relationaler und sozialer Klasse. D.h., langfristig gesehen 
wird ihm zufolge die Unterverteilung der relationalen Arbeiterklasse in 
soziale Klassen höher Qualifizierter, besser Bezahlter und niedrig Quali-
fizierter, schlechter Bezahlter zu einem überflüssigen Unterfangen. 
Bleibt immer noch die Frage, wer denn nun bei Marx die (relationa-
le) Arbeiterklasse ist. Ist die Arbeiterklasse vielleicht die Gesamtheit 
der Lohnabhängigen, aber abzüglich des Aufsichts- und Kontrollperso-
nals? Die diese Positionen besetzenden Lohnarbeiter bilden sicher eine 
besondere Kategorie, aber als Lohnarbeiter verkaufen sie ihre Arbeits-
kraft ans Kapital,und es ist nicht ersichtlich, daß Marx zu ihrer Um-
schreibung den Begriff Klasse anders denn zur Unterklassifizierung der 
Lohnarbeiter verwendet. Ins Bild der langfristigen Nivellierung der Qua-
lifikations- und Einkommensunterschiede und also der langfristig sich 
herstellenden Identität von relationaler und sozialer Klasse passen die 
"industriellen und kommerziellen Dirigenten" jedoch nicht so recht hin-
ein. Ihre Existenz weist auf eine fundamentale Differenzierung der ka-
pitalistischen Lohnarbeit, die, so kann man heute wohl sagen, von Marx 
ungenügend belichtet wird. Er scheint auszugehen von einem verhältnis-
mäßig geringen quantitativen Umfang dieser Lohnarbeiter, was dann 
offenbar dazu führt, daß er zu ihrer Bestimmung keine ausführlichen 
klassentheoretischen Überlegungen anstellt. 
An alternativen Möglichkeiten bleiben jetzt nur noch die Definition 
der Arbeiterklasse als Klasse der Gesamtheit der Lohnabhängigen oder 
ihre Definition als Klasse der produktiven Arbeiter. Ist die Unterschei-
dung zwischen produktiven und unproduktiven Arbeitern auch wieder nur 
eine Unterklassifizierung, oder sind die produktiven Arbeiter die Arbei-
terklasse, während die unproduktiven Arbeiter die - ja auch von Marx 
so bezeichnete - (neue) Mittelklasse (oder Mittelklassen) sind? Mit der 
Diskussion dieser Frage sind wir, von gewissen, vor allem die techni-
schen Angestellten betreffenden Nuancierungen abgesehen, wieder an-
gelangt bei dem von den Theoretikern der 2. Internationale so undeut-
lich behandelten Problem des Verhältnisses der manuellen Arbeiter zu 
den Angestellten. Denn die kommerziellen Lohnarbeiter, also die Ver-
kaufs- und Büroangestellten, verrichten Marx zufolge unproduktive Ar-
beit - wie übrigens auch die Gesamtheit der Staatsbediensteten (vgl. 
Grundrisse, S.429ff), deren Position in diesem Paragraph allerdings noch 
nicht diskutiert werden soll. 
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Marx unterstreicht des öfteren die Wichtigkeit der Unterscheidung 
zwischen produktiver und unproduktiver Arbeit (vgl. MEW 24, S.129; 
MEW 25, S.303f; MEW 26.3, S.424 und 1968, S.67f). Die Frage ist j e -
doch, ob diese Unterscheidung hinsichtlich der Klassenstruktur wirklich 
wichtig ist. Daß dies bei Marx der Fall ist, ist nicht ersichtlich. Die 
produktiven Arbeiter produzieren ihm zufolge direkt Mehrwert, während 
die unproduktiven, in der Zirkulation beschäftigten Arbeiter aus den 
"Revenuen" (d.h. aus dem unproduktiv verausgabten Teil des Mehrwerts) 
des wertschaffenden industriellen Kapitals bezahlt werden. Aber auch 
ein unproduktiver Arbeiter ist ein Lohnarbeiter und als solcher "arbei-
tet er einen Teil seiner Zeit umsonst" (vgl. MEW 24, S.134): "Wie die 
unbezahlte Arbeit des Arbeiters dem produktiven Kapital direkt Mehr-
wert, schafft die unbezahlte Arbeit der kommerziellen Lohnarbeiter 
dem Handelskapital einen Anteil an jenem Mehrwert." (MEW 25, S.305) 
Und schließlich "verfallen" alle Lohnarbeiter "den Gesetzen, die den 
Preis der Lohnarbeit regeln" (vgl. 1968, S.67). 
Warum sollte es in dieser Situation sinnvoll sein, die unproduktiven 
Arbeiter als besondere Klasse aufzuführen und damit die Arbeiterklas-
se zu reduzieren auf die produktiven, hauptsächlich manuellen Arbeiter? 
Marx' Klassentheorie ist doch nicht irgendeine willkürliche Klassenein-
teilung. Klassen sind bei ¡hm konzipiert als kollektive Subjekte, die 
aufgrund ihrer Klassenposition zu gemeinsamer politischer Praxis gelan-
gen. Zu welcher, von der der produktiven Lohnarbeiter unterschiedenen 
Praxis sollte denn die Position der unproduktiven Arbeit Anlaß geben? 
Sicher, faktisch verhält sich die Mehrheit der Angestellten in politi-
scher Hinsicht anders als die Mehrheit der manuellen Arbeiter (dazu 
später), aber dies wie auch das oft höhere Statusbewußtsein der Ange-
stellten kann man doch wohl kaum ableiten aus dem unproduktiven 
Charakter ihrer Arbeit. Im Gegensatz zu einigen heutigen Marxisten hat 
Marx denn auch den Unterschied zwischen produktiver und unproduktiver 
Arbeit nicht als Klassifizierungskriterium, sondern ausschließlich als 
Unterklassifizierungskriterium angewendet. Bei einer auf die produktiven 
Arbeiter beschränkten Definition der Arbeiterklasse hät te er auch ge-
wiß seine gesamte Theorie der kapitalistischen Bewegungsgesetze und 
der sozialistischen Revolution umformulieren müssen, denn er behauptet 
ja, daß der Kapitalismus dazu tendiert "einen stets größeren Teil der 
Arbeiterklasse unproduktiv zu verwenden" (MEW 23, S.469). Eine Erör-
terung der Frage, ob Marx' Unterscheidung zwischen produktiver und 
unproduktiver Arbeit überhaupt haltbar ist, kann vorläufig noch aufge-
schoben werden. 
Schlußfolgerung: Marx' Arbeiterklasse im Sinne einer relationalen 
Klasse ist die Gesamtheit der kapitalistischen Lohnabhängigen. (8) 
Dem Gegensatz von Lohnarbeit und Kapital entspricht der Gegensatz 
von Lohnarbeiterklasse und Kapitalistenklasse. Hinsichtlich der materi-
ellen Lebensumstände betrachtet er die Homogenisierung der Lohnar-
beiterklasse, von vielleicht Minderheiten betreffenden Ausnahmen abge-
sehen, als eine unausweichliche Folge der kapitalistischen Entwicklung. 
Er geht also aus von der Konvergenz von relationaler und sozialer Klas-
se. Hätte er diesbezüglich und auch bezüglich der von ihm unterstellten 
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Verelendung der Lohnarbeiter Recht gehabt, dann mag es sein, daß 
sich der Sprachgebrauch, der die manuellen Arbeiter als Arbeiterklasse 
von den Angestellten trennt, von selbst überlebt hät te . 
Das Problem ist jedoch, daß seine Theorie gerade in diesen Punkten 
unrichtig ist. Nicht eine Konvergenz von relationaler und sozialer Klasse 
brachte die kapitalistische Entwicklung, sondern eine sich ausweitende 
Divergenz und darüberhinaus überhaupt eine sich verstärkende Differen-
zierung der Lohnabhängigen. Der Unterschied zwischen manuellen Ar-
beitern und der Masse der Verkaufs- und Büroangestellten ist dabei 
gar nicht mehr so wesentlich, denn eine Angleichung der Qualifika-
tions- und Einkommensniveaus dieser beiden Gruppen hat, wie Marx und 
nach ihm Kautsky und Hilferding es voraussagten, tatsächlich s ta t tge-
funden. Die Differenzierungen und Segmentierungen sind innerhalb die-
ser beiden Gruppen, und da vor allem bei den Angestellten anzutreffen. 
Die Divergenz von relationaler und sozialer Klasse sowie die ihr zugrun-
deliegenden ökonomischen Differenzierungen ändern aber nichts daran, 
daß die Gesamtheit der Lohnabhängigen im relationalen Sinne die Ar-
beiterklasse bildet, denn der Gegensatz von Lohnarbeit und Kapital 
bleibt ein all diese Differenzierungen übergreifender Gegensatz, auch 
wenn seine Explosivität dadurch abgeschwächt wird. 
Die Folgen der Differenzierung der Lohnarbeit werden hier also in-
terpretiert als Divergenz von relationaler und sozialer Klasse. In welche 
sozialen Klassen die Lohnabhängigen sinnvollerweise unterteilt werden 
sollten, ist jedoch nicht deutlich. Die Gesamtheit der Angestellten z.B. 
kommt wohl kaum als soziale Klasse in Betracht, und ob die in der 
Umgangssprache Arbeiterklasse genannten manuellen Arbeiter, wenn 
schon keine relationale Klasse, so doch wenigstens eine soziale Klasse 
sind, ist auch noch sehr zu bezweifeln. (9) Vor der Erörterung dieses 
Problemkomplexes soll noch eingegangen werden auf die nicht-marxisti-
sche, vor allem aber marxistische Perzeption und theoretische Verarbei-
tung der hier angesprochenen Divergenz. 
2 Die Divergenz von relationaler und sozialer Klasse und ihre theore-
tische Perzeption 
Marx' Klassentheorie ist Element einer politischen Theorie, und die 
Klasseneinteilung hat die Aufgabe, die Positionen zu benennen, deren 
Gegensatz das Los der bürgerlichen Gesellschaft bestimmen wird. Seine 
Thesen sind, daß der kapitalistische Akkumulationsprozeß die Arbeiter-
klasse zur übergroßen Mehrheit der Bevölkerung macht, ihre inneren 
Differenzierungen im wesentlichen beseitigen und sie letztenendes zur 
sozialistischen Revolution zwingen wird. Eine detaillierte empirische 
Klassengliederung ist in diesem Kontext nicht erforderlich, der Verweis 
auf die Tendenzen der kapitalistischen Entwicklung ausreichend. 
Die gesamte Problematik der Klasseneinteilung ergibt sich erst aus 
dem Umstand, daß Marx' Einschätzung dieser Tendenzen nicht richtig 
ist. Nicht nur, daß seine Theorie vom materiellen Zwang zum Sozialis-
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mus unhaltbar ist, wodurch die Klassenpositionen ohnehin einen anderen 
Stellenwert in der politischen Analyse bekommen; auch aus der Nivel-
lierung der Lohnabhängigen ist nichts geworden. Ihre Differenzierung ist 
offenbar ein bleibendes, ja sich sogar noch verstärkendes Merkmal des 
Kapitalismus, daß daher auch berücksichtigt werden muß in der Klas-
sentheorie. 
Stratifíkat/onstheoret/sche Ansätze 
In erster Linie ist es jedoch nicht der Marxismus gewesen, der sich 
dieser Differenzierung angenommen hat, sondern die nicht-marxistische 
Soziologie. Von wenigen Ausnahmen abgesehen wurde und wird sie hier 
aber nicht interpretiert als Überlagerung und daher Komplizierung des 
gegensätzlichen Verhältnisses von Lohnarbeit und Kapital. Vielmehr ist 
sie die Grundlage einer gänzlich anderen Theorie, aus der die struktu-
relle Gegensätzlichkeit des Kapitalismus verbannt ist. Der marxistischen 
Theorie relationaler Klassen wird eine Theorie gradueller Strata oder 
Schichten gegenübergestellt. Die bürgerliche Gesellschaft ist keine in 
den Produktionsverhältnissen wurzelnde Klassengesellschaft, sondern eine 
hierarchisch gegliederte, st ratifizierte Gesellschaft. Fügt man dem die 
Theorie der "managerial Revolution" (10) und des die Wirtschaft r e -
gelnden Sozialstaates noch hinzu, dann ergibt sich das Bild von der 
'klassenlosen, industriellen Gesellschaft', modernen Industriegesellschaft 
oder gar der "post-industrial society", die an die Stelle der Kapitalis-
mus getreten sein soll. Dieses Bild war wohl niemals dominanter als in 
der Phase scheinbar unbegrenzten kapitalistischen Wachstums, während 
der fünfziger und der ersten Hälfte der sechziger Jahre, die zusammen-
fällt mit der Hochzeit des Kalten Krieges. Ihre wohl prominentesten 
Vertreter waren Theoretiker wie D. Bell (vgl. 1961 u. 1974) für den 
angelsächsischen Raum, R. Aron (vgl. 1957 u. 1967) für Frankreich und 
H. Schelsky (vgl. 1959 u. 1965) für die Bundesrepublik. 
Mit dem pauschalen Etikett der bürgerlichen Soziologie für die 
Stratifikationstheorien sollte man dennoch vorsichtig sein. Diese Theorie 
ist zu einer "Normalwissenschaft" innerhalb der Soziologie geworden, 
und sie kennt sowohl kritische als auch affirmative Ansätze. Die Stra-
tifikation ist ja schließlich Ausdruck gesellschaftlicher Ungleichheit 
und ihre Abschaffung ein zentrales Ziel sozialdemokratischer Program-
matik. Dieser Programmatik können Stratifikationstheorien zugeordnet 
werden, die die Ursachen der Ungleichheit lokalisieren in Machtverhält-
nissen und damit zusammenhängender mangelnder gesellschaftlicher Mo-
bilität (z.B. Lenski 1966; Parkin 1971; Pross 1964 und Seidel/Jenkner 
1968X Diese kritischen Ansätze muß man unterscheiden von denen, die 
die Ungleichheit als unausweichliche Folge der funktionalen Erfordernis-
se der Industriegesellschaft sowie des in ihr geltenden Leistungsprinzips 
betrachten. (11) 
Wie sehr die Stratifikationstheorie zur Normalwissenschaft geworden 
ist, zeigt sich auch darin, daß auch Marx zum Stratifikationstheoretiker 
gestempelt wird. So spricht z.B. Frank Parkin noch 1971 (S.29) von 
"Marx's model of stratification", womit er B.Barber und S.M.Lipset 
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folgt, die sich in dem soziologischen Standardwerk 'International Ency-
clopedia of the Social Sciences' (1968, S.289 bzw. 314) auf eine ver-
gleichbare Weise geäußert hatten. Nicht zuletzt gibt es ja auch einige 
dem Selbstverständnis ihrer Autoren zufolge marxistische Ansätze, die 
eher als Stratifikations- denn als Klassentheorien anzusehen sind - auch 
wenn man zugestehen muß, daß sie das Kapitalverhältnis keineswegs aus 
den Augen verloren haben. Ein Beispiel ist T.B. Bottomore, der sein 
Buch über 'Classes in Modern Society' (1965, S.l l) eröffnet mit: "The 
division of society into classes or strata, which are ranged in a hier-
archy of wealth, prestige and power...". Die sehr materialreichen Ar-
beiten von J. Westergaard (vor allem ders./Resler 1975; vgl. auch 
Westergaard 1977) über die Ungleichheit im Kapitalismus gehören m.E. 
auch in diese Kategorie. 
Der Gebrauch des Wortes Klasse allein besagt noch nichts über den 
Charakter einer Theorie. Dem Wort Klasse als solchem begegnet man 
in sehr vielen Stratifikationstheorien, einmal in der Bedeutung eines 
Synonyms für Stratum oder Berufsgruppe und ein ander Mal indem der 
subjektiven Selbsteinteilung der Bevölkerung in Klassen gefolgt wird.(12) 
Zuweilen findet auch Webers Begriff soziale Klasse noch Verwendung. 
(13) Es ist jedoch nicht der Wortgebrauch, der eine Theorie zur Strat i-
fikationstheorie macht, sondern das Einteilungskriterium. Abgesehen von 
äußerlichen Unterscheidungen wie "white collar" versus "blue collar" 
ist dies Kriterium beinahe durchgängig der Beruf: Die "occupational 
order" ist, wie Parkin es ausdrückt, "the backbone of the class s t ruc-
ture". Parkins (1971, S.18f) hier beispielhaft zu zitierende Klassen-
oder Stratifikationshierarchie "of broad occupational categories" hat -
von oben nach unten - folgendes Aussehen: 
1. "professional, managerial"; 
2. "semi-professional and lower administrative"; 
3. "routine white collar"; 
4. "skilled manual"; 
5. "semi-skilled manual" und 
6. "unskilled manual", wobei diesen "classes" eine "reward hierarchy" 
entspricht. 
Eine besondere, und darum hier zuletzt noch zu erwähnende Theorie 
ist die R. Dahrendotfs. Er versucht sich sowohl gegenüber der marxisti-
schen Theorie wie gegenüber den Stratifikationstheorien abzugrenzen, 
indem er eine Theorie von auf Autoritätsverhältnissen gründenden Klas-
sen entwirft (1959, S.165). Aber auch bei ihm ist an die Stelle des 
Kapitalismus die industrielle Gesellschaft getreten, und das Verhältnis 
von Lohnarbeit und Kapital, dessen strukturell-gegensätzliche Qualität 
Dahrendorf entgeht, ist bei ihm auch nichts weiter als ein Ausfluß von 
Autoritätsverhältnissen. 
Von einer Perzeption der kapitalistischen Entwicklung als einer 
Überlagerung von Polarisierungs- und Differenzierungstendenzen (14) und 
in deren Folge als einer Divergenz von relationaler Klasse und sozialer 
Klasse, kann also keine Rede sein. Der relationale Aspekt verschwindet 
vollends. Festzuhalten bleibt, daß die nicht-marxistischen Stratifikations-
theorien und Untersuchungen der gesellschaftlichen Ungleichheit oftmals 
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sehr informativ sind bezüglich der konkreten sozialen Umstände be-
stimmter Gruppen sowie bezüglich deren Gesellschaftsbild und Selbst-
einteilung. 
An dieser Stelle sei es erlaubt, noch einmal zurückzukehren zu Max 
Weber. Weber wird oft als einer der Stammväter der Stratifikations-
theorie angeführt, gleichermaßen von Kritikern wie von Adepten. Die 
Frage ist, inwieweit dies gerechtfertigt ist. Weber war sicher einer der 
ersten, der der Differenzierung der Lohnabhängigen zentrale Aufmerk-
samkeit schenkte, und seine sozialen Klassen sind hierarchisch geglie-
derte Klassen. Dasselbe gilt im Zusammenhang mit diesen auch bezüg-
lich seiner "Marktklassen", und sehr oft hat es den Anschein, als seien 
"Besitzklassen" ihm genau wie alle anderen "Erwerbsklassen" letztlich 
auch nur Marktklassen. Ebensowenig wie Marx' Theorie ist auch die-
jenige Webers in diesem Punkt von begrifflicher Schärfe gekennzeichnet 
(vgl. Giddens 1973, S.79). Daß er jedoch wie heutige Stratifikations-
theoretiker deis Kapitalverhältnis übersehen hat, kann man ihm nicht 
nachsagen. Denn daß dem Kapitalismus "der moderne Gegensatz: groß-
industrieller Unternehmer und freier Lohnarbeiter" entspricht (Weber 
1975, S.18) und es diesbezüglich keinen Unterschied gibt zwischen Ar-
beitern und Angestellten (vgl. Weber 1972, S.823), ist ihm nicht ent -
gangen. Infolgedessen ist es auch keine Widersprüchlichkeit seines Wer-
kes, wenn er sagt, daß "Besitz und Besitzlosigkeit ... die Grundkatego-
rien aller Klassenlagen (sind)" (ibid., S.532). Man muß also keineswegs 
ein Marxist sein, um diese Dimension der Wirklichkeit in die klassen-
theoretischen Überlegungen eingehen zu lassen. 
Ob allerdings, bedingt durch die jüngeren gesellschaftlichen Ent-
wicklungen und die marxistische Kritik der Stratifikationstheorien, 
"certain Marxist themes" - "capitalism, capitalist property, and wage 
labour" mittlerweile auch in der nicht-marxistischen Soziologie als 
"self-evident" betrachtet werden, wie Therborn sagt (1982a, S.21f), ist 
dennoch zu bezweifeln. Ist das normalwissenschaftliche Paradigma der 
Stratifikation tatsächlich ins Wanken geraten? Beispiele wie die von 
Therborn eingeführten Parkin und Giddens scheinen mir nicht unbedingt 
symptomatisch für die Gesamtentwicklung zu sein. Gewiß, Parkin hat 
beinahe eine ganze Drehung unternommen, wenn er jetzt in 'Marxism 
and Class Theory' (1979, S.15) sagt: "A model of class relations that 
addresses itself exclusively to inequalities surrounding the occupational 
order is ... bound to be defective", aber Giddens ist niemals ein Proto-
typ des Stratifikationstheoretikers gewesen, und mit seinen letzten 
Schriften bewegt er sich ohnehin eher im Kontext marxistischer Dis-
kussionen (15) als in dem nicht-marxistischer. Er gehört zu jener Ka-
tegorie von Sozialwissenschaftlern, die sich einer Etikettierung sperren. 
Sollte Therborn aber doch Recht haben, dann ist die Annäherung 
von Marxismus und Nicht-Marxismus aber auch eine Folge der jüngeren 
theoretischen Veränderungsprozesse innerhalb des Marxismus, die im 
vorangehenden Kapitel beschrieben wurden. 
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Marxistische Antinomien 
Von einem offenen, nicht-reduktionistischen marxistischen Ansatz her 
sind, soweit ich es übersehe, bisher kaum Versuche zu einer Theorie 
der Klassenstruktur des (heutigen) Kapitalismus unternommen worden. 
Thompson will den Klassenbegriff ja ohnehin nur zur Bezeichnung von 
realen, auf ökonomischen Positionen fußenden politischen Kräften ver-
wenden, womit sich für ihn, auch wenn seine Argumentation nicht völ-
lig widerspruchsfrei ist, die Aufgabe einer Abgrenzung der verschiede-
nen strukturellen Klassenpositionen erübrigt. Przeworski, der in seinen 
grundsätzlichen Texten (z.B. 1977) einen ähnlichen Standpunkt bezieht, 
hat allerdings dennoch in Zusammenarbeit mit E. Underbill und im Zu-
sammenhang mit seinen Studien über die elektorale Geschichte der 
Sozialdemokratie ein längeres Manuskript zur 'Evolution der europä-
ischen Klassenstruktur im 20. Jahrhundert' verfaßt (Przeworski/Underhill 
1979). Im Lichte seiner anderenorts präsentierten Überlegungen zur 
Klassentheorie ist mir seine Einteilung in Arbeiterklasse (manuelle Ar-
beiter in Industrie, Baugewerbe, Bergbau, Transport und Landwirtschaft) 
und Mittelklassen aber nicht ganz verständlich. Denn dies sind generell 
weder einigermaßen homogene, in Kämpfen formierte Klassen, noch 
soziale Klassen - in diesem Fall müßte ein großer Teil der Angestell-
ten der Arbeiterklasse zugerechnet werden - , und relationale, verschie-
dene Pole in den Produktionsverhältnissen besetzende Klassen sind es 
auch nicht. Eine Klassenkartographie, die sowohl der Polarität als 
auch der Differenzierung der ökonomischen Verhältnisse gerecht wird, 
hat Przeworski nicht vorgelegt. Er folgt der traditionellen Begriffsbil-
dung der Arbeiterbewegung, die allerdings zu seinem Zwecke, nämlich 
der elektoralen Analyse dieser Bewegung, durchaus gerechtfertigt ist. 
Gänzlich vorbeigehen an dieser Begriffsbildung kann man ja ohnehin 
kaum, denn dazu hat sie sich zu sehr festgesetzt und identitätsbildend 
gewirkt. 
Diese Auffassung vertritt auch Therborn (1982a) in seinem kriti-
schen Ubersichtstext zur Klassentheorie. Wie schwierig die gesamte 
Problematik der Klasseneinteilung für einen offenen Marxismus gewor-
den ist, geht hervor aus einem der Untertitel seines Textes: 'The pro-
blematic reality of class ' . Die ökonomische Differenzierung der Lohn-
abhängigen wie auch ihre sonstige soziale, z.B. sozialgeographische Seg-
mentierung kann einem solchen marxistischen Ansatz nicht mehr ent-
gehen. Hiervon ausgehend dennoch zu verweisen auf den Gegensatz von 
Lohnarbeit und Kapital und das ihm entsprechende relationale Klassen-
verhältnis ist zwar sehr wichtig, die Beschränkung auf dieses Verhält-
nis, wie sie bei Hirst/Hindess vorliegt (vgl. Cutler u.a. 1977/78, S.251ff 
und 289), ist aber wenig hilfreich. ( 16) 
Detaillierte marxistische Klassifikationstheorien von mehr oder 
weniger reduktionistischen Annahmen her gibt es aber sehr wohl. Also 
Theorien, wo Klassenpositionen nicht als Artikulationsbasen politischer 
Praxis unter anderen Artikulationsbasen begriffen werden, sondern wo 
ihnen polit-ideologische Essenzen zugeordnet werden und worin vor 
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allem die Position der Arbeiterklasse als objektiv verbürgte "take-off 
area for future revolutionary socialist politics" (Therborn 1982a, S.36) 
betrachtet wird. 
Zuweilen bieten diese Ansätze das genaue Gegenbild zur nicht-
marxistischen Stratifikationstheorie. Wo diese dem strukturellen Gegen-
satz von Lohnarbeit und Kapital keine selbständige konzeptuelle Be-
deutung zumißt (sofern er überhaupt beachtet wird), da tun die gän-
gigen marxistischen Ansätze gleiches bezüglich der Differenzierung der 
Lohnabhängigen. Als besondere Dimension der Klassifikation wird sie 
nicht wahrgenommen. Scheinbar wird stillschweigend vorausgesetzt, was 
ausgesprochen wird von W.Hofmann (1969, S.35): Das "beobachtbare 
Schichtungsgefüge (Berufsgruppen, Rangstufen usw.)" gehört nur zum 
"äußeren Erscheinungsbild des gesellschaftlichen Lebens", wogegen Klas-
sen aus dem "gesellschaftlichen Grundverhältnis zu bestimmen" sind, aus 
dem sich auch "die Natur" der Differenzierung "erschließt". Essentiali-
stisch wegdefiniert wird hier die politische Relevanz der ökonomischen 
Differenzierung, woran sich auch dann nichts ändert, wenn man davon 
ausgeht, daß diese Differenzierung von den Produktionsverhältnissen her 
zu erklären ist, was aber übrigens auch noch problematisch ist. 
Trotz des Nachdrucks, der gelegt wird auf die Produktionsverhält-
nisse, ist das Verhältnis von Lohnarbeit und Kapital nicht das zentrale 
Klassifikationskriterium. Ausnahmen sind hier die Werke des IMPS 
(1972/73) und des PKA (1973/74). (17) Während das IMFS auch die 
Staatsbediensteten zur Arbeiterklasse zählt und einzig die "Intelligenz" 
von dieser Klasse ausschließt (außer Kapitalisten und Selbständigen 
natürlich), bilden die Staatsarbeiter beim PKA die neue Mittelklasse. 
(18) Mit letzterem ergibt sich der groteske Fall, daß z.B. ein städ-
tischer Kanalarbeiter zur neuen Mittelklasse zählt, wohingegen der 
Filialleiter einer Bank zur Arbeiterklasse zählt. Staatsarbeiter sind 
zweifelsohne eine besondere Kategorie, aber die vom PKA vorgenom-
mene Klasseneinteilung stellt die Wirklichkeit doch irgendwie auf den 
Kopf. Trotz des Berges von statistischem Material, den beide Studien 
präsentieren, kann man nicht sagen, daß der Komplexität der ökono-
mischen Sozialstruktur Rechnung getragen wird. 
Die meistdiskutierten Kriterien zur Abgrenzung einer neuen Mittel-
klasse, eines neuen Kleinbürgertums oder wie immer der Name lauten 
mag, sind: 
a) die Unterscheidung von produktiver und unproduktiver Arbeit, 
b) meist funktionalistisch präsentierte ideologische und politische Trenn-
linien und 
c) Unterscheidungen zwischen ausführenden Arbeiten einerseits und 
kontrollierenden, planenden und weisungsbevollmächtigten Tätigkeiten 
andererseits. 
Weiter ist noch zu nennen 
d) Wrights Theorie der "contradictory class locations". 
Ad a) Die Unterscheidung zwischen produktiver und unproduktiver Ar-
beit scheint das verbreitetste aller Kriterien zur Abgrenzung der Arbei-
terklasse von der neuen Mittelklasse zu sein. Sie ist eines der Kriterien 
von Poulantzas (vgl. 1975b, S.180-191 sowie ders. 1977), sie wird ange-
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wendet von Nicolaus (1967), D. Abercrombie (1983) und Urry (1973) -
um nur einige zu nennen -, und sie beherrschte die Diskussion in West-
deutschland während der ersten Hälfte der siebziger Jahre (z.B. 
Schmierer 1971; Kostede 1974; Armanski 1974; Redaktionskollektiv 
Klassenanalyse 1975 und Gloede 1975), wobei es jemandem, der andere 
Kritierien bevorzugte, passieren konnte, als 'Revisionist' beschimpft zu 
werden (vgl. Gloede 1975, S.66 und Schmierer 1972). Auf all diese 
Beiträge will ich hier nicht in Einzelheiten eingehen. (19) Zwei kriti-
sche Bemerkungen mögen genügen. 
Die erste geht aus von der Annahme, daß die Unterscheidung als 
solche gerechtfertigt ist. Die Frage ist dann, warum diejenigen, die 
"direkt" Mehrwert produzieren und damit produktive Arbeit leisten von 
denjenigen, die durch ihre Arbeit dem (Handels-) Kapitalisten einen 
Teil der Revenue zukommen lassen, auch klassentheoretisch unterschie-
den werden sollten. Mehrarbeit abgeschöpft wird in beiden Fällen, auch 
wenn es sich der Theorie zufolge im zweiten Fall um keine mehrwert-
schaffende Mehrarbeit handelt, womit sich also ein Unterschied in der 
Art der Ausbeutung ergibt. Aber äußert sich dieser Unterschied in 
materieller Hinsicht auch grundsätzlich für die Betroffenen in je ver-
schiedener Weise? Das wäre doch wohl zu zeigen, wenn man ihn als 
Klassifikationskriterium gebrauchen will. Denn es geht ja nicht um 
irgendwelche Unterschiede als solche - und seien sie noch so wichtig in 
anderen Zusammenhängen - sondern um Unterschiede, die kollektive 
Positionen anweisen, die unterschiedliche, und dazu noch dynamisch 
aufeinander bezogene materielle Lebensbedingungen und -Verhältnisse 
implizieren. Aber ist nicht gerade das dynamische Verhältnis der un-
produktiven Lohnarbeiter zum Kapital dasselbe wie das der produktiven? 
Unterscheiden sich ihre Lebensverhältnisse aufgrund der Unterscheidung 
produktiv - unproduktiv? 
Meine zweite Bemerkung betrifft die Unterscheidung selbst und ist 
daher fundamentalerer Natur. Die Theorie der produktiven Arbeit ist 
eines der obskuren Elemente des Marxismus. (20) Die These ist, daß 
es produktive, "direkt" Mehrwert produzierende Arbeit gibt und unpro-
duktive Arbeit, die aber "notwendig" ist (vgl. MEW 23, S.432; MEW 24, 
S.129 und Marx 1968, S.65-69); nur um diese notwendige unproduktive 
Arbeit geht es hier, nicht um anhand normativer Kriterien als (eigent-
lich) überflüssig bezeichnete Arbeit. Mit der Bezeichnung der unpro-
duktiven Arbeit als notwendig wird offenbar verwiesen auf den gesell-
schaftlichen Charakter der kapitalistischen Produktion. Wie aber muß 
man in diesem gesellschaftlichen Kontext der Produktion das Verhältnis 
von produktiver und notwendiger Arbeit verstehen, wenn dennoch von 
direkter Mehrwertproduktion gesprochen wird? Man muß es wohl so 
sehen, daß nur von bestimmten Arbeiten an bestimmten Orten Mehr-
wert produziert wird, während die übrige gesellschaftliche Arbeit aus-
schließlich eine notwendige Bedingung der Mehrwertproduktion ist, aber 
selbst eben nicht direkt daran teilhat. Hält man sich vor Augen, daß 
es die im materiellen Produktionsprozeß Beschäftigten sind, die die 
Produkt menge vergrößern, während Büro- und Verkaufsangestellte diese 
Produkte nur verrechnen und verkaufen und sowieso nie mehr verrech-
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rien und verkaufen können als produziert wird, während sehr wohl mehr 
produziert werden kann als im Moment verkauft wird, dann scheint die 
Differenzierung zwischen mehrwertproduzierender Arbeit und für deren 
notwendige Bedingungen sorgender Arbeit doch sehr plausibel. Scheinbar 
gibt es tatsächlich, wie Marx (MEW 24, S.136) sagt, Arbeiten, die "an 
sich ... produkt- und wertbildend" sind. Was allerdings in jedem Falle 
falsch ist, ist die Bezeichnung der als unproduktiv angesehenen Arbeit 
als "faux frais", als "Abzug" vom Mehrwert (vgl. ibid., S.146). Denn 
diese Rede vom Abzug wäre doch wohl nur dann sinnvoll, wenn dasje-
nige, wovon etwas abgezogen wird, größer wäre bei einem Fortfall des 
Abzuziehenden. Bei einem Fortfall der kommerziellen (wie auch der 
Staats-) Arbeit würde der gesamte kapitalistische Produktionsprozeß 
zusammenbrechen, und damit natürlich auch die Mehrwertproduktion. 
Aber was ist ansonsten obskur an der Theorie der produktiven Ar-
beit, oder was ist essentialistisch, wie Hirst und Hindess (in Cutler u.a. 
1977/78, S.298) sagen? Es ist genau das, was so plausibel zu sein 
scheint: die Gleichsetzung der unmittelbaren Herstellung des isoliert, 
"an sich" betrachteten sichtbaren Mehrprodukts mit der Produktion von 
Mehrwert. Diese Gleichsetzung geht nicht auf. Mehrwert ist die histo-
rische Form des Mehrprodukts und dies ist das Resultat der Leistung 
von Mehrarbeit, d.h. derjenigen Arbeit, die die Menschen imstande sind 
über die zu ihrer Reproduktion notwendige Arbeit hinaus zu verrichten. 
In einer arbeitsteiligen Gesellschaft, wo die gesamte Arbeit des einen 
Bedingung der Arbeit des anderen ist, ist die Mehrarbeit aber per de-
finitionem eine gesellschaftliche Kategorie (und sie umschließt auch die 
Staats- und Hausarbeit). Die private, kapitalistische Aneignung dieses 
Mehrprodukts in der Form von Mehrwert ändert daran gar nichts. Es 
gibt hier keine Arbeit die "an sich" produktiv ist, denn bei arbeitstei-
liger Arbeit kann man eben nicht von ihrem arbeitsteiligen Charakter 
abstrahieren. Die gesellschaftliche Arbeit ist produktiv! (21) Hinfällig 
wird damit auch die Unterscheidung von Mehrwert und Revenue (in der 
hier diskutierten Hinsicht jedenfalls). Nicht abhängig von der Richtig-
keit der Theorie der produktiven Arbeit ist allerdings die Theorie des 
relativen Arbeitswerts. (22) In den Wert eines Produktes geht die 
gesamte relative Menge Arbeit ein, die erforderlich ist, es herzustellen 
und zu verkaufen. 
Ad. b) Der bekannteste Vertreter des Versuches, die Klassen nicht 
nur ökonomisch, sondern zudem noch aufgrund politischer und ideolo-
gischer Kriterien voneinander abzugrenzen, ¡st N. Poulantzas (vgl. 1975b, 
S.13f). Aber auch hier will ich nicht eingehen auf Einzelheiten seiner 
Argumentation (dazu Becker/v.Kersbergen 1982, S. l l -14) oder der ver-
gleichbaren Argumentation anderer Theoretiker, sondern mich beschrän-
ken auf methodologische Anmerkungen. 
Was auffällt ist, daß diese Klassifikationsmethode wenig systema-
tisch ausgearbeitet ist. Sollen die drei Kriterien simultan oder in drei 
aufeinander folgenden Klassifikationsschritten angewendet werden? Im 
ersten Fall ist völlig undeutlich, wie das geschehen sollte - ein bißchen 
von diesem, ein bißchen von jenem und auch noch ein bißchen Politik, 
oder vielleicht auch ganz anders? - , und im zweiten Fall handelt es 
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sich doch eher um eine Methode sukzessiver Differenzierung oder Un-
terklassifizierung denn um eine primäre Klasseneinteilung. Sinnvoll 
scheint eine Unterklassifizierung anhand ideologischer und politischer 
Kriterien jedoch nicht. Denn zunächst einmal würden auf diese Weise 
keine strukturellen Positionen umschrieben, und zudem wäre eine große 
Anzahl von Sub-Klassen das Ergebnis, wenn man wirklich den unter-
schiedlichsten polit-ideologischen Positionen der Menschen Rechnung 
tragen wollte. Wir wären unmittelbar im Reich der Vielzahl der poli-
tischen Kräfte, zu deren Erklärung die Klassentheorie doch gerade 
einen Beitrag leisten sollte, was so nicht mehr möglich ist. 
Eine letzte Möglichkeit der sowohl ökonomischen als auch poli-
tischen und ideologischen Klasseneinteilung ist, daß man die beiden 
letztgenannten Kriterien zu Scheinkriterien degradiert. Damit sind wir 
dann doch noch zu Poulantzas gekommen, denn er verfährt auf diese 
Weise. Polit-ideologische Positionen werden im Falle der Arbeiter und 
der Kapitalisten den ökonomischen Positionen essentialistisch zugeordnet 
(vgl. 1975b, S.244 u. 253), und sie verlieren dadurch natürlich jegliche 
Selbständigkeit. Der Position seines neuen Kleinbürgertums nimmt er 
dagegen von vornherein alle Eigenständigkeit, da es "nur im Kräfte-
verhältnis von Bourgeoisie und Arbeiterklasse" angesiedelt werden kann 
(ibid.) und innerhalb dieses Verhältnisses bestimmte polit-ideologische 
"Aufgaben" zu erfüllen hat, die die Reproduktion des Kapitalismus 
sichern. (23) Es sind diese politischen und ideologischen Aufgaben oder 
Funktionen, welche das neue Kleinbürgertum definieren. Sofern man 
diese Theorie liest als (teleo-) logischen Funktionalismus, dann ergibt 
sich die Frage, wer denn den das neue Kleinbürgertum bildenden 
Gruppen ihre Funktion zuweist. (24) Liest man es als Theorie funktio-
naler Effekte, dann vermißt man die empirische Fundierung und muß 
zudem fragen, warum nicht die Gesamtheit derer, deren empirisch 
konstatierbares polit-ideologisches Verhalten einen Reproduktionseffekt 
zeitigt, zum neuen Kleinbürgertum gezählt wird. Aber so oder so, ein 
ernsthaft diskutierbarer Beitrag zum Problem der Klasseneinteilung liegt 
hier nicht vor. 
Ad. c) Die Unterscheidung zwischen ausführender Lohnarbeit einer-
seits und leitunggebender sowie beaufsichtigender Lohnarbeit anderer-
seits wird als Klassifikationskriterium herangezogen von z.B. (wiederum) 
Poulantzas (bei ihm ist diese Unterscheidung unter dem Namen von 
geistiger versus manueller Arbeit eines der polit-ideologischen Krite-
rien), von G. Carchedi (1977), bei dem sie zentral steht, und von 
Wright, der aber unter d) noch gesondert behandelt werden soll. Sie 
ist auch das Thema einer Reihe von Studien zum kapitalistischen Ar-
beitsprozeß, wobei in jüngster Zeit (25) die Initiative ausging von H. 
Braver m ans 'Labor and Monopoly Capital' (1974), dessen Hauptthemen 
die Dequalifizierung der Arbeit und im Zusammenhang damit die "sepa-
ration of conception and execution" sowie die Entwicklung des "scien-
tific management" - "Taylorism"(vgl.ibid., S.90 u. 119) sind. Was sich im 
19. Jahrhundert bereits andeutete und was Marx unter dem Titel der 
"Arbeit der Oberaufsicht" abhandelte, ist mittlerweile zum Spezifikum 
des Monopolkapitalismus geworden: "The labor process is now divided 
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between separate sites and separate bodies of workers." Auf der einen 
Seite gibt es die Masse der dequalifizierten, vorgestanzte Arbeitsgänge 
ausführenden Arbeiter und auf der anderen Seite diejenigen, die den 
Arbeitsprozeß vorbereiten und kontrollieren (vgl. ibid., S.124f). (26) 
Teilweise im Anschluß an Braver m ans Werk hat Carchedi (1977, 
S.88ff) nun vorgeschlagen, die Lohnarbeiter, die die (Kontroll-)"Funk-
tion des Kapitals" ausüben, als neue Mittelklasse zu identifizieren. (27) 
Gemeint sind damit Lohnabhängige, deren Arbeit sich entweder aus-
schließlich beschränkt auf Beaufsichtigungsaufgaben, wie das oft bei 
Fabrikvorarbeitern der Fall ist, oder solche, die arbeitsvorbereitende 
sowie kontrollierende Aufgaben auf sich vereinen, wie dies sehr oft bei 
Meistern, Technikern, Ingenieuren und bezüglich der Büroarbeit bei ent-
sprechenden kaufmännischen und administrativen Funktionen gegeben 
ist. Diese zweite Kategorie der neuen Mittelklasse übt neben der Funk-
tion des Kapitals daher auch eine Funktion des Gesamtarbeiters 
("function of the collective worker") aus (28), denn neben der Beauf-
sichtigung des Arbeitsprozesses nimmt sie auch daran teil (ibid., S.67). 
Entscheidend für die Zugehörigkeit zur neuen Mittelklasse ist allerdings 
die Kapitalfunktion. (29) 
Auch wenn man die These von einer linear sich vollziehenden De-
qualifizierung und Nivellierung der ausführenden Arbeiten nicht teilt 
(30) und auch wenn die Ausführungen Braver m ans und Carchedis sich 
in erster Linie wohl auf den kapitalistischen Großbetrieb beziehen: die 
Unterscheidung, die sie anbringen, ist klassentheoretisch bedeutsam. Die 
Tatsache, daß es Lohnarbeiter gibt, die Funktionen des Kapitals aus-
üben, ist dabei an sich noch von keiner Bedeutung, denn schließlich 
hat alle Arbeit im Rahmen kapitalistischer Produktionsverhältnisse eine 
Funktion des Kapitals, da der Arbeitsprozeß ja gleichzeitig Verwer-
tungsprozeß ist. Auch daß es außer dieser allgemeinen Funktion der 
Arbeit für das Kapital noch besondere Funktionen spezieller Arbeiten 
gibt, scheint mir an sich noch von wenig klassentheoretischer Relevanz. 
Zu diesen speziellen Funktionen zählen aber nicht nur die Beaufsich-
tigung des Arbeitsprozesses und überhaupt Tätigkeiten des Managements 
im engeren Sinne, sondern auch z.B. "Process-engineering" und P-R-
Tätigkeiten; kurzum alle Arbeiten, die speziell dem Ziel der Profit-
maximierung dienen. 
Was entscheidend ist und was von den genannten Autoren über-
raschenderweise wenig hervorgehoben wird, das ist, daß in den zahl-
reichen kleineren und größeren Konflikten, im täglichen Kampf 
zwischen Arbeit und Kapital innerhalb der Betriebe, diejenigen, die 
Kontrollfunktionen wahrnehmen, sich an der Seite des Kapitals oder 
jedenfalls in einer widerstreitigen Position befinden. (31) Und in diesem 
Punkt unterscheiden sich die Lohnabhängigen, die Kontrollfunktionen des 
Kapitals ausüben von denen, die andere spezielle Funktionen des Kapi-
tals wahrnehmen. 
Ist es nun aber sinnvoll, diese Lohnarbeiter als gesonderte Klasse 
zwischen Arbeiterklasse und Kapitalistenklasse einzuordnen? Unbefrie-
digend an dieser Vorgehensweise ist schon auf den ersten Blick, daß 
die gesamte Hierarchie des Managements vom Vorarbeiter bis hinein 
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ins Topmanagement trotz aller Unterschiede zu einer Klasse verschmol-
zen wird (vgl. Carchedi 1977, S.71). (32) Andere, sich außerhalb dieser 
Hierarchie befindende Lohnabhängige dagegen, die beträchtlich höher 
qualifiziert sind und besser bezahlt werden als z.B. Vorarbeiter und die 
zudem verhältnismäßig selbständige Arbeit verrichten, zählen schlicht 
zur Arbeiterklasse. Und wie steht es mit der Erfassung der Beschäftig-
ten des öffentlichen Dienstes? Läßt sich die Trennung der Funktionen 
des Kapitals einerseits und derer des Gesamtarbeiters andererseits 
übertragen auf den Staat? Problemlos, wie Carchedi offenbar denkt (33), 
geht dies sicher nicht. Da ein Staatsbetrieb wie z.B. das Straßenbau-
amt unmittelbar kein kapitalistischer Betrieb ist und es daher wider-
sinnig wäre, einem Vorarbeiter der 'Kolonne' eine unmittelbare "Funk-
tion des Kapitals" zuzuschreiben, müßte man sich wohl von der betrieb-
lichen Perspektive lösen und die genannten Funktionen im gesamtge-
sellschaftlichen Zusammenhang lokalisieren. In dem Moment allerdings 
würde die Handhabung des Funktionsbegriffes problematisch, weil die 
gesellschaftlichen Verhältnisse insgesamt keineswegs die Rationalität 
der betrieblichen Organisation besitzen. Der Ansatz à la Carchedi be-
schränkt sich aber ohnehin nur auf die innerbetrieblichen Verhältnisse. 
Die genannten Probleme werden ausgeblendet. 
Die grundsätzliche Frage gegenüber diesem Ansatz ist, ob man tat-
sächlich die innerbetrieblichen Verhältnisse von Lohnarbeit und Kapital, 
oder wie Burawoy (1978, S.258) es nennt, "the relations in production", 
zum letztlich ausschlaggebenden Klassifikationskriterium machen sollte, 
nicht aber die gesellschaftlichen "relations of production". Über den 
letztgenannten Weg, also unter Zugrundelegung des Gegensatzes der 
gesellschaftlichen Positionen von Lohnarbeit und Kapital, unabhängig von 
individuellen Positionen im bzw. bezüglich des Arbeitsprozesses, käme 
man immer nur zu einer Unterverteilung der Klassen von Lohnarbeit 
und Kapital oder zu einer weiteren, diese überlagernde Klasseneintei-
lung, sobald man die individuellen Positionen in einem zweiten Schritt 
berücksichtigte. Zu einer neuen Mittelklasse neben oder besser zwischen 
Arbeiterklasse und Kapitalistenklasse gelänge man jedoch nicht. Gegen 
die Zentralität der (Kontrolle-)"relations in production" scheinen mir 
die folgenden Argumente zu sprechen. 
1. Die gesamte Skala der Differenzierung der Lohnabhängigen wird 
nicht erfaßt, und die materiellen Lebensverhältnisse spielen keine un-
mittelbare Rolle. 
2. Die "separation of conception and execution" sowie die hierarchisch 
organisierte Kontrolle des Arbeitsprozesses einschließlich der damit zu-
sammenhängenden innerbetrieblichen Konflikt- und Kampffronten gibt 
es auch in nicht-kapitalistischen Gesellschaften. R. Bah ros Analyse des 
"real existierenden Sozialismus" weist dies z.B. sehr deutlich aus - er 
spricht gar von einer Verstärkung dieser Trennung (Bahro 1977, S.145; 
vgl. auch Burawoy 1980). Der Unterschied zum Kapitalismus ist natür-
lich, daß es hier einen Gegensatz zwischen Arbeit und etatistischem 
oder bürokratischem Plan gibt und die Kontrollfunktion also eine Funk-
tion dieses Plans ist. Dies heißt aber nichts anderes,als daß wir es hier 
zu tun haben mit zwei verschiedenen historischen Formen eines an sich 
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vergleichbaren Phänomens. Und von dieser die Besonderheit des Kapita-
lismus überschreitenden Qualität her gesehen, liegt es doch auf der 
Hand, die innerbetrieblichen Kontrollverhältnisse als eine zweite Ebene 
der Klassifizierung oder als Element einer solchen Ebene heranzuziehen. 
3. Das unter 2. Gesagte bedeutet nicht, daß die Trennung von Planung 
und Kontrolle des Arbeitsprozesses einerseits und dessen Ausführung 
andererseits eine a-historische Gegebenheit ist. Selbst bezüglich des 
Kapitalismus kann man sich fragen, ob er nicht auch ohne diese Tren-
nung denkbar ist. "Capitalism can and did survive under conditions of 
the unification of conception and execution. Their separation is not at 
the core of the capitalist labor process per se but something that 
emerges and disappears in an uneven fashion as capitalism develops." 
(Burawoy 1978, S.292) Das Bild des kapitalistischen Arbeitsprozesses als 
"Gefängnis", das Braverman (1974, S.233) zeichnet, ist nicht zwingend. 
Wie sich die "relations in production" entwickeln, das ist eine Frage 
des Kampfes zwischen Arbeit und Kapital und im Zusammenhang damit 
auch der technologischen Entwicklung. Auch dies scheint mir ein Grund 
gegen die Heranziehung der innerbetrieblichen Verhältnisse als zentra-
lem Klassifikationskriterium. 
Ad. d) E.O.Wrights Theorie der "contradictory class locations" ist 
eine Verfeinerung des vorgehend behandelten Ansatzes. "The key issue 
in the social relations of production" ist auch ihm zufolge "the domi-
nation and Subordination within the labor process itself". (1980, S.328) 
Eine gesonderte Diskussion seiner Klasseneinteilung ist jedoch gerecht-
fertigt, weil er eine Position einnimmt zwischen reduktionistischem und 
offenem Marxismus (siehe oben Kap.2), weil seine Theorie die Gesamt-
heit der Erwerbstätigen zu erfassen versucht, weil seine Arbeit einen 
auf eigens durchgeführten Umfragen basierten, sehr differenzierten und 
komparativen empirischen Teil umschließt und schließlich, weil er sich 
einiger der Schwächen seines Ansatzes bewußt ist und sie selbst the-
matisiert. Wrights Studien haben mittlerweile den Umfang der Kollek-
tivwerke des IMSF und des PKA erreicht; ein Ertrinken, wie bei vor 
allem dem letzteren, in Marx-Zitaten und Statistiken droht dem Leser 
jedoch nicht. 
Bis 1980 bestimmt Wright "basic" und "contradictory locations 
within the class structure" anhand dreier Kriterien: Kontrolle über 
"money capital"(Investitionen); Kontrolle über "physical capital" (in 
Abstufungen von der Kontrolle über den gesamten Produktionsapparat 
bis hin zu allein der Kontrolle über die Produktionsinstrumente im un-
mittelbaren Arbeitsprozeß) und Kontrolle über "labor" (vom 'Arbeit-
geber' bis zum unteren Ende der Hierarchie des Managements). "Capi-
talists could now be defined as positions of control over investments, 
the physical means of production and labor: workers were positions 
excluded from all three kinds of control." (1983b, S.76) Die dritte 
fundamentale oder Basisklasse bildet das (traditionelle) Kleinbürgertum; 
auf sie treffen die ersten beiden Kriterien zu. 
Zwischen diesen Basisklassen sind - auch wieder drei - die "contra-
dictory class locations" angesiedelt: 1. zwischen Kapitalisten und Ar-
beitern die Hierarchie des Managements (ausgenommen der "top cor-
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potate executives", die zu den Kapitalisten zählen) - diese Position 
ist identisch mit Carchedis neuer Mittelklasse; 2. zwischen Kapitalisten 
und 'reinem' Kleinbürgertum die Kleinunternehmer (später konkreti-
siert: mit 2-9 Beschäftigten) und 3. zwischen den Arbeitern und dem 
Kleinbürgertum die "semi-autonomous employees", denen Wright diesen 
Status zuerkennt wegen ihrer wenigstens minimalen selbständigen Kon-
trolle ihres unmittelbaren Arbeitsprozesses (zu dieser Einteilung ibid., 
S.74-79; ders. 1980, S.328-333 sowie ders. 1978, S.74-87). 
Das Konzept der "contradictory class locations" muß verstanden 
werden auf dem Hintergrund von Wrights Theorie der objektiven Klas-
seninteressen. Der Position der Lohnarbeit entspricht das Interesse am 
Sozialismus, der Position des Kapitals des Interesse am Kapitalismus. 
Ist nun jemand lohnabhängig, aber gleichzeitig innerbetrieblich an lei-
tunggebender oder beaufsichtigender Stelle, also Teil der Hierarchie 
des Managements, dann liegt es innerhalb dieses Konzeptes auf der 
Hand, von einer in sich widersprüchlichen Position zu sprechen. Und be-
züglich dieser einen Position ist dies auch gar nicht so unverständlich, 
selbst wenn man Wrights Theorie der objektiven Interessen nicht teilt 
(siehe oben, Kap.II). Der Gegensatz von Arbeit und Kapital ist ja 
schließlich Realität, ganz gleich welche spezifischen Interessen aufgrund 
dieses Gegensatzes artikuliert werden mögen. Inwieweit diese Gegen-
sätzlichkeit bei denjenigen, die sie - formell betrachtet - in sich ver-
einen, eine besondere kollektive Artikulationsbasis politischer Subjektivi-
tä t darstellt, müßte allerdings erst genauer untersucht werden, und 
zwar auch bezüglich der verschiedenen hierarchischen Abstufungen. 
Was aber ist gegensätzlich an der Position eines Kleinunternehmers? 
Und was an der Position der "se m i-autonomous employees"? Zudem ist 
diese letzte Konstruktion ohnehin eine äußerst fragwürdige Position. 
Wieso sind diese Leute zwischen den Arbeitern und dem Kleinbürger-
tum angesiedelt? Daß sie genau wie die Kleinbürger ihren Arbeits-
prozeß selbst kontrollieren, weist zwar auf eine Gemeinsamkeit, ist aber 
noch kein Grund diese Selbständigkeit als typisch kleinbürgerliches 
Klassenmerkmal zu bestimmen. Denn diese Selbständigkeit gilt auch 
für den Feudalbauern, den keltischen Schmied, für Hausfrauen u.v.m. 
Und überhaupt, wenn "real control over their own immediate labor 
process" (1983b, S.78) das Kriterium für die Zugehörigkeit zur Gruppe 
der "semi-autonomous employees" ist, gehört ein vom Tower und 
seinen Instrumenten beherrschter Flugkapitän dann dazu? Eher wohl 
ein Straßenfeger und sicher die meisten Handwerks- und industriellen 
Wartungs- und Reparaturberufe, wie auch Sachbearbeiter auf dem Büro. 
Wright denkt in erster Linie nur an "research scientists, some desig-
ners, teachers", aber in Wirklichkeit haben wir es zu tun mit einer 
sehr buntgescheckten Kategorie, zu der auch solche Berufe zählen, die, 
wie z.B. die Drucker, an der Wiege der Arbeiterbewegung standen. 
Der wichtigste Kritikpunkt gegenüber Wrights Konzept wurde von 
Therborn (1982a, S.25) formuliert: "The key kriterion of class is con-
trol or no control, not location in the capitalist process of production. 
Therefore, bourgeoisie and working-class can be identified as easily 
in the s tate and in private non-profit organizations as in capitalist 
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enterprise." (zweite Hervorhebung von mir, ÜB) Und ebenso im real 
existierenden Sozialismus, könnte man dieser Kritik noch hinzufügen. Die 
kapitalistische Dynamik und Marx' materialistische Dimension sind voll-
kommen verschwunden. 
Dem letztgenannten Punkt entspricht, daß Wright dem Einkommen 
keinerlei klassifikatorische Bedeutung beimißt. Solcherlei graduelle 
Unterschiede wie Einkommen können erklärt werden aus den Klassen-
bzw. Produktionsverhältnissen (vgl. 1983b, S.60f; vgl. auch ders. 1979, 
Crompton/Gubbay 1977 und Johnson 1977). Aber sind sie dadurch voll-
kommen irrelevant; vor allem, wenn man bedenkt, daß Wright selbst 
einmal berechnet hat (Wright/Perrone 1977, S.50), daß nur 14,5% der 
Einkommensunterschiede von den Produktionsverhältnissen her erklärt 
werden können? Einkommen haben doch schließlich etwas zu tun mit 
den materiellen Lebensverhältnissen, und Verteilungskämpfe stehen oft 
genug auf der politischen Tagesordnung. Es scheint, daß Wright hier 
ein verkapptes Modell von Wesen und Erscheinung zugrundelegt. Inkon-
sequent ist dann allerdings, daß er es nicht gleichermaßen auf seine 
"contradictory class locations" in Anwendung bringt. Können nicht auch 
mindestens 14,5% dieser Positionen aus den Produktionsverhältnissen er-
klärt werden? 
Allgemein muß man fragen, ob nicht viel richtiger ist was John 
Scott (1979, S.102) zu den Einkommens- und Privilegienverhältnissen zu 
sagen hat: "While it may be true that certain distributive patterns of 
inequality 'correspond' to particular relations of production, the latter 
do not determine the former. Patterns of inequality are generated 
in the very social forms which are conditions of existence for the 
relations of production." Bestätigt wird diese Auffassung von der 
Untersuchung Treirnans, der herausgefunden hat, daß die berufsgebun-
denen Privilegien- und Prestigeverhältnisse, soweit sie vergleichbar sind, 
sich in den verschiedensten Gesellschaftstypen vom mittelalterlichen 
Nepal über das Florenz der Renaissance bis ins London des 19. und 20. 
Jahrhunderts ähneln (1977, S.223-226). Auch wenn diese Verhältnisse 
instrumenteil in die Produktionsverhältnisse 'eingebaut' werden können 
- im Sinne von ' teile und herrsche' wie auch als Bestechungsmittel - , 
so haben sie doch eine eigene Geschichte und Beharrlichkeit. 
Nun meint Wright 1983 (b, S.96), daß Qualifikation und Einkommen, 
die er in seinen Statistiken allerdings immer schon berücksichtigt ha t -
te, eventuell doch beachtet werden sollen. Aber es bleibt bei dieser 
Überlegung als solcher - praktische Konsequenzen hat sie nicht. Das-
selbe gilt bezüglich seiner Problematisierung der undifferenzierten Ein-
beziehung der Staatsbediensteten in sein Konzept der "contradictory 
class locations" (vgl. ibid., S.99 sowie Wright et al. 1982, S.710). Die-
ses Konzepts hat er mittlerweile jedoch etwas verändert. Die ursprüng-
lichen drei Kriterien sind nun reduziert auf zwei bzw. auf eines plus 
zweier "alternativer" Kriterien. Kontrolle über Lohnarbeit ist ein Klas-
sifikationsskriterium bezüglich der kapitalistischen Produktionsweise, 
während Kontrolle über den unmittelbaren Arbeitsprozeß jetzt explizit 
als Kriterium der "kleinbürgerlichen Produktionsweise" charakterisiert 
wird. Dies sind die beiden Alternativen, die dem ersten Kriterium, 
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nämlich der Kontrolle über Geld und Investitionen, hinzuzufügen sind. 
Die Konsequenz ist, daß Wright jetzt nicht mehr spricht von "contra-
dictory class locations within the class structure" sondern von 
a) "contradictory locations within a mode of production" und b) "con-
tradictory locations between modes of production" (vgl. 1983b, S.82 
und Wright et al. 1982, S.710 u. 713). Eine wesentliche Veränderung 
scheint mir dies alles jedoch nicht zu sein, und es ist daher auch kein 
Anlaß gegeben, die oben vorgebrachte Kritik zu revidieren. 
Nachtrag zu Wright, Mai 1985. Nach Abschluß dieses Kapitels er-
weist sich, daß Wright seine Theorie grundlegend revidiert hat, und 
zwar teilweise aufgrund derselben Argumente die hier vorgebracht wur-
den. (34) Die wesentliche Veränderung betrifft das Konzept der Aus-
beutung, das bei Wright nun unter Berufung auf die Theorie von John 
Roemer anstelle der ökonomischen Kontroll- und Unterordnungsverhält-
nisse den Platz des zentralen Klassifikationskriteriums einnimmt. Und 
erwähnt werden sollte auch noch, obwohl es bei der Bestimmung der 
Klassenpositionen keine unmittelbare Rolle spielt, daß Wright sich nun 
der Auffassung Przeworskis annähert, wonach "religion, ethnicity, 
region, language, nationality, trade, e tc . " zur politischen Formierung 
einer Klasse oder "into some other sort of collectivity" grundsätzlich 
nicht weniger bedeutsam sind als Klassenpositionen und diese überla-
gern (vgl. Wright 1985, S.29). 
Der ausbeutungstheoretische Ansatz ermöglicht Wright zufolge "a 
theoretically coherent way of understanding of the 'middle class '" 
(ibid., S. l) ,und zudem eignet sich Ausbeutung insbesondere als Klassi-
fikationskriterium, weil "exploitation, unlike domination, intrinsically 
implies a set of opposing material interests." "The marginalization of 
exploitation undermines claims that classes have 'objective' interests 
and.. . it tends to erode the centrality Marxists have accorded class 
in social theory." "Domination-centered concepts of class" machen es 
schwierig, Klassenverhältnisse besonders hervorzuheben. "Class, then, 
becomes just one of many oppressions.. .- sexual, racial, national, 
economic, etc. - non of which have any explanatory priority over any 
other". Wenn man aber "wünscht" oder "glaubt", daß den Klassen ein 
besonderer Stellenwert zukommt, dann hat die Ausbeutung als Klassi-
fikationskriterium an die Stelle der Kontroll- und Unterordnungsverhält-
nisse zu treten (alle Zitate ibid., S.4). 
Die Mittelklasse oder genauer die neuen Mittelklassen charakteri-
siert Wright nun als "skill-exploiters": "The 'new' middle classes do 
consti tute. . . contradictory locations within exploitation relations". Einer-
seits werden sie ausgebeutet von den Kapitalisten, und andererseits sind 
sie selbst Ausbeuter der An- und Ungelernten (ibid., S.24f). Wrigth 
betrachtet Ausbeutung als gegeben, wenn 
a) "the rich are rich because the poor are poor" und wenn 
b) "the rich, through one mechanism or another, appropriate part of 
the fruits of labor of the poor" (ibid., S.7), 
und er sieht die "skill exploitation" begründet in "the fact that the 
skilled/certified individual receives an income which is above the costs 
of production of the skills by virtue of the scarcity of the availability 
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of the skill" (ibid., S.20 u. 11). Ausbeutung ist daher das Kriterium 
zur Feststellung sowohl der "polarisierten Klassen" von Lohnarbeit und 
Kapital wie auch der Mittelklassen (ibid., S.42). 
Ist Wrights neueste Argumentation akzeptabel? Zunächst einmal muß 
die bereits im 1. Kapitel gegenüber Roemer geäußerte Kritik wieder-
holt werden: kapitalistische Ausbeutung ist wesentlich mehr als nur 
ein spezieller Fall persönlicher Bereicherung; sie ist die Aneignung des 
Mehrprodukts zu Verwertungszwecken, und sie bezeichnet ein strukturell 
dynamisiertes, gegensätzliches Verhältnis. Dieser Aspekt, der m.E. zur 
Hervorhebung der besonderen politischen Relevanz der Positionen von 
Lohnarbeit und Kapital geeignet ist, verschwindet in Wrights Ansatz 
völlig. Wie Ausbeutung, so wie er sie definiert, eher als Herrschafts-
und Unterdrückungsverhältnisse "objektive Interessen" konstituiert, ist 
nicht ersichtlich. Und warum sollte das Bestehen von individualisierten, 
rein quantitativen Ausbeutungsverhältnissen den Klassen eine "explana-
tory priority" in der Gesellschaftstheorie geben? 
Wenn man schon operiert mit dem Begriff des objektiven Interesses 
(zu meiner diesbezüglichen Kritik Wrights siehe oben, Kap.II.2) und 
dieses Interesse festmacht an einem noch grundlegenderen Interesse an 
der Vergrößerung der "capacity to act", dann ist es wenig folgerichtig, 
den Unterdrückten aller Art ein objektives Interesse an der Abschaf-
fung der Unterdrückungsumstände abzusprechen. Und wenn Wright in 
einem anderen Text (auf den er im hier diskutierten verweist)die " ex -
planatory priority" der Klassen in der Gesellschaftstheorie unter Be-
rufung auf Cohen herzuleiten versucht aus der "general directionality", 
die die Entwicklung der Produktivkräfte seines Erachtens der Ge-
schichte gibt, wobei er dann die Klassenstruktur und die Klassenkämpfe 
an die Produktivkraftentwicklung koppelt (vgl. Wright 1983 a, S.24), 
dann ist diese Ableitung: 
1. nur möglich um den Preis einer großen Portion von Essentialismus, 
fußt sie 
2. auf einer allgemeinen Theorie der die Gesellschaftsverhältnisse re-
volutionierenden Produktivkraftentwicklung; einer Theorie, der die 
historischen Daten nicht gerade freundlich gesonnen sind und ist sie 
3. selbst wenn sie mit guten Gründen zu rechtfertigen wäre, eben nur 
zutreffend in Bezug auf Phasen des "epochal change", nicht aber 
bezüglich der Geschichte im Rahmen bestimmter Produktionsweisen. 
Schließlich fragt es sich 
4. ob nicht dieselbe Begründung der "explanatory priority" der Klassen 
auch dann möglich ist, wenn Kontroll- und Unterordnungsverhältnisse 
das Klassifikationskriterium sind. 
Zur Ausbeutung selbst. Daß es in der Hierarchie der Arbeitsteilung, 
aber auch in anderen Verhältnissen Ausbeutung im Sinne persönlicher 
Bereicherung auf Kosten anderer gibt und daß diese politisch relevant 
ist, soll hier überhaupt nicht bestritten werden. Die Frage ist nur, ob 
und welche dieser Ausbeutungsverhältnisse Klassenverhältnisse konsti-
tuieren und welche nicht. Wright liefert hier kein eindeutiges Krite-
rium. Und zuguterletzt: warum ist es überhaupt Ausbeutung, wenn ge-
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lernte, höher und hochqualifizierte Lohnarbeiter über die Produktions-
kosten ihrer Qualifikation hinaus bezahlt werden? Sind diese Kosten ein 
zwingender Maßstab? Darf nicht auch - jedenfalls wenn man derart 
individualisierend argumentiert wie Wright - die durch Qualifikation 
potenzierte Produktivität als gerechtfertigte Bemessungsgrundlage die-
nen? Dieses Problem ist in jedem Fall komplizierter als es bei Wright 
präsentiert wird. 
Aber immerhin, keiner der hier behandelten Autoren kommt der 
Anerkennung einer Überlagerung von Polarisierung und Differenzierung 
in den Klassenverhältnissen so nahe wie Wright in diesen seinen jüng-
sten Ausführungen. Die Art und Weise seiner Argumentation bleibt 
allerdings problematisch. 
Bleibt resümierend festzustellen, daß sich zwar beinahe alle der hier 
diskutierten Ansätze auseinandersetzen mit der Differenzierung der 
Lohnarbeit, aber jedesmal geschieht dies mit dem Ziel oder auch nur 
dem Effekt der Verlegung der Klassengrenzen auf ein Niveau unterhalb 
des gesellschaftlichen Gegensatzes von Lohnarbeit und Kapital. Dritte 
Klassen zwischen und neben Arbeitern und Kapitalisten sind das Re-
sultat. Nirgends wird die Differenzierung konsequent als gegenläufige 
Tendenz zu der dem Kapitalismus eigentümlichen strukturellen Polarisie-
rung perzipiert; eine gesonderte Konzeptualisierung dieser Tendenz, die 
die direkt bei den gesellschaftlichen Produktionsverhältnissen ansetzende 
Klasseneinteilung überlagert, bleibt daher aus. Ein solcher Oberlage-
rungsansatz ist m.E. jedoch zu präferieren, da es 1. auf diese Weise 
möglich ist, die Darstellung der allgemeinen Klassenstruktur des Kapi-
talismus zu vereinen mit den besonderen Verhältnissen zu bestimmten 
Zeitpunkten und dieser Ansatz 2. weiterhin die Grundform von Marx' 
Materialismus beibehält, obwohl nun im Gegensatz zu Marx nicht mehr 
von einer materiellen Homogenisierung der Lohnarbeiter aufgrund ihrer 
relationalen Klassenposition ausgegangen wird, sondern gerade von deren 
Differenzierung auch in dieser Hinsicht, die gefaßt wird unter dem 
Nenner der Divergenz von relationaler und sozialer Klasse. 
3 Die doppelte Klassenstruktur 
Lohnarbeit und Kapital sind die gesellschaftlichen Positionen, die sich 
in einem strukturellen, dynamischen Gegensatz zueinander befinden. Aus 
der akkumulationsbedingten relationalen Dynamik dieser beiden Posi-
tionen entspringt ein Zwang zu politischer - und sei es nur auf Ge-
werkschaftsniveau - Artikulation dieses Gegensatzes, denn bei je ge-
gebener Leistungsfähigkeit der gesellschaftlichen Arbeit ist das materi-
elle Los der Lohnabhängigen immer auch in hohem Maße abhängig 
von ihrer Machtposition gegenüber dem Kapital. Ohne eine solche 
Machtposition hätte die Logik des Kapitals freies Spiel und der 'Faktor 
Arbeit' wäre ohne besondere Rücksicht auf die Lohnarbeiter dessen 
Spielball. Die Relevanz dieser relationalen Positionen als Artikulations-
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basen politischer Praxis steht also außer Frage, und die Geschichte 
bestätigt dies. Lohnarbeit und Kapital sind daher weiterhin als die 
übergreifenden Klassenpositionen des Kapitalismus anzusehen. 
Aber es sind eben nur übergreifende Klassenpositionen, hinter denen 
sich eine Differenzierung in vielerlei Dimensionen verbirgt. Graduelle 
Positionen in der technischen und organisatorischen Arbeitsteilung sagen 
über die spezifischen materiellen und gesellschaftlichen Lebensumstände 
oft mehr als die allgemeine relationale Klassenposition. Und allein 
schon die Existenz von Verbänden und Gewerkschaften 'höherer' Berufe 
und privilegierter Positionen - von separaten allgemeinen Angestellten-
gewerkschaften einmal ganz zu schweigen - weist darauf hin, daß diese 
graduellen Positionen als Artikulationsbasen politischer Subjektivität 
oftmals von durchschlaggebender Bedeutimg sind. Diese Positionen be-
finden sich zwar - einmal abgesehen vom Arbeitsprozeß selbst - in 
keinem dem von Lohnarbeit und Kapital vergleichbaren relationalen 
Verhältnis zueinander, und von einer entsprechenden Dynamik mit einem 
daraus resultierenden strukturellen Artikulationszwang kann schon gar 
nicht die Rede sein. Aber ihre faktische politische Relevanz sollte 
Grund genug sein, sie gesondert in die Klasseneinteilung einzubeziehen. 
Wie gesagt, hier soll dies geschehen vermittels des Begriffs soziale 
Klasse. 
Bevor dies näher ausgeführt wird, ist es jedoch sinnvoll, kurz zu 
verweilen bei der Frage nach dem analytischen Stellenwert der Klas-
seneinteilung. Klassenpositionen sind, wie in den vorangehenden Kapiteln 
begründet wurde, nichts weiter als Artikulationsbasen politischer Sub-
jektivität und Praxis. Zudem sind sie nicht die einzigen solchen Artiku-
lationsbasen. Dies zusammen bedeutet, daß die Kenntnis der Klassen-
struktur zwar wichtige Elemente liefert zum Verständnis gesellschaft-
licher Kräfteverhältnisse und der Formation politischer Kräfte, nicht 
aber dies Verständnis selbst. Denn erstens spielen die anderen Artiku-
lationsbasen wie ethnische, sozialgeographische, geschlechtliche und ge-
wachsene ideologische Positionen auch eine Rolle, und zweitens darf 
man die Artikulationsbasen nicht verwechseln mit den Artikulations-
prozessen. Es ist daher auch abwegig, zu glauben, daß eine mikrosko-
pisch exakte Kartographie der Klassenverhältnisse auf allgemeinem 
Niveau unsere Erkenntnis politischer Verhältnisse und Prozesse entschei-
dend verbessern würde - es sei denn, man geht aus von essentiali-
stischen und reduktionistischen Voraussetzungen. In diesem Sinne haben 
auch die umfangreichen empirischen Materialien von Wright, vom PKA 
und vom IMSF eher einen Wert an sich, denn einen für die Analyse 
der politischen Wirklichkeit. (35) Ziel einer Klasseneinteilung sollte 
es sein, globale Kenntnis der quantitativen Klassenverhältnisse zu ver-
mitteln, die dann als Hintergrundwissen in der politischen Analyse Ver-
wendung finden kann. 
Wie soll sie nun aussehen, die Karte der doppelten Klassenstruktur? 
Unproblematisch ist auf den ersten Blick die Einteilung der relatio-
nalen Klassenpositionen in die kollektiven Positionen von Lohnarbeit 
und Kapital. Als Klassenposition außerhalb der unmittelbaren kapita-
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listischen Produktionsverhältnisse, aber innerhalb der "Verkehrsverhält-
nisse" der warenproduzierenden Wirtschaft kommt auf diesem Analyse-
niveau des weiteren noch die Position des Kleinbürgertums oder in 
einer anderen Terminologie die Position der traditionellen Mittelklasse 
hinzu. Problematisch ist jedoch hier in bestimmten Fällen bereits, wer 
denn nun exakt welcher Klassenposition zuzuordnen ist. Zählt die Po-
sition der formell lohnarbeitenden Manager zur Position der Kapita-
listenklasse und wenn ja, gilt das dann nur für bestimmte Manager 
oder für alle? Und wo verläuft die Grenze zwischen Kapitalistenklasse 
und Kleinbürgertum? 
Auf dem zweiten Analysestrang sind die sozialen Klassen zu be-
stimmen. Da der Ausgangspunkt dieser Einteilung die das relationale 
Verhältnis von Lohnarbeit und Kapital überlagernde Differenzierung der 
Lohnarbeit ist, beschränkt sich die Einteilung in soziale Klassen auch 
auf die Lohnabhängigen. Bei den Kapitalisten und Kleinbürgern, die nur 
einen verhältnismäßig geringen Prozentsatz der Erwerbstätigen bilden, 
wäre in politischer Hinsicht wohl auch eine Unterverteilung nach Bran-
chen und Sektoren (man denke an Kapitalfraktionen) sowie eine Dar-
stellung der Abhängigkeitsverhältnisse zwischen den Unternehmen wich-
tiger als eine Einteilung in soziale Klassen. 
Außer den oben genannten Fragen stellt sich nun die Frage, in 
welche sozialen Klassen man die Lohnabhängigen sinnvollerweise ein-
teilen sollte und anhand welcher Kriterien dies zu geschehen hat. Da-
rüberhinaus ist zu klären, auf welche Weise der Tatsache Rechnung ge-
tragen werden kann, daß der Begriff Arbeiterklasse traditionell in 
erster Linie nur auf die manuellen Lohnarbeiter gemünzt wird. Und 
schließlich: sollte den Staatsbediensteten eine besondere Klassenposition 
zugeschrieben werden? Diese Fragen sollen hier nun der Reihe nach er-
örtert werden. Beginnen möchte ich dabei mit dem Problem der Be-
stimmung sozialer Klassen. 
Als Kriterium zur Einteilung der Lohnabhängigen in soziale Klassen 
bieten sich die Plätze oder Ränge an, welche die Lohnarbeiter in der 
technischen und organisatorischen Hierarchie der Arbeitsteilung beset-
zen. Denn dieser Hierarchie entspricht auch in etwa eine Hierarchie 
der für das - politisch sicher relevante - Selbstverständnis der Betrof-
fenen oft wichtigen Qualifikationen und Befugtheiten am Arbeitsplatz 
sowie eine Hierarchie des darüberhinaus bezüglich der materiellen 
Lebensumstände entscheidenden Einkommens. Unterschiedliche Quali-
fikation, Befugtheiten und Einkommen sind die Charakteristika der 
ökonomischen Differenzierung der Lohnabhängigen. Dieses Kriterium 
umfaßt zudem die bei z.B. Carchedi und Wright so zentral stehende 
Unterscheidung zwischen Positionen des Managements und Positionen 
ausführender Arbeit - exklusiv hervorgehoben wird diese Unterscheidung 
jedoch nicht. Die Einteilung in soziale Klassen ist daher auch nicht 
ideal zur Darstellung dieses innerbetrieblich den Gegensatz von Lohn-
arbeit und Kapital markierenden Unterschieds. Aber eine Klassenein-
teilung ist immer auch ein Prozeß des Abwägens verschiedener Krite-
rien. Kriterien, die die gesamte Komplexität der ökonomischen Struktur 
erfassen und außerdem noch einigermaßen übersichtliche Ergebnisse zu-
lassen, gibt es m.E. nicht. 
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Das Kriterium ist genannt. Aber reicht es aus, soziale Klassen von-
einander abzugrenzen? Wohl kaum. Denn ein Merkmal der Differenzie-
rung der Lohnarbeit ist ja gerade, daß sie nicht durchgängig zur 
Bildung deutlich unterscheidbarer Segmente, also kollektiver Positionen, 
führt. Die Einteilung in soziale Klassen ist daher nur möglich auf dem 
Wege der Aggregiening jeweils mehrerer Plätze der Hierarchie der 
Arbeitsteilung. Aber welche und wieviele Aggregate soll man bilden? 
Folgt man z.B. der von Conen/Huijgen (1980, S.483) bezüglich der Nie-
derlande angebrachten Einteilung der Lohnarbeiter in Funktionsniveaus, 
dann ergäben sich sieben soziale Klassen. Sie unterscheiden: 1. unge-
lernte Berufe, die wenig Kenntnis erfordern; 2. angelernte Berufe; 3.und 
4. gelernte Berufe mit einigermaßen bis ziemlich komplizierter Arbeit, 
wobei auf Stufe 4 besondere praktische Erfahrung hinzukommt sowie 
5., 6. und 7. sehr spezialisierte Berufe mit komplizierter Arbeit, die 
spezielle bis wissenschaftliche Kenntnis der Theorie und/oder große 
Erfahrung erfordert. Quantitativ gelangen sie zu folgendem Ergebnis: 
Tabelle 1: Funktionsstruktur der lohnabhängig Beschäftigten in den Nie-
derlanden 1960 und 1971 
Funktionsniveau 1960 
1 8,2 
2 19,3 
3 26,5 
4 30,2 
5 6,4 
6 8,3 
7 1,1 
1971 
10,6 
20,3 
22,0 
21,3 
13,3 
9,5 
3,0 
in Prozent der Lohn-
abhängigen 
Quelle: Conen/Huijgen (1980) 
Aus dieser Übersicht geht übrigens hervor, was oft als allgemeine Ent-
wicklungstendenz der Arbeit im Kapitalismus bezeichnet wird, nämlich 
die quantitative Ausweitung von sowohl den unteren als den oberen 
Funktionen in der Arbeitsteilung auf Kosten des 'Mittelbaus', d.h. auf 
Kosten des Umfangs der Gruppen der Facharbeiter und der einfache, 
aber doch qualifizierte Büroarbeit verrichtenden Angestellten (vgl. hier-
zu Kern/Schumann 1970, I, S.137ff; Bahrdt/Kern u.a. 1970, S.103f und 
Hyman 1978, S.49-69). In Abwartung der eventuellen vollständigen 
Durchsetzung der Mikroelektronik in Fabrik und Büro und der damit 
zusammenhängenden Veränderung der Berufs- und Qualifikationsstruktur 
(und vielleicht auch der Wiederkehr der Heimarbeit) (36), ist vorläufig 
noch keine deutliche Dichotomisierung in der Hierarchie der techni-
schen Arbeitsteilung wahrzunehmen. Gleiches gilt bezüglich der organi-
satorischen Arbeitsteilung. Auch hier gibt es keine einfache Zweitei-
lung in einerseits diejenigen, die diese Arbeiten beaufsichtigen, vorbe-
reiten und befehligen und andererseits jene, die diese Arbeiten nur aus-
führen. Vorherrschend ist noch immer das Bild einer weit gefächerten 
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Differenzierung. Daher ist zur Klassifikation der Lohnabhängigen in 
soziale Klassen ein Aggregationsverfahren erforderlich. Die Einteilung 
von Conen/Huijgen ist jedoch eher brauchbar zur Illustration der Dif-
ferenzierung selbst denn zur Bestimmung sozialer Klassen. 
Zu demselben Ergebnis muß man gelangen, wenn man die Einkom-
menshierarchie betrachtet. Wie die Einkommensverteilung unter den 
niederländischen Lohnabhängigen (exkl. der Direktoren von Aktien- und 
Kommanditgesellschaften) im Jahre 1975 zeigt, tritt auch hier das 
Bild einer Differenzierung in den Vordergrund, die es nicht sinnvoll 
erscheinen läßt, sie ohne weitere Aggregierung als Grundlage der Be-
stimmung sozialer Klassen zu verwenden: 
Tabelle 2: Einkommensgruppen in den Niederlanden 1975 
Verfügbares Jahreseinkommen in f (Gulden) | % per Einkommensgruppe 
9336 
11970 
13 937 
16 095 
18 317 
20 686 
23 439 
27 282 
34175 
mehr als 34175 
5,7 
7,0 
7,3 
9,2 
10,9 
12,0 
12,7 
13,0 
12,3 
9,9 
Quelle: eigene Berechnungen nach CBS 1979, S.273 
Es ergibt sich also, daß nicht nur die relationalen Klassen keine ökono-
misch homogenen Einheiten sind, sondern bis zu einem gewissen Grade 
auch die wie immer bestimmten sozialen Klassen. Erstere besetzen nur 
auf einer bestimmten, aber dennoch realitätsbezogenen Abstraktions-
ebene gemeinsame ökonomische Positionen, während letztere Aggregate 
individueller Positionen sind. 
Das Problem ist nun, daß es ein objektives Aggregationskriterium 
nicht gibt. In dieser Situation schlage ich vor, die sozialen Klassen 
(-aggregate) anhand eines pragmatischen Kriteriums zu bestimmen. In 
Anlehnung an den alltäglichen Sprachgebrauch wird die relationale 
Lohnarbeiterklasse dann unterteilt in folgende soziale Klassen: Arbei-
terklasse, neue Mittelklasse und obere neue Mittelklasse. Anhand des 
Kriteriums der Stellung in der Hierarchie der Arbeitsteilung ist die Ar-
beiterklasse das Aggregat der Berufe, die sich vom Fabrikarbeiter über 
den Gesellen und Facharbeiter, den einfachen kaufmännischen Ange-
stellten, die Schreibkraft und das Reinigungspersonal bis zum Brief-
träger usw. auf den unteren Rängen dieser Hierarchie befinden. Zur 
neuen Mittelklasse zählt, wer Karriere gemacht hat oder wer aufgrund 
höherer Qualifikation direkt Zugang zu höheren Positionen in dieser 
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Hierarchie gefunden hat. Dies gilt für Vorarbeiter, aber auch für 
Meister, Techniker, Sachbearbeiter, Buchhalter, den Großteil der Leh-
rer, Abteilungsleiter in kleineren bis mittleren Betrieben usw. Zur obe-
ren neuen Mittelklasse zählt schließlich, wer eine 'steile Karriere' ge-
macht hat und/oder wer über höchste Qualifikationen verfügt. Dies 
gilt für Positionen im Management größerer Betriebe, Spit zen f unkt ionen 
im öffentlichen Dienst sowie für einen Großteil der wissenschaftlich 
Qualifizierten. (37) Die genaue Einteilung wird allerdings von Land zu 
Land variieren, da es nationale Unterschiede in der Bewertung der ver-
schiedenen Tätigkeiten gibt. Zudem ist Genauigkeit bei einer solchen 
Aggregierung ohnehin nur in etwa zu erreichen, und gänzlich ohne Will-
kür ist die Zuordnung der einzelnen Berufe zu den sozialen Klassen-
aggregaten wohl auch nicht möglich. Es gibt eben keine objektiven 
Grenzen zwischen den sozialen Klassen, sondern nur eine differenzierte 
Hierarchie der Arbeitsteilung, des Einkommens usw., die nach einer 
das Kapitalverhältnis überlagernden zweiten Klassifizierung verlangt, 
wenn man nicht bei der einfachen Konstatierung der Differenzierung 
stehenbleiben will. 
Eine letzte analytische Differenzierung eines Teils der Lohnabhän-
gigen, die sinnvoll erscheint, ist die Teilung der Arbeiterklasse in t r a -
ditionelle und 'neue' Arbeiterklasse. Dies sind zwar keine separaten 
sozialen Klassen, aber hier schon mehrfach angesprochene Traditionen 
haben dazu geführt, daß in erster Linie die manuellen Arbeiter als Ar-
beiterklasse identifiziert werden. Für den übrigen Teil der Arbeiter-
klasse bietet sich die Charakterisierung 'neu' an, weil das immense 
Wachstum dieser Kategorie tatsächlich neueren Datums ist (mit Mallets 
"neuer Arbeiterklasse" hat sie aber kaum zu tun, denn Mallet (1969, 
vgl. auch Deppe u.a. 1970) münzte diesen Begriff vor allem auf die 
höheren technischen und professionellen Berufe). Wie tiefsitzend auch 
heute noch die Identifikation von manueller Arbeit und Arbeiterklasse 
und entsprechend die mehrheitliche Nichtidentifikation auch der unteren 
Ränge der Angestellten mit dieser Klasse ist, kann man belegen mit 
dem divergierenden Bezug dieser beiden Kategorien zu den Organisa-
tionen der Arbeiterbewegung. Aber dazu später. Ein einfacher Indikator 
für die Angemessenheit der hier angebrachten Unterscheidung zwischen 
traditioneller und 'neuer' Arbeiterklasse ist die Selbsteinteilung oder 
sogenannte subjektive Klassifikation dieser 'Klassen' wie auch die der 
umfassenderen Kategorien von manueller und nicht-manueller Arbeit. 
Dies bestätigen z.B. die Untersuchungen von Roberts u.a. (1977, S.20ff) 
sowie von Butler und Stokes (1974, S.70) für England, aber auch be-
züglich der Niederlande, wo die Klassenselbsteinteilung traditioneller-
weise der Einteilung in 'Säulen' untergeordnet ist und wo auch in der 
(nicht-marxistischen) Sozialwissenschaft das Wort Klasse wenig Ver-
wendung findet (vgl. Goudsblom 1967, S.63), läßt sich dies zeigen. Aus 
dem Datenbestand der Wahlforschung kann herausdestilliert werden, 
daß sich die der traditionellen Arbeiterklasse zugerechneten Erwerbs-
tätigen in beinahe doppelt so hohem Maße auch als "working class" 
identifizieren als dies bei den der 'neuen' Arbeiterklasse zugerechneten 
Erwerbstätigen der Fall ist. Die dies ausweisende Tabelle 3 liefert da-
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rüberhinaus Anhaltspunkte für den Sinn der besonderen Unterscheidung 
einer oberen neuen Mittelklasse (die englischsprachige Einteilung wurde 
vom Wahlforschungsteam vorgenommen; die Zusammenfügung der Res-
pondenten von 1981 und 1982 aus Gründen der größeren Genauigkeit). 
Tabelle 3: Objektive und subjektive Klasseneinteilung in den Nieder-
landen 198ΐ/·82 
(in %) Upper Up.middle Middle Working Total 
class class class class 
Traditionelle 
Arbeiterklasse 
Neue 
Arbeiterklasse 
Neue 
Mittelklasse 
Obere neue 
Mittelklasse 
0,6 
1,5 
1,9 
11,8 
1,5 
6,1 
17,7 
45,9 
30,0 
56,0 
63,7 
35,3 
67,9 
36,4 
16,6 
7,1 
100 
100 
100 
100 
Quelle: NKO 1981 u. 1982; eigene Berechnungen 
Ein letzter Punkt, der hier erwähnt werden muß, ist, daß die Beschäf-
tigten des öffentlichen Dienstes wie auch der von "non-profit"-Unter-
nehmen hier der Lohnarbeiterklasse hinzugerechnet werden. Kapitalisten 
bzw. eine innerbetrieblich К api tal funkt ionen ausübende neue Mittelklasse 
wie bei Wright bzw. Carchedi gibt es der hier vorgeschlagenen Eintei-
lung zufolge nicht im öffentlichen Dienst. Daß die 'Staatsarbeiter ' der 
Lohnarbeiterklasse zugerechnet werden und also auch entsprechend prä-
sent sind in den drei sozialen Klassen, hat seinen Grund darin, daß 
auch der Staat, wenngleich er kein Kapitalist ist, eingebunden ist in 
eine überwiegend kapitalistische Wirtschaft, von der er finanziell ab-
hängig ist. Der Arbeitgeber Staat muß sich in seiner Buchhaltung rich-
ten nach den von der Gesamt Wirtschaft bestimmten fiskalen Möglich-
keiten. Obwohl die Finanzmittel des Staates nicht die Form von Kapi-
tal , sondern von Revenue haben (was nicht bedeutet, daß sie unproduk-
tiv verwendet werden), gelangen die Staatsbediensteten so auf indirekte 
Weise in die Position der Lohnarbeit innerhalb des Gegensatzes von 
Lohnarbeit und Kapital. Außerhalb der kapitalistischen Dynamik stehen 
sie nicht. Es gibt gewiß besondere Merkmale dieser Lohnarbeiter, wie 
z.B. die (bis jetzt noch!) größere Arbeitsplatzsicherheit. Aber ist dies 
ein ausreichender Grund, sie auch als besondere Klasse einzuteilen? 
Sind denn nicht die meisten Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes 
Mitglieder der allgemeinen gewerkschaftlichen Dachverbände, und spricht 
dies nicht gegen eine besondere Klassifizierung? Ist es nicht genug, 
darauf zu verweisen, daß heutzutage in der Bundesrepublik ca. 20% (vgl. 
Bischoff u.a. 1982, S.72), in den Niederlanden ca. 2596 (berechnet nach 
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CBS 1982, S.120ff), in Schweden beinahe 40% (vgl. Buci-Glucksmann/ 
Therborn 1982, S.202f) und in den anderen kapitalistischen Metropolen 
ein in vergleichbaren Größenordnungen liegender Prozentsatz der Er-
werbstätigen im öffentlichen Dienst beschäftigt ist? M.E. reicht ein 
solcher Hinweis aus. 
Irgendwo muß man schließlich eine der Möglichkeit nach beinahe 
unendlich weitergehende Unterverteilung beenden. Staatsbedienstete 
kann mein sicher nicht ohne weiteres mit den kapitalistischen Lohnab-
hängigen gleichsetzen, aber auch Staatsbedienstete sind nicht gleich 
Staatsbedienstete. Die deutschen Beamten muß man unterscheiden von 
den Angestellten des öffentlichen Dienstes und diese wieder von den 
Arbeitern des öffentlichen Dienstes. Und in Ländern, wo alle Staats-
bediensteten Beamte sind, muß man unterscheiden zwischen Beamten 
mit fester Anstellung und solchen mit befristeten/kündbaren Arbeits-
verträgen. All diese Unterscheidungen bedingen eventuell unterschied-
liche Artikulationsbasen politischer Subjektivität. Wie gesagt ist es aber 
abwegig, davon auszugehen, daß eine nuancenreich exakte Kartographie 
ökonomischer Positionen unsere Kenntnis politischer Verhältnisse und 
Prozesse entscheidend verbessert. Was ist der Nutzen einer immer wei-
tergehenden Verfeinerung der ökonomischen Klassifikation, wenn man 
weiß, daß ökonomische Positionen nur eine, wenngleich wichtige, Di-
mension der Artikulationsbasis politischer Subjektivität und Praxis be-
zeichnen und daß die ins Detail gehende Differenzierung einer Klassen-
teilung auch anderen, nicht-ökonomischen Dimensionen Rechnung zu 
tragen hätte? Und schließlich, daß selbst dann noch, wenn man über 
eine alles berücksichtigende Karte politischer Artikulationsbasen ver-
fügte (was mir in systematischer Form ein Ding der Unmöglichkeit 
zu sein scheint), gilt, daß reale politische Artikulationsprozesse nicht 
auf die gesellschaftlichen Artikulationsbasen reduziert werden dürfen 
bzw. nicht linear aus ihnen ableitbar sind. Auf dem Hintergrund dieser 
Erwägungen ist es m.E. - pragmatisch - zu rechtfertigen, daß die 
Staatsbediensteten bei der globalen Klasseneinteilung hier nicht als 
gesonderte Kategorie aufgeführt werden. 
Nun zu den Kapitalisten und zum Kleinbürgertum. Bezüglich der 
Kapitalisten im Lohndienst muß gesagt werden, daß die Grenzziehung 
zwischen ihnen und dem Teil der oberen neuen Mittelklasse mit Mana-
gement-Positionen bis zu einem gewissen Grade willkürlich ist. Hirst/ 
Hindess (in Cutler u.a. 1977/78, I, S.312) haben Recht, wenn sie sagen: 
"it is 'capitals' which exist, not capitalists", und vielleicht ist auch 
ein Kapitalismus ohne Kapitalisten denkbar - ein demokratisierter Ka-
pitalismus mit Arbeiterselbstverwaltung, wo dann zwar noch die Logik 
des Kapitals wirksam wäre und demzufolge auch noch 'Funktionen des 
Kapitals' ausgeführt würden, wo es aber keine Kapitalisten (-klasse) 
mehr gäbe, d.h. keine personell gesonderten "Personifikationen des Ka-
pitals". Bisher ist es aber noch so, und es ist daher abwegig, nur die 
Kapitalisten-Eigentümer als Kapitalisten zu betrachten. Die Topmanager 
vor allem der großen Konzerne stehen genauso gegenüber der Lohn-
arbeit wie dies bei Privatkapitalisten der Fall ist. Sie repräsentieren 
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das Kapital nicht nur innerhalb des jeweiligen Betriebs, sondern auch 
in den Unternehmerorganisationen - also auch direkt in Verhandlun-
gen mit den Gewerkschaften - und gegenüber dem Staat. Zudem sind 
diese Manager "the largest single group in the stockholding class" (vgl. 
Scott 1979, S.116ff), wodurch ihre 'Lohnabhängigkeit' in ein anderes 
Licht gerückt wird. An ihrer Zugehörigkeit zur Kapitalistenklasse sollte 
also kein Zweifel bestehen. Ein empirisches Abgrenzungsproblem gibt es 
aber trotzdem. Denn welche Manager zählen nun genau zur Kapitali-
stenklasse und welche zur oberen neuen Mittelklasse innerhalb der 
Lohnarbeiterklasse? Der unpersönliche Charakter des (Groß-)Kapitals 
(38) macht die Beantwortung dieser Frage äußert schwierig. Die in 
dieser Arbeit vorgenommene Zurechnung aller vom Zensus so kategori-
sierten Direktoren von Aktien- oder Kommanditgesellschaften zur Ka-
pitalistenklasse ist sicher nicht völlig befriedigend. Denn zunächst ein-
mal ist nicht deutlich, wo hier juristische Scheinkonstruktionen vor-
liegen, und zum anderen kann man sich fragen, ob nicht stellvertre-
tende Direktoren etc. von Großunternehmen eher zur Kapitalistenklasse 
gehören als den Direktortitel tragende Buchhalter von Kleinbetrieben. 
In jedem Falle ist aber die Gruppe derer, die zu den "corporate rieh" 
oder zu den "higher circles" gehören (39), kleiner als die hier s ta t i -
stisch erfaßten 'Kapitalisten im Lohndienst'. Und ähnliches gilt wohl 
auch bezüglich der Privatkapitalisten. 
Bei ihnen ist es schwierig, die genaue Grenze gegenüber dem Klein-
bürgertum anzugeben. Sind letzteres nur diejenigen, die keine Lohn-
abhängigen beschäftigen oder zählen auch kleine 'Arbeitgeber' hinzu? 
Ob man die Grenze nun, wie Bischoff u.a. (1982, S.83), legt bei 5 
Beschäftigten oder wie Wright (1983b, S.192) bei 10, ohne Willkür 
ist auch hier die Abgrenzung nicht möglich. In jedem Falle ist die Ka-
pitalistenklasse jedoch sehr klein. Im Zusammenhang mit den genannten 
Abgrenzungsproblemen ist es vielleicht interessant, zu sehen, wo sich 
die Mangager und Selbständigen selbst einteilen, obwohl man hier die 
psychologische oder ideologische Barriere beachten sollte, die dazu 
führt, daß sich nur sehr wenige Respondenten bei der "Upper class" 
einteilen. 
Tabelle 4: Selbsteinteilung der Selbständigen und der Kapitalisten im 
Lohndienst in Klassen 
(1981/82; in %) 
Kapitalisten im 
Lohndienst 
Selbständige 
Quelle: NKO 1981 u. 
Upper Up. middle 
class class 
2,2 26,7 
7,9 16,6 
1982; eigene Berechnungen 
Middle 
class 
60,0 
57,6 
Working 
class 
11,1 
17,9 
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Immerhin, aber das könnte man wohl auch z.B. Einkommenstabellen 
entnehmen, zeigt Tabelle 4 trotz aller möglichen Verzerrungen, daß es 
auch in sozialer Hinsicht schwierig ist, eine Klasse der Kapitalisten 
deutlich vom Kleinbürgertum abzugrenzen. Ich kann hier kein Kriterium 
zu ihrer Unterscheidung angeben. Denn welches Kriterium ich auch be-
denke - Ausbeutungsverhältnis, Beschäftigtenzahl plus/oder Umsatz, 
Grad der Integration in die kapitalistische Konkurrenz - der Geschmack 
des reinen Formalismus klebt an all diesen Möglichkeiten. Daher, sowie 
aufgrund hinzukommender statistischer Schwierigkeiten, wurden die 
Selbständigen in Tabelle 4 (wie später auch in Tabelle 7) als eine 
Gruppe aufgeführt. Es genügt m.E. zu wissen, daß die Kapitalistenklas-
se sehr klein ist (Burris 1980 setzt sie denn auch durchgängig auf 1%) 
und daß es einen flexiblen Übergangsbereich zwischen Kapital und 
Kleinbürgertum gibt. (40) 
Abschließend ist es nun möglich, die hier vorgeschlagene Einteilung 
der doppelten Klassenstruktur schematisch wieder zu geben. Geschehen 
soll dies wieder am Beispiel der Niederlande. Und ausnahmsweise soll 
in der folgenden Tabelle auch das Kleinbürgertum einmal quantitativ 
als selbständige Klasse aufgeführt werden. Gezählt zu dieser Klasse 
werden hier die selbständigen Ärzte, Zahnärzte, Notare usw., die Land-
wirte und Fischer sowie die von Flesseman/Martin (1980, S.19) in ihrer 
Untersuchung über den "Mittelstand" als Kleinunternehmen bezeichneten 
Betriebe aus Handwerk, Detailhandel, Gastronomie und Verkehr (auf 
224 000 Betriebe kommen hier 375 000 Selbständige und 655 000 Lohn-
abhängige). Die Kapitalisten (-Eigentümer) bleiben dann als Restkate-
gorie der Selbständigen übrig. Selbstredend, daß die betreffenden Pro-
zentsätze mit Vorsicht zu betrachten sind, denn anhand eines deutlichen 
Kriteriums berechnet sind sie - auch bei Flesseman/Martin - nicht. 
Aber die Ziffern über die Niederlande haben hier ohnehin nur einen 
illustrativen Stellenwert, wobei vorausgesetzt wird, daß sie in etwa re-
präsentativ sind für den entwickelten Kapitalismus. 
Tabelle 5: Die Klassenstruktur des heutigen Kapitalismus am Beispiel 
der Niederlande 1979 
Relationale Klasse Soziale Klasse % 
Arbeiterklasse (traditionell: 30,0%) 
(neue: 28,2%) 
Neue Mittelklasse 
Obere neue Mittelklasse 
Lohnarbeiterklasse 
Кяпігяіічгрпкіяччр ( ' η Lohndienst: 2,0%) 
Kleinbürgertum 11,5 
Quelle: Eigene Berechnungen; Basis: CBS 1982 und Flesseman/Martin '80 
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58,2 
18,2 
_ZL 3 _ 
83,7 
3,0 
Bliebe noch zu erwähnen, daß Segmentierungen der Lohnarbeiterschaft 
in Kern- und Randgruppen aufgrund von einerseits Qualifikationsunter-
schieden und andererseits Segmentierungen der Wirtschaft in (relativ) 
stabile und unstabile, oftmals von ersteren abhängige Sektoren (vgl. 
hierzu Sengenberger 1978), von obenstehender (Tab. 5) Klasseneinteilung 
nicht erfaßt werden. Diese - in Japan übrigens institutionalisierten -
Segmentierungen sind ökonomisch bedingt und können gerade in Krisen-
zeiten zusätzliche Artikulationsbasen politischer Praxis abgeben. Daß es 
in erster Linie meist ethnische Minderheiten, Frauen, Jugendliche oder 
Alte sind, die die schwachen Segmente bilden, ist allerdings nicht mehr 
ökonomisch bedingt. Ein Indikator dieses Umstandes ist die überpro-
portionale Präsenz der erwerbstätigen Frauen - von denen 1979 übrigens 
30% einer Teilzeitbeschäftigung mit weniger als 24 Wochenstunden 
nachgingen (41) - in den unteren Kategorien der hierarchischen Ar-
beitsteilung. Wie Tabelle 6 zeigt, hat sich dies zwischen 1960 und 1977 
nur geringfügig geändert. 
Tabelle 6: Männer und Frauen per soziale Klasse in % der Lohnabhän-
gigen in den Niederlanden 1960 und 1977 
m w t 
1960 
42,3 
15,0 
11,0 
2,5 
1,7 
3,9 
76,4 
1977 
32,7 
14,9 
14,6 
6,5 
1,8 
1,6 
72,1 
1960 
4,0 
16,8 
2,3 
0,4 
0,1 
0,1 
23,6 
1977 
2,1 
16,2 
6,0 
1,7 
0,2 
1,7 
27,9 
1960 
46,3 
31,8 
13,3 
2,9 
1,8 
4,0 
100,0 
1977 
34,8 
31,1 
20,6 
8,2 
2,0 
3,3) 
100,0 
Quelle: CBS 1960 und CBS 1980; eigene Berechnungen 
Aber wie gesagt, dies wie auch die unterdurchschnittliche Bezahlung 
der Frauen sind zwar ökonomische Fakten, nicht aber ökonomisch zu 
erklärende. 
4 Klassenkampf. Eine Begriffsabgrenzung 
An dieser Stelle bietet es sich an, den Begriff Klassenkampf einer 
kurzen Betrachtung zu unterziehen. Sind, nachdem nun die Klassenpo-
sitionen global umrissen sind, damit auch die Fronten des Klassenkamp-
fes abgesteckt? Das ist eine der Fragen, die jetzt diskutiert werden 
sollen. 
Tradii. Arbeiterklasse 
Neue Arbeiterklasse 
Neue Mittelklasse 
Obere neue Mittelklasse 
Kapitalisten i. Lohndienst 
(Militär und unbekannt 
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Klassenkampf wurde bisher umschrieben als Kampf, der hervorge-
rufen wird von Klassenpositionen (bzw. von den ökonomischen Mechanis-
men, in die diese Positionen eingebunden sind). Und dies unabhängig 
davon wie, mit welchen spezifischen Zielen und in welchen organisa-
torischen Zusammenhängen sich dieser Kampf äußert. Die polit-ideolo-
gische und organisatorische Einheit der Klassen ökonomisch Tätiger ist 
hier also keine Bedingung der Rede vom Klassenkampf, und schon gar 
nicht ist der bewußte Kampf für oder wider die bestehenden Produk-
tionsverhältnisse eine solche Bedingung. Die Emphase, die dem Begriff 
Klassenkampf im Marxismus traditionell beigegeben wurde, entfällt 
dadurch allerdings. 
Um es noch einmal zusammenfassend zu wiederholen: seinen Aus-
gang findet der Klassenkampf in den Klassenpositionen, aber ausge-
tragen wird er von politischen Kräften, die sich aufgrund dieser Posi-
tionen - mit welchem konkreten Ziel, in welcher Stärke auch immer -
konstituieren und daher klassenposit ionsgebundene politische Kräfte 
genannt werden können. Der Möglichkeit nach können diese politischen 
Kräfte auch Klassen bzw. Klassenorganisationen sein und der Klassen-
kampf also ein Kampf von Klassen als Klassen. Gegeben ist dies dann, 
wenn sich Klassen ökonomisch Tätiger im Bewußtsein ihrer gemein-
samen ökonomischen Position über ihre individuellen ökonomischen und 
sonstigen - weltanschaulichen, geschlechtlichen, regionalen e tc . - Un-
terschiede hinweg zu politischen Kräften formieren. Zwingend ist dies 
jedoch nicht. So ist denn auch ein allgemeiner christlicher Gewerk-
schaftsbund keine Organisation der Arbeiterklasse, wohl aber ist er 
klassenpositionsgebunden. 
Gibt es Alternativen zu dieser Umschreibung des Begriffs Klassen-
kampf? Und welches ist sein Geltungsbereich? Hat er nur Bezug auf 
das Verhältnis von Lohnarbeit und Kapital oder auch auf die Verhält-
nisse zwischen den sozialen Klassen? Das ist eine konzeptionelle Frage, 
ebenso wie etwa die Frage, ob es sinnvoll ist, alle Aspekte des von 
wem auch immer geführten Kampfes zwischen Arbeit und Kapital als 
Klassenkampf zu begreifen. Eine empirische Frage ist dagegen - jeden-
falls, wenn man sich für die hier vorgeschlagene Begriffsumschreibung 
entscheidet - , ob der Begriff Klassenkampf nur zutreffend ist für un-
mittelbar ökonomische, d.h. in erster Linie innerbetriebliche und ge-
werkschaftliche Kämpfe oder auch für z.B. parteipolitische Gegensät-
ze und Auseinandersetzungen. 
Die erste Frage ist nun relativ einfach zu beantworten. Wenn man 
den Begriff Klassenkampf nicht nur der Möglichkeit nach, sondern als 
Norm beziehen will auf Kämpfe ideologisch und organisatorisch ver-
einigter Klassen, dann wird dieser Begriff kaum Verwendung finden 
können. Klassenkampf im Sinne eines Kampfes vereinigter relationaler 
Klassen ist ein äußerst seltenes Ereignis. Außerdem hät te der Begriff 
dann eine sehr beschränkte Bedeutung, da solche Vereinigungen über 
die Grenzen der sozialen Klassen und sonstiger Trennlinien hinweg in 
der Regel nur aus einem instrumenteilen Kalkül heraus zustandekommen 
- z.B. dann, wenn sich an der Lohnfront einmal alle ansonsten sehr 
unterschiedlichen Gewerkschaften zusammenschließen. 
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Den direkten Kampf vereinigter sozialer Klassen gegeneinander gibt 
es dagegen noch seltener. Bliebe der Kampf gesonderter sozialer Klas-
sen gegen das Kapital. Als Kampf kohärenter Klassen gibt es diesen 
Kampf meines Wissens überhaupt nicht - vorausgesetzt, daß man einen 
solchen Kampf überhaupt zum Geltungsbereich des Begriffs Klassen-
kampf zählen wollte. Was es gibt, das sind übergreifende Angestellten-
verbände sowie Standesorganisationen und Organisationen 'höherer' Be-
rufe. Insoweit diese Kräfte die Position der Lohnarbeit gegenüber dem 
Kapital zum Ausdruck bringen, ist ihr Kampf auch ein Moment des 
Klassenkampfes zwischen Lohnarbeit und Kapital. Aber andererseits: 
Bemühungen und Auseinandersetzungen von Organisationen von z.B. Pilo-
ten oder Ingenieuren zur Bewahrung von Privilegien (hierzu Roberts u.a. 
1977, S.25f) - sind das Klassenkämpfe? 
Wenn man polit-ideologische und organisatorische Kohärenz zur Be-
dingung der Anwendbarkeit des Begriffs Klassenkampf macht, dann ist 
diese nur anzutreffen bei der traditionellen Arbeiterklasse, und Schwe-
den ist hier sicher das hervorstechendste Beispiel. Aber eine universelle 
Erscheinung ist auch diese Kohärenz keineswegs. Man denke nur an die 
ideologisch-religiöse Fragmentierung der Gewerkschaftsbewegung in den 
Niederlanden, an ähnliche Verhältnisse in Italien und Belgien (wo die 
nationalistischen und sprachlichen Gegensätze noch hinzukommen) oder 
an die polit-ideologische Zweiteilung der französischen Gewerkschaften. 
Zudem ist die traditionelle Arbeiterklasse keine soziale Klasse und 
schon gar keine relationale Klasse. Wohl aber kann man sagen, daß 
ihre Organisationen weit mehr als alle anderen den Kampf der rela-
tionalen Klasse der Lohnarbeit kämpfen. Dennoch haben wir es hier 
nur zu tun mit klassenpositionsgebundenen politischen Kräften, nicht 
aber mit Klassen. 
Die letzte Alternative wäre nun, daß man jeglichen Kampf, der im 
Spannungsfeld von Lohnarbeit und Kapital entsteht, als Klassenkampf 
definiert, unabhängig von der konkreten gesellschaftlichen Basis der 
agierenden Kräfte. Eine solche Begriffsumschreibung wäre jedoch der-
artig allumfassend, daß sie jegliche spezifische Aussagekraft verlöre. 
Denn aufgrund der Dynamik der kapitalistischen Ökonomie und des Ge-
gensatzes von Lohnarbeit und Kapital gibt es nur wenige zentrale ge-
sellschaftliche Konflikte, die nicht auf die eine oder andere Weise 
von diesem Gegensatz infiziert sind. Und so wäre beinahe alles Klas-
senkampf. 
Die nächste Frage ist die nach dem Geltungsbereich des Begriffs 
Klassenkampf. Gilt er auch für Kämpfe spezifischer Organisationen um 
Privilegien- und Verteilungsfragen, die sich meist indirekt äußern? 
Bestandteil des ökonomischen Kampfes sind solche von der Hierarchie 
der Arbeitsteilung bedingten Auseinandersetzungen gewiß. Oder ist der 
Gebrauch des Begriffs Klassenkampf nur sinnvoll bezüglich des Gegen-
satzes von Lohnarbeit und Kapital? M.E. ist es deutlicher, wenn man 
von einer Überlagerung von Klassenkampf und Kämpfen aufgrund ökono-
mischer Einzelinteressen spricht, denn von einer Überlagerung verschie-
denartiger Klassenkämpfe. Denn zwischen den sozialen Klassen gibt es 
keine strukturell-dynamischen Gegensätze und außerdem sind sie ohne-
hin nur Aggregate. 
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Bis jetzt bezogen sich die Ausführungen nur auf den mehr oder 
weniger direkten Arbeitskampf. Wie aber steht es mit dem politischen 
Kampf im engeren Sinne. Sind z.B. Wahlkämpfe und parlamentarische 
Auseinandersetzungen Klassenkämpfe? Gewiß haben all diese Kämpfe 
Aspekte von Klassenkämpfen, denn schließlich wird der Gegensatz von 
Lohnarbeit und Kapital ja auch auf diesem Niveau verhandelt. Um hier 
aber rundheraus von Klassenkampf sprechen zu können, müßten die 
Parteien ihrer Zusammensetzung nach auch Klassenparteien sein und 
müßte der Gegensatz von Lohnarbeit und Kapital ihr zentrales Thema 
sein. Nun mag dies früher annäherungsweise einmal der Fall gewesen 
sein, heutzutage ist dies nicht mehr so. Denn selbst in Ländern wie 
Schweden oder auch Großbritannien, wo die sozialdemokratischen Par-
teien ca. 2/3 der Arbeiterstimmen auf sich vereinigen und es sehr 
enge Bande gibt zwischen Gewerkschaft und Partei (zu Schweden vgl. 
Buci-Glucksmann/Therborn 1982, S.160 und Korpi 1978, S.276ff·, zu GB 
Butler/Stokes 1974, S.77ff) und wo, wie vor allem in Schweden, der 
Organisationsgrad der Arbeiter außergewöhnlich hoch ist (vgl. Buci-
Glucksmann/Therborn 1982, S.179; als Übersicht vgl. Kendall 1975, 
S.336-350), stehen sich ja nicht Kapital und Arbeit gegenüber - jeden-
falls nicht, wenn man die ökonomischen Positionen des Elektorats be-
trachtet . Denn der Großteil der Angestellten befindet sich auf Seiten 
der liberalen und konservativen Parteien. In der Bundesrepublik (vgl. 
Schmollinger/Stöss 1976, S.34ff und 1977, S.132) oder Dänemark (vgl. 
Esping-Anderson 1980, S.261) dagegen verflüchtigt sich auch bereits 
das traditionelle Band zwischen traditioneller Arbeiterklasse und Sozial-
demokratie, während in den USA (1964) zwar ca. 3/4 der manuellen 
Arbeiter (bzw. derjenigen dieser Kategorie, die überhaupt an Wahlen 
und Parteipolitik interessiert sind - die Wahlbeteiligung in den USA 
liegt meist um die 50%) die Demokratische Partei elektoral unter-
stützen, hier aber Klassenkampfthemen absolut sekundär sind (vgl. 
Hamilton 1972, S.192; ferner zu den USA Davis 1980a und 1980b und 
Aronowits 1980). Wie Tabelle 7 (S.124) zeigt, kann auch bezüglich der 
Niederlande in elektoraler Hinsicht keine Rede sein von der Existenz 
von Klassenparteien. Was es hier wie überall gibt, daß ist die Über-
repräsentanz der traditionellen Arbeiterklasse in der Sozialdemokratie 
(bzw. zusätzlich in der kommunistischen Partei in Ländern, wo diese 
von Gewicht ist), der Unternehmer in den liberalen und konservativen 
Parteien und der Angestellten bzw. der neuen Arbeiterklasse, der Mit-
telklasse und der oberen Mittelklasse ebenso, wenn auch weniger aus-
geprägt. 
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Tabelle 7: Die elektorale Sozialstruktur der niederländischen Parteien 
(PvdA = Sozialdemokraten; CDA Christdemokraten; VVD = Wirtschafts-
liberale; D'66 = Linksliberale; Links=kleine linke Parteien) bei den 
Erwerbstätigen 1981/82 in % unter Berücksichtigung sowohl der 'ob-
jektiven' wie der 'subjektiven' Klassenpositionen 
Upper Up.middle Middle Working Total 
class class class class 
Trad. Arbeiterklasse 
Neue Arbeiterkl. 
< Neue Mittelklasse 
'S Höh. neue Mittelkl. 
*• Selbständige 
Kapit. im Lohndienst 
Trad. Arbeiterklasse 
Neue Arbeiterkl. 
< Neue Mittelklasse 
g Höh. neue Mittelkl. 
Selbständige 
Kapit. im Lohndienst 
Trad. Arbeiterklasse 
Neue Arbeiterkl. 
О Neue Mittelklasse 
£ Höh. neue Mittelkl. 
>
 Selbständige 
Kapit. im Lohndienst 
0,0 
0,0 
1,9 
14,3 
12,5 
0,0 
0,0 
1,5 
1,0 
15,4 
4,7 
0,0 
0,0 
3,6 
2,8 
6,7 
6,8 
5,6 
0,0 
1,4 
16,2 
35,7 
37,5 
0,0 
0,9 
7,7 
15,5 
46,2 
11,6 
0,0 
2,2 
10,9 
25,2 
60,0 
25,0 
38,9 
22,8 
49,3 
59,0 
28,6 
25,0 
100,0 
42,5 
63,1 
70,1 
38,5 
67,4 
88,9 
50,0 
72,7 
66,4 
33,3 
56,8 
50,0 
77,2 
49,3 
22,9 
21,4 
25,0 
0,0 . 
56,6 
27,7 
13,4 
0,0 
16,3 
11,1 
47,8 
12,7 
5,6 
0,0 
11,4 
5,6 
40,5 
21,1 
31,3 
4,2 
2,4 
0,6 
100,0 
31,8 
19,5 
29,1 
3,9 
12,9 
2,7 
100,0 
16,1 
19,3 
37,5 
5,3 
15,4 
6,3 
100,0 
Trad. Arbeiterklasse 
Neue Arbeiterkl. 
jg Neue Mittelklasse 
- Höh. neue Mittelkl. 
Selbständige 
Kapit. im Lohndienst 
0,0 
0,0 
2,2 
20,0 
8,3 
0,0 
0,0 
8,1 
15,2 
60,0 
25,0 
25,0 
25,0 
48,6 
65,2 
20,0 
41,7 
75,0 
75,0 
43,2 
17,4 
0,0 
25,0 
0,0 
29,7 
25,0 
31,1 
3,4 
8,1 
2,7 
100,0 
Trad. Arbeiterklasse 
Neue Arbeiterkl. 
Neue Mittelklasse 
• | Höh. neue Mittelkl. 
j Selbständige 
Kapit. im Lohndienst 
4,2 
0,0 
0,0 
10,0 
33,3 
0,0 
4,2 
0,0 
28,1 
50,0 
0,0 
0,0 
45,8 
52,9 
59,4 
40,0 
33,3 
0,0 
45,8 
47,1 
12,5 
0,0 
33,3 
100,0 
27,6 
19,5 
36,8 
11,5 
3,4 
M 
100,0 
(Fortsetzung der Tabelle nächste Seite) 
Upper Up. middle Middle Working Total 
class class class class 
29,2 
70,0 
64,3 
60,0 
100,0 
0,0 
70,8 
30,0 
28,6 
0,0 
0,0 
0,0 
40,0 
16,7 
23,3 
8,3 
11,7 
0,0 
100,0 
Quelle: NKO 1981 und NKO 1982; eigene Berechnungen 
Die 40,5% der gesamten PvdA-Wählerschaft ausmachenden Ange-
hörigen der traditionellen Arbeiterklasse klassifizierte sich selbst 
zu 77,2% als Working Class und zu 22,8% als Middle Class. 
Es ist also allein schon aufgrund der elektoralen Dimension wenig sinn-
voll, den Begriff des Klassenkampfes global zu münzen auf die par te i -
politischen Auseinandersetzungen. Aspekte des Klassenkampfes spielen 
allerdings - wie gesagt - meist sehr wohl eine Rolle. Zudem ist es 
oftmals so, daß Klassenkampf innerhalb politischer Parteien stattfindet, 
wenn, wie in der CDU mit ihren Sozialausschüssen einerseits und 
dem Wirtschaftsrat andererseit, selbständige Unterorganisationen von 
Lohnarbeit und Kapital bestehen. Über die faktische Politik der Par-
teien ist mit all diesem jedoch wenig gesagt. 
Bleibt festzuhalten, daß mit den bisherigen Ausführungen noch nicht 
der gesamte Geltungsbereich des Begriffs Klassenkampf erfaßt wurde. 
Aktionen einzelner Unternehmen gegenüber dem Staatsapparat können 
durchaus den Charakter des Klassenkampfes tragen, und ein weiter Be-
reich des informellen Klassenkampfes ist ohnehin sehr schwierig zu ka-
tegorisieren. Er liegt ohnehin in der Ubergangszone zwischen Klassen-
kampf und anderen gesellschaftlichen Auseinandersetzungen, in die das 
Verhältnis von Lohnarbeit und Kapital hineinspielt. In jedem Fall aber 
sollte deutlich sein, daß der Begriff Klassenkampf vorsichtig zu gebrau-
chen ist. Und eine ganz andere Frage ist, welchen Erklärungswert der 
Klassenkampf hat. 
Trad. Arbeiterklasse 0,0 0,0 
Neue Arbeiterkl. 0,0 0,0 
S> Neue Mittelklasse 7,1 0,0 
"g Höh. neue Mittelkl. 0,0 40,0 
О Selbständige 0,0 0,0 
Kapit. im Lohndienst 0,0 0,0 
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IV DER BEGRENZTE ERKLÄRUNGSWERT DER KLASSENTHEORETISCH 
FUNDIERTEN POLITIKANALYSE I. MACHT- UND HERRSCHAFTS-
VERHÄLTNISSE, STAAT UND POLICY 
Klassenpositionen sind also Artikulationsbasen politischer Subjektivität 
wie politischer Kräfte, die Polarität der relationalen Positionen von 
Lohnarbeit und Kapital wird überlagert von einer Differenzierung der 
ersteren in nicht exakt voneinander abgrenzbare Positionen sozialer 
Klassen, und die Position des Kapitals ist natürlich auch keine einheit-
liche. Die Klassenpositionen bilden zudem nur eine der Gesamtheit 
potentieller und je aktueller politischer Artikulationsbasen, wenngleich 
die relationalen Klassenpositionen sich in einem akkumulationsbedingten 
strukturellen Gegensatz zueinander befinden und daher im Unterschied 
zu z.B. geschlechtlichen, religiösen und sozialgeographischen Positionen 
wie auch individuellen ökonomischen Positionen bzw. denen sozialer 
Klassen eine mehr oder weniger permanente Pression zu politischer Ar-
tikulation hervorrufen. Die Vielfalt der politischen Artikulationsbasen 
führt nun nicht allein zu einer - jedenfalls der Möglichkeit nach und 
wie die Erfahrung lehrt auch wirklich - großen Zahl politischer Kräfte, 
sondern ihre wechselseitige Durchdringung hat auch vielfältige Äuße-
rungsmöglichkeiten dieses Artikulationszwangs zur Folge. Will man dem 
Rechnung tragen, dann erscheint es sinnvoll, den - ohnehin nicht in-
flationär zu gebrauchenden - Begriff Klassenkampf in der Bedeutung 
des Kampfes klassenpositionsgebundener politischer Kräfte zu verwen-
den. 
Welche Konsequenzen hat dies alles für die politische Theorie und 
Analyse? Bedeutet es etwa , daß es, da es ja vielerlei politische 
Kräfte gibt, auch - was hinausliefe auf eine Bestätigung der plura-
listischen Auffassung - vielerlei politische Mächte und Machtverhält-
nisse gibt? Oder muß man vielleicht sprechen von komplexen Machtver-
hältnissen mit Dominante, einer noch näher zu charakterisierenden 
Dominante, die herrührt von den dynamischen kapitalistischen Produk-
tionsverhältnissen? Vielleicht? Adäquat kann die Frage nach den Konse-
quenzen der in den vorangehenden Kapiteln formulierten Thesen für 
die politische Theorie und Analyse aber erst beantwortet werden, wenn 
das Thema der Diskussion näher umschrieben ist. Zu dieser Um-
schreibung ist es erforderlich, zunächst einmal die jüngere Entwicklung 
der marxistischen politischen Theorie und Analyse zu skizzieren, da man 
sonst Gefahr läuft, sich mit überholten Theoremen auseinanderzusetzen. 
Deutlich sollte jetzt schon sein, daß die Ausarbeitung der angesproche-
nen Konsequenzen nicht nur bestehen kann aus der wiederholten An-
führung des Begriffs politischer Kräfte. Die Analyse politischer Sub-
jektivität und Kräfte sowie deren Artikulationsbasen liefert zwar den 
Zugang zum Verständnis des subjektiven Moments der Politik, aber 
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diese erschöpft sich nicht in diesem subjektiven Moment. 
Die Unterscheidung zwischen politischer Theorie und politischer 
Analyse wurde bisher ganz bewußt angebracht. Denn ein Markenzeichen 
des Marxismus ist es seit jeher, nicht nur Analyse der Politik, sondern 
zugleich Analyse mit politischer Absicht zu sein. Jedenfalls dem An-
spruch nach ist er ausgerichtet auf politisches Handeln, und es ist dies, 
was die Analyse der Politik zur politischen Theorie macht, wobei ur-
sprünglich bei Marx die Analyse in erster Linie nicht einmal eine der 
Politik war, sondern eine der Ökonomie und deren "Bewegungsgesetz". 
Einschränkend muß allerdings hinzugefügt werden, daß der akademischen 
marxistischen Analyse der Politik dieser Anspruch oftmals nicht mehr 
anzusehen ist. Die 'Bewegungsgesetze' des akademischen Wissenschafts-
betriebs mit seinen Publikationsauflagen, Karrieremöglichkeiten und 
Konkurrenzverhältnissen wie auch der in seinen Mauern gegebenen Mög-
lichkeit zu sich verselbständigenden Diskussions- und Forschungsthemen 
befördern offenbar generell eine Haltung, wo nicht mehr gefragt wird 
nach der Relevanz bzw. den übergreifenden Zielen eines bestimmten 
Themas oder einer bestimmten Untersuchung. 
Abgesehen von dieser Entwicklung sind die theoretischen Voraus-
setzungen, unter denen der klassische Marxismus sich als politische 
Theorie begriff, ohnehin nicht mehr haltbar. Dies ist auch eine Kon-
sequenz der Ausführungen der vorangehenden Kapitel, wie es überhaupt 
die Konsequenz ist einer jeden kritischen Auseinandersetzung mit den 
ökonomistischen und objektivistischen Elementen der marxistischen Tra-
dition. Nicht nur, daß der Bezug der Theorie auf Klassenhandeln frag-
würdig geworden ist. Das gesamte Konzept des "wissenschaftlichen So-
zialismus" scheint hinfällig geworden zu sein. Geschichtliche Gesetze, 
die den Sozialismus erzwingen, gibt es nicht und ebensowenig gibt es 
a priori ein revolutionäres Subjekt. Mehr noch, selbst der Anspruch auf 
den Status einer 'wissenschaftlichen' ( l ) Kritik der bestehenden gesell-
schaftlichen Verhältnisse (2) ist hinsichtlich seiner Geltung zu bezwei-
feln. Denn mit der Feststellbarkeit eines objektiven Verlaufs und Ziels 
der Geschichte ist auch das Kriterium einer solchen Kritik entschwun-
den - jedenfalls das traditionelle Kriterium. Der Verweis auf ein ob-
jektives instrumentelles Interesse 'der ' Arbeiterklasse am Sozialismus 
im Sinne eines rationalen Mittels bei gegebenen Zielen kann dieses 
Kriterium aus den weiter oben dargelegten Gründen (siehe dort die 
Kritik der Thesen Wrights) nicht ersetzen. Die Frage, ob Habermas' 
Neuformulierung der kritischen Theorie in Form einer Universalprag-
matik bzw. Sprachethik hier Abhilfe schaffen kann, kann an diesem Ort 
nicht ausdiskutiert werden. Es scheint jedoch, als relativiere er in-
zwischen selbst die vor mehr als 10Jahren offerierte Theorie, daß wir 
in jedem (auf Verständnis abzielenden) Diskurs eine "ideale Sprech-
situation" voraussetzen - und sei es auch nur "kontrafaktisch" (3) - , 
deren Kernelemente den "Ideen der Wahrheit, der Freiheit und der Ge-
rechtigkeit" (Habermas 1971a, S.139) (4) entsprechen und als "krit i-
scher Maßstab" (ibid., S.136) gebraucht werden können, da sie "univer-
salisierbare Interessen" (vgl. Habermas 1973, S.140-152) zum Ausdruck 
bringen. Zur Bekräftigung des Stellenwerts der idealen Sprechsituation 
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als eines "unabhängigen Kriteriums" (1971a, S.134) der Kritik unterstrich 
Habermas den die Teilnahme an Diskursen begleitenden "Zwang" zur 
Voraussetzung dieser idealen Sprechsituation (vgl. ibid., S.119, 122, 136, 
140 usw.; 1973, S.152; 1976, S.331, 339f usw.). In seiner 1981 erschie-
nenen monumentalen und in all den Arbeiten aus den siebziger Jahren 
angekündigten 'Theorie des kommunikativen Handelns' spielt nun der 
Begriff der idealen Sprechsituation praktisch keine Rolle mehr. Daß 
"eine Norm idealiter gilt", lesen wir hier (Band I, S.132f), "bedeutet: 
sie verdient die Zustimmung aller Betroffenen, weil sie Handlungspro-
bleme in deren gemeinsamem Interesse regelt", und weiter(ibid., S.199), 
daß sich "der universalistische Anspruch der formalen Pragmatik" nicht 
"zwingend einlösen", wohl "aber plausibel machen (läßt)". Von einem 
unabhängigen oder objektiven Maßstab der Kritik ist in dieser abge-
schwächten Version der Universalpragmatik nicht mehr die Rede. Wie 
sollte dies denn auch gehen: gezwungen sein zu einer Voraussetzung, 
deren Bedingungen (Freiheit, Gleichheit e tc . , kurz: "Herrschaftsfrei-
heit") dann faktisch meist doch nicht gegeben sind? Der Begriff des 
Zwangs war hier fehl am Platze, und mit seinem Verschwinden erledigt 
sich m.E. Habermas' Anspruch, ein objektives Kriterium zur Gesell-
schaftskritik gefunden zu haben. Und außerdem: warum sollte man 
gerade aus Diskursen, die der Klärung von Geltungsansprüchen dienen, 
ein Kriterium der Kritik ableiten wollen? Sind solche Diskurse etwa 
das Lebenselixier der 'modernen' Gesellschaft? (5) 
Wenn es aber so ist, daß "wir mit nicht-konstativen Sprechhand-
lungen offensichtlich keinen Wahrheitsanspruch erheben können", um 
noch einmal den Habermas von 1981 (Band I, S.417) zu zitieren, dann be-
deutet dies eben, daß die politische Theorie ohne ein objektives 
Rechtfertigungskriterium auskommen muß. Die Begründungskriterien 
einer solchen Theorie sind dann - wie "plausibel" oder konsensusträch-
tig auch immer - subjektive, weil sie ein Resultat menschlicher Wer-
tungen sind. Unter den gewandelten theoretischen Bedingungen, nicht 
nur in erkenntnistheoretischer, sondern ja auch in geschichtstheore-
tischer Hinsicht, kann eine politische Theorie, die, wie der Marxismus, 
auf gesellschaftliche Veränderung abzielt, jetzt 'nur noch' versuchen, 
die gesellschaftliche Wirklichkeit als Kontext von Möglichkeiten und 
Schwierigkeiten ihrer Veränderung zu analysieren. Und die Problemstel-
lung dieses Kapitels kann global umschrieben werden mit der metho-
dologischen Frage, inwieweit und auf welche Weise die Macht- und 
Herrschaftsverhältnisse dieses Kontextes klassentheoretisch erfaßt 
werden können - also mit einer Frage bezüglich der politischen Analyse. 
Ein Mißverständnis des Titels dieses Kapitels wäre es allerdings, 
wenn man hier eine ausführliche Staats- und Politiktheorie erwartete. 
Staat, Politik, Macht- und Herrschaftsverhältnisse werden hier in erster 
Linie nur insoweit thematisiert, als es die Behandlung der Frage nach 
dem Erklärungswert der klassentheoretisch fundierten Politikanalyse 
erfordert. 
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1 Stichworte zu einigen Entwicklungstrends der jüngeren marxistischen 
Politikanalyse 
Ähnlich wie bei der grundsätzlichen Bestimmung des Stellenwerts der 
Klassen bzw. der ökonomischen Klassenpositionen und teilweise in di-
rektem Zusammenhang damit kann bezüglich der umfassenderen Analyse 
politischer Verhältnisse um die Mitte der zweiten Hälfte der siebziger 
Jahre, spätestens aber mit dem Beginn der achtziger Jahre ein 'Knick' 
in der theoretischen Entwicklung festgestellt werden. Ein 'Knick', der 
sich abzeichnet in vielen Untersuchungen zu den politischen Verände-
rungen der letzten Zeit und der prägnant repräsentiert wird von Theo-
retikern wie z.B. Jessop, Offe, Przeworski und Therborn (und dabei 
teilweise auch bezüglich ihrer eigenen intellektuellen Entwicklung wahr-
zunehmen ist). Bündig zusammengefaßt geht diese Entwicklung 
- von der allgemeinen (an der allgemeinen Theorie des Kapitalismus 
orientierten) Theorie zur Untersuchung der Eigenart spezifisch histo-
rischer Verhältnisse und Zusammenhänge, 
- von der Thematisierung eines Kampfes um die (Weiter-) Existenz 
des Kapitalismus zur Thematisierung der Kämpfe auch innerhalb der 
bürgerlichen Gesellschaft verbunden mit der Abwendung von einem 
überwiegend reproduktionstheoretischen Ansatz hin zu einem solchen, 
der offen ist für das Einhergehen von Reproduktions- und Verände-
rungsprozessen, 
- von einer instrumentalistischen und/oder funktionalistischen Auffas-
sung von Klassenmacht und -herrschaft zu einer "Constraint"-Theo-
rie der Macht des Kapitals, 
- von einachsig als Klassenverhältnisse konzipierten Macht- und Herr-
schaftsverhältnissen zu einer diesbezüglichen Mehrdimensionalität (un-
bedingt muß dies nicht eine Verminderung des Klassenreduktionis-
mus implizieren, im gegebenen Fall ist es aber so) und 
- von einer zum Teil doch dogmatischen Ausblendung gesellschaftlicher 
Komplexität zum Versuch deren Erfassung - wobei dieser letzte 
Punkt vielleicht als Resümee gelten kann. 
Wie gesagt, all dies sind Trends; von einer paradigmatischen Festig-
keit kann man kaum sprechen. Nicht nur, daß diese Trends noch nicht 
überall sichtbar sind und daß ihre metatheoretischen Grundlagen wenig 
systematisch ausgearbeitet sind. Bei einzelnen Autoren, die ohnehin 
in den wenigsten Fällen alle Neuansätze auf sich vereinigen, sind oft-
mals auch noch allerlei 'Quertöne' zu entdecken, die an einen Diskus-
sionsstand erinnern, den man antrat zu überwinden oder der wenigstens 
m.E. überwunden werden sollte. Dies letzte muß hier allerdings noch 
begründet werden. Wie sich zeigen wird, handelt es sich hier nicht um 
modische Trends, sondern um solche, die insgesamt gesehen einen Er-
kenntnisfortschritt markieren und von daher positiv zu beurteilen sind. 
Zu erörtern bleibt, inwieweit und in welcher Richtung die (methodo-
logische) Diskussion weiter vorangetrieben werden muß. Diese Erörte-
rung ist, nicht in einem allumfassenden Sinne, aber soweit sie zum 
Thema dieser Arbeit gehört, der Gegenstand der folgenden Paragraphen. 
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Im Moment steht aber erst einmal eine - kritisch kommentierte -
Skizzierung der genannten Trends an. Ein vielleicht formal klingender, 
aber doch zentraler Kritikpunkt, sowohl bezüglich der älteren als der 
neueren Ansätze, ist, daß Herrschafts- und Machtverhältnisse nicht die 
erforderliche analytische Unterscheidung erfahren, ein Umstand, der 
oftmals verwirrende Diskussionsfronten zur Folge hat. 
Καρ/ta/ist/sches Eigentum - politisch vermittelte Herrschaft 
Das Privat recht garantiert die private, kapitalistische Verfügung über 
das gesellschaftliche Mehrprodukt mit der Konsequenz der privaten, 
kapitalistischen Bestimmung eines Großteils der gesellschaftlichen Pro-
duktion in der bürgerlichen Gesellschaft. Wie beschnitten dies durch 
hinzukommende staatliche Auflagen und wie eingeschränkt es durch den 
Steuerstaat auch sein mag, solange diese Auflagen und der Umfang 
sowie die Verwendung des Steueraufkommens den Kapitalismus nicht 
zu einer Formalität degradieren, bleibt der genannte Tatbestand -
wenngleich in variierendem Ausmaß, aber doch grundsätzlich - beste-
hen. Frage: ist dies Anlaß genug den Kapitalisten den Rang einer herr-
schenden und den Lohnabhängigen (oder gar nur der klassischen, manu-
ellen Arbeiterklasse) den Rang einer unterdrückten Klasse zu verleihen? 
Ist es Grund genug, den Staat - der ja das Privatrecht kodifiziert und 
seine Einhaltung bewacht - vor aller Politik des Tages als Klassenstaat 
zu betrachten? 
Der klassische Marxismus beantwortet beide Fragen mit ja und fügt 
noch hinzu, daß die Ideologie der herrschenden Klasse die herrschende 
Ideologie ¡st (vgl. Marx/Engels 1971, S.44). Bezüglich des Staates ist 
Lenin wohl derjenige, der die klassische Auffassung am nachhaltigsten 
in Form eines Allgemeingültigkeit beanspruchenden, für alle politischen 
Varianten der bürgerlichen Gesellschaft geltenden Theorems prägte: 
der Staat, auch die demokratische Republik, ist nur "eine Maschine zur 
Unterdrückung der einen Klasse durch die andere" (Lenin 1966c, S.86) 
bzw. "in letzter Konsequenz ... eine Diktatur der Bourgeoisie" (Lenin 
1966b, S.346; ganz ähnlich Luxemburg 1975, S.80). Marx' bekannte 
Äußerungen z.B. aus dem 'Kommunistischen Manifest', der Staat sei 
nur ein "Ausschuß" der herrschenden Klassen, scheinen mir dagegen 
weniger repräsentativ für den genannten Allgemeingültigkeitsanspruch. 
Denn zum ersten schrieb Marx zu einer Zeit, die nicht nur von kapita-
listischer Ausbeutung gekennzeichnet war, sondern auch von einer weit-
gehenden politischen Rechtlosigkeit der großen Masse der Bevölkerung. 
Andere politische Verfassungen von größerer Dauerhaftigkeit bei gleich-
zeitig bereits entwickeltem Kapitalismus waren ihm nicht bekannt. 
Und zum zweiten konnte er sich ein längerfristiges Zusammengehen von 
entwickeltem Kapitalismus, also proletarisierter Masse und politischer 
Demokratie wegen derer von ihm unterstellten Widersprüchlichkeit 
offenbar nicht vorstellen (vgl. MEW 7, S.43 u. MEW 8c, S.344). 
Die "letzte Konsequenz", von der Lenin spricht, kann man mit 
etwas gutem Willen so interpretieren als lasse sie Raum für eine we-
nigstens oberflächliche Anerkennung solch gewichtiger Unterschiede wie 
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z.B. dem zwischen parlamentarischer Demokratie und faschistischem 
Staat. Derart interpretiert und in der Formulierung oftmals zurück-
haltender als bei Lenin war die klassische Auffassung bis vor einigen 
Jahren eine nichthinterfragte Grundlage der marxistischen Theorie der 
Politik. Die Kernpunkte dieser Auffassung sind: ökonomische Klassen-
herrschaft - die definitorisch festgestellt wird durch die Gleichsetzung 
von Ausbeutung und Herrschaft (6) - hat politische Klassenherrschaft 
zur Voraussetzung (auch wenn dieser Begründungszusammenhang gene-
alogisch umgekehrt gewesen sein mag), mit der rechtlichen Garantie 
des Privateigentums an den Produktionsmitteln ist diese auch faktisch 
gegeben, und in einer Gesellschaft, in der die Ausbeutungsverhältnisse 
direkter persönlicher Gewalt von Menschen über Menschen - die ja 
"frei" und "gleich" sind - ledig sind und sich eine verselbständigte, 
politische Gewalt im Staat herausgebildet hat, impliziert Klassenherr-
schaft daher Klassenstaatlichkeit. Klassenherrschaft ist politisch ver-
mittelte Klassenherrschaft. (7) 
Anders betrachtet: Es scheint logisch, daß der Staat nichts anderes 
sein kann als der Staat der Kapitalisten, wenn man voraussetzt, daß die 
kapitalistische Gesellschaft nicht die Gesellschaft der (objektiv sozia-
listischen) Arbeiter sein kann. Und natürlich muß die Ideologie der Ka-
pitalisten herrschend oder hegemonial sein, wenn man einen Schritt 
weiter konzidiert, daß es nicht allein staatliche Gewalt ist, die die 
Arbeiterklasse im Zaume hält. Die bloße (Weiter-) Existenz der Kapi-
talismus weist im Rahmen dieser Konzeption auf die Herrschaft der 
Kapitalisten. Bei der dem Marxismus lange Zeit eigentümlichen aus-
schließlichen Konzentration auf die Klassen ist die Bestimmung der 
grundlegenden Herrschaftsverhältnisse so also eine einfache Sache. 
Kennt man die Ausbeutungsverhältnisse, weiß man weiter um die Tren-
nung von Ökonomie und Gewalt (Staat < 8 > ) und unterstellt man 
schließlich eine mehr oder weniger homogene Arbeiterklasse, die eben 
nur durch die Herrschaft der Kapitalisten von der Realisierung ihrer 
objektiven Interessen abgehalten werden kann, dann sind die Herr-
schaftsverhältnisse mit einigen Deduktionen schnell festgestellt. 
Nun ist die Arbeiterklasse nicht objektiv revolutionär, hat sie keine 
sozialistische 'Mission', ist sie keine Einheit und bildet sie zudem in 
der traditionellen Bedeutung des Begriffs Arbeiterklasse nicht einmal 
die Mehrheit der Erwerbsbevölkerung. Kritikpunkte, die eine Schwä-
chung der obigen Theorie zur Konsequenz haben. Das Faktum der ka-
pitalistischen Ausbeutung und ihrer staatlichen Sanktionierung durch 
das Eigentumsrecht wird davon aber nicht prinzipiell berührt und daher 
auch nicht die Frage, ob es gerechtfertigt ist, von Klassenherrschaft 
und Klassenstaat zu sprechen. Dieser Frage wird dann auch noch spe-
zielle Aufmerksamkeit zu schenken sein. Dies ist umso mehr nötig, als 
die Entwicklung der marxistischen Analyse der Politik während der 
letzten Jahre keine systematische Neuthematisierung der Herrschafts-
problematik erbrachte. 
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Macht und Herrschaft 
Im Moment möchte ich mit den oben dargelegten Erörterungen zu 
dieser Problematik fortfahren. Das Stichwort ist jetzt Macht. Denn 
Klassenherrschaft und Klassenstaat implizieren in einer Gesellschaft, 
in der Herrschaft nicht mehr als got t - oder naturgegeben betrachtet 
wird, daß die herrschende Klasse auch über die Macht verfügt, die er-
forderlich ist zur Erhaltung der bestehenden Herrschaftsverhältnisse 
und gegebenenfalls auch zu deren ideologischer Verschleierung. Dies 
jedenfalls ist eine Option, und ihr entspricht eine instnimentalistische 
Theorie der Macht. Die zweite Option - von Mischformen sehe ich hier 
ab - ist, daß es nicht Klassenmacht, sondern eine objektiv-strukurelle 
Logik ist, die die Herrschaftsverhältnisse garantiert. Ihr entspricht 
meist eine funktionalistische Theorie der Macht- und Herrschaftsver-
hältnisse, wobei die begriffliche Unterscheidung zwischen Herrschaft 
und Macht eigentlich überflüssig geworden ist. Eine dritte Option, 
deren Umrisse sich seit einigen Jahren herauskristallisieren, läßt die 
Reproduktion der kapitalistischen Herrschaftsverhältnisse dagegen als 
Resultat und Effekt vielschichtiger gesellschaftlicher Prozesse und kom-
plexer, von einer differenzierten Sozialstruktur bedingter Machtverhält-
nisse erscheinen. Die Prämisse einer homogenen, objektiv revolutionären 
Arbeiterklasse hat die dieser Option entsprechende Theorie - wenig-
stens implizit - bereits hinter sich gelassen, und bei ihr gilt es im 
weiteren Verlauf des Textes konstruktiv, wenn auch nicht ohne Kritik, 
anzuschließen. 
Es ist die mit diesen drei Optionen angedeutete Behandlung der 
Machtverhältnisse (die zweite Option subsumiere ich hier, auch wenn 
das nicht ganz exakt ist; in Reinform gibt es sie aber ohnehin nicht), 
die weithin den Schwerpunkt der marxistischen politischen Analyse 
bildete und bildet. Die grundlegenden Herrschaftsverhältnisse wurden 
dagegen - ausgenommen in der Diskussion zur "Staatsableitung" - still-
schweigend oder definitorisch (9) vorausgesetzt. Ich gebrauche hier die 
Vergangenheitsform, weil in jüngeren Arbeiten die Herrschaftsverhält-
nisse m.E. ein wenig in den Hintergrund getreten sind - sie sind nicht 
mehr deutlich der Bezugspunkt der politischen Analyse. 
Die Möglichkeit hierzu ergibt sich aus dem Umstand, daß Macht 
vielerlei Bezugspunkte hat. Wenn wir Herrschaft elementar umschreiben 
als strukturell oder 'systemisch1 gegebenen Tatbestand gesellschaft-
licher Über- und Unterordnung bzw. als Verhältnis von strukturellem 
Zwang und Anpassung und dabei die Variante persönlicher Über- und 
Unterordnung nicht übergehen, dann weist der Begriff Macht auf die 
Ebene des gesellschaftlichen Handelns (Kampfes), das unter anderem 
Entstehen, Erhaltung und Veränderung von Herrschaftsverhältnissen be-
wirkt - ganz personalistisch formuliert weist Macht auf ein entspre-
chendes Handlungsvermögen. Umgekehrt kann Herrschaft eine der 
Ressourcen von Macht sein. Dies macht deutlich, daß Macht und Herr-
schaft einander bedingen und daß Macht in ihren Ressourcen ebenso 
eine strukturelle Dimension hat wie Herrschaft in ihren Handlungspo-
tenzen eine Praxis-Dimension. Die Unterscheidung beider wird erst 
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bedeutsam dadurch, daß sie sich nicht in ihrer wechselseitigen Bedingt-
heit erschöpfen. Herrschaft ist nicht die einzige Macht ressource und 
Macht liegt nicht nur Herrschaft zugrunde, sondern z.B. auch Ereig-
nissen sowie der Formulierung und Ausführung staatlicher Politik. (10) 
Relevant ist hier, daß staatliche Politik (im weiteren wird diesbe-
züglich der Begriff Policy(-making) bevorzugt und Politik als übergrei-
fender Begriff verwendet) ebenso wie Herrschaft eine Bezugsgröße von 
Macht ist. Herrschaft und Policy sind trotz ihres Zusammenhangs prin-
zipiell zwei Bezugspunkte, denn es ist nicht zwingend, daß die Analyse 
der Machtverhältnisse im Rahmen der Herrschaftsproblematik auch 
gleichzeitig die Antworten liefert auf Fragen nach den Machtverhält-
nissen, die relevant sind für die Policyproblematik. Anders formuliert: 
Die Herrschaft des Kapitals impliziert nicht per definitionem, daß die 
ihr zugrunde liegenden Machtverhältnisse auch den konkreten Inhalt der 
Policy bestimmen. Vielleicht kann man die fundamentalen Machtver-
hältnisse und die Mechanismen, die bestehende Herrschaftsverhältnisse 
tragen, mit diesen in einem Zug umschreiben als Rahmenbedingungen, 
innerhalb derer dann Policy gemacht wird. Die die einzelnen Policies 
bestimmenden spezifischen Machtverhältnisse müssen aber gesondert 
untersucht werden. Denn a priori ist es nicht mehr als eine Möglich-
keit, daß diese spezifischen Machtverhältnisse unmittelbar zusammen-
fallen mit denen, die die Erhaltung der grundlegenden gesellschaftlichen 
Herrschaftsverhältnisse bewerkstelligen. 
Es ist nun möglich, die weiter oben formulierte Behauptung zu prä-
zisieren. Diese Behauptung lautete, daß in jüngeren Arbeiten die Herr-
schaftsproblematik ein wenig in den Hintergrund getreten sei. Gesche-
hen ist dies zugunsten der Policyproblematik; eine Akzentverschiebung, 
die einherging mit der Entwicklung hin zur Thematisierung der Macht-
verhältnisse innerhalb des Kapitalismus. Aber wohlgemerkt: es handelt 
sich hier um eine Akzentverschiebung. Denn die marxistische politische 
Analyse hat die Machtverhältnisse immer schon im Rahmen sowohl der 
Herrschafts- als auch der Policyproblematik behandelt. Nur dominierte 
eben traditionell die Herrschaftsproblematik, während sich jetzt eine 
Umkehrung andeutet - und dies, obwohl sich durch die Anerkennung 
einer selbständigen fundamentalen Herrschaftsdimension in den Ge-
schlechtsverhältnissen die Herrschaftsproblematik eigentlich ausgeweitet 
hat. Zu bemängeln ist vor aller Detailkritik, daß niemals systematisch 
zwischen der Herrschafts- und der Policyproblematik unterschieden 
wurde und daß in aller Regel auch keine saubere begriffliche Trennung 
zwischen Macht und Herrschaft vorgenommen wurde. Eine umfassende 
Theorie der Politik wird ihrem Anspruch aber erst dann gerecht, wenn 
sie in der Lage ist, sowohl die jeweilige Spezifität als das Ineinander-
greifen der beiden genannten Problematiken darzustellen. Damit aber 
genug der vorbereitenden Überlegungen und genug der allgemeinen Be-
hauptungen, die in diesem Abriß nun personifiziert werden müssen. 
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Kontextb/mder Pluralismus 
Der Archetypus eines zwar nicht marxistischen, aber als Kontrast be-
deutsamen Ansatzes, der gesellschaftliche Herrschaftsverhältnisse nahezu 
völlig ausblendet und sich ausschließlich auf die Policyproblematik be-
schränkt, ist der amerikanische Pluralismus von Bentley (1967; urspr. 
1908) über Truman (1971; urspr. 1950) und Riesman (1958; urspr. 1950) 
bis zu Dahl (1961b u. 1968; urspr. 1958), Wolfinger (1974) und Poslby 
(1980; urspr. 1963). Abgesehen vom wichtigen Begriff der "political 
resources" hat dieser Ansatz jedoch vom theoretischen Konzept her 
auch bezüglich der Policyproblematik nur wenig zu sagen. Denn stark 
unterbelichtet bis gänzlich ausgeblendet werden nicht nur die Herr-
schaftsverhältnisse, sondern überhaupt die strukturellen Verhältnisse 
des gesellschaftlichen Kontexts des "decision-makine process", der das 
Thema der pluralistischen Arbeiten ist.(11) Beinahe ausnahmslos wird 
dieser Kontext schlicht vorausgesetzt als etwas, worüber ein "Basis-Kon-
sens" besteht (vgl. Dahl 1956, S.132f) (12), in dessen Rahmen dann ein 
Kampf zwischen vielerlei "Gruppen", "Verbänden" (13) und/oder "Eliten" 
um politische Entscheidungen jeglicher Art stattfindet, ohne daß der 
Gewinner von vornherein feststeht. Im Gegenteil: es gibt viele Gewinner 
- einmal diesen, einmal jenen, ganz abhängig von den Streitpunkten und 
den jeweiligen Situationen - bzw. viele Eliten, und eine herrschende 
Klasse gibt es ebensowenig wie eine "power eli te" (vgl. z.B. Riesman 
1958, S.220 u. 239ff; Polsby 1980, S.98 u. 113; Dahl 1968, den gesamten 
Text; Rose 1967, S.6 und auch Kornhauser 1968 sowie die kritischen Zu-
sammenfassungen in Connolly 1969, S.3-13 und Alford 1975, S.146-151). 
Denn die heutige Gesellschaft ist zwar nicht egalitär - das amerikani-
sche "System" ist Dahl (1961a, S.85) zufolge eine "mixture of democra-
cy and oligarchy" - , aber die Ungleichheiten und daher die politischen 
oder Machtressourcen sind "noncumulative or dispersed", sodaß eine Si-
tuation, wo "one kind of resource - say wealth or social standing - " 
allesbeherrschend ist, nicht gegeben ist (ibid., S.82). Es gibt mehrere, 
nicht bei einer gesellschaftlichen Gruppe konzentrierte Machtressourcen 
neben Reichtum, Eigentum und Schichtzugehörigkeit werden z.B. noch 
Kontrolle der Informationsmedien, Kenntnis und Expertise, Popularität 
und Charisma, Legalität, Solidarität und das allgemeine Wahlrecht ge-
nannt (vgl. ibid., S.79 und ausführlicher Polsby 1980, S.119f) - , und darum 
müssen die politischen Machtverhältnisse im Prinzip pro "decision-ma-
king" immer wieder auf's neue untersucht werden. 
Meine Kritik dieses Ansatzes impliziert nun keineswegs, daß die 
These, die bürgerliche Gesellschaft sei pluriform und der "decision-
making process" pluralistisch bestimmt, falsch ist. Die Frage ist nur, 
ob dies die ganze Wahrheit ist. Was ich bestreite, das ist die Adäquat-
heit einer Methode, die ihre Aufmerksamkeit allein auf beobachtbare 
politische EntScheidungsprozesse sowie auf die dabei bezogenen Personen 
bzw. "Aktoren" i.w.S. richtet. Die pluralistische Behauptung, daß nur 
auf diesem Wege valide empirische Kenntnis der Machtverhältnisse er-
langt werden kann (vgl. Dahl 1968, S.25 und 31 sowie Polsby 1980, S.4, 
190f u. 218), entspringt einem m.E. überzogenen, den Naturwissen-
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schaften entlehnten, Empirismus. Strikt beobachtbar ist weder die Ge-
sellschaft als ganze noch der Gesamtzusammenhang vieler nur einzeln 
beobachtbarer Sachverhalte und Ereignisse. Daraus aber zu folgern, daß 
alles, was nicht direkter Observation und Nachprüfung zugänglich ist, 
auch außerhalb der Analyse der Machtverhältnisse zu bleiben habe, ist 
grotesk. Der weitgehend nicht-experimentelle Charakter der Sozialwis-
senschaften verweist eben auf die Notwendigkeit von extrapolativen De-
duktionen und von Interpretationen. Interpretationen, die natürlich auf 
illustrativem Wege plausibel gemacht werden müssen und so dann auch 
durchaus 'falsifizierbar' sind. Der von Popper (1957, S.76ff; vgl. auch 
ders. 1969 und Nagel 1961, S.380ff) formulierte und von tonangebenden 
Pluralismustheoretikern offenbar geteilte empiristische Vorwurf des "Ho-
lismus", geht solange ins Leere, wie nicht demonstriert wird, daß das, 
was sich der Reichweite direkter Beobachtung entzieht, irrelevant ist 
für das Verständnis der gesellschaftlichen Wirklichkeit im allgemeinen 
und der politischen Verhältnisse im besonderen. Der Versuch eines 
Nachweises der Berechtigung dieses Vorwurfs führt allerdings auf's 
Terrain des theoretischen Gegners und damit sich selbst ad absurdum. 
Zudem muß in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen werden, daß 
es sonderbar ist, daß Pluralismustheoretiker mit ihrer rigiden Forderung 
nach empirischer Beweisbarkeit aus einzelnen Fallstudien Allgemein-
gültigkeit beanspruchende Theorem ableiten. (14) 
Einen Ansatz, der den engen Empirismus, aber darum nicht per 
definitionem das pluralistische Paradigma der Machtstreuung überschrei-
te t , präsentieren Bachrach/Baratz (1970) in ihrer Kritik des "decision-
making approach". Diese Kritik besagt, daß man die Analyse politischer 
Machtverhältnisse nicht auf beobachtbare politische Entscheidungs-
prozesse i.e.S. beschränken dürfe, sondern daß man auch der diesen 
Prozessen vorgängigen "mobilization of bias" Aufmerksamkeit zu schen-
ken habe, denn diese "mobilization of bias" bestimme die politische 
Agenda. "Non-decisions" seien daher ebenso relevant für das Verständ-
nis des "policy-making process" wie "decisions" (exemplarisch ibid., 
S.8f u. 43). (15) Wie angedeutet, ist dieser differenziertere Ansatz aber 
grundsätzlich auch offen für eine pluralistische Einfüllung, denn die 
"mobilization of bias" muß nicht unbedingt ausgehen von einer Elite 
oder herrschenden Klasse, und das behaupten Bachrach/Baratz denn 
auch nicht. Ebensowenig jedoch wie die eindimensionalen (Lukes) Plura-
lismustheoretiker berücksichtigen sie systematisch den gesellschaftlich-
strukturellen Kontext politischer Prozesse. Der Kapitalismus, seine 
Dynamik, Zwänge und Gegensätze sind ihnen offenbar unbekannt. Daß 
ihr Ansatz dennoch wegen mangelnder "Evidenz" von Polsby (1980, 
S.217f) strikt zurückgewiesen wird, ist nicht weiter verwunderlich. 
Die von engem Empirismus gekennzeichnete, eindimensionale Haupt-
strömung des Pluralismus reproduziert mit ihrer Methode oftmals nur 
das verfassungsmäßige Selbst verstandnis der bürgerlichen Gesellschaft, 
und soweit dies eine die Wirklichkeit verschleiernde Ideologie ist, ist 
jene es auch. Andererseits muß man den meist empirisch reichhaltigen 
pluralistischen Arbeiten aber zugute halten, daß sie einen Faktenfundus 
erstellt haben, den auch tiefschürfendere Ansätze nicht einfach - z.B. 
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als ephemere "Oberfläche" (16) - zur Seite schieben dürfen und der 
geeignet ist, Allgemeingültigkeitsansprüche von Power-Elite-Theorien 
oder marxistischer Ansätze, die mit einer allgegenwärtig-allmächtigen 
herrschenden Klasse operieren, zu entkräften. 
"Power Elite" 
Der Pluralismus ist im Grunde genommen eine negative Theorie; im 
Kern besagt er, daß es keine personell identifizierbare, die Policy be-
herrschende Elite oder Klasse gibt. Behauptet man nun, dies sei doch 
so, dann muß man auch der Forderung der Pluralismustheoretiker ge-
nügen, dies empirisch zu untermauern. Gefordert ist dann eine empi-
risch fundierte, agenttheoretisch formulierte Super-Theorie strukturell 
verbürgter instrument eller Elite- oder Klassenmacht, welche politische 
- policybestimmende - Elite- oder Klassenherrschaft zur Folge hat. 
Man muß nämlich zeigen, wer diese Elite oder Klasse ist, welches 
ihre Machtressourcen sind und daß diese superior sind. Man muß be-
weisen, daß diese Elite oder Klasse tatsächlich die wesentlichen politi-
schen Entscheidungen bestimmt, daß sie dabei normaliter ausschließlich 
ihre Interessen durchsetzt, andere Interessen - die identifiziert werden 
müssen - zu unterdrücken weiß und daß offene Konflikte, wenn sie 
nicht ohnehin Scheingefechte sind, grundsätzlich zu ihren Gunsten aus-
gehen; man muß zeigen, wie sie dies bewerkstelligt, weiter, daß Wahlen, 
Parlamente etc. nichts zu bedeuten haben und schließlich vor allem -
ohne daß diese Aufzählung vollständig wäre - , daß die politische Elite-, 
oder Klassenherrschaft ein allgemeines Merkmal der (heutigen) bürger-
lichen Gesellschaft ist. Dieser Anspruch ergibt sich aus der elitetheo-
retischen Pluralismuskritik. 
Die systematische, empirische Beantwortung des angerührten Fra-
genkomplexes scheint mir ein hoffnungsloses Unterfangen. Und tatsäch-
lich genügen die vorliegenden Theorien der Power Elite von Mills bis 
Domhoff nicht der Forderung einer Unterbauung ihres Allgemeingültig-
keitsanspruchs (dieser Allgemeingültigkeitsanspruch bezieht sich zwar 
nicht auf die bürgerliche Gesellschaft in all ihren historischen Phasen 
und in allen Ländern, wohl aber auf zumindest die Nachkriegs-USA). 
Der generelle Ausgangspunkt dieser Theorien ist zwar eine Zuordnung 
superiorer, Eliteherrschaft ermöglichender Macht zu st ratifikationstheo-
retisch festgestellten ökonomischen (wie bei Domhoff, z.B. 1971, exem-
plarisch S.33-56) oder zusätzlich auch noch militärischen und gouverne-
mentalen (wie bei Mills 1956) Positionen (17), aber wirklich beschrie-
ben werden nur einzelne Fälle politischer Elite- oder Klassenherrschaft. 
Diese Untersuchungen liefern zuweilen spektakuläre Erkenntnisse und 
entkräften ihrerseits wohl den naiv-dogmatischen Pluralismus, aber ihre 
Thesen sind integrierbar in ein aufgeklärtes, sich selbst relativierendes 
Pluralismuskonzept (wie es z.B. vertreten wird von Vogel 1983). So ist 
es z.B. sicher aufschlußreich, von Domhoff (1979) zu erfahren - ge-
setzt, seine Befindungen sind richtig - , daß die amerikanischen "cor-
porate rieh" die US-Außenpolitik bestimmen und den Gang der Prä-
sidentschaftswahlen in ihnen genehme Wege zu leiten wissen; ein Beleg 
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für die Richtigkeit einer allgemeinen Power Elite-Theorie ist dies j e -
doch nicht. 
Eine solch absolute These, wie die der Existenz einer die Grund-
linien staatlicher Policy in ihrem Interesse bestimmenden herrschenden 
Elite - Mills (1956, S.261) sagt, sie bestimme "the major issues of 
peace and war. . . and the issues of slump and boom" - , ist nicht nur 
angewiesen auf eine sozusagen flächendeckende empirische Argumenta-
tion. Sie müßte auch theoretisch begründen, daß die Elite über derart 
überlegene Machtressourcen verfügt, die ihr die politische Macht grund-
sätzlich garantieren. Während die allumfassende empirische Beweisfüh-
rung natürlich nicht gelingen kann, sucht man eine systematische Be-
handlung der Machtressourcenthematik bei den Vertretern der These 
von der "Power Elite" vergeblich. Ohne eine Theorie der Macht ressour-
cen kann die bezüglich des Jahres 1956 für die USA möglicherweise 
zutreffende These Mills' (ibid., S.267): "There is no countervailing 
power against the coalition of the big businessmen...", auf einer rein 
zufälligen Kräftekonstellation beruhen. Illustrationen und Fallstudien 
stehen für sich und können den Allgemeingültigkeitsanspruch der Macht-
theorie nicht beweisen. Solange relativ leicht Gegenbeispiele ins Feld 
geführt werden können - wie die Pluralisten es tun - und einige offen-
sichtliche Fragen unbeantwortet bleiben - woher rührt z.B. die von der 
Machtelitetheorie vorausgesetzte Kohäsion der Großkapitalisten ("big 
businessmen"); gibt es etwa keine einander zuweilen bekämpfenden Ka-
pitalfraktionen? - taugt die These von der Power Elite m.E. nicht ein-
mal als Hypothese. Alles was dieser These auf den ersten Blick wider-
spricht oder zu widersprechen scheint, muß ihr integriert, muß wider-
legt oder zumindest relativiert werden. Geschieht dies nicht, dann hat 
man wertvolle Einzelerkenntnisse (vorausgesetzt, die Befunde sind stich-
haltig); mehr aber nicht. 
Nun ist hier nicht der Ort einer ausführlichen Diskussion der Plura-
lismus- und Elitetheorie - politische Macht ist ja nicht das zentrale 
Thema dieser Arbeit - , aber ein Punkt muß wenigstens noch genannt 
werden: die Unterscheidung von Elite und Masse. Allein schon die Zen-
tralität dieser Unterscheidung (bei Mills und den Klassikern Mosca 
und Pareto; weniger bei z.B. Domhoff) weist daraufhin, welch geringe 
Bedeutung strukturelle (Klassen-)Unterscheidungen, Gegensätze und Ab-
hängigkeiten in der Theorie der Machtelite haben. Auch in ihr wird 
der Kapitalismus niemals systematisch thematisiert. Aber ist darum 
die Unterscheidung von Elite und Masse auch noch bei komplementärem 
Stellenwert und einer wohlproportionierten Reichweite des Elitebegriffs 
völlig unzutreffend? Eine in ihrem Erklärungsanspruch gegenüber Mills 
und Domhoff reduzierte Elitetheorie, wie sie z.B. Prewitt und Stone 
(1973, S.236) vortragen, besagt schlicht: "Elite theory pinpoints to the 
central political actors". Und daß es diese "central political actors" 
gibt und daß man ihrer besonderen Rolle analytisch Rechnung zu tragen 
hat, ist wohl kaum zu bestreiten. 
Ein Großteil der gegenüber der Theorie der Machtelite vorgebrach-
ten Kritik trifft auch zu bezüglich der meisten Arbeiten der Stamokap-
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Tradition und bezüglich R. Milibands 'The State in Capitalist Society', 
die eine der Arbeiten war, mit der die Diskussion der Politik innerhalb 
des westlichen Marxismus gegen Ende der sechziger Jahre neu ein-
setzte. Obwohl diese Arbeiten vorgeben, vom marxistischen Klassenbe-
griff auszugehen, und obwohl sie im Unterschied zur Power Elite-Theo-
rie neben der Policyproblematik auch die Herrschaftsproblematik be-
handeln (wobei diese Unterscheidung allerdings nicht explizit angebracht 
wird), sind sie wesentlich auch Elitetheorien. Wo die Stamokap-Theorie 
eine "Verschmelzung" von Monopolkapital und Staatsapparat ausmacht 
(18), beschreibt Miliband die personelle Verfilzung von Kapital und 
Staatsapparat anhand von Beispielen aus den USA, England und Frank-
reich und weiter den Einfluß der Kapitalisten auf die Media sowie 
durch die Verfilzung auf das Erziehungssystem und glaubt damit die 
klassische marxistische These von der herrschenden Klasse, die den 
Staat zu ihren Zwecken instrumentalisiert (Miliband 1969, S.23), fun-
diert zu haben. Personen garantieren hier Klassenherrschaft und bestim-
men die Policy im Interesse des Kapitals. Die Gegenbeispiele, die man 
Miliband präsentieren kann - man denke ans sozialdemokratische 
Schweden (vgl. dazu Buci-Glucksmann/Therborn 1982, S.160), an die 
staatliche Verwaltung des Frühkapitalismus durch Aristokraten oder an 
die spezielle, bis ins 20. Jahrhundert hineinreichende, deutsche Situation 
mit absolutistisch geprägtem preußischen Beamtentum - , weisen nicht 
aus, daß eine eindere personelle Besetzung des Staatsapparates grund-
sätzlich eine Bedrohung des Kapitalismus zur Folge hat, obwohl sie 
andererseits Spezifika begründen, die Miliband unterschlägt. Zu den re-
produktionstheoretischen Voraussetzungen Milibands, zur Konzeption der 
Klassen als handelnder, politischer Subjekte (seine Klasseneinteilung 
ist allerdings diffus <19>), zur gänzlich unvermittelten Zuordnung von 
Macht zum Produktionsmitteleigentum und zur Ausblendung der dif-
ferenzierten Sozialstruktur, des augenscheinlich differenzierten politi-
schen Kräftespiels, der politischen Demokratie sowie von 'Non-class-
issues' will ich mich dann noch nicht einmal äußern. 
Miliband (20) wie die Stamokap-Theoretiker sind Vertreter der oben 
genannten instrumentalistischen ersten Option, wo personalistisch auf-
gefaßte Klassenmacht das wesentliche Vehikel zur Bewahrung der 
Klassenherrschaft und zur Bestimmung der Policy ist. Klassenherrschaft 
perpetuiert sich selbst durch Klassenmacht, die auf jener gründet. 
Strukturfunktional gesicherte Klassenherrschaft 
Die Kritik des Pluralismus wie überhaupt die Erarbeitung einer Theorie 
der Politik muß auf dem Niveau der Methode ansetzen. Dies drängt 
sich als Schlußfolgerung der vorhergehenden Ausführungen auf. Und 
genau dies war auch der Ansatzpunkt von Poulantzas in seiner 1968 
veröffentlichten Arbeit 'Pouvoir politique et classes sociales' - eine 
Arbeit, die ebenso grundlegend gewesen ist, wie diejenige Milibands -
sowie in seiner epochemachenden Kritik Milibands von 1970. Den per-
sonalistischen und instrumentalistischen Ansätzen stellte Poulantzas 
(1976a, S.15; vgl. auch 1975a, S.27f) gegenüber, daß nicht die direkte 
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oder indirekte Beteiligung der Kapitalisten an den staatlichen Entschei-
dungsprozessen und ihre persönliche Macht von ausschlaggebender Be-
deutung sei, sondern der strukturelle Charakter der kapitalistischen 
Ökonomie. Es sei die ökonomische Struktur, die - selbstverständlich in 
"letzter Instanz" - die Politik und den Staat bestimme, "in Bezug auf 
die herrschende Klasse" aber befinde der Staat sich in "relativer Auto-
nomie". (21) 
Nicht die Personen also, sondern der strukturelle Kontext der Politik 
rückt jetzt in den Mittelpunkt der Analyse. Und das Zugeständnis einer 
relativen Autonomie des Staates gegenüber den Kapitalisten scheint 
die Möglichkeit der Anerkennung einer größeren Vielfalt politischer 
Kräfte und vieler Policy-Determinanten innerhalb des globalen struk-
turellen Kontextes und damit eine größere Realitätsgerechtigkeit der 
Analyse zu implizieren. Zur Unterstützung dieser Annahme könnte man 
zudem noch anführen, daß die relative Autonomie der Politik ja nicht 
nur gelten soll gegenüber der herrschenden Klasse, sondern grundsätz-
lich gegenüber der ökonomischen Struktur (22) und schließlich auch, 
daß Poulantzas der Politik einen "eigenen Rhytmus" (1975a, S.39) zu-
billigt. 
Ähnlich wie bei Poulantzas' scheinbar ökonomismuskritischem Ansatz 
in der Klassentheorie erweisen sich auch hier die ersten Anzeichen, die 
auf eine Öffnung der traditionellen marxistischen Politiktheorie deuten, 
als trügerisch. Denn was ist schon die relative Autonomie des Staates, 
wenn sie logisch abgeleitet wird aus dem den Kapitalisten attestierten 
Unvermögen, die Staatsgeschäfte in eigene Hand zu nehmen, und sie 
daher "notwendig" erachtet wird (ibid., S.185ff) zur Beherzigung der 
Klasseninteressen der Kapitalisten? Es ist eine funktionale relative 
Autonomie. Keine, die etwas zu tun hat mit der gegebenen gesell-
schaftlichen Komplexität. Und überhaupt: das, was der Staat bei 
Miliband e tc . ta t , weil es ihm auferlegt wird von der herrschenden 
Klasse, tut er bei Poulantzas, weil es seine, ihm "zugewiesene" (ibid., 
S.49), Funktion ist. Die "allgemeine Funktion des Staates" (so der 
Titel eines Kapitels in ibid.) ist die Erhaltung der "Kohesion" der Ge-
sellschafts- und also auch Herrschaftsverhältnisse (ibid., S.43). Staat 
und Kohäsionsfunktion sind überhaupt Synonyma, denn auch nicht-s taat-
liche, diese Funktion erfüllende Instanzen wie Familie, Kirchen oder 
Gewerkschaften gelten in dieser Theorie als Staatsapparate, als "ideo-
logische Staatsapparate" (23) - Althusser prägte diesen Begriff (24). 
Begrifflich sollte man diese Funktionen mit faktischen Effekten s taa t -
licher Aktivität, kirchlicher Ideologie e tc . nicht verwechseln. Effekte 
werden nicht "zugewiesen". 
Die Frage, wer denn diese Funktionen dem Staat etc . zuweise und 
wie dies geschehe, sollte man allerdings besser auch nicht stellen; 
ebensowenig wie die Frage nach der stillschweigenden Gleichsetzung 
von Notwendigkeit und Faktizität und die grundlegende nach dem Rea-
litätsgehalt einer funktionalistischen Konstruktion der Wirklichkeit. 
Poulantzas beantwortet sie nicht (25) und könnte es wohl auch nicht. 
Deutlich ist aber wohl, daß wir es hier zu tun haben mit der oben 
genannten zweiten Option: das Problem der Herrschaft wird funktio-
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nalistisch 'gelöst ' , und zwar - wie bereits im 2. К api tel gezeigt wur­
de - im Rahmen normativer reproduktionstheoretischer Voraussetzungen: 
die marxistischem Essentialismus entspringende Frage, wie es kommt, 
daß die Arbeiterklasse nicht wirklich ist was sie ihrer ökonomischen 
Position gemäß ist, beantwortet sich durch die Funktionalität von Po-
litik und Ideologie zugunsten der Reproduktion des Kapitalismus. Daß 
Klassenkampf hier auch noch eine Rolle spielt, und gar noch als 
"Motor", ist verwunderlich in einem Konzept, das ganz offensichtlich 
als "eternity" konstruiert ist. (26) Denn was soll der Kampf, nachdem 
die Funktionen bereits "zugewiesen" sind? Kurz: ein Fortschritt gegen-
über dem Ansatz à la Miliband liegt hier nicht vor. Man muß H. Le-
febvre (1976, S.65) zustimmen: "Incoherence becomes methodological 
under the heading of rigour." 
Die Arbeiten von Miliband, Poulantzas und die mit dem Artikel von 
Müller/Neusüß (1970) über die "Sozialstaatsillusion" einsetzende Staats-
ableitungsdebatte - die eine Poulantzas ähnliche, funktionalistische 
Theorie struktureller Determination (vgl. als Übersicht Kostede 1976 und 
Rudel 1981) verhandelte, wenngleich in anderer Terminologie - liefern 
in etwa die Grundmuster der bis weit in die siebziger Jahre vorherr-
schenden Theorie der Politik innerhalb des westlichen Marxismus -
Grundmuster, die dann in vielen Arbeiten variiert und ausgebaut wurden 
(27). Thematisch vorherrschend ist - wie gesagt - die Analyse der 
Machtverhältnisse im Rahmen der Herrschaftsproblematik (28), wobei 
diese Machtverhältnisse beinah durchweg als Klassenverhältnisse konzi-
piert werden; und zwar auch dort, wo sie eigentlich funktionalistisch 
kurzgeschlossen werden. Die abstrakt-allgemeine Theorie der kapita-
listisch-bürgerlichen Herrschaftsverhältnisse - überall dort, wo kapita-
listische Produktionsverhältnisse existieren, gilt: ... - wird ergänzt von 
einer ebenso abstrakt-allgemeinen Theorie der sie tragenden Machtver-
hältnisse. Ganz abgesehen vom Klassenreduktionismus, Instrumentalismus 
und Funktionalismus bedeutet dies, daß auf einem sehr hohen Abstrak-
tionsniveau solcherart weitreichende Thesen formuliert werden, daß das 
je Besondere historischer Phasen und einzelner Länder sozusagen er-
drückt wird. Spezifische historische und nationale Verhältnisse sind nur 
besondere Formen des Allgemeinen. Die Herrschafts- und Machtver-
hältnisse sind starr in diesen Konzepten; politische Veränderung, ver-
änderbare Machtverhältnisse innerhalb der bürgerlichen Gesellschaft 
sind in ihnen auf eine widerspruchsfreie Weise nicht denkbar. (29) Eine 
realitätsgerechte Theorie der Politik sollte nun aber gerade imstande 
sein, das Nebeneinander von gesellschaftlicher Reproduktion und Verän-
derung sowie die Durchdringung überall anzutreffender, also allgemeiner 
Charakteristika der bürgerlichen Gesellschaft mit je Spezifischem zu 
erfassen, und zwar auf eine Weise, die dem Umstand sozialstruktureller 
Differenzierung Rechnung trägt und bar jedes Essentialismus ist. 
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Strukturelle "Constraints"... 
Kritiken des Klassenreduktionismus (explizit z.B. Buci-Glucksmann/Ther-
born 1982, S.198, 252; Crouch 1979, S.39; Jessop 1982, S.217u. 246 und 
Offe 1983, S.670), des Funktionalismus (z.B. Hirst 1979, S.43f, 53; 
Scott 1979, S.153; Harris 1980, S.252; Jessop 1982, S.121 u. 222; Prze-
worski/Wallerstein 1982, S.215f, 235; Bowles/Gintis 1982, S.58; Maravall 
1979, S.280ff; Buci-Glucksmann/Therborn 1982, S.183, 218, 252; Ther-
born 1982, S.108f; Scase 1980, S.14; M.Schmidt 1982, S.162 und neuer-
dings auch Stuurman 1983, S.47ff) (30), des - essentialistisch gefärb-
ten - reproduktionstheoretischen Ansatzes (vgl. Giddens 1979, S.112; 
ders. 1981, S.215; Przeworski 1980c, S.145; ders./Wallerstein 1982, S. 
235f; Skocpol 1980, S.179 und Buci-Glucksmann/Therborn 1982, S.218f) 
sowie solcher allgemeiner Theorien, die keinen Raum lassen fürs je 
Spezifische (vgl. insbesondere Jessop 1982, S.211ff, 221 ff, 259; weiter 
Giddens 1979, S.113; Fraenkel 1983, S.VII; Skocpol 1980, S.200), sind 
nun auch Charakteristika der Entwicklung der marxistischen Theorie der 
Politik der letzten Jahre. Versuche zu einer Methodologie, die nicht nur 
destruktive, sondern in systematischem Zusammenhang auch konstruk-
tive Grundsätze der politischen Analyse formulieren, sind allerdings 
noch selten. An erster Stelle sollte man vielleicht Anthony Giddens mit 
seiner "Theory of structuration" nennen. Giddens bewegt sich jedoch 
eher am Rande der marxistischen Diskussion, und zudem sind seine um 
das Verhältnis von Struktur und Praxis kreisenden Überlegungen nur 
fragmenthaft zugespitzt auf die politische Analyse. (31) Im Mittelpunkt 
der Diskussion gibt es keine zentralen Figuren, wie das vor 10 Jahren 
mit Althusser und Poulantzas der Fall war. Personifiziert werden die 
genannten Trends gleichsam von einer ganzen Schar von Theoretikern, 
deren bekannteste vielleicht F. Block, S. Bowles, H. Gintis, С. Buci-
Glucksmann, B. Jessop, C. Offe, Α. Przeworski, T. Skocpol (deren hier 
nicht weiter zu diskutierender "state-centered-approach" sie allerdings 
auch deutlich abhebt von den meisten anderen der hier genannten Au­
toren) und G. Therborn sind. Offe und Przeworski sind m.E. besonders 
hervorzuheben, da sie niemals Vertreter der skizzierten Hauptströmun-
gen der marxistischen Theorie gewesen sind. Zu Offe ist allerdings an-
zumerken, daß er sich immer - wenngleich er dies vor kurzem pro-
blematisierte - einer vom Ansatz her zwar offenen, aber oftmals in 
Funktionalismus umschlagenden funktionallogischen Argumentation be-
diente. (32) Schließlich ist in diesem Zusammenhang noch Ch. Lindblom 
zu erwähnen, der, wenngleich wurzelnd in der pluralistischen Tradition, 
mittlerweile eine in vielen Punkten ähnliche Theorie wie die oben ge-
nannten Theoretiker vertrit t . 
An die Stelle des starren strukturellen Determinismus tritt in den 
(jüngeren) Arbeiten dieser Autoren ein lockereres Konzept struktureller 
Determination - ein Konzept, das erinnert an die Forderung Thompsons 
und Williams' nach einer Konzeption "elastischer" Determinationsver-
hältnisse, wo gesellschaftliche Strukturen "limits" setzen und "pres-
sures" ausüben (siehe Kap.II). Der Trend geht jetzt zu einer Theorie, 
in der der Staat im Kapitalismus nicht mehr generell die "Funktion" 
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hat, Herrschaftsverhältnisse zu reproduzieren und definierte strukturelle 
Imperative auszuführen, sondern wo er zunächst einmal nur eingebunden 
ist in einen strukturellen Kontext, dessen Regeln er sich solange nicht 
entziehen kann, wie es keiner gesellschaftlichen Macht gelingt, diesen 
Kontext radikal zu verändern. Vorgängig aller politischen Aktivität ein-
zelner Unternehmen oder an die Position des Kapitals gebundener po-
litischer Kräfte umschreibt der kapitalistische Kontext der Politik eine 
strukturelle Machtposition des Kapitals. Denn die kapitalistische Wirt-
schaft ist sozusagen der Ast, auf dem die Gesellschaft sitzt. Daher 
ist es rational, daß der kapitalistische Akkumulationsprozeß, wenn nicht 
gar gefördert, so doch zumindest nicht einschneidend behindert wird. 
Insbesondere gilt dies auch für den Staat, der, unabhängig von den ihn 
tragenden politischen Kräften, bei den meisten seiner Vorhaben und 
gerade bei sozialpolitischen Maßnahmen, abhängig ist von der Leistungs-
fähigkeit der kapitalistischen Akkumulation. "As long as the process of 
accumulation is private this means that profitibility must be protected" 
- sagt Przeworski (1980c, S.145). Und es ist nicht schwer einzusehen, 
daß der Stimme und den Forderungen derer, die die kapitalistische Ak-
kumulation kontrollieren, ein besonderes Gewicht zukommt in gesell-
schaftlichen Interessenkonflikten. Ein Gewicht, eine Macht, die be-
gründet ist in der strukturellen Position der Kapitalisten. 
Eine gewisse Vorsicht in der Argumentation ist allerdings am 
Platze. Denn was (bei gegebenen Zielen) rational ist, muß nicht not-
wendigerweise auch geschehen. Es muß sich immer erst durchsetzen. 
Übersieht man diesen wichtigen Unterschied, dann verstrickt man sich 
unversehens wieder in funktionalistischen Argumentationsmustern. 
Zudem handelt es sich hier um eine sehr abstrakte Rationalität. Denn 
daß die Profitabilität des Kapitals gewährleistet werden muß, besagt 
noch nichts über die Art und Weise sowie das Ausmaß, in der bzw. 
dem dies geschieht. Und ebensowenig besagt es etwas über die t a t -
sächlichen Effekte der zu diesem Zweck genommenen Maßnahmen. Erst 
die Einbeziehung dieser letztgenannten Punkte macht die skizzierte 
Theorie struktureller Determination der Politik zu einer - wenn auch 
begrenzt - offenen Theorie, einer Theorie, die man dem gängigen 
Sprachgebrauch folgend "Constraint"-Theorie der Macht des Kapitals 
nennen kann. 
Diese Theorie liefert noch keine ausreichenden Erklärungen der 
Politik aber es ist diese Theorie, die auf allgemeintheoretischem Niveau 
der Tendenz nach an die Stelle der instrumentalistischen und funktiona-
listischen Theorien der Macht des Kapitals t r i t t . (33) Sie schließt in-
strumenteile Macht des Kapitals, politische Verschwörungen der Groß-
konzerne usw. keineswegs aus. Wohl aber Allgemeingültigkeit bean-
spruchende Aussagen über derlei Dinge. Die Frage ob und inwieweit 
Kapitalisten imstande sind, ihre konkreten Interessen durchzusetzen, 
muß per Land (Distrikt, Gemeinde) und per historische Phase immer 
wieder neu untersucht werden. Und da wird man dann feststellen müs-
sen, daß es trotz der überall anwesenden strukturellen Grenzen des po-
litisch Möglichen, gewichtige Unterschiede gibt zwischen dem 19. und 
20. Jahrhundert sowie zwischen z.B. den skandinavischen Ländern einer-
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seits und den USA und Japan andererseits. Diese Unterschiede ergeben 
sich aus den je spezifischen Kräfteverhältnissen innerhalb der struktu-
rellen Grenzen. Es ¡st eines der wesentlichen Vorteile des constraint-
theoretischen Ansatzes struktureller Determination, daß er Raum läßt 
für Spezifisches, für politische Veränderungen innerhalb der bürger-
lichen Gesellschaft und auch für so etwas wie einen "eigenen Rhyth-
mus" der Politik. Bevor dies näher beleuchtet wird, zunächst noch 3 
Bemerkungen zum Vorhergehenden. 
1. Es muß auffallen, daß die hier skizzierte Constraint-Theorie nur 
Aussagekraft hat im Rahmen der Policyproblematik. Die Reproduktion 
der kapitalistischen Verhältnisse ist dabei, wenn auch nur in einem 
sehr abstrakten Sinne, immer schon vorausgesetzt und kann nicht e r -
klärt werden durch die strukturellen Zwänge, die von eben diesen Ver-
hältnissen ausgehen. Die Analyse der Machtverhältnisse, die die Stabi-
lität der grundlegenden kapitalistischen Herrschaftsverhältnisse zur 
Folge haben, verlangt also methodisch ein anderes Herangehen als die 
Analyse der policybestimmenden Machtverhältnisse, wobei letztere 
gleichzeitig als Machtverhältnisse begriffen werden müssen, die über 
den Weg staatlicher Gesetzgebung eine Modifikation der kapitalisti-
schen Herrschaftsverhältnisse bewirken können und faktisch auch be-
wirkt haben. Man denke nur an die Einführung der politischen Demo-
kratie oder aber auch umgekehrt z.B. an deren faschistische Beseiti-
gung. Einen expliziten Ansatz zu einer Methodologie der integralen 
Analyse beider Problematiken hat die jüngere theoretische Entwicklung 
jedoch noch nicht hervorgebracht. Der Trend geht wie gesagt zu einer 
Konzentration auf die Policyproblematik bzw. zur Beschäftigung mit 
politischen Veränderungen bei vorausgesetztem kapitalistischen Kontext. 
Und auf diese Problematik wollen wir uns im Moment beschränken. 
2. Dieser zweite Punkt betrifft das von einer Constraint-Theorie im-
plizierte Ausmaß der strukturellen Macht des Kapitals. Bisher habe ich 
nur eine minimalistische oder schwache Version dieser Theorie formu-
liert: die Gesellschaft ist abhängig vom Kapital, und eben das macht 
die Position der Kapitalisten zu einer strukturellen Machtposition, ohne 
daß hieraus nun a priori eine konkrete policybestimmende Macht des 
Kapitals gefolgert werden kann. Aus der Abhängigkeit von der kapita-
listischen Akkumulation folgt hier nicht prinzipiell, daß das Kapital 
damit auch die Akkumulationsbedingungen und -modalitäten diktieren 
kann. Diese schwache Version, die mit Nachdruck vertreten wird von 
Bowles/Gintis, Skocpol, Berger, Giddens und Jessop, steht gegenüber 
einer stärkeren Version, deren Exponenten u.a. Offe, Przeworski, Scase 
und Wright sind. Sie besagt, daß das Kapital aufgrund seiner Kontrolle 
der Produktionsmittel und der Investitionen über eine strukturell ver-
ankerte Drohkapazität verfügt, da es in der Lage ¡st, Investitionsvor-
haben zu stoppen und Produktionsstätten ins Ausland zu verlegen. (34) 
Die Frage ¡st, welche Version die adäquate ist. Ihr soll nicht hier, 
sondern in einem der folgenden Paragraphen nachgegangen werden. Im 
Moment reicht der Hinweis aus, daß bei der stärkeren Version angege-
ben werden muß, welche Reichweite die Drohkapazität des Kapitals 
hat. Ist sie zu jedem Zweck einzusetzen und als Erpressungsmittel 
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wirksam? Wenn dies der Fall ist, dann läßt auch eine so formulierte 
Constraint-Theo rie keinen Raum mehr für das politische Kräftespiel 
innerhalb der strukturellen Grenzen des Kapitalismus. Gegen eine solche 
Constraint-Theorie hat sich aber gerade Offe bereits 1972 (S.65ff) ge-
wendet. 
3. Der den Spielraum möglicher Politik limitierende strukturelle Kon-
text erschöpft sich nicht in den kapitalistischen Verhältnissen. Zu die-
sem Kontext gehört ebenso die nationalstaatliche Gliederung der Welt-
wirtschaft, deren strukturelle Regeln (35) bei Strafe materieller Ein-
bußen eine Ausweitung der privatkapitalistischen Konkurrenz auf das 
interstaatliche Niveau erfordern ("die internationale Konkurrenzfähigkeit 
muß erhalten werden") und die daher die Machtposition des Kapitals 
noch verstärken. Hinzu gehört auch das Konkurrenzmodell parlamentari-
scher Demokratie, dessen strukturelle Regeln die auf Mehrheiten be-
dachten politischen Parteien zwingen, Strategien zur Erhaltung und Aus-
weitung ihres Elektorats zu entwickeln. Eine besondere Macht ressource 
der einen oder anderen Partei ist damit a priori nicht gegeben. Anders 
ist dies beim Patriarchat, das eine Machtposition der Männer gegen-
über den Frauen bedingt. Hier ist es dagegen schwierig, strukturelle 
Regeln anzuweisen, deren Nichtbefolgung elementare Interessen bedro-
hende Sanktionen oder 'Strafen' nach sich zieht, wie dies bezüglich 
der kapitalistischen Verhältnisse und ihrer strukturellen Regeln sehr 
wohl der Fall ist. Denn auf kapitalistischem Wege vollzieht sich der 
Großteil der gesellschaftlichen Produktion, und diese ist nun einmal die 
elementare Bedingung unseres Lebens im allgemeinen sowie unserer 
persönlichen und politischen Pläne im besonderen. Dies scheint mir den 
besonderen Nachdruck zu rechtfertigen, der auch bei einem constraint-
theoretischen Ansatz noch auf die kapitalistische Struktur der bürger-
lichen Gesellschaft gelegt wird. Daß dieser Nachdruck auch erforderlich 
ist bei jeder einzelnen Policy-Analyse - z.B. bei der Analyse der Ab-
treibungsgesetzgebung oder eines Beschlusses zur Stationierung be-
stimmter Raketen - ist damit überhaupt nicht gesagt. 
...und spezifische Machtverhältnisse 
Dem m.E. zutreffenden constraint-theoretischen Ansatz zufolge ist es 
also die materielle Abhängigkeit der Gesellschaft von der Profitabilität 
des Kapitals, die diesem eine strukturell verankerte politische Machtpo-
sition verschafft. Die Herstellung, Erhaltung und eventuell Verbesserung 
kapitalistischer Profitabilität ist - systemadäquate Rationalität voraus-
gesetzt - ein die Interessengegensätze übergreifendes Ziel staatlicher 
Politik. Denn das partikulare Interesse des Kapitals an Profitabilität, 
das einhergeht mit dem Profitstreben, welches den einzelnen Kapitalen 
von der Konkurrenz aufgezwungen wird und das die Lohnarbeit struktu-
rell bedroht, ist gleichzeitig ein allgemeines Interesse (vgl. Lindblom 
1977, S.172 und Przeworski 1980a, S.27). Voraussetzung zu dieser Kon-
gruenz von besonderem und allgemeinem Interesse ist, daß die Gesell-
schaft auch Zugang zu den Früchten kapitalistischer Profitabilität hat 
und daß die Möglichkeit einer Gegensteuerung der Bedrohung der Lohn-
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arbeit durch das Kapital gegeben ist. Profitabilität des Kapitals ist 
zwar eine Bedingung allgemeiner materieller Wohlfahrt im Kapitalismus, 
eine ausreichende Bedingung ist sie aber nicht (vgl. Przeworski 1980a, 
S.27 und ders. 1980c, S.134). 
Ob nun die genannten Voraussetzungen gegeben sind, ob, inwieweit 
und wie sich die Erhaltung und Förderung kapitalistischer Profitabilität 
als übergreifendes politisches Ziel bei gegebenen Voraussetzungen t a t -
sächlich durchsetzt, welche spezifischen Policyvorhaben mit welchem 
Nachdruck auf der politischen Tagesordnung erscheinen und wer welche 
Rechte und Privilegien hat, das alles ist abhängig von je konkreten 
Machtverhältnissen politischer Kräfte, von ihrer organisatorischer Stär-
ke, ihren finanziellen Möglichkeiten und ideologischen Einflüssen wie 
auch von ihren politischen Rechten, soweit diese bereits vorhanden sind. 
Diese Machtverhältnisse aber sind veränderbar und ihre faktische Ver-
änderung zuungunsten des Kapitals - wenn auch nicht gerade während 
der letzten Jahre, so aber doch, wenn man den gesamten Zeitraum des 
vergangenen Jahrhunderts vor Augen hat - wird in den hier referierten 
constraint-theoretischen Arbeiten beinah durchweg anerkannt (siehe u.a. 
Berger 1981, S.87ff; Przeworski 1980a, S.55; Therborn 1979, S.22; Gid-
dens 1981, S.220, 228; Bowles/Gintis 1982, S.53). Eine Nullsummentheo-
rie der Macht, wie sie z.B. von W. Korpi (1978, S.34, 37-40) vorgetra-
gen wird in seinem "Power difference model of conflict" - der Zunah-
me der Macht der schwedischen Arbeiterbewegung entspricht eine 
gleichgroße Verminderung der Macht des schwedischen Kapitals - , ist 
von einem konsistenten constraint-theoretischen Ansatz her allerdings 
ausgeschlossen. 
Indikatoren der veränderten Machtverhältnisse in der bürgerlichen 
Gesellschaft sind die politische Demokratie (vgl. dazu Therborn 1977) 
und im Zusammenhang damit der keynesianische Sozialstaat, der in den 
einzelnen kapitalistischen Ländern unterschiedlich stark entwickelt ¡st. 
(36) Ihrem Ansatz entsprechend weisen Buci-Glucksmann/Therborn (1982, 
S.117, 122) auf die Nichtreduzierbarkeit dieses Staates auf die politi-
sche Herrschaft der Bourgeoisie, unterstreicht Jessop (1982, S.221) des-
sen 'Doppelcharakter' - "State power is capitalist . . . and is non-capita-
list" - und sprechen Bowles/Gintis (1982, S.55) ähnlich wie auch Prze-
worski (1980a, S.30) und Offe (1984) von "the structurally contradicto-
ry nature of liberal democratic capitalism" (vgl. auch von Otter 1980, 
S.143, 162; Cough 1979, S.lSOf; Berger 1981, S.82; Buci-Glucksmann/ 
Therborn 1982, S.201f; Habermas 1981, Band 2, S.507). Die letzte For-
mulierung scheint mir - obgleich sie begrifflich noch präzisiert werden 
muß - in analytischer Hinsicht am fruchtbarsten. Man muß Bowles/Gin-
tis aber entgegnen, daß die Widersprüchlichkeit, von der sie reden, 
nicht a priori, sondern nur der Potenz nach gegeben ist und daß sie in 
diesem Sinne darüberhinaus nicht nur zwischen Kapitalismus und poli-
tischer Demokratie, sondern generell zwischen Kapitalismus und poli-
tischer Macht spielt. Die Idee einer a priori gegebenen Harmonie von 
ökonomischer Struktur und Politik muß m.E. aufgegeben werden. Denn 
warum sollte es per definitionem ausgeschlossen sein, daß nicht auch 
beispielsweise ein faschistischer (dazu mehr unter V.l) oder auch ein 
145 
anderer nicht-demokratischer Staat in einem Widerspruchsverhältnis 
zum Kapitalismus steht? 
Bleiben wir im Augenblick aber beim Verhältnis von Kapitalismus 
und politischer Demokratie. Deren Widersprüchlichkeit ist möglich, weil 
die Demokratie im Prinzip auch politischen Kräften Zugang zur Staats-
macht verschafft, deren Ziele der Logik des Kapitals entgegenstehen. 
Mit der Installierung des demokratischen Staats ergibt sich die Mög-
lichkeit einer unmittelbar politischen Austragung der Gegensätze von 
Lohnarbeit und Kapital, von Natur bzw. Ökologie und Kapital und des 
ohnehin erst auf der besonderen politischen Ebene möglichen Gegen-
satzes von Kapital und spezifischen gesellschaftlichen Gebrauchswert-
ansprüchen. Ob und inwieweit die dem Kapital entgegenstehenden 
politischen Kräfte diese Möglichkeit zu ihren Gunsten zu nutzen wissen, 
ob also Kapitalismus und Demokratie sich wirklich in einem Wider-
spruchsverhältnis zueinander befinden, das ist wiederum eine Frage der 
je konkreten Machtverhältnisse, die in abstracto nicht beantwortet wer-
den kann. (37) Daß in den westlichen Demokratien - wenigstens der 
Nachkriegszeit - tatsächlich entsprechende Machtverhältnisse bestehen, 
wenngleich sie unterschiedlich sind von Land zu Land und zudem nicht 
unbeeinflußt von konjunkturellen Schwankungen, darüber gibt es, wie 
gesagt, einen breiten Konsensus unter den m.E. trendsetzenden mar-
xistischen Politiktheoretikern der letzten Jahre. 
Genaugenommen ist, was hier als Widerspruchsverhältnis angeführt 
wird, aber nur ein Verhältnis von (potentiellen) Gegensätzen. (38) Und 
dabei muß man den Gegensatz zwischen Kapitalismus und politischer 
Demokratie lesen als Gegensatz zwischen kapitalistischer Profitlogik und 
über den demokratischen Staat vermittelten Gebrauchswertansprüchen. 
Echt widersprüchlich - und auch dies grundsätzlich wieder nur der 
Möglichkeit nach - wird die Sache erst, wenn nicht nur der geschil-
derte mögliche Gegensatz in Betracht gezogen wird, sondern auch 
gleichzeitig die materielle Abhängigkeit des Staates von der Leistungs-
fähigkeit des Kapitals. Die Erhaltung/Förderung einer gesamtwirtschaft-
lich optimalen Profitabilität muß - rational besehen - ein zentrales 
Ziel staatlicher Policy sein. Der Punkt ist jedoch, daß bei gegebener 
Gegensätzlichkeit von Kapitalismus und demokratischer Macht - einmal 
ganz abgesehen von den Krisenpotentialen des Kapitalismus und der 
grundsätzlich begrenzten wirtschaftlichen Steuerungskapazität der Poli-
tik - niemand garantiert, daß der Staat nicht mit seinen den freien 
Lauf des kapitalistischen Profitstrebens beschränkenden (=gesetzliche 
Auflagen), konternden (=Sozialpolitik) und ergänzenden (= Bereitstellung 
bestimmter Gebrauchswerte) Maßnahmen wie auch seiner Unterstützung 
unrentabler Betriebe zum Zweck der Beschäftigungssicherung die Ziel-
setzung der Profitabilitätsförderung unterläuft und damit mittel- oder 
langfristig die materiellen Voraussetzungen eben dieser Maßnahmen an-
tastet . Korporatistische Arrangements zwischen den Organisationen von 
Arbeit und Kapital allein bieten diese Garantie sicher nicht, denn sie 
decken nicht die gesamte Vielfalt politischer Kräfte und deren mög-
licher Ansprüche an den Staat in seinen verschiedenen Ebenen. (39) 
Und die materiellen Sanktionen sowie das wirkliche Ausmaß der Abhän-
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gigkeit gebrauchswertorientierter Politik von kapitalistischer Profitabi-
lität, die die strukturelle Macht des Kapitals begründen, wirken bzw. 
zeigen sich immer erst post festum, wenn sich in der Wirtschaftskrise 
nämlich zeigt, daß die zu Wohlfahrtszwecken des demokratischen Staats 
erforderliche Profitabilität nicht mehr gegeben ist. Daß der demokra-
tische Staat als Wohlfahrtsstaat an dem Ast zu sägen beginnt, auf dem 
er sitzt und dessen Kraft er als "ideeller Gesamtkapitalist" gerade zu 
fördern hat, ist daher vonvornherein nicht ausgeschlossen. Dies aber 
bedeutet logischerweise, daß auch dementsprechende Machtverhältnisse 
nicht ausgeschlossen sind. Die Anerkennung dieser Möglichkeit - von 
den genannten Autoren m.E. am explizitesten von Offe (z.B.1984, S. 
152f) - zeigt die ganze Distanz, die liegt zwischen den neueren Ansät-
zen und den simplistischen von Miliband und Poulantzas, wo die Kapita-
listen mehr oder weniger alles regeln bzw. von einer funktionalen Logik 
alles geregelt bekommen. 
Politik: Klassenkampf? Ein Zwischenresumé. 
Die Frage nach den Determinanten der policybestimmenden Machtver-
hältnisse, von denen ich hier zugegebenermaßen nur sehr vage gespro-
chen habe, wird auch von den neueren Ansätzen noch überwiegend mit 
dem Verweis auf die Klassenverhältnisse und den Klassenkampf beant-
wortet (vgl. Therborn 1979, S.4, 31; Bowles/Gintis 1982, S.92 und Block 
1977, S.20). Einschränkend muß hinzugefügt werden, daß der Gegensatz 
von Kapitalismus und Demokratie auch unter dem Nenner der "citizen 
resistence" thematisiert wird (vgl. Przeworski 1980a, S.30f; Giddens 
1982a, S.167; Therborn 1979, S.26; Bowles/Gintis 1982, S.53ff), daß Wäh-
lermehrheiten nun wichtig erachtet werden (vgl. Przeworski 1980b, und 
Offe 1980), daß zuweilen auch die Rede (z.B. bei Jessop 1980, S220; 
Katznelson 1981, S.637 und Lindblom 1977, S.224) (40) ¡st von der Viel-
falt der Determinanten der Machtverhältnisse und daß Offe (1984,5.203, 
284) von der abnehmenden, wenngleich immer noch zentralen politi-
schen Bedeutung des Verhältnisses von Lohnarbeit und Kapital spricht. 
(41) 
Zu messen - heutzutage wird ja in den Sozialwissenschaften alles 
mögliche 'gemessen' - , inwieweit der Klassenkampf - im Sinne eines 
Kampfes klassenpositionsgebundener politischer Kräfte - die policybe-
stimmenden Machtverhältnisse bestimmt, inwieweit diese Machtverhält-
nisse also klassentheoretisch erklärbar sind, scheint mir ein schwieriges 
Unterfangen. Sicher scheint mir nur, daß der Gegensatz von Lohnar-
beit und Kapital aufgrund der kapitalistischen Dynamik in der einen 
oder anderen Weise ein stets wiederkehrendes Thema der Politik ist, 
und daß das Machtverhältnis zwischen diesen beiden Polen von policybe-
stimmender Bedeutung ist. Kann man dies Machtverhältnis noch als 
Klassenverhältnis charakterisieren, wie sehr es auch gebrochen sein mag 
von den ideologischen Positionen der Betroffenen, so ist eine solche 
Charakterisierung bezüglich der Machtverhältnisse in den Spannungsfel-
dern von Kapitalismus und Ökologie sowie von Kapitalismus und spezi-
fischen Gebrauchswertansprüchen a priori bereits ausgeschlossen. 
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Bedenkt man weiter, daß 
a) der Staat und insbesondere der komplexere demokratische Staat, 
eine "Arena" (Skocpol 1979, S.25) ist, worin nicht nur die hier ange-
sprochenen, unmittelbar dem Kapitalismus entspringenden und gewiß 
elementaren Gegensätze ausgetragen werden, sondern darüberhinaus 
eine Vielzahl gesellschaftlicher Streitpunkte - von der Abstufung der 
Steuerprogression über die konkrete Gestaltung der Landesverteidigung 
bis hin zu all den Streitpunkten, die aus dem Verhältnis zwischen den 
Geschlechtern erwachsen, wobei diese beileibe nicht alle sind - , deren 
Artikulationsbasen nur zu einem Teil in den Klassenpositionen zu suchen 
sind, daß 
b) die beschreibbaren politischen Kräfte - Parteien, Interessengruppen, 
Institutionen, Bewegungen - mehrheitlich keine deutlich klassenposi-
tionsgebundenen politischen Kräfte sind, daß 
c) die politisch wirksamen Ideologien in ihrer Totalität ebensowenig 
auf Klassenpositionen reduziert werden können wie die ideologischen 
Agenturen (Media, Schule, Kirche), daß 
d) politische Parteien im demokratischen Staat die übergreifenden poli-
tischen Kräfte sind, innerhalb derer und in deren Verhältnis zueinander 
die Gesamtheit der policybestimmenden Machtverhältnisse verschmilzt 
und gebrochen wird, wobei dies letzte vor allem herrührt von 1. der 
systembedingten Konkurrenz der Parteien um Wählerstimmen, die sie 
entfernt von ihrer ursprünglichen 'Basis' sowie 2. von der z.T. im Zu-
sammenhang hiermit erforderlichen, von R.Michels (1962; urspr. 1915) 
bereits vor 70 Jahren festgestellten Professionalisierung und Bürokrati-
sierung der Parteiapparate, und schließlich, daß 
e) der Staat über eine relative Autonomie verfügt, die aber nicht Not-
wendigkeiten der Klassenherrschaft entspringt, sondern der Erfordernis 
kontinuierlicher und regelgemäßer staatlicher (bürokratischer) Arbeit 
und sie daher auch keine besondere relative Autonomie gegenüber der 
einen oder anderen Klasse ist, sondern grundsätzlich eine relative Au-
tonomie gegenüber der Gesamtheit der politischen Kräfte und Forde-
rungen, gegenüber denen sie an den mannigfaltigen Interventionspunkten 
der Staatsapparate auch dauernd verteidigt werden muß (42), dann 
dürfte klar sein, daß die (post-reduktionistische) klassentheoretisch 
fundierte Analyse der policybestimmenden Machtverhältnisse nur einen 
sehr partiellen, obwohl elementare Dinge betreffenden Erklärungswert 
hat. Im Ansatz muß die Analyse dieser Verhältnisse daher wesentlich 
komplexer geartet sein, und zwar auch dann, wenn sich in dem einen 
oder anderen Fall nach getaner Arbeit empirisch zeigen sollte, daß dort 
alle politischen Machtverhältnisse Klassenverhältnisse sind. Solange kein 
genereller gesellschaftlicher Mechanismus entdeckt wird, der die offen-
sichtliche Komplexität der Machtverhältnisse als reinen Schein entlarvt, 
muß davon ausgegangen werden, daß Kapitalismus und Pluralismus keine 
Antithesen sind, sondern daß der letztere in einer wohlverstandenen 
Version durchaus möglich ist im strukturellen Rahmen des ersteren. 
Die Reproduktion dieses strukturellen Rahmens ist der Gegenstand der 
Herrschaftsproblematik. 
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Reproduktion grundlegender Herrschaftsverhältnisse 
Zu dieser Problematik deuten sich bei 'symptomatischer Lektüre' neue-
rer Arbeiten die Umrisse dessen an, was weiter oben als "dritte Op-
tion" umschrieben wurde: die Faktoren und Machtverhältnisse, die die 
Reproduktion kapitalistischer Verhältnisse bewerkstelligen, sind viel-
schichtiger Art. Um mehr als die Andeutung von Umrissen, von einzel-
nen relevanten Punkten handelt es sich dabei nicht, aber vielleicht läßt 
sich allgemein auch nicht mehr sagen. Przeworski (exemplarisch in 
1980c, S.127-133) präsentiert die strukturelle Reproduktion als Resultat 
einer rationalen Abwägung der Arbeiterbewegung zwischen den Vor-
teilen eines gezähmten Kapitalismus und den Risiken einer sozialisti-
schen Gesellschaftsveränderung, überzieht hierbei m.E. allerdings die 
diesbezügliche Bedeutung rationaler Überlegungen (s.auch Anm.39), ver-
weist auf die Perspektivlosigkeit der Arbeiterbewegung und auf die 
Minderheitsposition der traditionellen Arbeiterklasse (vgl. Przeworski 
1980b, S.49 bzw. 35), er wie auch Therborn und eine Reihe anderer 
Theoretiker nennen die Leistungsfähigkeit des Kapitalismus auch zu-
gunsten der breiten Masse der Lohnabhängigen, sofern diese über die 
entsprechende distributionsrelevante organisatorische und politische 
Macht verfügt (vgl. Przeworski 1980a, S.36; Therborn 1979, S.23; aber 
auch Poulantzas 1978, S.193), und letztgenannter thematisiert zudem die 
ideologischen Ursprünge und die Effekte von Haltungen wie Anpassung, 
Gleichgültigkeit und Angst (vgl.Therborn 1980, S.94-100). Offe schließ-
lich weist auf die den Opportunismus fördernden politischen Institu-
tionen der liberalen Demokratie (vgl. Offe/Wiesenthal 1980, S.103-109), 
und Abercrombie, Hill und Turner (1980, S.153f, 166f und zusammen-
fassend S.185) bringen in ihrer Kritik der "dominant ideology thesis" 
als übergreifende Momente den "stummen Zwang der Verhältnisse", den 
Pragmatismus und die Routinen des Alltags sowie die differenzierte und 
fragmentierte Sozialstruktur der bürgerlichen Gesellschaft ins Spiel. 
Der zuallerletzt genannte Punkt scheint mir von zentraler Wichtig-
keit. Denn die Bildung einer machtvollen, auf fundamentale Systemver-
änderung abzielenden politischen Kraft ist grundsätzlich schwierig in 
einer Gesellschaft mit nicht nur einer differenzierten Klassen- und 
ökonomischen Struktur, sondern mit darüberhinaus einer ideologisch und 
sozialgeographisch differenzierten Sozialstruktur, - einer Gesellschaft 
also mit vielfältigen, oft gegensätzlichen politischen Artikulationspoten-
tialen, wo, anders formuliert, der strukturelle Gegensatz von Lohnarbeit 
und Kapital offenbar nicht kräftig genug ist, eine dauerhafte und 
integrale Gegenmacht zum Kapitalismus hervorzubringen. All dies führt 
zu der langsam sich durchsetzenden Einsicht, daß ideologische Hege-
monie und politische Herrschaft der Kapitalistenklasse keineswegs not-
wendige Bedingungen der Reproduktion der kapitalistischen Verhältnisse 
sind. In konkreten Fällen mögen sie zu den genannten Faktoren hinzu-
kommen (was dann empirisch zu zeigen wäre), die Deduktion ihrer 
Notwendigkeit ist jedoch nur möglich von der falschen Prämisse her, 
die Arbeiterklasse sei objektiv sozialistisch und mehr oder weniger 
homogen. Daß Hegemonie und politische Herrschaft der Kapitalisten-
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klasse keine notwendigen Bedingungen der Reproduktion der kapitalisti-
schen Verhältnisse sind, hat zur Konsequenz, daß auch bei dieser Pro-
blematik klassentheoretisch fundierte Erklärungsversuche allein nicht 
sonderlich weit führen. 
Auf dieses Thema wird im Paragraph über die Angemessenheit der 
Rede von der Klassenherrschaft noch einmal zurückzukommen sein. Ein 
weiterer Paragraph wird wie angekündigt der nähreren Beleuchtung der 
strukturellen Macht des Kapitals gewidmet. Zunächst jedoch soll die 
vorgebrachte Kritik des Funktionalismus gerechtfertigt werden. 
Eine letzte Bemerkung noch zu Foucault, dessen Erwähnung man 
hier vielleicht vermißt hat. Daß seine Thesen nicht referiert wurden, 
hat seinen Grund darin, daß er m.E. zum hier diskutierten Fragenkom-
plex wenig zu sagen hat. Richtig ist gewiß seine Auffassung, daß 
Macht 'dezentralisiert ' und daher überall zu finden ist, also keineswegs 
auf Klassenmacht und schon gar nicht souveräne Klassenmacht zu re-
duzieren ¡st. Schockierend ist diese Auffassung nicht. Informativ sind 
gewiß auch seine Studien zur Überwachung und Disziplin(ierung). Aber 
Macht bleibt bei ihm total anonym (siehe kritisch Giddens 1982a, 
S.221f), und vor allem zeigt er nirgends, zu welcher Art Synthese sich 
all die "mikrophysischen" Machtverhältnisse zusammenfügen und inwie-
weit, auf welche Weise sie politische Macht generieren. 
2 Exkurs Gegen die funktionalistische Logifizienmg von Gesellschaft 
und Geschichte, aber für die Anerkennung eines funktionallogisch 
thematisierbaren Rationalitätsdrucks in der Gesellschaft 
Die Hochzeit der funktionalistisch argumentierenden marxistischen 
Politiktheorie ist vorbei. Heutzutage überwiegen funktionalismuskritische 
Ansätze. (43) Die Anpassung an den Strom der Zeit erforderte daher 
jetzt keine ausführlichere Kritik des Funktionalismus mehr. Es scheint, 
als habe er sich überlebt. (44) Dem rationalistischen Selbstverständnis 
der Wissenschaft widerstrebt allerdings grundsätzlich ein solches Anpas-
sungsverhalten. Der leichtfertige Gebrauch funktionalistischer Formulie-
rungen sollte nicht ersetzt werden durch deren ebenso leichtfertige 
Abweisung. Zugegebenermaßen scheint es in der Tat ein leichtes, eine 
funktionalismuskritische Position einzunehmen. Denn Argumente, die 
seine eigene Plausibilität ausweisen, hatte der gängige marxistische 
Funktionalismus nicht zur Hand. Es wurde schlicht behauptet, der Staat 
habe diese (ihm "zugewiesene") Funktion, die Ideologie jene Funktion 
und daß die funktionalen Erfordernisse des Kapitalismus (deren Fest-
stellung grundsätzlich schwierig ist und in den gegebenen Fällen von 
reproduktionstheoretischen Voraussetzungen <dazu Hirst 1979, S.43 und 
Przeworski/Wallerstein 1982, S.235f > her vorgenommen wurde) auch er-
füllt seien. Reine Behauptungen fallen aber eben in dem Moment in 
sich zusammen, wo deren von kritischer Hinterfragung geforderte Ex-
plikation ausbleibt. 
150 
Wenn hier dennoch der Versuch einer etwas ausführlicheren Funk-
tionalismuskritik unternommen wird, dann deshalb, weil just im Mo-
mente des Abebbens des marxistischen Funktionalismus mit G.A. Cohens 
'Karl Marx's Theory of History. A Defense' eine (bezüglich der Prä-
sentation ihrer Argumente sicher zurecht) hochgelobte Arbeit erschien, 
die den Funktionalismus verteidigte und die eine neuerliche methodolo-
gische Diskussion initiierte. Ein weiterer Grund ist, daß es mir wichtig 
scheint, zu zeigen, daß nicht nur diese oder jene, z.B. s taats theore-
tische, funktionalistische Behauptung wenig erkenntnisfördernd ist, son-
dern daß der sozialwissenschaftliche Funktionalismus prinzipiell äußerst 
fragwürdig ist. Zur Diskussion stehen Aussagen vom Typus: X hat die 
objektive Funktion Y, und nur solche Theorien, wo dieserart Aussagen 
im Mittelpunkt stehen, werden hier mit dem Begriff Funktionalismus 
umschrieben. Diese Aussagen beinhalten funktionale Erklärungen. Co-
hens Thesen bieten sich an für deren exemplarische Erörterung, und 
die Frage ist, ob er Argumente präsentiert, wo Althusser, Poulantzas 
und die 'Staatsabieiter ' nur Behauptungen aufstellen. (45) In einem 
zweiten Schritt soll dann die Frage behandelt werden, ob nicht doch 
eine gewisse, offene, Version funktionallogischer Argumentation in der 
Politikanalyse möglich und sogar angemessen ist. Der Unterschied zwi-
schen Funktionalismus und funktionallogischen Argumentationsmustern 
liegt darin, daß erstere von funktionalen Erfordernissen auf deren Er-
füllung schließen, während letztere nur solcherart Erfordernisse benen-
nen und deren Erfüllung dabei als abhängige Variable betrachten. 
Vor aller Kritik des Funktionalismus sind zunächst zweierlei begriff-
liche Verdeutlichungen notwendig. Erstens sollte man Effekte und 
Funktionen nicht miteinander verwechseln. Wenn ich sage, gesellschaft-
liche Stabilität sei ein Effekt der Ideologie, dann ist dies etwas ganz 
anderes als wenn ich sage, ihre Gewährleistung sei eine Funktion der 
Ideologie. Effekte treten ein, ob sie nun erwünscht sind oder nicht; die 
Auslöser von Effekten stehen in keinem logischen Zusammenhang mit 
den Gegenständen, die von diesen beeinflußt werden bzw. mit den Zu-
ständen, die sie bewirken. Bei Funktionen ist dies dagegen sehr wohl 
der Fall. Sie sind erforderlich, und irgendein Mechanismus sorgt dafür, 
daß der erwünschte/geforderte Effekt eintritt . Wenn daher z.B. eine 
gesellschaftliche Krisensituation trotz schönen Wetters am Wahltage 
eine hohe Wahlbeteiligung bewirkt, dann haben wir es zu tun mit einem 
Effekt der Krisensituation, nicht aber, wie G.Schmid in seiner anson-
sten sehr lesenswerten Arbeit 'Funktionsanalyse und politische Theorie' 
(1974, S.59) meint, mit einer Funktion dieser Krisensituation. Sozial-
demokratische Parteien, die meist von einer hohen Wahlbeteiligung pro-
fitieren, mögen hier vielleicht von einem funktionalen Effekt sprechen, 
einen rationalen Bezug zum Wunsch hoher Wahlbeteiligung haben gesell-
schaftliche Krisen aber nicht. Erst wenn Effekte "zugewiesen" werden, 
um noch einmal mit Poulantzas zu sprechen, kann die Rede sein von 
Funktionen. Die Verwendung des Begriffes Funktion in Zusammenhän-
gen, wo er nicht am Platze ist, stiftet nur Verwirrung. 
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Eine zweite Unterscheidung betrifft die zwischen intendierten und 
den von den Funktionalisten unterstellten 'objektiven' Funktionen, oder 
in der Umschreibung von Merton (1968, S.195) die Unterscheidung zwi-
schen manifesten und latenten Funktionen. Manifeste Funktionen resul-
tieren aus intentionalem Handeln der Menschen, während latente Funk-
tionen "neither intended nor recognized" sind. Ausschließlich um diese 
latenten oder objektiven Funktionen geht es hier. Intendierte Funk-
tionen sind theoretisch unproblematisch. Bei einem Pfeiler, der ein 
Dach stützt, ist bekannt, daß Menschen stabile Dächer wünschen und 
daß sie daher z.B. Pfeiler setzen. Das Ziel der Stabilität und das die-
sem Ziel entsprechende zweckrationale - teleologische - Handeln er-
klären die Existenz von Pfeilern. Das Ziel sowie der ihm zugrunde lie-
gende Wunsch sind der Bezugspunkt der jeweiligen manifesten Funktion, 
und das zweckrationale Handeln der Menschen ist der Mechanismus, der 
dafür sorgt, daß dem Wunsch/der Forderung mit funktionalen Leistun-
gen entsprochen wird. 
Die objektiven Funktionen müßten nun nach genau demselben Mus-
ter gestrickt sein. Die entscheidende Differenz wäre nur, 
- daß an die Stelle subjektiver Wünsche, Interessen und Ziele entspre-
chende objektive Größen träten 
- und daß an die Stelle funktionaler Leistungen, die aufgrund von 
zweckrationalen Überlegungen subjektiv initiiert und erbracht werden, 
objektive Mechanismen träten,die gleiches bewirken. 
Ausgeschlossen wäre hierbei keineswegs, daß in der Gesellschaft sub-
jektive Wünsche und Interessen anwesend sind, deren Erfüllung dieselben 
funktionalen Leistungen erfordert. Die Voraussetzung für die gerecht-
fertigte Rede von objektiven Funktionen ist nur, daß die Träger dieser 
Interessen - Klassen, Gruppen, etc. - aus welchen Gründen auch immer 
nicht imstande sind, die zur Entsprechung dieser Interessen notwendigen 
funktionalen Leistungen oder Prozesse selbst auszuführen bzw. zu kon-
trollieren, daß aber dennoch ein Mechanismus wirksam ist, der diesen 
Interessen funktional ißt. Bezugspunkt der Funktionen und Auslöser der 
funktionserbringenden Mechanismen wären dann aber nicht diese Inte-
ressen, sondern ihnen identische objektive Notwendigkeiten. 
Beispiel: Poulantzas würde sicher nicht bestreiten, daß die Kapi-
talisten ein Interesse an einem Staat haben, der als Kohäsionsfaktor 
der kapitalistischen Verhältnisse auftritt. Die zur Entsprechung dieses 
Interesses notwendige instrumentelle Macht bestreitet er ihnen im Ge-
gensatz zu Miliband jedoch. Und trotzdem behauptet er, der bürgerliche 
Staat habe die Funktion, die kapitalistischen Verhältnisse zusammenzu-
halten. Und damit setzt er eben einen objektiven Mechanismus voraus, 
der diese von ihm unterstellte Funktion des Staates bewerkstelligt, und 
zudem einen Bezugspunkt in der Gesellschaftsstruktur, der nach einer 
solchen Funktion verlangt und den genannten Mechanismus in Gang 
setzt. Ohne Bezugspunkt hätten wir hier nicht zu tun mit einer Funk-
tion, sondern mit einem Effekt anonymer Mechanismen. (46) 
In Verlängerung des Vorhergehenden ist noch festzustellen, daß, 
gäbe es objektive Funktionen, diese nicht nur unabhängig von eventuell 
gleichlautenden Interessen zustande kämen, sondern auch außerhalb des 
152 
Zugriffs gegenläufiger Interessen lägen. Und genau dies impliziert auch 
die allgemeintheoretische Behauptung von den Kohäsionsfunktionen der 
Ideologie und des Staates. Diese Behauptungen sind derart formuliert, 
daß sie Geltung beanspruchen für alle kapitalistischen Länder in jeder 
historischen Phase ihrer Existenz, gänzlich unabhängig von den jeweili-
gen gesellschaftlichen Kräfteverhältnissen. Der Funktionalismus degra-
diert die Menschen zu "dupes of the system" (Giddens 1981, S.223), und 
eben darum ist es ein Widerspruch, wenn gleichzeitig behauptet wird, 
der Klassenkampf sei der Motor der Geschichte. 
Die Voraussetzungen objektiver Funktionen sind hier ganz bewußt im 
Konjunktiv benannt worden, denn m.E. gibt es keine objektiven Funk-
tionen in Gesellschaft und Geschichte. Es sind aber diese Voraus-
setzungen, die der Funktionalismus impliziert und deren Existenz von 
seinen Befürwortern aufgezeigt werden müßte. Abgesehen von reinem 
Dogmatismus werden sie zuweilen daran gehindert von ihrem eigenen 
Selbstverständnis des Funktionalismus bzw. von ihren Formeln funktiona-
ler Erklärungen, die oftmals nur wenig zu tun haben mit funktionaler 
Logik im allgemeinen (47) und gegebenenfalls mit ihren eigenen inhalt-
lichen Konstruktionen funktionalistischen Charakters im besonderen. 
Damit kommen wir zu Cohen. 
Erinnern wir uns zunächst einmal, daß es Cohens Absicht war, Marx' 
historischen Materialismus zu verteidigen. Seine beiden Hauptthesen 
sind: 1. Im historischen Materialismus determinieren die Produktiv-
kräfte die Entwicklung der Produktionsverhältnisse und 2.: "Central Mar-
xian explanations are functional" (Cohen 1978, S.278). Genau wie hin-
sichtlich der Materialismusthese (vgl. oben, Kap. I) begnügt er sich zum 
Zwecke der "Verteidigung" auch bezüglich der Funktionalismusthese mit 
einer Paraphrasierung seiner Marx-Interpretation. Empirische Fundie-
rungen sucht man vergeblich. "His 'defence' is a wholly internalist 
one", sagt Giddens (1982b, S.537; vgl. Elster 1980, S.124 und Honderich 
1982, S.463) dann auch ganz zurecht. Beispiele typischer Paraphrasen 
sind: 
"Economic structures are as they are because, being so, they enable 
human productive power to expand", und "superstructures are as they 
are because, being so, they consolidate economic structures" (Cohen 
1978, S.XI). "The character of the forces functionally explains the 
character of the relations." (ibid., S.160) 
"The forces would not develop as they do were the relations different, 
but that is why the relations are not different." (ibid., S.161) 
"Property relations have the character they do because production re -
lations require that they have it." (ibid., S.231) 
"Bases need superstructures, and they get the superstructures they 
need because they need them." (ibid., S.233) 
"Each element is as it is because of its contribution to the whole." 
(ibid., S.284) 
Es liegt auf der Hand, daß der kritische Leser solcher Aussagen 
sich fragt, wie deren Autor dazu kommt, sie zu formulieren. Die Bot-
schaft, dies sei der Inhalt von Marx' Theorie, ist hier nicht befriedi-
gend, zumal in einer Arbeit, die vorgibt, diese Theorie zu verteidigen. 
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Elsters Gegenthese (1982, S.463), daß "the need does not create its 
own fulfillment" und seine Frage (ders. 1980, S.125) nach den "condi-
tions" und "mechanisms" der von Cohen behaupteten funktionalen Zu-
sammenhänge (vgl. auch Ruben 1981, S. 232), ist daher sehr begreiflich. 
Cohens Argumentation ist - oder sollte man vorsichtiger und am eige-
nen Verstand zweifelnd sagen, scheint - erstaunlich, und Honderichs 
(1982, S.463) kritische Bemerkung bringt dies auf den Punkt: "A full 
answer to the question of why a relation of production obtains is given 
by a proposition which mentions only that relations and forces of pro-
duction." 
Bezugspunkt in Cohens funktionalistischen Konstruktionen sind die 
Produktivkräfte oder genauer, deren "need" sich zu entwickeln: "The 
master thesis of historical materialism puts the growth of human 
powers at the centre of the historical process, and it is this extra-
social development that society itself is constrained to adjust." (Cohen 
1978, S.285) Es ist wichtig, darauf hinzuweisen, daß dieser Bezugspunkt 
nicht verwechselt werden darf mit dem von Cohen gleichzeitig unter-
stellten über-historischen Interesse der Menschen an der Entwicklung 
ihrer Produktivkräfte. Ein solches Interesse, dessen über-historische 
Existenz Cohen übrigens auch nicht dokumentiert (vgl. oben, Kap.l), 
wäre Bezugspunkt manifester, nicht aber objektiver Funktionen. Ebenso-
wenig darf man das von Cohen den Produktivkräften attestierte Ver-
mögen, Produktionsverhältnisse zu "selektieren", zu "diktieren" usw. (vgl. 
ibid., S.162, 204, 226, 292) verwechseln mit menschlicher "rationality 
and intelligence", die seines E rächt ens eine "perennial tendency to 
productive progress" hervorrufen (ibid., S. 165). Wäre dies das Entschei-
dende, dann wäre subjektive Zweckrationalität Ursache und Anlaß ge-
schichtlicher Veränderungen der Produktionsverhältnisse. (48) Als Ausfluß 
menschlicher Intention betrachtet Cohen die Geschichte jedoch nicht. 
Und daher ist er logischerweise auch gezwungen, die Produktivkräfte 
als "aparte Person" einzuführen, und seine Redeweise entspricht dem 
auch. Produktivkräfte (und entsprechend dann die Produktionsverhältnisse 
bezüglich des Überbaus) haben "needs", und sie selektieren, diktieren 
usw. ihnen genehme Funktionen. Die Geschichte ist ein objektiv teleo-
logischer Prozeß. (49) Das jedenfalls impliziert Cohens Funktionalismus, 
den er nirgends empirisch erhärtet und dessentwegen er zurecht krit i-
siert wurde. 
Was hat Cohen nun zur Verteidigung seiner "Defence" zu sagen? 
Zunächst einmal, daß man mit der Kritik des historisch-materialisti-
schen Funktionalismus den historischen Materialismus überhaupt in 
Frage stellt und daß man sich daher der "Kosten" einer solchen Kritik 
bewußt sein muß (vgl. Cohen 1980, S.129). Dies kommt der Beschwörung 
einer Glaubensgemeinschaft gleich. Weiter konstruiert (bzw. wiederholt) 
Cohen eine Formel funktionaler Erklärungen und entgegnet er Elster, 
daß es zur Rechtfertigung funktionaler Erklärungen nicht notwendig sei, 
den genauen Mechanismus der Konstitution objektiver funktionaler Zu-
sammenhänge angeben zu können. Es bleibt also dabei: "The economic 
structure has the function of developing the productive forces, and the 
superstructure the function of stabilizing the economic structure."(ibid.) 
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Die Grundformel funktionaler Erklärungen - Cohen spricht diesbezüglich 
auch von "consequence laws" - lautet Cohen (1982, S.485) zufolge: "An 
event ( e t c . ) . . . is explained in terms of its effects." (ähnlich Stinchcom-
be 1968, S.58) Da eine solche Formulierung, genauer betrachtet , aber 
Probleme mit der Zeit in sich birgt - die Effekte gingen der Ursache 
voraus - präzisiert er: "When E (= event, UB) occurs (partly) because 
if E occurs it brings about F (= effect, UB), we have a functional ex-
planation of E" bzw. "e occured because it would cause f". Die Kurz-
formel einer funktionalen Erklärung ist demzufolge: (E - F) -» E, wobei 
Cohen (E - F ) als "dispositional fact" umschreibt (vgl.Cohen 1980, S.130 
und 1982, S.486). 
Ohne Zweifel ist Cohens Konstruktion des Verhältnisses der Produk-
tivkräfte zu den Produktionsverhältnissen funktionalistisch. Die Frage 
ist jedoch, ob diese inhaltlichen Konstruktionen auch gedeckt werden 
von seiner Formel funktionaler Erklärungen. Ist es überhaupt eine For-
mel funktionaler Erklärungen? Wenn man gemäß dieser Formel sagt, 
daß, weil die kapitalistischen Produktionsverhältnisse die Produktivkräfte 
fördern würden, es die kapitalistischen Produktionsverhältnisse gibt, 
dann setzt man entweder, um Problemen mit der Zeit zu entgehen, die 
Existenz dieser Verhältnisse immer schon voraus, könnte ohnehin also 
höchstens ihre Erhaltung, nicht aber ihre Entstehung erklären - Cohens 
Buch heißt jedoch ... 'Theory of History' - oder aber man setzt 
voraus, wie die weil-Konstruktion übrigens auch nahelegt, daß F e r -
wünscht ist und "the dispositional fact" (E - F) ein kognitiv antizipier-
ter Zusammenhang, infolgedessen E installiert wird, da F erwünscht ist. 
Dann aber sollte man auch explizit sein und die Formel entsprechend 
vervollständigen. Und das würde bedeuten, da es hier ja um objektive 
Funktionen geht, daß die "aparten Personen" auch in die Formel ein-
geführt werden. In (E -* F) - E ist das because vollständig undeutlich. 
Aber vollständige oder unvollständige und damit falsche Formel; eine 
ganz andere Frage ist, ob die Formel in der Wirklichkeit ihre Entspre-
chung findet. Und in diesem Punkt hat Cohen absolut nichts zu sagen. 
Ein letztes Wort noch zu Cohens Zurückweisung der Forderung, daß 
der funktionssetzende Mechanismus aufgezeigt werden muß, wenn funk-
tionale Erklärungsansprüche plausibel sein sollen. Er sagt: "I think one 
can support the claim that В functionally explains A even when one 
cannot suggest what the mechanism is, if instead one can point to an 
appropriately varied range of instances in which, whenever A would be 
functional for B, A appears." (1982, S.490) Weit gefehlt! - kann man 
da nur antworten. Korrelationen - von denen Cohen übrigens keinen 
"appropriately varied range" aufzeigt - als solche besagen noch nicht, 
daß ein objektiver funktionaler Zusammenhang vorliegt. Genausogut 
kann es ein manifest-funktionaler Zusammenhang sein oder ein solcher, 
wo A nichts als ein Effekt ist. Darum wäre es zur Untermauerung des 
Geltungsanspruchs funktionaler Erklärungen erforderlich, daß nicht ir-
gendein Mechanismus, sondern genau ein solcher Mechanismus aufge-
zeigt wird, der ausweist, daß es sich um einen objektiven funktionalen 
Zusammenhang handelt. (50) 
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Schlußfolgerung: Solange die Protagonisten des Funktionalismus 
diesen entweder überhaupt nicht argumentativ untermauern oder es 
derart dürftig tun wie Cohen, gibt es keinen Anlaß, von der Existenz 
objektiver Funktionen in Geschichte und Gesellschaft auszugehen. 
Bliebe die Frage, ob eine gesellschaftliches Handeln berücksichti-
gende, 'offene' Fassung funktionallogischer Argumentation in den 
Sozi al wissenschaften möglich ist. Also eine funktionale Logik, die weder 
(wie im abzuweisenden Funktionalismus) ihren Bezugspunkt hat in Sys-
tem- oder Strukturbedürfnissen/Interessen, noch ausschließlich Bezug 
nimmt auf (theoretisch unproblematische) manifest-funktionale Zusam-
menhänge intentionaler Praxis und die zudem von der Benennung funk-
tionaler Erfordernisse nicht automatisch auf deren Erfüllung schließt. 
Die Konstruktion einer solchen funktionalen Logik wäre: Unabhängig 
davon, ob die Menschen es wissen und unabhängig von ihren besonderen 
Interessen, gibt es bestimmte objektive Notwendigkeiten ihres gesell-
schaftlichen Lebens, die bestimmte funktionale Erfordernisse nach sich 
ziehen. Die Durchsetzung dieser funktionalen Erfordernisse kann aller-
dings nur auf dem Wege gesellschaftlicher Praxis geschehen und ist 
a priori nicht gewährleistet. Abhängig ist die Durchsetzung objektiver 
funktionaler Erfordernisse 
- entweder von ihrer Erkenntnis und darauf folgendem zweckrationalen 
Handeln, womit dann objektiv-funktionale Zusammenhänge in mani-
fest-funktionale Zusammenhänge aufgelöst würden, 
- oder aber von "trial and error" Prozessen, die einen bestimmten ge-
wünschten Effekt bewirken, der der funktionalen Entsprechung einer 
objektiven Notwendigkeit gleichkommt bzw. sie impliziert. 
Mag sein, daß dies alles vorläufig noch ein wenig unverständlich klingt. 
Um mehr Deutlichkeit zu schaffen, müßte zunächst einmal geklärt 
werden, ob es derlei Notwendigkeiten, die als Bezugspunkt funktional-
logischer Gesellschaftsanalyse dienen können, überhaupt gibt. M.E. ist 
dies der Fall. So ist es z.B. eine objektive Notwendigkeit, daß im Ka-
pitalismus (dessen Abschaffung grundsätzlich natürlich möglich ist) ein 
gewisses Niveau kapitalistischer Profitabilität gesichert wird, da diese 
die Voraussetzung existentieller Reproduktion ist. Und diese Notwendig-
keit erfordert eine ihr funktionale Praxis der vielen gesellschaftlichen 
Handlungsträger oder jedenfalls eine Praxis, deren Effekt ihr funktional 
ist. Ein anderes, allgemeingültiges, Beispiel ist, daß ein gewisses Maß 
gesellschaftlicher Integration (sowohl sozialer als auch Systemintegra-
tion <51>) eine unumgängliche Bedingung des Gelingens materieller 
gesellschaftlicher Reproduktion ist. Das heißt, sowohl die Handlungs-
orientierungen der Menschen als auch die Interaktion der gesellschaft-
lichen Subsysteme (Wirtschaft, Politik, Privatsphäre sowie wieder deren 
Subsysteme - Systemdifferenzierung als historisch gegebener Tatbestand 
¡st hier vorausgesetzt; in Stammesgesellschaften gibt es keine oder 
kaum eine Systemdifferenzierung) müssen dieser Bedingung entsprechen. 
Geschieht dies nicht, dann ist Anlaß, von einer gesellschaftlichen Krise 
zu sprechen. 
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Um Mißverständnisse zu vermeiden, möchte ich jedoch betonen, daß 
"Systembestand", wie die an der Biologie orientierte Systemtheorie oft 
behauptet (52), keineswegs eine objektive Bedingung materieller Repro-
duktion ist. Gesellschaften sind immer historische 'Systeme' und Sys-
tembestand schlösse Veränderung per definitionem aus. Bei einem ge-
wissen, elementaren Maß gesellschaftlicher Integration ist dies dagegen 
nicht der Fall. Systembestand ist daher auch kein angemessener Be-
zugspunkt funktionallogisch argumentierender Gesellschaftstheorie. 
Ebensowenig kommen dafür die objektiven Bedingungen irgendwelcher 
Partikularinteressen in Anmerkung - von objektiven System- oder Ge-
schichtszielen ganz zu schweigen. Als Bezugspunkt funktionallogischer 
Argumentation kommen ausschließlich existentielle Notwendigkeiten 
(und deren historische und situative Formen) des gesellschaftlichen 
Lebens in Frage. 
Gegenüber Giddens (1979, S.113f und 1981, S.18f), der diese Möglich-
keit funktionallogischer Argumentation anerkennt und sie, allerdings nur 
kursorisch, unter dem Nenner von "counterfactual Statements" abhan-
delt, möchte ich behaupten, daß "counterfactual Statements", wenn sie 
existentielle Notwendigkeiten betreffen, sehr wohl "explanatory force" 
haben. Denn diese Notwendigkeiten umschreiben gesellschaftliche Zwän-
ge, die sich immer dann geltend machen, wenn sie nicht befolgt 
werden und die die Artikulationsbasis einer bestimmten Praxis sind. 
Der Begriff der funktionalen Erfordernisse ist hier am Platze, weil 
damit angegeben wird, daß die Gesellschaft einem Druck zu einer be-
stimmten (Zweck-) Rationalität der Beziehungen ihrer Subsysteme und 
des sozialen Handelns der Menschen unterliegt (S3); eine Rationalität, 
die keineswegs identisch sein muß mit dem, was die Menschen gemäß 
ihrer vielen Einzel- und Gruppeninteressen als rational erachten. 
Die faktische Nicht-Kongruenz und oft Gegensätzlichkeit von dem, 
was die Individuen, Gruppen, politischen Kräfte e tc . erstreben und dem, 
was in jedem Fall zur elementaren Reproduktion ihres gesellschaft-
lichen Lebens notwendig ist, macht deutlich, daß es a priori eben keine 
Gewähr dafür gibt, daß das Notwendige sich auch durchsetzt. Die Kon-
statierung, daß es sich trotz der genannten Nicht-Kongruenz und Ge-
gensätzlichkeit normaliter doch durchsetzt - wenngleich immer nur 
mehr oder weniger und nicht ungestört von Krisen - , beinhaltet eines 
der ältesten Probleme der Gesellschaftstheorie und sie war und ist 
Anlaß zu den wildesten Spekulationen. Einmal war 's der liebe Gott, 
der hinter allem stand, ein ander Mal eine "invisible hand", und 
schließlich wurde das Problem funktionalistisch kurzgeschlossen auf dem 
Wege aprioretischer Funktionszuweisungen. Klassisch ist wohl diese For-
mulierung: Es sei, sagte Kant (1964, S.34), "hier keine Auskunft für 
den Philosophen, als daß, da er bei Menschen und ihrem Spiele im 
großen gar keine vernünftige eigene Absicht voraussetzen kann, er ver-
suche, ob er nicht eine Naturabsicht in diesem widersinnigen Gange 
menschlicher Dinge entdecken könne, aus welcher, von Geschöpfen, die 
ohne eigenen Plan verfahren, dennoch eine Geschichte nach einem be -
stimmten Plane der Natur möglich sei". 
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Tatsächlich ist es nicht einfach, zu begreifen, wie das (im angege-
benen Sinn) Notwendige und Funktionale sich durchsetzen kann in e i -
nem Kontext, dessen äußere Anzeichen in genau die entgegengesetzte 
Richtung weisen. Die oben offerierte - ' theoretische' - Möglichkeit, 
daß dies geschehen könne durch die Erkenntnisse des Notwendigen und 
nachfolgendem zweckrationalen Handeln, ist praktisch ja meist ausge-
schlossen in einer Gesellschaft, die durch Interessenvielfalt und -kon-
flikte gekennzeichnet ist. Die - abstrakte - Erkenntnis bestimmter 
existentieller Notwendigkeiten des gesellschaftlichen Lebens ist noch 
am wenigsten problematisch; sie wird den Menschen ja aufgedrängt, 
wenn die Notwendigkeiten faktisch nicht oder zu wenig berücksichtigt 
werden. Viel problematischer ist, daß die Träger der vielen Interessen 
neben ihren (gegensätzlichen) Partikularinteressen gleichzeitig und 
ständig die sie allesamt betreffenden existentiellen Notwendigkeiten 
berücksichtigen, daß sie wissen, wie diesen Notwendigkeiten funktional 
entsprochen werden kann, daß sie sich einig sind in der Wahl der-
jenigen äquifinalen Antworten, mit denen den Notwendigkeiten tatsäch-
lich entsprochen werden soll und daß sie mithin bereit wären, ihre Par-
tikularinteressen auf eine spezifische Einfüllung der funktionalen Er-
fordernisse abzustimmen. 
Da dies normalerweise nicht der Fall ist, muß man die Lösung des 
Problems woanders suchen. Eine Lösung wäre, daß es eine gesellschaft-
liche Gruppe, Klasse, Kraft ... gibt, die nicht nur die Erkenntnis der 
existentiellen Notwendigkeiten besitzt, sondern darüberhinaus über 
derartig viel Macht verfügt, die sie in die Lage versetzt, eine ihr ge-
nehme Einfüllung der funktionalen Erfordernisse der gesamten übrigen 
Gesellschaft aufzuerlegen. Zunächst einmal erfordert dies jedoch eine 
immense Macht - man denke nur einmal an die Erfordernisse der Sys-
t em- und Sozialintegration - , und darüberhinaus hätten wir hier zu tun 
mit einer wahrlich philanthropisch gesinnten Macht. Viel wahrschein-
licher bei einer solchen Machtkonzentration ist, daß den allgemeinen 
existentiellen Notwendigkeiten eben nicht oder nur in rudimentärem 
Maße genüge getan wird und daß eine gesellschaftliche Integration, die 
den dominanten Partikularinteressen förderlich ist, repressiv durchge-
setzt wird. In reiner Form gibt es aber auch diese Lösung nicht. Zu-
weilen, wie z.B. in den Diktaturen Lateinamerikas, mag es sie annähe-
rungsweise geben, aber grundsätzlich wird auch hier eine Kohärenz und 
Rationalität der Herrschenden vorausgesetzt, deren Existenz nicht wahr-
scheinlich ist. 
Eine zweite 'Lösung', die m.E. auch in die vorhergehende hinein-
spielt und vor allem in Frage kommt für die komplexen westlichen De-
mokratien, bilden Prozesse, die die Verlaufsform von "trial and error"-
Prozessen haben (54); Prozesse, die bestimmte gewünschte Effekte be-
wirken, die der funktionalen Entsprechung existentieller Notwendig-
keiten gleichkommen. Unter der Voraussetzung, daß diese Notwendig-
keiten mehr oder weniger, und sei es auch nur intuitiv, bekannt sind, 
hätten solche Prozesse idealtypisch ungefähr folgendes Aussehen: 
Eine gesellschaftliche Krise brächte einen Prozeß des Probierens und 
der Neuorientierung zur Auslösung, der gebrochen würde vom Kampf 
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um, an Partikularinteressen gekoppelte, verschiedene Optionen. 'Abge-
schlossen' wäre dieser Prozeß in dem Moment, wo ein befriedigender 
Zustand (der gewünschte Effekt: materielle Versorgung, Sicherheit) er-
reicht ist, der nahelegt, daß den existentiellen Notwendigkeiten jetzt 
entsprochen ist. Analog dem Mechanismus natürlicher Selektionen 
hätten sich dabei diejenige Kombination von Partikularinteressen und 
demzufolge diejenigen Problemlösungsstrategien und Werte durchgesetzt, 
die am plausibelsten für sich in Anspruch nehmen könnten, die ge-
wünschten Effekte zu erzielen. Eine Phase der strukturellen Ablagerung 
von Problemlösungskapazitäten und Normengefügen könnte beginnen. 
Echt abgeschlossen ist ein solcher Prozeß natürlich nie; die Menschen 
laufen den ungewollten Resultaten ihrer Praxis stets hinterher und in 
der objektiv dynamischen bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaft ist 
dies ganz besonders der Fall. Zudem möchte ich bemerken, daß erfolg-
reiche "trial and еггог''-Prozesse lang und schmerzhaft sein können/sind 
und daß auch hier Repression, Kompromisse und Manipulation eine 
Rolle spielen. Aber diese Dinge sollten das Thema detaillierter Studien 
sein. Abschließend möchte ich noch einmal darauf verweisen, daß es 
a priori niemals gewährleistet ist, daß das existentiell Notwendige sich 
tatsächlich durchsetzt. Von daher nehmen die vorhergehenden Über-
legungen also auch nur Bezug auf Fälle, wo es geschieht. 
3 Klassenherrschaft, Klassenstaat? Über Herrschaft und gegensätzliche 
Herrschaftsverhältnisse 
Daß kapitalistische, aber auch feudale und sonstige vorkapitalistische 
sowie 'realsozialistische' Ausbeutung gleichzusetzen ist mit Klassenherr-
schaft, scheint eine Grundüberzeugung des Marxismus (55) zu sein. 
Denn kaum ein anderer Begriff wird mit einer derartigen Selbstver-
ständlichkeit gebraucht wie der der herrschenden Klasse. Vielleicht 
kann man sagen, daß die Häufigkeit der Verwendung dieses Begriffs 
während der letzten Jahre abgenommen hat, aber grundsätzliche Pro-
blematisierungen sind immer noch spärlich. So einleuchtend, wie offen-
bar vorausgesetzt wird, ist die abstrakte Gleichsetzung von Ausbeutung 
und Klassenherrschaft jedoch nicht. Um allein diese abstrakte, Allge-
meingültigkeit beanspruchende Gleichsetzung geht es hier. Unproble-
matisch ist die Sache, wenn analog zu beispielsweise der britischen 
Kolonialherrschaft in Indien Verhältnisse der gesellschaftlichen Uber-
und Unterordnung zwischen Klassen konkret aufgezeigt werden können. 
Ebenso fragwürdig wie die abstrakte Gleichsetzung von Ausbeutung und 
Klassenherrschaft ist die abstrakte Bestimmung des Staates als Klas-
senstaat aufgrund allein des Eigentumsrechts. 
Daß die Rede von der Klassenherrschaft nicht nur im Kapitalismus, 
sondern grundsätzlich mit Problemen behaftet ist, mag ein kurzer Blick 
auf nicht-kapitalistische Gesellschaftformationen zeigen. So scheint 
die Anweisung einer herrschenden Klasse im Feudalismus auf den e r -
sten Blick keine allzu großen Schwierigkeiten zu implizieren. Herrschaft 
ist dort legitim und bezieht sich ganz klar auf Verhältnisse zwischen 
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Menschen. Die Feudalherren herrschen mit Gottes Segen "über Land 
und Leute" (vgl. Hintze 1970) und diese Herrschaft umschließt die Aus-
beutung der Feudalbauern. Ein Fragezeichen bezüglich der Angemessen-
heit des Begriffs herrschende Klasse ergibt sich aus der feudalen Hie-
rarchie. Noch komplizierter ist der Sachverhalt in den vorkapitalisti-
schen Gesellschaftsformationen, wo Herrschaftsverhältnisse strukturell 
noch wenig ausgeprägt sind wie z.B. in den keltischen und germani-
schen Stammesverbänden (vgl. E.A. Thompson 1965 sowie Dopsch 1942) 
sowie in den Gesellschaften, in denen bürokratische Apparate eine 
gewichtige Rolle spielen wie z.B. im chinesischen Kaiserreich und im 
Reich von Byzanz (vgl. Franke/Trauzettel 1968 und Anderson 1974). 
Im etatistischen Sozialismus sind dagegen genau wie in der bürger-
lichen Gesellschaft Ausbeutung und Herrschaft von Menschen über Men-
schen nicht legitim. Dort herrschen autoritärer Wirtschaftsplan und 
bürokratische Gesetze. Profiteure im Sinne von persönlichem Reichtum 
und anderen Privilegien - die sogenannte Nomenklatura (hierzu Voslensky 
1980) - gibt es dort zweifelsohne, und aus der hierarchischen Struktur 
des Parteiapparates resultiert eine beträchtliche Macht der Parteispit-
zen (von der Stalin exzessiven Gebrauch zu machen wußte)(vgl. Lewin 
1975, S.252ff). Aber sind deswegen die Nomenklatura, oder gar nur 
die Mitglieder des Politbüros eine herrschende Klasse? Wer wäre denn 
in diesem Fall die unterdrückte, ausgebeutete Klasse? Etwa das ganze 
übrige Volk? Es scheint, daß man den komplexen Ausbeutungs- und 
Herrschaftsverhältnissen des "real existierenden Sozialismus" mit einem 
dichotomischen und personalistischen Konzept der Klassenherrschaft 
nicht beikommen kann (56) und zwar auch dann nicht, wenn man anstel-
le der Nomenklatura oder des Politbüros die Bürokratie als herrschende 
Klasse einsetzt (wie Stuurman 1979, S.89). Denn ohne nähere Spezifi-
kation ist die Bürokratie bezüglich der Herrschaftsverhältnisse eine viel 
zu diffuse Größe. 
Diese Überlegungen sollen hier nicht weiter ausgeführt werden. Im 
Zentrum dieser Arbeit stehen die kapitalistischen Herrschaftsverhält-
nisse oder genauer die Herrschaftsverhältnisse in der bürgerlichen Ge-
sellschaft. Konträr zur gängigen theoretischen Praxis des Marxismus 
möchte ich mich hier gegen die Gleichsetzung von kapitalistischer Aus-
beutung und Klassenherrschaft und damit gegen die abstrakte Anwei-
sung einer herrschenden Klasse aussprechen. Dies hat drei Gründe: 
1. Auch wenn die Einkommen aus selbständiger Arbeit und aus Ver-
mögen in den meisten Ländern höher sind als diejenigen aus Lohnarbeit 
- in der BRD (vgl. Bischoff u.a. 1982, S.115) ist das durchschnittliche 
Verhältnis etwa 3:1 (wobei man allerdings nicht vergessen darf, daß 
der Großteil der Selbständigen vom Kleinbürgertum gebildet wird) - , s o 
ist dennoch das wesentliche Charakteristikum kapitalistischer Ausbeu-
tung nicht persönliche Bereicherung, sondern der Zwang zur Profitmaxi-
mierung zwecks Erhaltung und Erhöhung der Akkumulationsrate. Eine 
von Belegschaftsvertretern gebildete Firmenleitung anstelle von Privat-
kapitalisten oder des von (Groß-) Anteilseignern eingesetzten Manage-
ments würde an der Produktion für den Profit und damit der Grundform 
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kapitalistischer Ausbeutung nichts wesentliches ändern. Der kapitalisti-
schen Ausbeutung korrespondiert daher nicht die Herrschaft der Kapi-
talisten - jedenfalls nicht per definitionem -, sondern die Herrschaft 
des Kapitals bzw. derjenigen Mechanismen, die aus der kapitalistischen 
Struktur des gesellschaftlichen Produktionsprozesses hervorgehen. Die 
gesellschaftliche Arbeit ist der Profitproduktion untergeordnet. Wenn 
Therborn (1977, S.30) sagt: "Capitalism is an impersonal mode of ex-
ploitation, involving the rule of capital rather than personal domination 
of the bourgeoisie" (vgl. auch ders. 1979, S.8), dann ist ihm hierin 
zuzustimmen. Vertritt man die zitierte Auffassung, dann sollte man der 
analytischen Schärfe wegen allerdings auch absehen vom aprioretischen 
Gebrauch des Begriffs herrschende Klasse. (57) Daß mit der Rede von 
der herrschenden Klasse ein konsistentes Konzept nicht-personaler 
Herrschaft vertreten werden kann, will mir nicht einleuchten. Die 
Gleichsetzung von Klasse und Struktur scheint mir wenig sinnvoll, da 
sie letztlich hinausläuft auf einen Strukturreduktionismus, der die The-
matisierung gesellschaftlicher, an strukturelle Kontexte gebundener, von 
diesen bestimmter, aber nicht auf sie reduzierbarer und Veränderung 
bewirkender Praxis unmöglich macht. Klassen bestehen aus Personen, 
Personen sind die Träger (im wohlverstandenen Sinne: Subjekte) gesell-
schaftlicher, Praxis und die Ausübung von Klassenherrschaft wäre dem-
gemäß eine gesellschaftliche Praxis. Daher gehe ich davon aus, daß das 
Konzept der Klassenherrschaft - eventuell auch entgegen den Intentio-
nen mancher Autoren, die es vertreten - ein Konzept personaler Herr-
schaft ist. Man kann zwar unterscheiden zwischen personalistischen -
z.B. Miliband - und strukturalistischen - z.B. Poulantzas - Theorien 
politischer Macht, aber auf der Ebene der Herrschaftsverhältnisse 
präsentieren beide Ansätze ein personalistisches Konzept. Eine herr-
schende Klasse ist eine Klasse, die herrscht. Will man dies nicht sagen, 
dann sollte man auch eine andere Terminologie wählen. 
2. Die abstrakte Gleichsetzung von kapitalistischer Ausbeutung und 
Klassenherrschaft bringt mit sich, daß unterschiedslos alle Kapitalisten 
zur herrschenden Klasse zählen. Also sowohl die Rockefellers und 
Flicks, die Manager der großen Multinationals als auch die Eigentümer 
kleiner kapitalistischer Unternehmen, die ja quantitativ in der Überzahl 
sind und oftmals abhängig von den erstgenannten. Will man diese Kon-
sequenz nicht ziehen, aber dennoch festhalten am Konzept der herr-
schenden Klasse, dann bleibt nur übrig, diesen Begriff in der Bedeutung 
einer herrschenden (ökonomischen) Elite zu gebrauchen, einer Elite, 
die dann von den Großkapitalisten gebildet würde. In einer solchen 
Konzeption, die anklingt bei den Stamokap- und Power Elite-Theorien, 
/wäre aber nicht mehr nur die Ausbeutung das Kriterium zur Anweisung 
einer herrschenden Klasse. (58) Zudem wären die Probleme des Perso-
nalismus damit nicht aus der Welt geschaffen. 
3. Wenn Ausbeutung im Sinne der persönlichen Bereicherung auf Ko-
sten anderer - dieser Aspekt spielt eine wichtige Rolle in den Arbeiten 
von Domhoff (z.B. 1971, Kap. 1 und 1979, S.3ff) - das Kriterium zur 
Anweisung von Herrschaft ist, dann muß gefragt werden, warum allein 
den Kapitalisten der Herrschaftstitel zukommen soll. Sicher, die Eigen-
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turner von großen und zuweilen auch kleinen Unternehmen, die Großan-
teilseigner und die Spitzenmanager der Konzerne beziehen horrende 
Einkommen. Aber ist der bei Millioneneinkommen (59) zu konstatie-
rende Tatbestand, daß bestimmte Personen der Gesellschaft ohne deren 
Zustimmung weit mehr entziehen als sie ihr geben, nicht auch gegeben 
bei z.B. medizinischen Spezialisten, Notaren (60) und vergleichbaren 
Berufen? Und ist es darüberhinaus nicht sogar zutreffend, daß der 
Hierarchie der Arbeitsteilung und der sozialen Klassen auch eine be-
stimmte Hierarchie der Ausbeutung entspricht? Wenn dies aber der 
Fall ist - und daß es der Fall ist, möchte ich einmal ohne nähere 
Argumentation behaupten (61) -, dann haben wir-zu tun mit einem 
Ausbeutungsgeflecht. Dies aber bedeutet auch dann, wenn man weiter-
hin Ausbeutung mit Herrschaft gleichsetzt, daß der Begriff herrschende 
Klasse fehl am Platze ist. 
4. Das schwerwiegenste Gegenargument ist, daß die Auffassung, Aus-
beutung könne nur möglich sein unter der Voraussetzung der Herrschaft 
der Ausbeuter, nicht haltbar ist. Diese Auffassung ist nur eine Version 
des in dieser Arbeit schon so oft kritisierten normativen reproduktions-
theoretischen Ansatzes in der Analyse der Macht- und Herrschaftsver-
hältnisse. Ich möchte hier nochmals betonen, daß die dem Kapitalismus 
eigentümliche systemische Ausbeutung unabhängig von der Macht der 
Kapitalisten solange intakt bleibt, wie es keine gesellschaftliche Kraft 
gibt, die imstande ist, den Kapitalismus zu beseitigen. Die Herbeifüh-
rung einer ausbeutungsfreien Gesellschaft erfordert jedoch nicht nur 
Macht, sondern auch ein Konzept, eine Perspektive. Marxisten und 
andere Sozialisten haben bisher vom Sozialismus allerdings meist auf 
eine Weise gesprochen wie Priester vom Himmel sprechen. Ein verbrei-
tetes Bewußtsein der Schwierigkeiten, wie denn Planung so gestaltet 
werden kann, ohne daß sie bürokratisch entar te t , wie also Planung 
einer weltweiten, komplexen Wirtschaft und Demokratie miteinander 
verbunden werden können und wie Demokratie und Leistungsfähigkeit 
miteinander zu vereinbaren sind, ist nicht zu entdecken. Neben und im 
Zusammenhang mit dem Geschichtsobjektivismus und all den Reduk-
tionismen ist das Sonntagsgerede vom Sozialismus eines der größten 
Schwachpunkte der marxistischen politischen Theorie. Eine sozialistische 
Perspektive allein bringt natürlich noch keinen Sozialismus, aber sie 
zu erarbeiten und zur Diskussion zu stellen, wäre eine angemessene 
Aufgabe einer politischen Theorie, die praktische Relevanz für sich in 
Anspruch nimmt. 
Die Abschaffung der Einkommensdifferenzen, soweit sie auf Ausbeu-
tung zurückzuführen sind, erfordert dagegen keine besondere Perspek-
tive. Nivellierung ist ja an sich nicht schwierig zu verwirklichen; es ist 
eine reine Machtfrage. Gewiß, es gibt hier haarsträubende Erscheinun-
gen. Man stelle sich z.B. einmal vor, daß eine Werft von 1977 bis 1983 
mit Milliardenbeträgen subventioniert wird, dann letztendlich aber doch 
bankrott geht und am Ende nicht einmal mehr in der Lage ist, die 
fälligen Löhne in voller Höhe auszubezahlen, 1500 Arbeiter entläßt, 
aber zur Krönung des Ganzen den Direktor mit einem "goldenen Hand-
druck" von ca. 1 Million DM verabschiedet. Genau dies ist in den Nie-
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derlanden geschehen, und es war keineswegs ein Einzelfall. (62) Oder 
nehmen wir die amerikanische Automobilindustrie. Während die Arbeits-
losenheere von Detroit stets mehr verelenden und gar Nahrungsmittel-
pakete von der Opel-Belegschaft aus West-Deutschland erhalten, ge-
nehmigt sich das Management von General Motors einen 'Leistungs-
bonus' von insgesamt 181 Millionen $ (verteilt auf 5081 Manager und 
Stabfunktionäre), nachdem es aufgrund des Protektionismus gegenüber 
Japan gelungen ist, die Produktion wieder heraufzusetzen (vgl. De Volks-
krant vom 4.5.1984, S.2). Es ist kaum vorstellbar, daß solche Dinge ge-
schehen können, ohne massenhaften Widerstand hervorzurufen. 
Aber dennoch: die These, dies sei nicht möglich ohne die Herrschaft 
der Ausbeuter und Privilegierten, ist viel zu simplistisch. Bei einer 
ökonomischen Differenzierung, wie sie existiert in den meisten kapita-
listischen Kernländern und einer hinzukommenden ethnischen und ge-
schlechtlichen Segmentierung der Arbeitsmärkte, wo ethnische Minder-
heiten ( 'Gastarbeiter ' ; Schwarze und 'Hispanics' in den USA) und 
Frauen, aber auch Alte und Jugendliche immer Gefahr laufen, margi-
nalisiert zu werden, gibt es eine ganze Reihe gesellschaftlicher Gruppen 
- der Begriff soziale Klasse scheint hier zu grob - , die ein Interesse 
an der Erhaltung der oftmals ungerechtfertigten Einkommensunterschie-
de haben. Eine solche Interessenkonstellation deutet sich auch an in 
Forschungsergebnissen zu der Frage, ob die Einkommensunterschiede 
angeglichen oder erhalten bzw. sogar noch vergrößert werden sollen. 
Einer Untersuchung von Eckart u.a. (1975, S.14) zufolge sprechen sich 
53% der bundesdeutschen Arbeiter insgesamt, 49% der Facharbeiter und 
40% der Angestellten für eine Angleichung aus, die jeweils restlichen 
Prozentsätze aber dagegen. Und auf die Frage nach der Berechtigung 
der Direktoreneinkommen überwiegen mit Ausnahme der ungelernten 
Arbeiter, wo das Verhältnis zwischen berechtigt und unberechtigt 49% 
zu 49% ist, deutlich diejenigen, die die Direktoreneinkommen für be-
rechtigt halten: 55% der Facharbeiter, 60% der "unteren" Angestellten, 
65% der "mittleren" Angestellten und 79% der "höheren" Angestellten 
(ibid., S.27; vergleichbare Daten zu England in Roberts u.a. 1977, S.95). 
Solche Zahlen und die ihnen zugrundeliegende Differenzierung der 
Einkommen können die politische 'Lähmung' verständlich machen, die 
immer erst überwunden werden muß, wenn eine Reduzierung der Ein-
kommensunterschiede und indirekt damit auch eine Verminderung der 
Einkommensausbeutung verwirklicht werden soll. Der Ausdruck Lähmung 
besagt nicht, daß die Einkommensrelationen starr sind - schließlich 
hat es ja in einigen Ländern erfolgreiche Nivellierungsbestrebungen ge-
geben. In Schweden, dem sozialdemokratischen Musterland, ist das Ver-
hältnis zwischen den 5% mit den höchsten Einkommen zu den 5% mit 
den niedrigsten Einkommen 3:1, während es in den USA 13,3:1 beträgt 
(vgl. Davis 1984, S.18, Anm. 18). Im erstgenannten Land verdient ein 
Stahlarbeiter 30% mehr als ein Arbeiter der Bekleidungsindustrie, im 
letztgenannten dagegen mehr als das doppelte, und die schwedischen 
Frauenlöhne befanden sich 1978 auf einem Niveau von 90% der Männer-
löhne (vgl.Buci-Glucksmann/Therborn 1982, S.llOf) gegenüber einem 
Niveau von 59% (1980) in den USA (vgl. Davis 1984, S. 19). Im Moment 
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sind aber nicht diese Zahlen und die damit angedeutete Möglichkeit 
eines Abbaus der ökonomischen Differenzierung von Bedeutung, sondern, 
daß in jedem Fall solange, wie eine durchgehende Einkommensdifferen-
zierung gegeben ist, solche wie die oben aufgeführten Exzesse möglich 
sind. Klassenherrschaft ist nicht deren unabdingbare Voraussetzung. 
Ein zweites 'Axiom' neben der Gleichsetzung von Ausbeutung und 
Klassenherrschaft ist die aprioretische Ableitung eines Klassencharak-
ters des Staates aus dessen Garantie des privaten Produktionsmittelei-
gentums. Dieses Axiom muß ebenso zurückgewiesen werden. Zunächst 
einmal ist diese Eigentumsgarantie keineswegs uneingeschränkt - meist 
gibt es die eine oder andere rechtliche Bindung des Produktionsmittel-
eigentums an das 'Gemeinwohl' (63) - J und zudem sind der Staat selbst 
(vgl. Krätke 1984, S.28) sowie öffentliche Einrichtungen wie z.B. Pen-
sionsfonds (64) heutzutage die größten Eigentümer der Produktions-
mittel. Die entscheidenden Gründe für die Zurückweisung der abstrak-
ten These vom Klassenstaat sind dies aber nicht. Entscheidend ist, daß 
die genannte Ableitung auf einer unhaltbaren Prämisse beruht. Denn 
diese Ableitung wäre nur dann a priori zutreffend, wenn auch a priori 
eine potente politische Kraft angewiesen werden könnte, deren Ziel 
die Abschaffung der kapitalistischen Eigentumsverhältnisse ist, woran 
sie aber u.a. vom Eigentumsrecht und dem dahinterstehenden repres-
siven Apparat gehindert wird; wenn, mit anderen Worten, das Eigen-
tumsrecht ein Wall gegen den Sozialismus wäre. Eine solche Auffassung 
vertritt der reproduktionstheoretisch ansetzende Marxismus. Kann aber 
weder die Arbeiterklasse noch irgendeine andere gesellschaftliche Größe 
als a priori anti-kapitalistische politische Kraft charakterisiert werden 
- und ohne unzulässigen Reduktionismus geht dies nicht -, dann 
markiert das Eigentumsrecht auch nicht per definitionem den Klassen-
charakter des Staates. Obwohl man davon ausgehen muß, daß es den 
Interessen der privaten Produktionsmitteleigentümer entspricht und auch 
tatsächlich die kapitalistische Ausbeutung legalisiert, ist es zunächst 
weiter nichts als ein Regulativ des gesellschaftlichen Lebensprozesses 
unter kapitalistischen Bedingungen. Man versuche sich einmal vorzustel-
len, was geschähe, wenn das Eigentumsrecht aufgehoben würde in 
einem Kontext, in dem es keine politische Kraft gibt, die in der Lage 
ist, eine alternative Gesellschaft herbeizuführen und die auch über das 
dazu erforderliche Konzept verfügt... Die aprioretische Rede vom Klas-
senstaat ist nichtssagend. 
Nun kritisiere ich die Allgemeingültigkeit beanspruchenden Konzepte 
der Klassenherrschaft und des Klassenstaates nicht, um auf diese Weise 
den Kapitalismus unter dem Motto: seht, so schlimm ist es doch gar 
nicht! - aufzupolieren. Es geht hier ausschließlich um den analytischen 
Wert dieser Konzepte, und es scheint mir ein Mißverständnis vorzulie-
gen, wenn man annimmt, eine Gesellschaftsanalyse sei erst dann 
'richtig' kritisch, wenn eine herrschende Klasse angewiesen ist und 
wenn der Staat als Klassenstaat konzipiert wird. Auch zu Zwecken der 
Kritik ist es notwendig, daß die Analyse zunächst einmal richtig ist. 
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Richtig oder angemessen zur Analyse der politischen Wirklichkeit 
der bürgerlichen Gesellschaft ist es, das aprioretische Konzept der 
Klassenherrschaft zu ersetzen durch ein Konzept allgemeiner, die Ge-
sellschaftsformation als solche spezifizierender, struktureller Herr-
schaftsverhältnisse, das die Frage nach den etwaigen je besonderen 
Herrschaftsverhältnissen in bestimmten Ländern zu bestimmten Zeiten 
aber offen läßt. Ob dort - um einmal zwei Extreme idealtypisch zu 
benennen - eine Teilung der Gesellschaft in Herrschende und Be-
herrschte bzw. Unterdrückte vorliegt und mit den strukturellen Herr-
schaftsverhältnissen einhergeht und diese trägt oder ob es anstelle von 
Herrschenden und Beherrschten nur ein komplex differenziertes und bis 
zu einem gewissen Grade flexibles Geflecht von Begünstigten und Be-
nachteiligten gibt, das bezüglich der strukturellen Herrschaftsverhält-
nisse weitgehend paralysierte Kräfteverhältnisse zur Folge hat, muß 
jeweils im Rahmen konkreter Untersuchungen festgestellt werden. 
Vielleicht kann man sagen, daß die Verhältnisse im Europa des 
19. Jahrhunderts und in einigen heutigen lateinamerikanischen und süd-
ostasiatischen Staaten annäherungsweise der ersten Möglichkeit, und 
daß die gegenwärtigen westlichen Demokratien eher der zweiten Mög-
lichkeit entsprechen. Ob oder gegebenenfalls inwieweit die Verhältnisse 
von Herrschenden und Beherrschten bzw. von Begünstigten und Benach-
teiligten Klassenverhältnisse sind, ist damit aber noch nicht gesagt und 
kann a priori auch nicht gesagt werden. Wo bestimmte Personengruppen 
in der Lage sind, den Rest der Bevölkerung ihren Interessen unterzu-
ordnen, mag zur näheren Umschreibung solcher Gruppen der Begriff 
Macht-Elite eher angemessen sein als der Begriff Klasse (wenngleich 
Klassenpositionen wahrscheinlich eine bedeutende Macht ressource sind), 
und das Eigentümliche eines Geflechts von Begünstigten und Benachtei-
ligten ist ja gerade, daß es sich nicht einfügen läßt in ein dichoto-
misches oder auch nur strikt hierarchisches Schema. 
Fragt man nun nach den grundlegenden, die bürgerliche Gesellschaft 
charakterisierenden strukturellen Herrschafts-, also Über- und Unter-
ordnungsverhältnissen, dann sind an erster Stelle die - wenngleich nicht 
uneingeschränkte - Herrschaft des Kapitals über die Arbeit und die 
Herrschaft des Patriarchats zu nennen. Patriarchale Herrschaft ist 
allerdings kein Spezifikum dieser Gesellschaft, denn in der einen oder 
anderen Form ist sie in wohl allen anderen Gesellschaftsformationen 
auch anzutreffen. Deswegen und weil auch nicht ersichtlich ist, warum 
die die bürgerliche Gesellschaft auszeichnende räumliche Segmentierung 
in öffentliche Sphäre und Privatsphäre irreversibel gekoppelt sein sollte 
an die Existenz patriarchaler Verhältnisse (65), fragt es sich auch, ob 
dais Patriarchat überhaupt ein konstitutives Element dieser Gesellschaft 
ist. 
Eine dritte fundamentale - und durchaus spezifische, wenngleich es 
sie unter anderen Vorzeichen auch im 'real existierenden Sozialismus' 
gibt - Herrschaftsdimension scheint mir gegeben mit der Herrschaft 
allgemeiner staatlicher Gesetze - jedenfalls ist diese These m.E. eine 
Überlegung wert. Die Begriffswahl ist dabei als vorläufig zu betrachten, 
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denn möglicherweise könnte es sich als sinnvoller erweisen, von einer 
genuin politischen Herrschaftsdimension zu sprechen. Daß alle in unse-
rer Gesellschaft bestehenden Herrschaftsbeziehungen unter die drei hier 
aufgeführten Dimensionen fallen, soll überigens nicht behauptet werden. 
Hier geht es, wie angedeutet, nur um die gesamte Gesellschaft durch-
ziehende strukturelle, mehr oder weniger spezifische Formen der Herr-
schaft. 
Es mag vielleicht überraschen, daß hier die Rede ist von der Herr-
schaft allgemeiner Gesetze als gesonderter Herrschaftsdimension. Auch 
wenn kaum strittig sein dürfte, daß die Gesetzesherrschaft ein Merkmal 
der bürgerlichen Gesellschaft ist, so sind Gesetze doch offenbar nichts 
anderes als Kodifikationen bestimmter gesellschaftlicher Verhältnisse, 
Sachverhalte und Regeln. Wie kann man denn da ihre Charakterisierung 
als gesonderte Herrschaftsdimension rechtfertigen? Wären staatliche 
Gesetze grundsätzlich immer der Herrschaft des Kapitals oder des Pa-
triarchats konform, dann wäre dies in der Tat nicht zu rechtfertigen. 
Gesetze wären nur ein Ausdruck ihnen vorgängiger, genau umrissener 
Herrschaftsverhältnisse. Daß letzteres nicht so ist, belegt allerdings 
allein schon die Tatsache, daß tausenderlei Gesetze, wie z.B. weite 
Teile des Strafrechts, überhaupt nichts zu tun haben mit der Herr-
schaft des Kapitals und ebensowenig mit der Herrschaft des Patri-
archats. 
Über das einzelne Gesetz gelangt man aber ohnehin nicht zur Be-
stimmung der Herrschaft allgemeiner Gesetze als einer besonderen 
Herrschaftsdimension. Von entscheidender Bedeutung ist hierbei viel-
mehr die Unterscheidung zwischen all den einzelnen Gesetzen einerseits 
und andererseits dem einfachen Tatbestand, daß es Gesetze, nicht die-
ses oder jenes Gesetz, sondern überhaupt allgemeine Gesetze gibt. Ge-
setze, deren Nicht-Befolgung Sanktionen bewirkt, denen spezifische 
Verhältnisse zwischen den Staatsbürgern und ' ihrem' Staat sowie zwi-
schen ihnen und den 'Gesetzesdienern' (Polizei, Grenz- oder auch So-
zialfürsorgebeamte etc.; Jessop (1980) z.B. thematisiert diesen Komplex 
unter dem Nenner des Verhältnisses von "people and official-dom") 
entsprechen und die erlassen werden von einer Instanz, die nicht a 
priori reduziert werden kann auf eine Agentur von Klassen- oder pa-
triarchaler Herrschaft. 
Sicher ist das einzelne Gesetz - vielleicht abgesehen von rein tech-
nischen Gesetzeskörpern wie der Straßenverkehrsordnung - immer Aus-
druck (Kodifikation) bestimmter Machtverhältnisse, die abhängig vom 
Inhalt eines jeweiligen Gesetzes eventuell selbst wieder in der Herr-
schaft des Kapitals, des Patriarchats oder auch anderer Instanzen 
gründen mögen und die von dorther ihre Ressourcen beziehen. Soweit 
dies der Fall ist, kann man sagen,daß die Herrschaft des Kapitals 
und des Patriarchats substantiellere Herrschaftsverhältnisse bezeichnen 
als die Unterordnung der Menschen unter dieses oder jenes Gesetz -
von Fällen, wo ein Gesetz unmittelbar die rechtliche Form gesell-
schaftlicher Verhältnisse ist, ganz zu schweigen. Der Sachverhalt, daß 
die bürgerliche Gesellschaft aber von der Herrschaft nicht nur dieses 
oder jenes Gesetzes, sondern von staatlichen Gesetzen generell und 
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damit zusammenhängend auch von einer spezifisch politischen Macht 
gekennzeichnet ist, scheint mir aber auf eine irreduzible Herrschafts-
dimension neben der Herrschaft des Kapitals und des Patriarchats zu 
verweisen. Der historische Ursprung dieser Dimension mag teilweise 
liegen in vor-bürgerlichen Gesellschaftsformationen und zum Teil in 
Form wechselseitiger Determination zusammenhängen mit der Heraus-
bildung der Herrschaft des Kapitals; ein in jedem Punkt zutreffendes 
Verhältnis von Substanz und Form liegt hier jedoch nicht vor. 
Ähnliches kann man auch sagen von der Herrschaft unkodifizierter 
Normen und Regeln. Auch diese Dimension ist in ihrer Existenz als 
solche überhaupt nicht und in ihren konkreten Inhalten nur bedingt re-
duzierbar auf die Herrschaft des Kapitals oder des Patriarchats. Die 
Herrschaft von Normen ist allerdings eine universelle Gegebenheit und 
daher kein Charakteristikum der bürgerlichen Gesellschaft (die aber 
ohne sie nicht funktionieren könnte). Und um Mißverständnisse zu ver-
meiden: ich behaupte hier beispielsweise weder, daß es eine gesetzlose 
Herrschaft des Kapitals gibt, noch, daß es eine normlose Herrschaft 
des Patriarchats gibt. Es geht hier nicht um eine absolute Trennung, 
sondern um die Irreduzibilität dieser Herrschaftsdimensionen. 
Die Gesetzes- oder politische Herrschaft und verbunden damit die 
Präsenz eines Gewaltapparats zur Gewährleistung der Befolgung der Ge-
setze birgt nun zweierlei, einander nicht unbedingt ausschließende Mög-
lichkeiten in sich. Erstens könnten sich gesellschaftliche Kräfte des 
staatlichen Gewaltapparates bemächtigen, um daraufhin ein Regime 
direkter politischer Herrschaft zu gründen - im nächsten Kapitel wird 
kurz zu erörtern sein, ob, gegebenenfalls inwieweit und in welchem 
Sinne dies im deutschen Faschismus der Fall war. Zweitens ergibt sich 
zumal in der Demokratie die Möglichkeit von Gesetzen, die die Herr-
schaft des Kapitals und des Patriarchats einschränken. Weiter oben 
wurde ja anhand der Unterscheidung zwischen Herrschafts- und Policy-
problematik bereits darauf hingewiesen, daß es a priori keineswegs 
ausgemacht ist, daß die Machtverhältnisse, die die Herrschaft des Ka-
pitals tragen, identisch sind mit denen, die einzelnen Policies (und 
damit normalerweise auch Gesetzen) zugrunde liegen. Ein Beleg der 
Nicht-Identität dieser Machtverhältnisse ist z.B. gegeben, wenn Kapi-
talismus und (demokratischer) Staat sich insofern im Gegensatz zuein-
ander befinden, als es gebrauchswertorientierten politischen Kräften 
oder solchen Kräften, die speziell die Interessen der Lohnarbeit ver-
treten, gelungen ist, dem Kapital auf gesetzlichem Wege Verpflichtun-
gen aufzuerlegen, die die kapitalistische Verwertungslogik bestimmten 
Gebrauchswertansprüchen unterordnet. 
Die Argumentation wäre jetzt aber wenig konsequent, wenn sie still-
stände bei der Konstatierung variierender und der Möglichkeit nach 
gegensätzlicher Machtverhältnisse innerhalb eines bestimmten Rahmens 
struktureller Herrschaft. Wenn Macht Unterordnungsverhältnisse bewerk-
stelligt, dann haben wir es zu tun mit Herrschaftsverhältnissen. Im hier 
erörterten Zusammenhang scheint mir der Terminus Gegenherrschaft 
daher durchaus am Platze. Die allgemeine These ist hier, daß dort, wo 
gegensätzliche Machtverhältnisse gegeben sind, auch die Möglichkeit 
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gegensätzlicher Herrschaftsverhältnisse besteht. Gesetze, die der Herr-
schaft des Kapitals entgegenstehen und sie einschränken, demonstrieren 
eine solche "Gegenherrschaft", und praktisch laufen sie auf eine Modi-
fikation der Herrschaft des Kapitals hinaus. Da aber nicht die Herr-
schaft dieses oder jenes einzelnen Gesetzes, sondern nur die Herrschaft 
allgemeiner Gesetze als solcher ein strukturelles Merkmal der bürger-
lichen Gesellschaft ist, ist Gegenherrschaft in Form bestimmter Ge-
setze auch nur ein konjunktureller Sachverhalt - Ergebnis spezifischer 
historischer Machtverhältnisse, die grundsätzlich immer umkehrbar sind. 
Im Augenblick wird dies besonders deutlich: Wenn wir das erste Vier-
teljahrhundert nach dem Zweiten Weltkrieg als eine Phase des Aufbaus 
gesetzlicher Gegenherrschaft gegenüber dem Kapital betrachten, dann 
werden während der letzten Jahre im Zeichen der Krise in vielen, 
wenn nicht gar den meisten kapitalistischen Kernländern Schritte zum 
Abbau gesetzlicher Reglementierungen des Kapitals und zum Schutze 
der Arbeit unternommen, die einen solchen Umkehrprozeß Eindeuten. Ob 
sich dieser Prozeß durchsetzt und welche Ausmaße er Einnehmen wird, 
ist jedoch noch nicht ersichtlich. (66) Worum es im Moment geht, ist, 
daß, da Macht und Herrschaft einander bedingen, eine Verschiebung 
der Machtverhältnisse auch eine Veränderung der Herrschaftsverhält-
nisse bewirkt. 
"Gegenherrschaft" ist nun aber nicht nur möglich in Form s taat -
licher Gesetze, sondern auch ideologisch, wobei hier natürlich ein 
Zusammenhang besteht, denn herrschende oder hegemoniale Ideologien 
sind wichtige Machtressourcen im Kampf um politische Herrschaft. 
Daß die herrschenden Ideologien in harmonischer Eintracht mit der 
kapitalistischen Profitlogik koexistieren bzw. dieser untergeordnet sind, 
kann a priori nicht vorausgesetzt werden. Und wenn wir den Ergeb-
nissen von Castles' (1978, S.96) und Buci-Glucksmann/Therborns (1982, 
S.221 u. 227) Arbeiten glauben dürfen, dann ist Schweden ein Exempel 
sozialdemokratischer Hegemonie, und wahrscheinlich kann man die dies-
bezüglichen Verhältnisse in den meisten anderen Ländern zwischen 
einerseits den schwedischen und andererseits denen der USA ansiedeln, 
wo das 'freie Spiel der Kräfte des Marktes' das verhältnismäßig 
höchste Ansehen genießt. (67) 
4 Zui strukturellen Macht des Kapitells 
Die definitorische Gleichsetzung von kapitalistischer Ausbeutung mit 
Klassenherrschaft ist also unangemessen. Und irgendeinen Mechanismus, 
der generell die politische Herrschaft der Kapitalisten garantiert, gibt 
es offenbar auch nicht. Solange es aber trotz aller politischen Gegen-
gewichte zutreffend ist, die bestehende Gesellschaft kapitalistisch zu 
nennen, ist es auch zutreffend von der wie auch immer politisch einge-
schränkten, aber eben doch nicht überwundenen strukturellen Herrschaft 
des Kapitals zu sprechen und damit von der Herrschaft der Profitorien-
tierung über die Gebrauchswertorientierung. Und wie komplex die j e -
weiligen Machtkonstellationen auch sein mögen, die die kapitalistischen 
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Verhältnisse tragen, sie vielleicht modifizieren, aber eben doch nicht 
überwinden: die bloße Existenz dieser Verhältnisse impliziert eine 
strukturelle Machtposition des Kapitals, die herrührt von der materiel-
len Abhängigkeit der Gesellschaft und insbesondere auch des Staates 
von der Profitabilität dieses Kapitals. 
Undeutlich ist aber, wie groß die Reichweite dieser Macht ist 
und inwieweit man zu dieser Frage Allgemeingültigkeit beanspruchende 
Aussagen machen kann. Ergibt sich aus der genannten Abhängigkeit 
nur, daß eine rationale Politik (die aber nicht a priori gewährleistet 
ist) die Interessen des Kapitals und die Logik des kapitalistischen Ak-
kumulationsprozesses immer mit einzukalkulieren hat, ohne daß sich 
daraus eine konkrete policy-best im mende Macht des Kapitals herleitet? 
Oder ergibt sich aus dieser Abhängigkeit a priori eine "Drohkapazität" 
des Kapitals (Investitionsstreik etc.) , die zur Erpressung des politischen 
Gegners und des Staates eingesetzt werden kann? Oder ist es so, daß, 
während man dem Kapital zwar generell eine solche Drohkapazität be-
scheinigen muß, man deren Wirkungsgrad aber immer nur in konkreten 
Situationen bemessen kann? Dieser Fragenkomplex soll nun erörtert 
werden. 
Eine der Kernthesen des wichtigen Buches von C. Lindblom, 'Politics 
and Markets' (1977,5.175) lautet: "To understand the peculiar cha-
racter of politics in market-oriented systems requires.. . no conspiracy 
theory of politics, no theory of common social origins uniting govern-
ment and business officials, no crude allegation of a power elite esta-
blished by clandestine forces. Business simply needs enducements, 
hence a priviledged position in government and politics, if it is to do 
its job." Damit bringt Lindblom den const raint-theoretiscchen Ansatz 
noch einmal kurz und bündig unter Worte. Seine Formulierung - "sim-
ply needs. . . , hence" - birgt allerdings die Gefahr eines allzu unkompli-
zierten Schlusses von einer Notwendigkeit auf deren Erfüllung in sich. 
Aber dennoch, er hat ganz Recht, wenn er sagt, daß der Staat die 
Wirtschaft "einladen" muß zu "Konsultationen" (ibid., S.174f). Die Ab-
hängigkeit der Gesellschaft vom Kapital ist ein derart offensichtliches 
Faktum, daß letzteres sich zur Anhörung seiner Interessen nicht erst 
noch sonderlich organisieren muß. Konsultationen und selbst die enge 
Zusammenarbeit von Kapital und Staat (genauer: bestimmten Ministe-
rien und bürokratischen Apparaten) sind aber eben nur eine Sache. Eine 
ganz andere Sache ist, ob das Kapital im Konfliktfall seine Interessen 
auch wirklich durchzusetzen weiß aufgrund seiner strukturellen Position. 
Lindblom zitiert einen italienischen Beamten, der sagt, daß der Büro-
krat in einer "sehr schwachen Position" ist, "if he seeks to oppose 
Confindustria, particularly when the latter says, 'you must do the fol-
lowing regarding this industrial sector or you will cause crisis, bank-
rupty, and unemployment'" (ibid., S.181). Ganz offenbar wird hier ein 
Sachverhalt berichtet, der - wie gesagt - in der marxistischen Diskus-
sion als Drohkapazität des Kapitals umschrieben wird. Przeworski 
(1980c, S.142) spricht von "the threat of disinvestment", und Offe 
(1984,5.244; vgl. auch ders. 1979, S.308f), der diesen Punkt mit am häu-
figsten anführt, spricht von der Macht des Kapitals "to obstruct", 
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von seinem Recht "of capital withdrawel" und fügt hinzu: "The s t ruc-
tural power position of the owners, managers and associational repre-
sentatives of capital in capitalist society is exactly their power to 
define reality in a highly consequentional way, so that what is per-
ceived as ' real ' by them is likely to have a very real impact for other 
classes and political actors." 1st dies richtig, oder wird hier ein zu 
leichtfertiger Gebrauch von der Formel von der strukturellen Macht 
des Kapitals gemacht? Beschreibt der italienische Beamte vielleicht 
nur seine ideologisch und sonstig konditionierte "perception of power" 
(vgl. hierzu Bacharach/Lawler 1976), oder beschreibt er wirklich die 
reale strukturelle Macht des Kapitals? 
Tatsächlich gibt es mehrere begründbare Einwände gegen die 
' s tarke ' , mit Allgemeingültigkeitsanspruch formulierte Version der 
These von der strukturellen Macht des Kapitals. Drei solcher Einwände 
will ich hier nennen. 
1. Dieser erste Einwand ist empirischer Natur. Wenn das Kapital 
nämlich generell über eine derartige strukturelle Macht verfügen würde, 
die es in die Lage versetzt, die Durchsetzung seiner Interessen zu er-
zwingen, dann wären viele Aspekte der politischen Wirklichkeit der 
bürgerlichen Gesellschaft schier unbegreiflich. Vielleicht kann man 
noch sagen, daß der Sozialstaat bis zu einem gewissen Grade im Inte-
resse des Kapitals ist, da er die gesellschaftlichen Verhältnisse be-
friedet und ökonomisch wichtige Kaufkraftimpulse gibt. Bereits hier 
muß man sich allerdings fragen, ob nicht das Gesamtkapital - das 
ja kein reales Handlungssubjekt ist - und das einzelne Kapital - das 
zur Kostenmini mierung gezwungen ist - zwei gänzlich verschiedene 
Größen sind, denen auch verschiedene Interessen korrespondieren (mehr 
hierzu unter Punkt 3). Daß aber all die staatlichen Reglementierungen 
des Akkumulationsprozesses - wie bescheiden sie von einem radikalen 
Standpunkt her gesehen auch sein mögen - auf den Gebieten des Ar-
beitsrechts, des Milieus, des Konsumentenschutzes usw. sowie die 
Rechte der Lohnarbeiter, die die meisten Sozialstaaten (immer noch) 
auszeichnen (als Übersicht vgl. Therborn 1984b, S.15-18), im Interesse 
des Kapitals sind, kann man wohl kaum behaupten. Und schließlich 
wäre auch die simple Tatsache, daß auch das Kapital Steuern zahlt, 
nur schwer erklärbar, wenn die hier diskutierte These generelle Gül-
tigkeit beanspruchen könnte. 
2. Bei der Rede vom Investitionsstreik wird offenbar vorausgesetzt, 
daß das Kapital nach Belieben in der Lage ist, dieses Mittel einzuset-
zen. Auffallen muß jedoch sofort, daß es, wenn dies so wäre, eine 
seltsame Ähnlichkeit zwischen den Machtmitteln der Gewerkschaften 
und denen des Kapitals gäbe. Streiks versuchen die Produktion lahm zu 
legen und damit auch die Investitionsfähigkeit des Kapitals zu beein-
trächtigen. Daher organisieren die Gewerkschaften Streiks, weil sie 
hoffen/erwarten, daß das bestreikte Kapital ihren Forderungen ent-
gegenkommt, wenn es Produktionsausfall, Profitminderung und die Ver-
schlechterung seiner Konkurrenzposition zu befürchten hat. Und nun soll 
plötzlich ein Mittel mit ähnlichen Effekten dem Kapital selbst zur Ver-
fügung stehen? Das ist kaum anzunehmen oder besser: als allgemeine 
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These ist die These vom die strukturelle Macht des Kapitals auszeich-
nenden Investitionsstreik kaum haltbar. 
Diskutabel ist allerdings eine differenziertere, den je aktuellen 
Konjunkturverlauf mit einbeziehende Version dieser These. Wenn näm-
lich in Krisenzeiten, bei stagnierenden oder gar schrumpfenden Märkten 
und übervollen Lagern das Kapital (hier muß man allerdings differen-
zieren nach Branchen und auch nach Unternehmen, denn eine Krise 
erfaßt selten alle Bereiche der Wirtschaft zugleich und in gleichem 
Ausmaß) nichts zu verlieren hat, Profite vielleicht sowieso eher günsti-
ger zu Aktienkäufen, zu sonstigen Spekulationszwecken oder auch zum 
Ankauf von Segeljachten denn zu Investitionszwecken verwendet werden 
können, und wenn wie gewöhnlich gerade in solchen Zeiten am laut-
stärksten nach Investitionen "zur Ankurbelung der Wirtschaft" gerufen 
wird, dann ist die Drohung des Kapitals, nicht oder erst recht nicht 
zu investieren, wenn nicht dieser oder jener seiner Forderungen ent-
sprochen wird, eine Drohung mit sehr realem Inhalt. Dem entspricht, 
daß die Streikwaffe der Gewerkschaften in Krisenzeiten auch weniger 
wirksam ist als in Zeiten der Hochkonjunktur. 
Ähnlich wie mit dem Investitionsstreik verhält es sich mit der Ver-
lagerung von Kapital ins Ausland. Auch dies ist keine jederzeit und 
unter allen Bedingungen realisierbare Option des Kapitals - wenngleich 
man hier Unterschiede anbringen muß zwischen Multinationals und 
anderen nur national oder gar nur lokal operierenden Unternehmen. 
Aber dennoch: auch Multinationals können materielle Produktionskapa-
zitäten nicht im Handumdrehen ins Ausland verlegen; auch sie müssen 
bei massivem Verkauf bestimmter Aktienpakete einen Abfall von deren 
Kurs einkalkulieren; auch sie müssen sich richten nach der Lokalität 
bestimmter Märkte usw. usw.. Kurzum: die Drohung mit Kapitalabwan-
derung ist in Konfliktfällen nur dann ein effektives Druckmittel, wenn 
eine solche Abwanderung eine profitable Alternative darstellt. Generell 
ist das aber nicht der Fall. Ob eine solche Drohung allerdings nicht 
trotzdem zumindest immer ein probates Bluffmittel ist - und die Mög-
lichkeit zu solchem Bluff sagt natürlich auch etwas über die struktu-
relle Macht des Kapitals -, das ist eine andere Frage. 
3. Sehr wichtig ist schließlich die Feststellung, daß die Interessen 
der einzelnen Kapitale ganz und gar nicht der Profitabilität des Ge-
samtkapitals förderlich zu sein brauchen. Von dieser letzteren oder 
genauer von einem Profitabilitätsniveau der Einzelkapitale, das eine 
optimale Leistungsfähigkeit des Gesamtkapitals bewirkt, ist die Gesell-
schaft abhängig - nicht aber generell von der Realisierung der von 
den Einzelkapitalen selbst definierten Zielsetzungen. Anderseits sind 
es aber (wenn man bedenkt, daß übergreifende Industrieverbände 
weder Investitionsagenten sind noch Kapital exportieren können und 
daß sie zudem unterschiedliche und vielleicht einander widerstreitende 
Kapitalinteressen vereinigen) meist nur die einzelnen Kapitale oder 
Kapitalgruppen, die die aus dieser Abhängigkeit resultierende struktu-
relle Macht zur Geltung bringen können. Aber wie gesagt, durch die 
oftmalige Beschränktheit ihrer Interessen unterlaufen sie diese Macht 
auch gleichzeitig wieder. 
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Das einzelne Kapital befindet sich in einem 'Prisoner's Dilemma'. 
Selbst wenn es einsieht, daß es unsinnig ist, die Löhne so weit wie 
möglich zu minimieren, da, wenn der Absatz wachsen soll, auch die 
Kaufkraft wachsen muß, und daß es unvernünftig ist, die Natur wegen 
kurzfristiger Profitinteressen zu zerstören, da es selbst die Folgekosten 
(Kosten hier nicht nur in finanzieller Hinsicht) mit zu tragen haben 
wird, dann ist es doch von der Konkurrenzlogik her gezwungen, genau 
derart unsinnige und unvernünftige Schritte zu unternehmen. Rationale 
Politik - sei es im Interesse der Kapitalistenklasse, sei es im Interesse 
der Lohnabhängigen oder im Interesse einer irgend sonst umschriebenen 
Größe, was aber hier gar nicht von entscheidender Bedeutung ist -, 
ist nur insoweit möglich, als der Staat in der Lage ist, notfalls gegen 
die Interessen der einzelnen Kapitale zu agieren. Nun ist rationale, 
systemadäquate Politik wahrscheinlich eher ein theoretisches Konstrukt 
denn Wirklichkeit. In einem Zusammenhang, wo sich Macht gerade 
aus einem rationalen Abhängigkeitsverhältnis ergibt, wäre es aber 
trotzdem widersinnig zu behaupten, das Kapital habe die Macht irratio-
nale Politik durchzusetzen. Es mag Situationen geben, wo - wie viel-
leicht in der gegenwärtigen Strukturkrise des Kapitalismus - die 
konkurrenzbedingten Interessen der einzelnen Kapitale an Profitmaxi-
mierung mehr oder weniger zusammenfallen mit den Basiszielen einer 
rationalen Politik und wo das Kapital also einen Rationalitätsdruck 
zur Durchsetzung seiner Interessen nutzen kann, aber hier handelt es 
sich eben nur um bestimmte bzw. Konjunkturphasen. Diese lassen 
jedoch keine generellen Schlüsse zu. 
Wenn Offe nun davon spricht, daß es auch ein Zeichen der struk-
turellen Macht des Kapitals ist, daß es die Wirklichkeit in einer für 
andere folgenreichen Weise definieren kann, so ist dem zu entgegnen, 
daß das eine Kapital bzw. die eine Branche die Wirklichkeit auf diese 
Weise definieren wird, während das andere Kapital (die andere Bran-
che) sie auf jene Weise definiert. Man denke hier beispielsweise an 
die Divergenzen zwischen der exportierenden und der auf den Inlands-
markt gerichteten Industrie; zwischen Produktionsmittel- und Konsum-
güterindustrie und zwischen Industrie- und Bankkapital. Und abgesehen 
hiervon: Inwieweit das Kapital die Wirklichkeit in einer für andere 
folgenreichen Weise definieren kann, ist auch abhängig von der Fähig-
keit des Kapitals, diese seine Definition der Wirklichkeit den anderen 
politischen Kräften und ganz allgemein der Gesellschaft aufzuerlegen. 
Dies aber erfordert grundsätzlich mehr als nur strukturelle Macht. Es 
erfordert politische und ideologische Aktivitäten. Erst wenn das Kapital 
auf dieser Ebene erfolgreich ist, kann man sagen, daß es die Wirklich-
keit in einer für die Gesellschaft folgenreichen Weise definiert. A 
priori sind Kämpfe auf dieser Ebene nicht vorentschieden. 
Das Fazit der vorangehenden Überlegungen kann nur sein, daß der 
Wirkungsgrad der strukturellen Macht des Kapitals und seiner hieraus 
hervorgehenden Drohkapazität nicht generell bestimmt werden kann 
und daß man daher in diesem Punkt vorsichtig argumentieren muß. 
Das wirkliche Ausmaß dieser Drohkapazität ist erstens abhängig vom 
jeweiligen Konjunktur verlauf und zweitens von der polit-ideologischen 
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Macht, die das Kapital zur Penetration seiner Interessen aufzubringen 
vermag. Daß es ganz allgemein gegenüber Funktionären des Staatsappe-
rates wie auch als 'Arbeitgeber' gegenüber seinen Beschäftigten (68) 
versuchen kann, deren Abhängigkeit als Intimitationsmittel einzusetzen, 
will ich allerdings nicht bestreiten. 
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V DER BEGRENZTE ERKLARUNGSWERT DER KLASSENTHEORETISCH 
FUNDIERTEN POLITIKANALYSE 2: GESCHICHTE ALS GESCHICHTE 
DER KLASSENKAMPFE? 
Ganz zu Anfang dieser Arbeit wurde Engels zitiert, der Marx die Ent-
deckung des "großen Bewegungsgesetzes der Geschichte" zusprach, 
"wonach alle geschichtlichen Kämpfe, ob sie auf politischem, religiösem, 
philosophischem oder sonst ideologischem Gebiet vor sich gehen, in 
der Tat nur der mehr oder weniger deutliche Ausdruck von Kämpfen 
gesellschaftlicher Klassen sind, und daß die Existenz und damit auch 
die Kollisionen dieser Klassen wieder bedingt sind durch den Entwick-
lungsgrad ihrer ökonomischen Lage, durch die Art und Weise ihrer 
Produktion und ihres dadurch bedingten Austausches". Engels zufolge 
hat te dieses Gesetz "für die Geschichte dieselbe Bedeutung ... wie 
das Gesetz von der Verwandlung der Energie für die Naturwissenschaft". 
Das Resultat der vorhergehenden Kapitel ist nun, daß diese These 
- vor allem in ihrem Allgemeingültigkeitsanspruch - nicht haltbar ist. 
Daher erfordert es auch keine besonderen Ausführungen mehr, um auf-
zuzeigen, daß die Geschichte eben wesentlich mehr ist als nur die Ge-
schichte von Klassenkämpfen und daß selbst dort, wo man gerechtfer-
tigterweise von Klassenkampf sprechen kann, die Argumentation weitaus 
differenzierter zu sein hat, als sie bei Marx und Engels, aber auch 
bei vielen Richtungen des Marxismus angelegt ist. Ein sinnvolles Thema 
ist dagegen sehr wohl, zu untersuchen, inwieweit reale historische Pro-
zesse 'Geschichten des Klassenkampfes' sind. Dies soll hier exempla-
risch und gewissermaßen als Zusatz zum Vorhergehenden unternommen 
werden anhand des Niedergangs der Weimarer Republik/der Entstehung 
der Nazi-Macht sowie abschließend ganz kurz und ohne großen analy-
tischen Anspruch noch einband heutiger gesellschaftlicher und politischer 
Tendenzen. Beide Themen bieten sich an, weil jeweils eine ökonomische 
Krise im Mittelpunkt des Geschehens steht, in deren Kontext dem 
Klassenkampf tradtitionell eine besondere Rolle zugemessen wird. 
Aufschluß über den Stellenwert der Klassenkämpfe in der Geschich-
te kann von der folgenden Diskussion nicht erwartet werden. Es kann 
aber auch gar nicht Zweck dieser aufgrund des knapp bemessenen 
Raumes eines Kapitels eher auf Hypothesen, vorsichtige Interpretatio-
nen und oftmals vielleicht auch nur Fragen angelegten Untersuchungen 
sein, der These von der Geschichte als Geschichte der Klassenkämpfe 
nun eine andere, wiederum Allgemeingültigkeit beanspruchende These 
entgegenzustellen. In einer Theorie wie der hier vorgelegten, die die 
Geschichte als flexiblen, in der Entwicklungsrichtung wenn auch immer 
strukturell limitierten, aber doch relativ offenen Prozeß mit vielerlei 
Determinanten auffaßt, beziehen sich Allgemeingültigkeit beanspruchen-
de Thesen auf die Rahmenbedingungen geschichtlicher Prozesse und 
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insbesondere auf die Variablität der Determinationskonfigurationen 
und Träger konkreter Prozesse. 
In diesem Sinne sind die in diesem Text erarbeiteten Thesen auch 
bewußt auf eine Weise formuliert, die die Konkretisierung ihres Inhalts 
weitgehend zu einer Angelegenheit jeweils spezifischer Untersuchungen 
macht: Klassenpositionen, so wurde ausgeführt, sind nur eine Artikula-
tionsbasis politischer Kräfte, wenngleich ihnen aufgrund der strukturel-
len Dynamik des kapitalistischen Gegensatzes von Lohnarbeit und 
Kapital eine hervorstechende Relevanz zukommt. Da hiermit aber 
nicht gesagt ist, daß dies bezüglich jedes historischen Prozesses so 
ist, muß das explanative Gewicht der Klassenpositionen von Fall zu 
Fall neu bestimmt werden. Abhängig ¡st dieses Gewicht in hohem 
Maße vom Einsatz der jeweiligen gesellschaftlichen Auseinandersetzun-
gen bzw. von der Art des historischen Prozesses, der analysiert werden 
soll. 
So ist die Geschichte der Verteilung des Reichtums innerhalb der 
bürgerlichen Gesellschaft durchgängig in hohem Maß die Geschichte 
des Kampfes zwischen Lohnarbeit und Kapital und zwischen den sozia-
len Klassen (im Sinne eines Kampfes von auf deren Positionen gründen-
der politischer Kräfte), und ähnliches wird man sagen können von der 
Geschichte des Arbeitsrechts usw. Auch ist die europäische Geschichte 
der letzten hundert Jahre in vielen Punkten nur schlecht begreiflich, 
wenn nicht berücksichtigt wird, daß aus der relationalen Position der 
Lohnarbeit kraftvolle politische Kräfte hervorgingen, deren Ziel die 
Abschaffung des Kapitalismus war und ist, obwohl man hier bereits 
nach historischen Phasen und einzelnen Ländern differenzieren muß. 
Wichtig aber ist, daß die Gesamtheit dessen, was wir gewöhnt sind 
als Geschichte zu bezeichnen, nicht auf diese Geschichten und auf die-
se Faktoren zurückzuführen ist, und daß es viele Geschichten gibt, die 
nur indirekt und/oder am Rande mit dem Gegensatz zwischen Lohnar-
beit und Kapital und den vielfältigen Weisen von Klassenkämpfen zu 
tun haben. Man denke nur einmal an die bis in die Mitte der siebziger 
Jahre hineinwirkenden und sich fortsetzenden Ereignisse und Verände-
rungen der sechziger Jahre, die man vielleicht - wenngleich wohl 
etwas übertrieben - unter dem Nenner der 'Kulturrevolution' fassen 
kann. Diese Veränderungen vor allem auf dem Gebiet der existentiellen 
Ideologien (sowohl inklusiv wie positional; siehe dazu oben Kap.II.4) 
und damit zusammenhängend auf normativem Gebiet und bezüglich der 
Lebensführung sowie der sozialen Beziehungen (beschleunigte Säkulari-
sierung, Sexualmoral, Arbeitsethik, 'Freizeit ' , Suche nach Authentizität, 
'zweite Welle' des Feminismus, Renaissance des Marxismus, Demokrati-
sierung) scheinen ein Beispiel einer Geschichte zu sein, bezüglich der 
der Begriff Klassenkampf nur wenig Erklärungskraft hat, bzw. wo er 
nur besondere, von der Gesamtentwicklung eher generierte denn sie 
generierende Aspekte beleuchtet. Solche Aspekte sind z.B. die Zunahme 
der wilden Streiks und die Radikalisierung der Gewerkschaften, die 
damals die Installierung/den Ausbau korporatistischer Verhandlungsor-
gane bewirkten (vgl. Crouch/Pizzorno 1978). Dieser letzte Punkt ver-
weist darauf, daß diese Veränderungen auch eine politische Dimension 
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hatten, die sich weiter dokumentierte in neuartigen politischen Streit-
punkten und veränderten Kräfteverhältnissen. Man denke z.B. an die 
Niederlande, wo der Säkularisierungsschub und die damit zusammenhän-
gende "Entsäulung" resultierten in einer Reduzierung der parlamenta-
rischen Stärke der christlichen Parteien von ca. der Hälfte der Stim-
men auf ca. ein Drittel (vgl. Andeweg 1982, Kap. 1). All diese Prozesse 
kann man nun nicht loslösen vom Kontext der dynamischen kapitalisti-
schen Ökonomie, die gerade zu Beginn der sechziger Jahre das Zeitalter 
des Massenkonsums einläutete und auf Basis eines veränderten Akkumu-
lationstyps die rasante Zunahme des Bildungssektors schürte sowie 
insgesamt das Anwachsen der neuen Mittelklassen/die Schrumpfung ins-
besondere des bäuerlichen Kleinbürgertums und eine größere sozialgeo-
graphische Mobilität initiierte. Aber erstens erklärt die Ökonomie 
nicht diese Prozesse - sie ist wichtig zum Verständnis ihre Zeitpunkts 
und veränderter/neuartiger Artikulationsbasen gesellschaftlicher Subjek-
tivität - und zweitens ist die Ökonomie nicht reduzierbar auf Klassen-
kämpfe. Damit aber genug der kursorischen Bemerkungen zu einem 
beispielhaften 'Fall ' historischer Prozesse, die sich der Erklärung 
durch Klassenkämpfe weitgehend sperren. 
V.l Von der Weimarer Krise zum Nationalsozialismus an der Macht 
Vielleicht mehr ist als alle anderen sozial wissenschaft liehen Themen 
ist der Faschismus und insbesondere der deutsche Nationalsozialismus 
ein Politikum. Die Beantwortung der Frage, ob dieses barbarische 
Regime mit all seinen Folgen das Ergebnis einmaliger historischer 
Umstände und einer einmaligen Kräftekonstellation war, ob es dem 
'Machtwillen' und den Praktiken einer relativ kleinen Schar bestia-
lischer Verrückter und insbesondere der Figur Hitler anzulasten ist, 
ob es das Resultat einer polit-ideologischen 'Verirrung' des "Mittel-
standes" war oder aber eine notwendige Folge des Monopolkapitalismus 
in tiefer Krise und dabei vielleicht auch noch von (den dominanten 
Fraktionen) der Klasse der Kapitalisten herbeigeführt und getragen 
wurde, impliziert auch ein Werturteil über die gegenwärtigen gesell-
schaftlichen Verhältnisse, denn schließlich hat der Kapitalismus den 
Nationalsozialismus überlebt. Und zwar ein Werturteil, wo es immer 
auch um Schuld oder Nicht-Schuld ал der Ermordung von 6 Millionen 
Juden, an 50 Millionen Kriegstoten und vielen anderen dramatischen, 
bis in die Gegenwart hinein spürbaren Folgen von 12 Jahren Nazi-Re-
gime geht und das daher essentielle Bedeutung für die Begründung 
politischer Standpunkte hat. Dies ist auch dann so, wenn man nicht 
einem der oben angesprochenen oder einem anderen ein-dimensionalen 
Erklärungsansatz das Wort redet, sondern sich vielmehr in deren dif-
ferenzierter Vermittlung und Gewichtung versucht. 
Die Hochzeit der westlichen marxistischen Debatte über die Ur-
sachen und den Charakter des Faschismus und des breiteren, politisch 
motivierten Interesses an diesem Thema scheint allerdings seit Mitte 
der zweiten Hälfte der siebziger Jahre vorbei. Diese Debatte, als deren 
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Hauptgegenstand man den Grad der Autonomie der nationalsozialisti-
schen Massenbewegung und der Politik im 'S.Reich' betrachten kann, 
war inhaltlich stark geprägt von den Selbstverständlichkeiten der 
zeitlich parallel laufenden ersten, klassenreduktionistischen und ökono-
mistischen Phase der marxistischen Staats- , Politik- und Klassendiskus-
sion. Von dieser westlich-marxistischen Debatte zu unterscheiden, 
obwohl darin verwickelt, ist die Faschismusanalyse unter 'der Obhut' 
der sowjet-marxistischen Parteien im Anschluß an Analysen der Komin-
tern aus den zwanziger Jahren und insbesondere an die Dimitroff-Dok-
trin von 1933, derzufolge der Faschismus "die offene, terroristische 
Diktatur der reaktionärsten, chauvinistischsten und am meisten impe-
rialistischen Elemente des Finanzkapitals" ist (Dimitroff 1974, S.58). 
"Der Nachweis des Klassencharakters des Faschismus" (so Rehmann 
1980, S.13) war (ist) aber auch allemal eine zentrale Zielsetzung des 
westlichen Marxismus. In den letzten Jahren hat die Intensität der 
Debatte nachgelassen und scheinen die Selbstverständlichkeiten von 
ehedem verflogen. (1) Im Gegensatz zu vor 10 Jahren überwiegen jetzt 
die empirischen Detailuntersuchungen der Spezialisten. 
Bevor nun der Frage nachgegangen wird, ob und inwieweit das Ent-
stehen des deutschen Faschismus auf Klassenkämpfe zurückzuführen 
ist und in einer kurzen Notiz dann noch der Frage, inwieweit der 
Nazi-Staat ein Klassenstaat war, sollen hier zunächst die meist dis-
kutierten Ansätze der marxistischen Faschismustheorie und einige 
m.E. wichtige Aspekte derselben skizziert und kritisiert werden. Enzy-
klopädische Vollständigkeit ist dabei nicht beabsichtigt, und Ausführ-
lichkeit sowie zudem eine Diskussion auch noch der theoretischen Fun-
damente nicht-marxistischer Ansätze (Totalitarismus, geistesgeschicht-
liche Erklärungen u.w.d.s.) würden den Rahmen dieser 'Fallstudie' 
sprengen. Letzteres Unterfangen ließe meine Kenntnis auf eine zu 
verantwortende Weise aber auch gar nicht zu (vgl. jedoch Wippermann 
1976; Mosse 1979 und Kühnl 1979). 
1 Fundamente und Entwicklungen marxistischer Faschismustheorien 
Die beiden marxistischen Ansätze mit der längsten Tradition sind der 
auf A.Thalheimer (1967), O.Bauer (1967) im deutschen Sprachraum, 
A. Tasca (1967) in Italien und auf Trotzki (1971) zurückgehende bona-
partismustheoretische und der instrumentalistische, 'monopolgruppen-
theoretische' Ansatz der Kommunistischen Internationale, dessen be-
kannteste Formel die bereits zitierte Dimitroff-Doktrin ist. 
Die Bonapartismusthese, von der es mehrere Varianten gibt, geht 
aus von einem "Gleichgewicht der Klassenkräfte" (Bauer 1967, S. 155) 
von Arbeit und Kapital und sieht darin die Bedingung für eine "Ver-
selbständigung" der faschistischen Staatsmacht und ist zudem offen 
für die Erkenntnis der (relativen) Autonomie der faschistischen Massen-
bewegung, deren sozialökonomische Basis - wie auch in beinahe allen 
anderen Ansätzen - im Kleinbürgertum bzw. dem "Mittelstand" gesehen 
wird. Das Problem beim bonapartismustheoretischen Ansatz, auf den 
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noch mehrfach zurückzukommen sein wird, ¡st jedoch, daß ein 'Normal-
zustand' bürgerlicher Klassenherrschaft vorausgesetzt wird, dessen 
Konzept alle die in dieser Arbeit bereits kritisierten Merkmale des 
Klassenreduktionsimus und Ökonomismus anhaften. Umfassende Studien 
des Entstehens und des Charakters des Nationalsozialismus liegen 
m.W. von diesem Ansatz her auch nicht vor. Es sei denn man schlägt 
F.Neumanns 'Behemoth' (1977) dieser Richtung hinzu, der auch, aller-
dings doch von etwas anderen Voraussetzungen her, zu dem Ergebnis 
der nationalsozialistischen Bewegung und des NS-Staates als eines selb-
ständigen Machtfaktors gelangt. Von den jüngeren Arbeiten finden m.E. 
vor allem diejenigen E. Hennigs Beachtung (1974b; 1975; 1982), die in 
Auseinandersetzung mit der Monopolgruppentheorie aus der DDR die 
"Ambivalenz" der Autonomie des Nationalsozialismus herauszuarbeiten 
versuchen. Einen verwandten Ansatz vertritt der durch seine Arbeiten 
zur Lage der Arbeiter unter dem Nationalsozialismus bekannt gewor-
dene T. Mason. Mason (1966; vgl. auch ders. 1975 und 1977) geht aus von 
einem "Primat der Politik". Seine Geschichtsschreibung, die an dieje-
nige E.P.Thompsons erinnert, kann ebensowenig direkt der Bonapartis-
mustheorie zugeschlagen werden wie die Theorie von Poulantzas, in der 
man auch eine bestimmte Unterscheidung von 'Normalem' und 'Aus-
nahme' wiederfindet. 
Die Faschismusanalyse in der Tradition der Komintern ist gegenüber 
dem bonapartismustheoretischen Ansatz wesentlich einheitlicher. Mit 
dem Selbstverständnis, die "Faschismusanalyse der revolutionären Ar-
beiterbewegung" zu sein, die "sich als einzige wissenschaftliche Erklä-
rung des faschistischen Phänomens... erwiesen" hat (Gossweiler 1971, 
S.9), geht es hier darum, die Beschlüsse der Partei "durch neue For-
schungsergebnisse ... zu untermauern und zu vertiefen" (Eichholtz/Goss-
weiler 1980, S.14). Und dies eben heißt "untermauern", daß der Fa-
schismus eine Diktatur des Finanzkapitals und anderer "reaktionärer" 
Fraktionen des Monopolkapitals ist und daß "die faschistische Massen-
bewegung nachgewiesenermaßen... eine Bewegung (ist), die ihren 
Ursprung einem neuartigen, politischen Bedürfnis der reaktionärsten 
Kreise der herrschenden Klasse verdankt, nämlich dem zweiseitigen 
Bedürfnis nach Vernichtung der Arbeiterbewegung und ideologischer 
Eroberung großer Teile der Arbeiterschaft in einem" (Gossweiler 1980, 
S.122). Die faschistische Bewegung wurde "direkt von Angehörigen der 
Monopolbourgeoisie inspiriert und gelenkt", demzufolge ist der Faschis-
mus deren "Hochzüchtung" und sind die faschistischen Führer deren 
"politische Agenten (denn um solche handelte es sich trotz des Fehlens 
formaler Anstellungsverträge)" (vgl. Ruge 1980, S.128 u. 130). Wer sich 
über die Verbindungen von Großindustrie und Nationalsozialismus in-
formieren will, dem präsentieren die monopolgruppentheoretischen 
Arbeiten (neben Gossweiler 1971 z.B. noch Czichon 1967 und Ruge 1974) 
einen Überfluß an Material und Dokumenten. Dem Anspruch einer 
Untermauerung ihrer zentralen Thesen können diese Arbeiten jedoch 
nicht genügen. Denn was sind schon 1000 Seiten Kapitalistenzitate und 
vielfältige Verweise zur Finanzierung der NSDAP durch das Großkapital? 
Ein bestimmtes Interesse wird damit sicher dokumentiert, aber über die 
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Durchsetzung desselben auf dem behaupteten instrumenteilen Wege ist 
damit noch nichts gesagt. Haben die "Monopolherren" etwa auch den 
Nährboden geschaffen, auf dem so etwas wie die faschistische Massen-
bewegung erst entstehen konnte? Und warum sollte die faschistische 
Elite nur bloßes Werkzeug des Kapitals sein? Hatte sie nicht mit der 
Massenbewegung eine eigene Macht ressource von großem Gewicht zur 
Verfügung? Wie überhaupt stand es mit den Gegenkräften - können 
Monopolkapitalisten denn schalten und walten wie sie wollen? Und 
schließlich empirisch: wie stand es mit den Gegensätzen zwischen den 
verschiedenen Fraktionen des Großkapitals, mit ihren Ambivalenzen 
gegenüber und ihren teilweise bis 1933 geäußerten Befürchtungen be-
züglich der Nazi's? Daß das Kapital großen Einfluß auf die 'national-
sozialistische Machtergreifung' hatte, wird nur von wenigen Autoren 
bestritten. Die Frage ist jedoch, was da an weiteren Faktoren hinzu-
kam und was letztenendes den Ausschlag gab. Und diesbezüglich hat 
die Monopolgruppentheorie nichts zu sagen. 
Markenzeichen dieses Ansatzes sind aber nicht nur Instrumentalis-
mus, Agententheorie und alle sonstigen Übel des offiziellen Sowjet-
marxismus. Hier hinzu gesellt sich auch noch die Verschleierung der 
Rolle der KPD und der Komintern. Die KPD war "die einzige politische 
Kraft die frühzeitig... Schritt für Schritt eine vom Marxismus-Leninis-
mus ausgehende, wissenschaftlich begründete Strategie und Taktik des 
antifaschistischen Kampfes ausarbeitete, die begann, diese Politik mit 
anderen, nicht-kommunistischen Bundesgenossen zu verwirklichen" 
(Mammach 1980, S.353). Es gab "Fehleinschätzungen" (ibid., S.326). Das 
gesteht man heute zu. Aber eine kritische Darstellung der Sozial-
faschismus-These, die die Sozialdemokraten den Faschisten gleichstellte 
(Stalin: Faschismus und Sozialdemokratie "sind keine Antipoden, sondern 
Zwillingsbrüder" - zitiert nach Wippermann 1976, S.14), sucht man ver-
geblich. Haben wir es hier nicht zu tun mit einer unter den Bedin-
gungen der ihren Opportunismus fördernden Zensur arbeitenden Lysen-
ko-Wissenschaft, die es gar nicht verdient, ernst genommen zu werden? 
Instrumentalismus und Agententheorie finden sich nicht nur in 
Arbeiten aus dem 'real existierenden Sozialismus' (2), und der den 
Instrumentalismus in diesen Arbeiten begleitende Funktionalismus ist 
(war) wohl das am weitesten verbreitete Argumentationsmuster der 
Faschismustheorien überhaupt (u.a. Gossweiler 1972; ders. 1980, S.lOl; 
Haug 1980, S.47; Agnoli/Blanke/Kadritzke in der Einleitung zu Sohn-
Rethel 1973, S.22; Kadritzke 1976, S.157, 175 usw.; Hennig 1982, S.37, 
49 usw.; Lütke 1976, S.205; Kühnl 1972, S.130; Vajda 1976, S.68, 82 
usw.; Grebing 1974, S.64, 95; Opitz 1974b, S.186 . . . ) . Selbst G.Schäfer 
(1977), der die Verselbständigungsthese vertritt und gar die Frage 
stellt, ob die Wirtschaft unter dem Nationalsozialismus wohl noch ka-
pitalistisch war, spricht vom "bürgerlichen" Charakter der "faschisti-
schen politischen Herrschaft" wegen "ihrer Funktion, das terroristische 
Instrument zur Unterdrückung und Integration der Arbeiterklasse und 
kriegwirtschaftlichen Organisation kapitalistischer Gesellschaft zu sein" 
(S.695). Solange der Funktionalismus tatsächlich einhergeht mit einem 
durchgängigen Instrumentalismus, ist die Sache unproblematisch, an-
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dernfalls wie bei Schäfer jedoch nicht (siehe hierzu Kap. IV.2). Genau-
sowenig fruchtbringend wie Instrumentalismus und Funktionalismus sind 
kapitallogische Ansätze, die den Faschismus "notwendig" aus den "Be-
wegungsgesetzen" der Kapitalakkumulation hervorgehen sehen. Diese 
Auffassung, die insbesondere in Arbeiten von N. Kadritzke (vgl. 1976, S. 
156, 159, 177, 181; kritisch zum Thema ist Leithäuser 1984) hervortritt 
(und dort die seltsame Verbindung mit der Bonapartismusthese eingeht), 
sich aber auch in instrumentalistisch argumentierenden Arbeiten findet 
(z.B. Eichholtz 1980, S.49 und Hörster-Philipps 1977, S.43, 45), wird 
nirgends plausibel gemacht und scheint zudem kaum in der Lage, zu 
erklären, warum der Faschismus denn nur in Italien und Deutschland 
an die Macht kam. 
Der Mangel an theoretischer Konsistenz ist sicher eines der auffal-
lenden Merkmale vieler Faschismustheorien der siebziger Jahre. Dieser 
Mangel ist auch zu beklagen an Poulantzas' Beitrag zur Faschismusdis-
kussion, wo die Inkonsistenz, wie auch in anderen seiner Schriften, 
gelegen ist in dem m.E. unversöhnlichen Nebeneinander von einerseits 
einer Argumentation, in deren Mittelpunkt ihm zufolge die Analyse 
des Klassenkampfes zu stehen hat, und andererseits funktionalistischen 
Erklärungen historischer Vorgänge. 
Poulantzas (1973) behandelt sowohl den "Faschisierungsprozeß" (dem 
in Bezug auf Deutschland hier das Hauptinteresse gilt) als den Faschis-
mus an der Macht, und er unterzieht dabei Italien und Deutschland 
jeweils einer gesonderten Betrachtung. Sehr breit angelegt ist in 
diesem Rahmen auch seine kritische Auseinandersetzung mit den 
Faschismusinterpretationen der Komintern, wobei er sich allerdings 
darauf beschränkt, intellektuelle und strategische Fehler der Komintern 
zu brandmarken; der politische Hintergrund, d.h. der Zusammenhang 
zwischen den Analysen und Strategien der Komintern und dem Stalinis-
mus "in einem Land" findet dagegen nur karikaturhaft Eingang in seine 
Betrachtungen. In einem speziellen Kapitel 'UdSSR und Komintern' (S. 
238-249) werden wir nämlich belehrt, daß es eine sich seit dem Ende 
der zwanziger Jahre in der Sowjetunion etablierende "'Bourgeoisie' in 
neuer Form" gewesen ist, die der "allgemeinen Linie" der Komintern 
weitgehend ihren Stempel aufzudrücken vermochte. Daß sich in der 
Sowjetunion eine neuartige Herrschaftsformation herausgebildet hatte, 
ist in dieser abgewandelten maoistischen Interpretation offenbar nicht 
denkbar. Die Bourgeoisie lauert überall! 
Die hauptsächlichen theoretischen Ausgangspunkte von Poulantzas' 
Kritik und Darstellung sind (auch in dieser Arbeit) die Abweisung von 
Instrumentalismus und Agententheorie (vgl. ibid., S.85 und 90) sowie 
die Thesen, daß die relative Autonomie des Staats funktional "notwen-
dig" ist (S.87), daß dem Staat und den ISA's "Kohäsionsfunktionen" 
zukommen (S.324), daß Ideologien immer Klassenideologien sind (S.323), 
daß das Kleinbürgertum "im engen Sinn von Klassen-Ideologie" keine 
'eigene' Ideologie hat (S.256), daß der Marxismus-Leninismus die 
'eigentliche' Ideologie der Arbeiterklasse ist (S.150ff) und daß allein 
die Untersuchung der "Konjunktur des Klassenkampfes" die Antwort auf 
die Frage nach der Ursache für das "Auftreten" des Faschismus er-
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erbringen kann (S.13 und durchgängig). Auch in dieser Aneinanderrei-
hung ist wieder das Nebeneinander von Klassenkampf-Theorem und 
Funktionalismus angedeutet, aber in abstracto möchte ich hierauf eben-
sowenig nochmals eingehen wie auf die deutlich zutage tretenden Re-
duktionismen. 
Faschismus ist nun "Ausnahmeherrschaft" (S.13). Dies besagt 
nicht, daß die parlamentarische Demokratie die 'Normalform' bürger-
licher Herrschaft ist, sondern daß der Faschismus einer Ausnahmesitua-
tion entspricht, die Poulantzas mit den Begriffen "politische Krise", 
"Krise der Hegemonie", "Krise der Parteienvertretung", "Krise der 
herrschenden Ideologie" und "allgemeine ideologische Krise" umschreibt 
(vgl. S.59f, 71, 73 und 76f). Wie konnte es zur faschistischen Ausnahme-
herrschaft kommen? Eine bündige und systematisch präsentierte Ant-
wort auf diese Frage liefert Poulantzas m.E. nicht. Er beschreibt 
zwar einige wichtige Aspekte der gesellschaftlichen und politischen 
Situation während des Faschisierungsprozesses in Deutschland, aber 
gerade wo er davon ausgeht, daß die Bourgeoisie "unfähig" zur Klas-
senhegemonie war (S.71f), wäre es auch wichtig gewesen, zu demon-
strieren, welche spezifische Kräftekonstellation von der Krise hervor-
gebracht wurde und entlang welcher konkreten Prozesse und getragen 
von welchen Kräften der Nationalsozialismus sich dann tatsächlich 
durchsetzen konnte. Was waren die ausschlaggebenden historischen 
Daten und welchen Faktoren kam welches Gewicht zu? Ob Poulantzas 
mit seinem eher grobschlächtigen Begriff des Klassenkampfs zur Er-
bringung einer solchen Analyse überhaupt in der Lage gewesen wäre, 
sei einmal dahingestellt. Auf seinen beinahe 400 Seiten unternimmt 
er jedenfalls nicht einmal einen ernsthaften Versuch dazu. 
Immerhin, und das entspricht durchaus einer offenen Konzeption, die 
man grundsätzlich erwarten darf von einem klassenkampftheoretischen 
Ansatz, der ja einem seiner beiden Argumentationsstränge zugrunde 
liegt, meint Poulantzas einen "'point of no-return'" (S.67f) innerhalb 
des Faschisierungsprozesses bestimmen zu können, den er "mit dem 
Ende der Regierung Brüning" (Mai 1932) erreicht sieht (S.91 u. 105). 
Nach einer fundierten Begründung der Wahl gerade dieses Zeitpunkts 
sucht der interessierte Leser jedoch vergeblich. Daß von diesem Zeit-
punkt an, oder meinetwegen auch von den Juli-Wahlen an, die in der 
Tat eine Krise der Parteienvertretung offenbarten und die NSDAP von 
18 auf 37% der Stimmen springen ließ, die Nazis die Unterstützung 
der "Gesamtheit" des Großkapitals gewannen (S.114; vgl. auch S.89), 
ist als Begründung kaum hinreichend. Außerdem scheint es mir falsch 
zu sein. Denn erstens scheint diese Unterstützung auf wirklich großer 
Stufenleiter erst gegen Ende 1932 stattgefunden zu haben, und zweitens 
ist die Kategorie "Fraktion des Großkapitals" hier nicht differenziert 
genug. Die empirische Untermauerung seiner Behauptungen ist Poulant-
zas übrigens durchgehend nur schwach geraten (vgl. dazu Caplan 1977). 
Wenngleich auch Behauptungen wie beispielsweise die, Brüning habe 
die "Linie ... des mittleren Kapitals" vertreten (Poulantzas 1973, S.105), 
nach Illustration verlangen, so fällt doch schwerer in Gewicht, daß 
Poulantzas sich nicht einmal der Mühe unterzieht, mit der erforder-
181 
lichen Ausführlichkeit und vor allem systematisch darzulegen, welche 
"herrschende Ideologie" denn da in der Krise war und was an ihre 
Stelle t ra t , welche Dimensionen die allgemeine ideologische Krise 
hat te und zusammenfassend, worin denn nun die "Krise der Hegemonie" 
bestand. Schließlich sind all dies zentrale Konzepte seiner Arbeit. 
Bislang noch nicht genannt wurde, daß Poulantzas auch die "Nieder-
lage der Arbeiterklasse" für einen entscheidenden Grund für die Durch-
setzung des Faschismus ansieht. Ansich ist dies wohl wenig aufsehen-
erregend für einen Ansatz, in dessen Mittelpunkt der Klassenkampf 
zwischen Kapitalisten- und Arbeiterklasse steht, wenn man bedenkt, 
daß dem Sieg der einen Klasse wohl auch immer die Niederlage der 
anderen entspricht. Eine kurze Beleuchtung von Poulantzas' Argumenta-
tion ist aber dennoch aufschlußreich. Die Niederlage der Arbeiterklasse 
war "nicht unbedingt die offenkundige Niederlage in einer erklärten 
Bürgerkriegssituation"; sie war sehr wesentlich bedingt von einer Ab-
weichung großer Teile der Arbeiterklasse von ihrer 'eigentlichen' -
der marxistisch-leninistischen - Ideologie, was bewirkte, "daß die 
Schlacht im günstigen Moment nicht geschlagen wurde" (S. 145). Diese 
Abweichung ist zurückzuführen auf den "Einfluß der bürgerlichen 
Ideologie auf die Arbeiterklasse", und sie zeigt sich im Reformismus 
und überhaupt in der "Ausdehnung des Einflusses der Sozial-demokra-
t ie" (S.lSOf). Ebenso bedeutsam ist "der Einfluß der kleinbürgerlichen 
Ideologie" (das Kleinbürgertum hat Poulantzas zufolge zwar keine 
' echte ' eigene Klassenideologie, aber einen "untergeordneten, 'klein-
bürgerlichen' ideologischen Gesamtzusammenhang" (S.256), der auf 
besondere Weise antikapitalistische und prokapitalistische Ideologeme 
in sich vereinigt, gesteht er ihm sehr wohl zu). Dieser Einfluß zeigt 
sich im Anarchismus, Spontaneismus und im "putschistischen Banditis-
mus" (S.lSlf). Kurz: dort wo man auch im Kontext der sehr problema-
tischen Rede von der Arbeiterklasse und der Bourgeoisie wenigstens 
eine Analyse veränderter Machtressourcen von Arbeit und Kapital er-
warten könnte, präsentiert Poulantzas kaum mehr als eine breit ange-
legte Etikettierung der Arbeiter, ihrer Organisationen und ihrer Ziele 
anhand essentialistische: Maßstäbe. 
Soviel zum klassenkampftheoretischen Argumentationsstrang von 
Poulantzas' Beitrag. Zum Schluß nun noch einige Bemerkungen zu 
seinem funktionalistischen Argumentationsstrang, wobei gesagt werden 
muß, daß dieser nicht auf eine penetrante Weise anwesend ist, sondern 
nur an einigen, aber m.E. wichtigen Stellen. Diese Argumentation ent-
spricht folgendem Muster: Die "Krise der Hegemonie" bezeichnet eine 
Situation, wo die 'normalen' Reproduktions- und Kohäsionsmechanismen 
nicht mehr greifen. Hieraus und aus der diese Krise zudem charakteri-
sierenden "Unfähigkeit" der Bourgeoisie zur Klassenhegemonie ergibt 
sich die "Notwendigkeit" der faschistischen Ausnahmeherrschaft bzw. 
des "Ausnahmestaats", und die dem Faschisierungsprozeß vorausgehende 
Niederlage der Arbeiterklasse macht dies möglich. Der Ausnahmestaat 
ist ausgezeichnet "mit der Notwendigkeit, der Krise zu begegnen" 
(S.333). Seine verglichen mit dem 'Normalzustand' des bürgerlichen 
Staates "verstärkte Autonomie" (S.338, Anm. 434) ist "notwendig..., um 
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diesen Block (d.h. den "Block an der Macht", ÜB) zu reorganisieren 
und innerhalb seines Rahmens die Hegemonie der Fraktion des monopo-
listischen Großkapitals zu errichten" (S.87f). 
Was geschieht hier? Poulantzas schließt von einigen, m.E.von unhalt-
baren Prämissen hergeleiteten "Notwendigkeiten" auf deren Durchset-
zung. Der Faschismus erscheint so als die logische Folge einer be-
stimmten Situation. Was faktisch geschah, das war auch notwendig. 
Die ihm und auch dieser Arbeit zugemessene Prominenz rechtfertigt 
diese etwas längere Auseinandersetzung mit Poulantzas' Beitrag zur 
Faschismustheorie. Der Gehalt seiner Ausführungen läßt von dieser 
Prominenz jedoch nichts erahnen. 
Wie gesagt, in den vergangenen Jahren ist es etwas stiller geworden 
um die marxistische Faschismustheorie. Nennen muß man wohl noch 
Laclau, und dies nicht wegen seines positiven Beitrags zum Verständnis 
des Faschismus - vielmehr, als daß die faschistische Bewegung keine 
"invention of monopoly capital" war, sondern erst interessant fürs 
Kapital wurde, als sie zu einer wirklichen Massenbewegung herange-
wachsen war (vgl. Laclau 1977, S.119f), hat er diesbezüglich nicht 
zu sagen - , sondern wegen seiner Kritik der Reduktionismen von 
Poulantzas. Obwohl diese Kritik verglichen mit seinen späteren Arbeiten 
nicht einmal konsequent ist (siehe oben Kap.II.4), trug Laclau damit 
bei zum Erosionsprozeß traditioneller Selbstverständlichkeiten. Eine 
deutschsprachige Entsprechung sind vielleicht die zwei Argument-Son-
derbände (60 und 62) zum Thema Faschismus und Ideologie. Beeinflußt 
von Laclau ist es auch deren Ziel, "mit den Denkmustern des Ökono-
mismus und Klassenreduktionismus zu brechen" (PIT 1980, S.8). Der 
Frage, inwieweit dies auch wirklich gelungen ist, möchte ich hier 
allerdings nicht nachgehen. 
Eine Arbeit aus dem Jahre 1981, die schließlich noch besondere 
Erwähnung verdient, ist D.Abrahams 'The Collapse of the Weimar 
Republic'. Ausgehend von der Gegensätzlichkeit von Kapitalismus und 
Demokratie (1981, S.12f u. 17) lokalisiert Abraham den Bruch der 
Weimarer Republik im Bruch der sogenannten Großen Koalition im 
Jahre 1930, den er der reformistischen Militanz von SPD und ADGB 
in vor allem der Frage der Beiträge des Kapitals zur Arbeitslosenver-
sicherung anlastet. Vor der Kulisse der hieraus entstehenden Situation, 
daß parlamentarische Mehrheiten nur noch mit entweder der SPD 
oder aber der NSDAP möglich gewesen wären, im Zusammenhang 
damit dem 'Schisma' der Arbeiterbewegung (SPD versus KPD), dem 
drastischen Schrumpfungsprozeß der bürgerlichen Parteien - ausgenom-
men des katholischen Zentrums- und dem vehementen Anwachsen der 
NS-Bewegung seit 1930, der ökonomischen und ideologischen Krise 
beschreibt er dann ausführlich die Verwertungsschwierigkeiten und 
Gegensätze der Großlandwirtschaft, der überdimensionierten Schwerin-
dustrie und der dynamischen Exportindustrie, die verschiedenen Krisen-
lösungsstrategien dieser Fraktionen und schließlich deren 1932 unter 
der Dominanz der Schwerindustrie zustandegekommene 'Einigung' auf 
den "kleinsten gemeinsamen Nenner" (S.286 u. 315), der sich in der 
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"Entscheidung" für eine "extrasystemic solution", also zugunsten der 
Machtübernahme der NSDAP äußert (S.52, 287, 315, 326; vgl. ders. 1983, S. 
72f). "The bourgeoisie saw no other way out of the crisis; it decided 
'consciously' in favor of the Nazis" (1981, S.323). Von der Beantwor-
tung der Frage, ob diese "Entscheidung" ausschlaggebend war "to 
Hitler 's appointment", enthält Abraham sich allerdings (ibid.). Da 
ihre Randbedingungen - Krise in vielerlei Hinsicht, Wachstum der 
NS-Bewegung usw. - bei ihm nur als 'Kulisse' figurieren, nicht aber 
einer eigenständigen Analyse unterzogen werden, kann bezüglich 'The 
Collapse' ... nicht von einer umfassenden Darstellung des Niedergangs 
von Weimar gesprochen werden. Was am meisten haften bleibt von 
dieser beeindruckenden Arbeit, ist die stets wiederholte These - noch 
deutlicher als im Buch selbst in dem es zusammenfassenden Artikel -, 
daß das Kapital von einer reformistisch-militanten Arbeiterbewegung 
sozusagen in den Faschismus hineingetrieben wurde (vgl. 1981, S.42, 211f, 
232f, 254ff, 272f, 281ff, 288 und 1983 ,5 .46 ,61 ,65 ,67 ,72) . Hierauf wie 
auch auf die Frage nach der empirischen Stichhaltigkeit von Abrahams 
Argumentation wird dann auch noch zurückzukommen sein. Den Fa-
schismus an der Macht kennzeichnet Abraham (1981, S. l l ) übgrigens 
als "certainly more than a dictatorship of monopoly capital, a Bona-
partist regime based on an equilibrium of forces and standing above 
all classes, or a dictatorship of the petite bourgeoisie". 
2 Die Vielfalt der Faktoren und das Problem ihrer Gewichtung 
Wenn man entgegen allen ein-dimensionalen Erklärungen die Entstehung 
des NS-Regimes als das Resultat des Zusammenlaufens mehrerer, zum 
Teil genetisch weitgehend voneinander unabhängiger Prozesse und Sach-
verhalte begreifen will, dann bietet sich als erster Schritt die Benen-
nung dieser Prozesse und Sachverhalte an. Die übergreifende analytische 
Problemstellung ist dann die des spezifischen Zusammenhangs und des 
jeweiligen Gewichts der verschiedenen Faktoren, und erst im Rahmen 
dieser Problemstellung kann dann sinnvoll auf die Frage eingegangen 
werden, inwieweit und auf welche Weise der Zusammenbruch von 
Weimar und die nationalsozialistische "Lösung" ein Ergebnis von Klas-
senkämpfen waren. 
Global kann man zwei Entwicklungslinien unterscheiden, die das 
NS-Regime herbeiführten Zum einen die nationalsozialistische Massen-
bewegung (1927: ca. 17 000, 1929: ca. 120 000, 1930: ca.300 000 und 
Anfang 1932: ca.800 000 Mitglieder der NSDAP) und deren starke par-
lamentarische Repräsentation (1928: 2,6%, 1930: 18,3%, Juni 1932: 37,1% 
und November 1932: 33,0%), und zum anderen diejenigen Prozesse, die in 
dem Moment, als die NSDAP den Höhepunkt ihrer Entwicklung über-
schritten zu haben schien, ihre 'Machtergreifung' bewerkstelligten bzw. 
zuließen - parlamentarisch waren die Nazis aus eigener Kraft dazu 
nicht stark genug, und der gewaltsame Umsturz mittels der paramili-
tärischen SA (1932: ca.300 000 Mitglieder) wurde nicht versucht. Aus 
dieser Zweigleisigkeit des Entstehungsprozesses des Nazi-Regimes ergibt 
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sich, daß beide Momente bis zu einem gewissen Grad auch eine geson-
derte Untersuchung verlangen- Die relevanten, beide oder eines dieser 
Momente bestimmenden Faktoren sind: 
- Die große Weltwirtschaftskrise seit 1929 mit ihren Folgen der Ar-
beitslosigkeit und des Einkommensverlustes im Zusammenhang mit 
dem Wachstumseinbruch. Bei einer Erwerbsbevölkerung im deutschen 
Reich von 1925: 32 Millionen und 1933: 32 1/3 Millionen Menschen 
(vgl. Neumann 1977, S.654), betrug die Arbeitslosigkeit: 
1925: ca. 500000 
1926: ca. 2 000 000 
1927: ca. 1350 000 
1928: ca. 1350 000 
1929: ca. 1900 000 
1930: ca. 3100 000 
1931: ca. 4500000 und 
1932: ca. 6000 000 (vgl. Rotermundt 1980, S.146). 
Die Entwicklung des indizierten Nationaleinkommens zeigt folgendes 
Bild: 
1913 = 100; 
1925 = 103; 
1928 = 121,6; 
1929 = 121,1; 
1930 = 119,4; 
1931 = 110,3 und 
1932 = 102 (vgl. Madison 1982, S.174). 
Die Krise, die zudem die Erinnerung an die verheerende Inflation 
der frühen zwanziger Jahre wachrief, muß hier an erster Stelle 
genannt werden, weil auf dem Hintergrund der verhältnismäßig 
ruhigen Zeit des konjunkturellen Aufwärtstrends von 1924/25 bis 
1928/29 aus ihrem Zusammenfallen mit dem Untergang der Weima-
rer Republik geschlossen werden darf, daß sie der Auslöser der 
diesen 'Untergang' bewerkstelligenden Prozesse war. Sie bewirkte 
eine zunehmende Polarisierung zwischen Arbeit und Kapital (im 
Sinne der Gebrauchswertlogik versus der Profitlogik; nicht im 
Sinne zweier einander gegenüberstehender, festgefügter 'Bataillone') 
und schuf die wohl entscheidende Artikulationsbasis der nationalso-
zialistischen Bewegung. Wie wenig jedoch diese Krise und ihr 
Ausmaß allein für die politische Entwicklung verantwortlich gemacht 
werden können, wird ersichtlich aus den entsprechenden Krisenwer-
ten anderer Länder (vgl. Tabelle 8). 
Schweden dient hier als Land mit einem relativ geringen Krisenein-
bruch (die Schweiz stand allerdings noch besser da), während Groß-
britannien und die USA (Kanada könnte man hier auch noch nennen) 
neben Deutschland am stärksten von der Krise betroffen waren. 
- Der verlorene Krieg und in dessen Folge die November-'Revolution', 
die Reparationsverpflichtungen und die partielle Demilitarisierung. 
Dies waren offensichtlich Dinge, die ideologisch brauchbar waren 
zur Bildung der "Dolchstoßlegende" und zur Bildung der "nationalen 
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Tabelle 8: Arbeitslosigkeit (in % der Erwerbstätigen; jeweils erste Ko-
lumne) und wirtschaftliche Entwicklung (indiziert, 1913 = 100; zweite 
Kolumne) einiger kapitalistischer Länder 1928-1932 
DR USA UK Schweden 
1928 
1929 
1930 
1931 
1932 
3,8 
5,9 
9,5 
13,9 
17,2 
121,6 
121,1 
119,4 
110,3 
102,0 
4,3 
3,1 
8,7 
15,2 
22,3 
153,6 
163,0 
147,4 
136,1 
117,4 
7,4 
7,2 
11,1 
14,8 
15,3 
108,7 
111,9 
111,1 
105,4 
106,2 
2,4 
2,4 
3,3 
4,8 
6,8 
145,3 
156,5 
165,5 
153,9 
150,2 
Quelle: Madison 1982, S.174f und S.206 
Opposition".Andererseits ist wohl gerade dieser verlorene Krieg eine 
der Ursachen der besonderen ökonomischen Schwierigkeiten der 
Schwerindustrie in den Weimarer Krisenjahrenj der Schwerindustrie, 
die ihrem Umfang nach - Ch. Maier (1974, S.542) spricht von 
einem "Brontosaurus" - ein Relikt der Rüstungsproduktion bis 
1918 war und insofern nicht in eine Gesellschaft paßte, in der mit 
der Reduzierung der Reichswehr und denen ihr auferlegten Beschrän-
kungen, trotz der 'schwarzen Reichswehr' und den großen para-mili-
tärischen Organisationen, die Zeit der großen Rüstungsaufträge vor-
bei war. 
Die (spezifisch) preußisch-deutsche Tradition, womit die anti-demo-
kratische Tradition großer Bevölkerungssegmente, der gewichtige 
politische Einfluß der Junker usw. gemeint sind. Zu diesem Thema 
zunächst eine grundsätzliche Bemerkung: Wenn die Rede ist von der 
besonderen deutschen Tradition, dann wird hier damit nicht eine 
Theorie der deutschen "Sonderentwicklung" vertreten; einer Sonder-
entwicklung, die abzuheben ist vom "Normalfall", als dessen klas-
sische Beispiele meist England und Frankreich angeführt werden. 
Solch eine 'normale' Entwicklung gibt es überhaupt nicht. Die Her-
ausbildung des Kapitalismus kennt keine "notwendigen" polit-ideo-
logischen "Entwicklungsstufen" wie z.B. den Liberalismus (so Cle-
ments 1972, S.74), und das Fehlen einer siegreichen nationalen bür-
gerlichen Revolution macht ein Land noch nicht zur 'Abweichung'. 
Die Stilisierung von normaler und abweichender nationaler Entwick-
lung ist zwar kein Spezifikum der marxistischen Faschismustheorie 
(allgemein zum Thema: Grebing 1974, Kap.III), der vielfältige Ge-
brauch dieser Denkfigur ist es aber sehr wohl. Obendrein ist noch 
anzumerken, daß man in den Schlußfolgerungen ohnehin vorsichtig 
sein muß, wenn man die Tatsache anspricht, daß es in Deutschland 
keine bürgerliche Revolution gab. Sicher, Frankreich kannte eine 
solche. Die Frage ist jedoch, inwieweit der Sturm auf die Bastille 
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heutzutage das politische Bewußtsein der Franzosen bestimmt. Die 
teilweise regressive Entwicklung des 19. Jahrhunderts konnte jeden-
falls nicht verhindert werden. Und die "Glorious Revolution" der 
Engländer - ist sie auch noch im 20. Jahrhundert politisch identi-
tätsbestimmend? Was ist das Verhältnis der nachfolgend aus vielen 
Ländern eingewanderten Bevölkerung zum amerikanischen Unabhän-
gigkeitskrieg, und kann man bezüglich des 80-jährigen Befreiungs-
krieges eines Teils dessen, was später Niederlande heißen sollte, 
gegen Spanien überhaupt von einer bürgerlichen Revolution im mo-
dernen Sinne sprechen (vgl. Foster/Greene 1970)? Weitere bürger-
liche Revolutionen nationalen Ausmaßes gab es nicht - Weimar, 
Rußland, Februar 1917? -, und die fast den ganzen Kontinent er-
greifenden Revolutionsversuche von 1848 hinterließen zwar tief-
greifende Spuren, aber siegreich im emphatischen Sinne waren sie 
nirgends (vgl. Hobsbawm 1977). Kurz: das Problem, worum es hier 
geht, ist das der Transformation bestimmter politischer Werte, 
deren Existenz oder Nicht-Existenz man nicht mechanisch ableiten 
kann aus in der Vergangenheit st abgefundenen oder nicht stattge-
fundenen Ereignissen und Prozessen (vgl. Eley 1983 und Blackbourn/ 
Eley 1980). Zudem ist nicht zu vergessen, daß auch all die anderen 
Länder ihre mehr oder weniger starken faschistischen Bewegungen 
kannten. 
Aber doch, an der These von in der Weimarer Republik wirk-
sam werdenden spezifisch deutschen, anti-demokratischen Tradi-
tionen und Kräften ist etwas Wahres, obwohl die vergleichende So-
zialwissenschaft hier noch viel Arbeit zu verrichten hat. Daher sei 
im Moment einmal dahingestellt, ob Spezifität hier identisch ist mit 
Einzigartigkeit und was die genauen Ursachen dieser Traditionen 
sind. Charakteristisch deutsch für eine entwickelte kapitalistische 
Nation scheint in jedem Fall die Existenz einer in Militär und Ver-
waltung (man denke nur an Hindenburg) einflußreichen oder gar 
dominanten Gruppe von Agrar-Kapitalisten, die, folgt man ihrem 
Selbstverständnis, aber eher als Relikt des absolutistischen Spätfeu-
dalismus zu umschreiben ist (vgl. H. Rosenberg 1976). So hatte die 
Reichswehr, deren Offizierskorps 1932 zu 24% aus Adligen bestand, 
auch noch in der Weimarer Republik die kaiserliche Flagge (vgl. 
Bracher 1957, S.258ff), und die das Kaiserreich kennzeichnende Ver-
herrlichung des Militärischen war auch nach 1918 noch von Bedeu-
tung. Dieser bedeutenden Rolle von Befehl und Gehorsam sowie 
eines die hierarchische Rangordnung huldigenden Militarismus kor-
respondierte die Prominenz ständischer Ideologien. Nicht nur die 
Offiziere oder der Adel waren ein 'Stand'; dies galt auch für das 
auf 'den Staat' getrimmte Beamtentum (vgl. ibid., S.174-198 sowie 
Klönne 1976, S.33f). Dessen reaktionäres Antlitz zeigte sich viel-
leicht am deutlichsten in der politischen Rechtssprechung; z.B. bei 
der Verurteilung politischer Morde zwischen 1919 und 1922, wo 354 
Morde von Rechtstehenden zu 24 Verurteilungen mit einem durch-
schnittlichen Strafmaß von 4 Monaten Gefängnis führten, während 
die 22 linken Morde zu 38 Verurteilungen mit einem durchschnitt-
187 
lichen Strafmaß von 15 Jahren Haft und zudem zu 10 Hinrichtungen 
führten (vgl. Bracher 1957, S.194f und Klönne 1980, S.219f). Unter 
dem Nenner von Stand und Status ist weiter auch das Selbstverständ-
nis der deutschen Angestellten zu betrachten. Insbesonere J. Kocka 
(1974; 1977; 1980) vertritt die These von der Besonderheit der deut-
schen Angestelltenschaft, wobei er diese Besonderheit jedoch leider 
nur im Vergleich zu den USA zu demonstrieren trachtet . Geeigne-
tere Vergleichmaßstäbe wären aber Frankreich und England gewesen 
(vgl. Eley 1983, S.60-64). Immerhin hat sich bis heute die Iden-
tifikation von Angestellten und Mittelklasse gegenüber der Identi-
fikation von Handarbeit und Arbeiterklasse in allen europäischen 
Ländern tradiert. Allein schon der gegenüber den Arbeitern heraus-
gehobene arbeitsrechtliche Status wie der Umfang politisch konser-
vativer, spezieller Angestelltengewerkschaften weisen aber wohl 
dennoch auf die Besonderheit der deutschen Angestellten (vgl. auch 
Jones 1974; Speier 1977 und Treu 1980). Zuletzt sollte hier noch 
auf den Umstand hingewiesen werden, daß es weder im Kaiserreich 
noch in Weimar eine große Partei der sogenannten bürgerlichen 
Mitte gegeben hat. 
Die Konstruktion Weimar als solche. Diese Republik, die das Re-
sultat einer Revolution war, die keine Revolution war, brachte 
einerseits die bürgerlich-parlamentarische 'Souveränität' - aller-
dings mit der folgenreichen Einschränkung der präsidialen Notver-
ordnungsbefugnisse (§48) - , den Lohnabhängigen die Sozialpolitik 
und der organisierten Arbeiterbewegung gewichtige Rechte und eine 
bis dahin ungekannt starke institutionelle Machtposition gegenüber 
dem Kapital (vgl. Abraham 1981, Kap.V und Pereis 1973). Anderer-
seits jedoch beließ sie nicht nur dem Kapital, sondern überhaupt 
den Stützen des Kaiserreiches ihren politischen Aktionsradius. Das 
grundsätzliche Dilemma jeder - nicht von der überwältigenden 
Mehrheit der Bevölkerung getragenen - Revolution, daß die Unter-
drückung von deren Feinden schnell in einen Regressus ad infinitum 
einmünden kann, der die Ziele der Revolution dann ad absurdum 
führt, während die weitgehende Nicht-Antastung der tragenden Ele-
mente des Ancien Regime der Konterrevolution Tür und Tor öffnet, 
wurde in Weimar im Sinne der letzteren Möglichkeit 'gelöst ' . Damit 
aber leitete die vor allem von der Arbeiterbewegung getragene bür-
gerliche Revolution mit Sozialstaatskomponente eine offen zutage 
tretende gesellschaftliche Polarisierung ein, die sich tatsächlich 
bereits frühzeitig in Versuchen der Konterrevolution (Kapp-Putsch 
am 13.3.1920 usw.) äußerte (vgl. A.Rosenberg 1961b, insbes. Kap.V), 
und die einen weiteren Ausdruck fand in den para-militärischen 
Organisationen erst der verschiedenen Freikorps und später dann 
des 'nationalen' Stahlhelms, der SA, des sozialdemokratischen 
Reichsbanners und des kommunistischen Rotkämpferbundes (dazu 
Bracher 1957, S.134-138 u. 142-146). Daß die Jahre 1924-1928 dann 
relativ 'ruhig' waren, hatte wahrscheinlich zu tun mit der wirt-
schaftlichen Aufwärtsentwicklung und zudem mit der Verdrängung 
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der SPD aus der Regierung sowie mit Hindenburgs Reichspräsident-
schaft seit 1925. Um aber noch einmal zurückzukommen auf die 
spezifisch deutschen Traditionen: die Polarisierung Weimars führte 
gewiß zu deren Vitalisierung, und vielleicht war dies entscheidender 
als ihre nicht gänzlich geklärte Spezifität als solche. 
- Der 'BruderhaS' von SPD und KPD, der erstens gründete in der 
repressiven Haltung der (Mehrheits-) SPD gegenüber der radikaleren, 
rätedemokratischen Revolutionsvariante, um die 1918/19 von der 
Basis der USPD und des damals noch viel kleineren Spartakusbundes/ 
der hieraus am 1.1.1919 hervorgehenden KPD gekämpft wurde - der 
Name Noske ("Blut-Noske") repräsentiert hier die gewaltsame Nie-
derschlagung der autonomen Rätebewegung mittels der Freikorps 
und unter Führung der SPD-Regierung (vgl. Rosenberg 1961a und 
ders. 1961b, Kap.I.) - und zweitens in der Moskau-Hörigkeit der 
KPD und im Zusammenhang damit insbesondere in deren These von 
der "sozialfaschistischen" Sozialdemokratie (zu KPD und Komintern 
vgl. Claudin 1975; Schäfer 1973 und Abendroth 1973, S.87-125). 
Somit standen sich nicht nur ein reformistischer und ein marxi-
stisch-leninistischer Flügel der Arbeiterbewegung gegenüber, sondern 
einerseits eine von ihrem Gegenüber als "sozialfaschistisch" bezeich-
nete Sozialdemokratie, die andererseits wiederum die Kommunisten 
als "totalitär" einordnete und sie auf diese Weise auch in die 
Nähe der NSDAP rückte (vgl. auch Hennig 1976). Eine 'linke 
Einheit' war unter diesen Umständen ausgeschlossen. 
- Die konkrete Abfolge der Ereignisse 1930-1932. Diese Abfolge ist 
nicht der lineare Ausfluß irgendeiner Logik, sondern immer auch 
bis zu einem gewissen Grade abhängig von Zufälligkeiten bzw. von 
zufälligen Gesamtkonstellationen des Tages und von daher durchaus 
einer selbständigen Beachtung wert. 
- (Schließlich) solche scheinbaren Kleinigkeiten wie das Wahlsystem 
(was wäre gewesen, wenn Weimar das Mehrheitswahlrecht gehabt 
hätte? - dazu Hermens 1951) und die Machenschaften der konkreten 
politischen Akteure. Die ideologische Krise, die allerdings keine 
Kleinigkeit war, scheint dagegen nicht ein besonderer Faktor zu 
sein, sondern selbst ein Resultat der bereits genannten. 
Wenn es nun die Aufgabe der Analyse ist, die zum Nationalsozialismus 
führenden Entwicklungslinien zu gewichten, dann bedeutet dies nicht 
per defintionem, daß es dabei um die Hervorhebung eines einzigen 
Faktors geht. Das ist zwar möglich, aber möglich sind ebenso die 
Kombinationen einiger/meherer Faktoren oder ihr Zusammenlaufen als 
solches. Hieraus mag erhellen, wie schwierig die Aufgabe ist, bei 
einem komplexen Prozeß wie des Weimarer Niedergangs und der Errich-
tung der faschistischen Diktatur, eine analytische Gewichtung vorzu-
nehmen. Die ernsthafte Entsprechung dieser Aufgabe erfordert eine 
Kenntnis, deren Darstellung, selbst wenn ich sie hätte, hier unmöglich 
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ist. Vorläufig scheint das Zusammenlaufen mehrerer Gegebenheiten 
und Prozesse der entscheidende Punkt zu sein, und zwar ohne daß 
einem einzelnen Faktor - also auch nicht dem Klassenkampf - dabei 
besondere Bedeutung zukommt. Die analytische Gewichtung von Be-
stimmungsfaktoren des hier zur Diskussion stehenden Prozesses ist 
jedoch auch gar nicht die Aufgabe dieses Kapitels; eher ist es die Be-
nennung des Problems und die Einschätzung der Bedeutung des Klassen-
kampfes von einer allgemeintheoretischen Fragestellung her. Auf die 
Bedeutung des Klassenkampfes wird denn auch noch zurückzukommen 
sein. 
Daß die historiographische Erfassung und analytische Integration des 
Konzepts des Klassenkampfes Probleme aufwirft, demonstriert das 
sprachliche Wirrwarr gängiger marxistischer Faschismustheorien. Zum 
einen werden im Begriff des Mittelstandes oder der Mittelklasse die 
kleinen Selbständigen und die Angestellten/Beamten zusammengefaßt 
und diese Einheit dann als Klasse offeriert - Poulantzas ist hier wenig-
stens konsequent, denn diese Zusammenfassung entspricht auch seiner 
theoretischen Konzeption - , und zum anderen sind vor allem viele 
deutsche Beiträge von einer Gleichsetzung von herrschender Klasse 
und "Oberklasse" und/oder von herrschender Klasse und Elite durch-
zogen (z.B. Kühnl 1972, S.104f; Hennig 1982, S.109f; v.Saldern 1983, S.91; 
kritisch Grebing 1974, S.14-17) - Kühnl (1972, S.122) bringt es sogar 
fertig, das Kapital als "maßgebliche Fraktion der herrschenden Klasse" 
darzustellen - , während Mason (1977, S.8f u. 58) mit seinem Ansatz 
à la Thompson unweigerlich zu einer Gleichsetzung von Klassen mit 
realen politischen Kräften gelangt. Ein beinahe durchgängig zu entdek-
kendes Phänomen ist die wenig nuancierte Behandlung der Kapitalisten. 
Daß Großkapitalisten nicht identisch sind mit der Klasse der Kapitali-
sten, sondern Fraktionen derselben bilden, ist dabei am wenigsten ein 
Problem. Charakteristisch ist vielmehr, daß wider besseres Wissen der 
Eindruck erweckt wird (Ausnahmen sind z.B. Mommsen 1974; Spiller 
1974 und Turner 1974), als wären die Weimarer Kapitalisten nur Per-
sonifikationen des Kapitals gewesen. Ganz gewiß waren sie diese 
Personifikationen, aber ebenso waren sie deutsche Kapitalisten; Träger 
bestimmter, in ihrem politischen Handeln wirksamer Traditionen und 
Ideologien, die sich der profit-logischen Rationalität - falls diese vor-
handen war - hinzugesellten oder sie gar konterkarierten. Dies zu 
beachten und explizit zu vermelden, ist wichtig! Auch politisch inter-
venierende Kapitalisten tun dies in der Bedeutung politischer Kräfte, 
und ausgeschlossen ist nicht einmal, daß sie reaktionär oder selbst 
progressiv sind, ohne daß ihre Klassen- oder Fraktionsposition dabei 
von großer Bedeutung ist. 
Ein besonderes Problem liefert in diesem Zusammenhang das Kon-
zept der Elite. Auch wenn man reduktionistische Ansätze klassentheore-
tisch fundierter Politikanalysen und die Gleichsetzung von kapitalisti-
scher Ausbeutung mit Klassenherrschaft abweist, ist ziemlich einfach 
zu erkennen, daß das Konzept der politischen Kräfte nicht ausreicht, 
um reale politische Prozesse vollständig in den Griff zu bekommen. 
Politische Kräfte im Sinne von z.B. Massenbewegungen sind nicht in 
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ihrem ganzen Umfang auch zugleich politische Entscheidungsträger 
oder Subjekte politischer Strategien. Gewöhnlich ist dies einer kleinen 
Minderheit in der Bewegung vorbehalten, deren spezifische Position 
ihren eigenen Interessen und Motiven eine gewichtige Rolle zukommen 
läßt. Die Unmöglichkeit detaillierter kollektiver Willensbekundung und 
etwa direkter Verhandlungen zwischen den Arbeitern und den Kapita-
listen verleiht diesen Minderheiten eine irreduzible Bedeutung. Diese 
traditionell mit dem Begriff der Elite umschriebenen Minderheiten 
bilden sozusagen ein Mikro-Kräftefeld innerhalb der großgesellschaft-
lichen Kräfteverhältnisse, von denen sie sich zwar abheben, aber nie-
mals ganz entfernen können. Die Kapitalisten - und da wieder vor 
allem die Großkapitalisten - sind hier wegen ihrer geringen Anzahl 
und aufgrund ihrer gesellschaftlichen Bedeutung sowie ihrer Mittel 
eine besondere Kategorie: Einerseits sind sie eine Komponente der 
grundlegenden gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse und andererseits 
bewegen sie sich direkt in der Arena der Eliten. 
M.E. kommt einem solchermaßen verstandenen Begriff der Elite in 
der politischen Analyse der Platz eines komplementären Konzepts zu. 
Der Begriff komplementär soll hier verdeutlichen, daß es sich bei der 
politischen Analyse, die hier vertreten wird, um keine mit elitetheore-
tischem Ansatz handelt. 
3 Zur Identität der NS-Massenbewegung und zum Stellenwert der 
'Massen' im Verhältnis zur Parteielite 
Daß die nationalsozialistische Massenbewegung überwiegend eine Bewe-
gung des "Mittelstandes" war, wird beinahe ausnahmslos als Gemein-
platz präsentiert. Die statistischen Daten scheinen dies auch einiger-
maßen zu bestätigen. So beziffert z.B. M.Broszat (1978, S.51) den pro-
zentualen Anteil der verschiedenen Berufsgruppen in der Mitglieder-
struktur der NSDAP vor 1930 auf: 
Tabelle 9: 
Berufsgruppe 
Arbeiter 
Angestellte 
Selbständige 
Beamte 
Bauern 
Sonstige 
* der NSDAP 
28,1 
25,6 
20,3 
8,3 
14,1 
3,6 
% der Erwerb: 
45,1 
15,9 
10,7 
4,3 
6,7 
17,3 
Für die Phase 1930-1933 berechnet Broszat dann allerdings eine Zunah-
me des Arbeiteranteils, die das Gesamtbild jedoch nicht einschneidend 
veränderte. 
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Die der These von der Mittelstandsbewegung zugrundeliegende Argu-
mentation ist etwa folgendermaßen: Kleine Selbständige und Angestell-
te/Beamte waren die von der ökonomischen Krise am härtesten ge-
troffenen Gruppen, waren bereits Opfer der Nachkriegsinflation gewe-
sen und hatten auch am wenigsten profitiert von der Prosperität 1924 
bis 1928 (vgl. dazu die Daten in Castellan 1974). Der "Mittelstand" 
fühlte sich also existentiell bedroht und dachte einen Rettungsanker in 
der NSDAP gefunden zu haben. Die Frage ist nun, ob eine solche Dar-
stellung zutreffend ist. War die NS-Bewegung vielleicht viel eher eine 
Volksbewegung, wie z.B. Eley (1983, S.75) behauptet, worin gleicher-
maßen nicht nur die "declining", sondern auch die "rising...petite 
bourgeoisie" (S.67f) den Ton angab? Letztere These vermag ich aller-
dings nicht zu prüfen. 
Die These der Volksbewegung scheint genauso triftig wie die der 
Mittelstandsbewegung, denn dieser Begriff täuscht eine Homogenität 
vor, die wirklich niemals gegeben war. Erstens ist der Arbeiteranteil 
gar nicht so klein wie man vielleicht annehmen könnte, wenn von der 
Mittelstandsbewegung die Rede ist, und zweitens birgt dieser Begriff ja 
nicht nur die kleinen Selbständigen, sondern auch die lohnabhängigen 
Angestellten und Beamten. Legt man die Wahlanalysen J.W. Falters 
(1983) zugrunde, wonach der Arbeiteranteil am NSDAP-Elektorat 1930: 
39,8%; 1932 im Juli: 25,9%; 1932 im November: 26,4% und 1933: 29,2% 
war (3), dann bestemd das NSDAP-Elektorat ganz grob zu je einem 
Drittel aus Arbeitern (traditionelle Arbeiterklasse), Angestellten und 
Beamten ( 'neue' Arbeiterklasse, neue Mittelklasse und höhere neue 
Mittelklasse) und dem traditionellen Kleinbürgertum. Gemessen ein 
ihrem Anteil ειη der Gesamtheit der Erwerbsbevölkerung waren die 
Arbeiter dann immer noch deutlich unterrepräsentiert, während die 
Kleinbürger sehr stark und die Angestellten/Beamten deutlich über-
repräsentiert waren. Wie sich anhand der oben tabellierten Daten 
Broszats oder auch derjenigen Falters leicht berechnen läßt, zählten 
die überrepräsentierten Berufsgruppen des "Mittelstandes" aber nicht 
mehrheitlich zum NS-Anhang. Zieht man dagegen traditionelle und 
'neue' Arbeiterklasse zusammen oder nimmt mein selbst ganz formal 
das relationale Kriterium Lohnabhängigkeit zur Einteilungsgrundlage, 
dann ist die NSDAP plötzlich sogar mehrheitlich eine 'Arbeiterpartei ' 
bzw. eine Partei der Lohnabhängigen - obwohl auch dies an der über-
proportionalen Repräsentanz der Kleinbürger nichts änderte. Zugegebe-
nermaßen ist ein solches Verfahren jedoch unsinnig (vgl. allerdings Kele 
1972, z.B. S.215), denn Lohnarbeiterschaft (mit seiner relationalen Be-
deutung gegenüber dem Kapital) war - außer vielleicht in der Propa-
ganda des sogenannten 'linken' Flügels der NSDAP - kein zentrales, 
den Massenzulauf zu dieser Partei seit 1930 erklärendes Motiv. 
Um dies zu demonstrieren und um überhaupt etwas mehr Einsicht 
in die Sozialstruktur des NS-Anhangs zu bekommen, ist es unerläßlich, 
sich ein differenzierteres Bild als bisher dargestellt von dessen Zusam-
mensetzung zu machen. Aufschlußreich ist diesbezüglich zunächst die 
Entschlüsselung von Partei-Statistiken, die B.Moore (1978, S.401 u. 404f) 
vorgenommen hat. Daraus wird ersichtlich, daß nicht weniger als 94,5% 
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der NSDAP-Mitglieder Männer waren, daß die Lehrer von allen Berufs-
gruppen am stärksten vertreten waren (zu 40%; dies wirft ein bezeich-
nendes Licht auf das Weimarer Bildungssystem); die technischen Ange-
stellten in Relation zu ihrem Gesamtumfang stärker als die kaufmän-
nischen und schließlich, um nur die m.E. wichtigsten seiner Daten zu 
nennen, die geschulten Arbeiter wesentlich stärker als die ungelernten. 
(4) Über den Anteil der Arbeitslosen in der NSDAP geben Moore's 
Angaben leider keinen Aufschluß, und ebensowenig unterscheidet er 
eine besondere Kategorie der Arbeiter des öffentlichen Dienstes. 
Neben den Landarbeitern bzw. den ländlichen Arbeitern werden diese 
beiden Gruppen aber meist genannt (z.B. von Mason 1977, S.66f und 
Hennig 1982, S.157-171), wenn die nationalsozialistisch organisierten 
Arbeiter zur Sprache kommen. Schließlich muß erwähnt werden, daß 
der Anteil der Jugendlichen bzw. der Jüngeren in der NS-Bewegung 
besonders groß war (Durchschnittsalter der Bewegung ca. 25 Jahre) 
(vgl. Bracher 1957, S.129ff; Kater 1976, S.30; Klönne 1980, S.237 und 
Hennig 1982, S.169). Dies äußerte sich z.B. auch in den überwältigen-
den Erfolgen der NS-Studentenorganisationen bei den Asta-Wahlen 
1930/31 (vgl. Bracher 1957, S.148; generell M.S.Steinberg 1977). 
Insgesamt relativieren die hier dargestellten Daten die sozial-ökono-
mische Erklärung der Massenbasis des Nationalsozialismus. Sicher, 
viele mögen sich direkte materielle oder statusmäßige Vorteile von 
ihrer Unterstützung der NSDAP versprochen haben; Jugendliche waren 
überdurchschnittlich von der Arbeitslosigkeit betroffen - zudem hat te 
die Große Koalition 1929 den Jugendlichen unter 21 und den Saisonar-
beitern die Krisenfürsorge entzogen (vgl. Leibfried u.a. 1984, S.117) - , 
und gerade männliche Angestellte der unteren Ränge mögen sich von 
der NSDAP mit ihrem soldatischen Gehabe und mit ihrer 'männliche 
Tugenden' hervorhebenden Rhetorik (vgl. hierzu Wittrock 1983) Schutz 
vor einem weiteren Einbruch der Frauen in ihre Berufsgruppe erwartet 
haben (so Mason in der Diskussion in Mommsen u.a. 1974, S.966). 
(Die Aussagekraft der zu beinahe 95% männlichen Mitgliederschaft 
der NSDAP hängt allerdings ab von einem diesbezüglichen Vergleich 
mit den anderen Parteien; von der Beantwortung der Frage, inwieweit 
damals Parteimitgliedschaften nicht sowieso 'Männersache' waren). 
Dies kann aber nicht die ganze Erklärung sein, denn dann bliebe unbe-
greiflich, warum sozialökonomische Interessen und Motive gerade 
Land- und Staatsarbeiter sowie von den Industriearbeitern gerade die-
jenigen aus ländlichen Gebieten zur NS-Bewegung führte. Und auch 
der ausgesprochen junge Charakter dieser Bewegung kann nicht aus-
schließlich von der überdurchschnittlichen Jugendarbeitslosigkeit herge-
leitet werden. Zudem ist bezüglich aller Berufsgruppen dieser hetero-
genen Bewegung zu fragen, ob denn die NSDAP für sie in sozialökono-
mischer Hinsicht wirklich vielversprechender war als andere Parteien. 
Die Wirtschaftspartei - seit 1925 Reichspartei des deutschen Mittel-
standes - hatte z.B. unter Brüning noch erreicht, daß die von den 
kleinen Händlern und Ladenbesitzern so gefürchteten Warenhäuser und 
Konsumgenossenschaften mit einer Sondersteuer belegt wurden (vgl. 
Winkler 1974, S.785 und 788). 
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Und ansonsten? Was machte denn die NSDAP so attraktiv? "Natio-
nal" war insbesondere auch die DNVP, die zudem mit Hugenbergs 
Medien-Imperium (dazu Wernecke/Weller 1983) auch über einen riesigen 
Propaganda-Apparat verfügte. Wenn es der militante Anti-Semitismus 
gewesen sein sollte, dann ist wieder nicht ganz verständlich, warum -
mit Ausnahme vor allem der kleinen Gewerbetreibenden, die diesbezüg-
lich an eine Tradition aus dem Kaiserreich anknüpften (vgl. Wehler 
1973, S.110-118 und Rotermundt 1980, S.49-73) - gerade die techni-
schen Angestellten, aber auch die Angestellten und Beamten überhaupt 
sowie einige spezifische Arbeitersegmente davon angesprochen wurden. 
Und warum gerade die Jüngeren? Außerdem fragt es sich dann, warum 
der Zulauf zu faschistischen Bewegungen in anderen Ländern so viel 
geringer war, denn eine deutsche Eigenheit war der Anti-Semitismus 
nicht (vgl. Nolte 1963 und ders. 1968). 
Vielleicht sind der Anti-Semitismus, der Anti-Marxismus, das 
Führerprinzip (mit dem es bedingenden "autoritären Charakter" 
vgl. Adorno u.a. 1969) und sonstige ideologische Dispositionen, die 
korrelierten mit der NS-Ideologie, allein und auch noch in ihrem Zu-
sammenfallen, ebensowenig von entscheidender Bedeutung gewesen wie 
die sozialökonomischen Interessen der verschiedenen (und heterogenen) 
Kategorien, die die Nazi-Basis bilden sollten. Vielleicht war viel ent-
scheidender die weitgehende polit-ideologische Bindungslosigkeit großer 
Bevölkerungsteile die zumal in der damals allseits beklagten ideolo-
gischen Krise (vgl. Bracher 1957, S.152) auf der Suche waren nach 
Leitwerten und gesellschaftlicher Identität. Die Initialzündung des 
sprunghaften Anwachsens der NS-Bewegung ist damit zwar immer 
noch nicht erklärt, aber möglicherweise war es gerade der Charakter 
des Nationalsozialismus als Bewegung, der hier wichtig war. Vielleicht 
trat auch mit dem im Zusammenhang mit der wirtschaftlichen Krise 
einmal in Gang gekommenen Anwachsen der Bewegung ein gewisser 
Schneeballeffekt ein; ein Effekt, der dann wieder abzuflauen begann, 
als die NSDAP sich festgelaufen zu haben schien (Herbst '32). 
Worum es im Moment aber eigentlich geht, àas sind nicht diese 
hypothetischen Überlegungen zur Frage des auslösenden Moments der 
Massenbewegung, sondern das ist der Zusammenhang zwischen dem 
Spezifikum der Bindungslosigkeit und der Sozialstruktur dieser Bewe-
gung. Eine breite bürgerliche Mitte mit Tradition - sei sie republika-
nischer, wirtschaftsliberaler, konservativer oder christ-politischer Art 
- gab es in Deutschland nicht, und so waren die einzigen wenigsten 
einigermaßen stabilen Fixpunkte polit-ideologischer Identität zum 
einen das katholische Zentrum (plus Bayerische Volkspartei), das -
mit einer sozialökonomischen Zusammensetzung ähnlich der der NSDAP 
(vgl. Pies 1974, S.261f) - ungefähr die Hälfte der Katholiken (die 1/3 
der Gesamtbevölkerung ausmachten) an sich band und zum anderen 
die Arbeiterparteien, die mit ihrem Stimmenanteil von zwischen 35% 
und 40% den Großteil der traditionellen Arbeiterklasse hinter sich ha t -
ten. Als typischen Parteien des (städtischen) Industrieproletariats war 
es jedoch vor dem Krieg weder der SPD noch nach dem Krieg KPD 
und SPD gelungen, die Arbeiter ländlicher Gebiete sowie die sogenannt 
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unproduktiven Staatsarbeiter erfolgreich zu integrieren - 40% der 
SPD-Wählerschaft waren allerdings keine Arbeiter (vgl. S.Neumann 
1965, S.40) - , und ein protestantisches Pendant zum Zentrum gab es 
nicht. Außer Proletariern der einen oder anderen Coleur und Leuten, 
deren übergreifende Identität sich vom Katholizismus her bestimmte, 
gab es den Rest der übrigen 40-50% der Bevölkerung, der den poten-
tiellen Anhang der NSDAP darstellte. Und dieser bindungslose 'Rest ' 
bestand eben - wenn auch nicht zufällig - aus kleinen Selbständigen, 
Angestellten, Beamten und einigen Kategorien der Arbeiterschaft. 
Daß es dabei insbesondere die Jüngeren waren, die sich von der NSDAP 
angezogen fühlten, muß wohl in Zusammenhang gebracht werden mit 
der grundsätzlich für Jüngere stärker spielenden Identitätsproblematik. 
Wie wichtig der Aspekt der Bindungslosigkeit zu sein scheint, kann 
man illustrieren anhand der Wahlergebnisse (März 1933!) der nord-
deutschen Landkreise Cloppenburg und Vechta-Lohne. Diese beinahe 
rein katholischen Gebiete in einem Umfeld, wo die NSDAP gerade 
überdurchschnittlich gut abschnitt, brachte den Nazis nur Stimmenan-
teile zwischen 6% und 20% (z.B. Cappeln 13,1%; Bakum 6,5%; Damme 
12,7%; Dinklage 8,7%; Lohne-Stadt 9,1%; Löhne-Land 5,9%; Steinfeld 
7,4%; Vechta 16,1% und Visbeck 16,0%), während das Zentrum zwischen 
70% und 90% erlangte (Daten aus Bracher u.a. 1960, S.103). Die 
ökonomischen Interessen der Landwirte, Handwerker, Kleinhändler, 
aber auch Arbeiter dieser Gebiete werden nicht viel anders gelagert 
gewesen sein als die ihrer Berufskollegen im sozialstrukturell identi-
schen protestantischen Umland. Und daß sie weniger anti-semitisch, 
national und anti-demokratisch als letztere waren, ist überhaupt nicht 
gesagt und auch kaum anzunehmen. Eher wird es so gewesen sein, 
daß ihre identitätsstiftende Bindung an den Katholizismus die Artikula-
tion dieser Dispositionen in der Form einer Unterstützung der Nazis 
verhinderte. Wenn diese Annahme zutreffen sollte, dann könnte man 
sogar schlußfolgern, daß, wenn - unter sonst gleichbleibenden Umstän-
den und Traditionen - es in Deutschland eine ähnlich starke lebensan-
schauliche und parteipolitische Bindung auf christlicher Grundlage 
gegeben hät te wie in den damaligen Niederlanden, der Nationalsozialis-
mus über den Weg der Massenbewegung niemals an die Macht gekom-
men wäre. 
Über den Weg der Massenbewegung allein ist der Nationalsozialis-
mus jedoch ohnehin nicht an die Macht gekommen. Aber dazu mehr 
im nächsten Paragraph. Eine andere Frage ist, inwieweit die NSDAP 
in ihren wirklichen Zielsetzungen überhaupt vom Charakter, der Zusam-
mensetzung und den Interessen ihrer Massenbasis bestimmt war und 
inwieweit sie eben bestimmt war vom (Groß-) Kapital, von dem sie ja 
zumindest seit 1930 in großem Umfang finanziert wurde (vgl. Hennig 
1982 und - relativierend - Matzerath/Turner 1977). Einen dritten 
Bestimmungsfaktor, der nur in einer Agententheorie völlig irrelevant 
ist, sollte man nicht vergessen: die Parteielite oder -oligarchie selbst. 
Sie ist nicht nur abhängiger Mittler zwischen Bewegung und Geldge-
bern, sondern man muß ihr auch durchaus eigene Interessen und Vor-
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Stellungen sowie eine bestimmte politische Operationsautonomie zubilli-
gen; eine Autonomie, die gerade durch ihre Position zwischen den 
beiden sie stützenden und in vielen Punkten gegensätzlichen Pfeilern 
verstärkt wird. Der Massenanhang, der die NSDAP erst attraktiv macht 
fürs Kapital, ist als Macht ressource einsetzbar gegenüber diesem, und 
die Abhängigkeit vom Geld als M acht ressource gegenüber den Forderun-
gen der Basis. 
Es ist das Eigengewicht der Nazi-Elite, das E. Hennig (1982, Teil II) 
in seiner Herausarbeitung der Ambivalenz der NSDAP zwischen Bewe-
gung und Großgeldgebern m.E. zu wenig hervorhebt. Dieses Eigenge-
wicht wird keineswegs dadurch geschmälert, daß viele der Zielsetzungen 
der Nazis - Expansionismus; Ausrottung des Marxismus - mit denen 
der Großkapitalisten identisch waren. Wenn man ausgeht vom Expan-
sionismus - vom auch für die Massenbasis weitgehend identitätsbestim-
menden Anspruch wieder 'Großmacht' zu werden, und zwar eine größe-
re als je zuvor - als einer der zentralen Zielsetzungen der NS-Elite, 
dann liegt es auf der Hand, daß eine solche Zielsetzung nicht mit 
einer in erster Linie den wirtschaftlichen Interessen der kleinen Selb-
ständigen dienenden Ökonomie zu verwirklichen ist, sondern vorrangig 
nur mit der Großindustrie. Handwerker und Bauern produzieren eben 
keine Panzer und Kriegsschiffe. Ebenso wie kostspielige wohlfahrts-
staatliche Maßnahmen setzen territoriale Expansionsziele eine akkumu-
lationsfähige Wirtschaft voraus. 
Im Gegensatz zu den Großkapitalisten hät te der Großmachtanspruch 
der Nazis nur dann gestanden, wenn zu seiner Verwirklichung die Na-
tionalisierung der Großwirtschaft propagiert worden wäre (oder wenn, 
was theoretisch auch denkbar ist und womöglich in Einzelfällen auch 
gegeben war, die Kapitalisten zu der Auffassung gelangt wären, daß 
der militärische Expansionismus eben nicht den rationalen Interessen 
ihres oder auch des deutschen Kapitals insgesamt entspricht). Aber 
warum hätten die Nazis Nationalisierungen wollen sollen? Ist eine na-
tionalisierte Wirtschaft qua Output etwa effizienter als die auf dem 
Privateigentum fußende? Außerdem hät te eine NSDAP mit ernsthaften 
Nationalisierungsplänen ja wohl auch auf die finanzielle Unterstützung 
durch die Kapitalisten verzichten müssen. Aus einer Mischung von Op-
portunismus gegenüber den Geldgebern wie aus der Einsicht, daß groß-
angelegte Ziele im Kapitalismus und beim Fehlen einer Alternative 
eben nur mit Hilfe des Kapitals zu realisieren sind ('Systemopportunis-
mus' - hierin unterschieden sie sich in abstracto tatsächlich nicht von 
reformistischen Sozialdemokraten), war die Nazi-Elite also pro-kapita-
listisch. Ein Pro-Kapitalismus, der dann allerdings noch zu spezifizieren 
wäre. Die Schlußfolgerung aber, daß die Nazi-Elite darum ein Handlan-
ger der Kapitalisten war, ist nur haltbar, wenn man ihr jegliche Eigen-
ständigkeit abstreitet. Aber warum mit der Rolle des Laufburschen be-
gnügen, wenn man auch Direktor werden kann? Einmal in der Position 
gefestigter Macht, war die Nazi-Elite nicht einmal Handlanger der 
Logik des Kapitals. Dazu jedoch mehr im letzten Paragraph. Was man 
bezüglich der Jahre 1930-1932 wohl sagen kann, ist, daß jemehr die 
NS-Massenbewegung wuchs, ihr faktischer Einfluß auf den Kurs der 
Führung geringer wurde. 
196 
Nun ist dieses hier bisher dargestellte Bild der Nazi-Elite verzeich-
net, da es eine Kohärenz dieser Elite suggeriert, die nicht wirklich 
gegeben war. Eingegangen in diese Darstellung ist nur der Flügel, der 
sich letztlich durchgesetzt hat. Diese Partei heterogener sozialökono-
mischer Interessen und gelegen im Spannungsfeld zwischen Bewegung 
und Geld, war auch in ihrer Spitze von Gegensätzen gekennzeichnet. 
Vielleicht sind die Begriffe kapitalismuskonform und 'links' zur Unter-
scheidung der Flügel um Hitler, Göring und Goebbels einerseits und 
um die Brüder Strasser und die SA andererseits nicht ganz zutreffend, 
denn in den Zielsetzungen der Zerschlagung der sozialistischen Arbei-
terbewegung, des Expansionismus und der Aufrüstung sowie in der Pro-
pagierung des Volkstums, des Anti-Semitismus und Anti-Marxismus und 
darin, daß der Anti-Kapitalismus gegen das "raffende" - hier wurde 
traditionsgemäß die Verbindung zum Anti-Semitismus gelegt - Kapital, 
nicht aber gegen das "schaffende" Kapital gerichtet war (vgl. Hennig 
1982, S.234), war sich die Elite mit Ausnahme vielleicht des früh ab-
gefallenen Otto Strasser weitgehend einig. Der 'Große Brockhaus' von 
1932 (zitiert nach Hennig 1982, S.236) konnte so bezüglich dieses letz-
ten Punktes auch schreiben, die NSDAP sei nicht gegen das Privat-
eigentum, sondern nur gegen dessen "Auswüchse". 
Die Konflikte zwischen den Flügeln resultierten daher nicht aus 
linken versus rechten Standpunkten, sondern eher daraus, inwieweit sich 
die einzelnen Mitglieder der Elite als Interessenwahrer (von Elementen) 
der Bewegung verstanden. Denn aus dem Versuch der Interessenver-
tretung ergibt sich eine andere Prioritätenskala als aus der konsequen-
ten Verfolgung des Großmachtanspruchs. Letzteres implizierte den 
Primat der Großindustrie und deren Akkumulationsfähigkeit, während 
die unmittelbaren Interessen des traditionellen Kleinbürgertums und der 
anderen Träger der Bewegung dem geradezu entgegengesetzt sein 
mochten. Aus dem Grad entweder der Verpflichtung gegenüber der 
Bewegung oder aber gegenüber dem Großmachtanspruch ergibt sich 
daher der sogenannte Gegesatz zwischen Bewegung und Kapital inner-
halb der Elite. 
Auf die NSDAP als ganze bezogen liegt eine weitere Komponente 
dieses Gegensatzes in der gewissen Autonomie (oder von oben her ge-
sehen: Unkontrollierbarkeit) der Basisbewegung bzw. der unteren und 
angegliederten Organisationseinheiten. Daß hier die Unterscheidung 
zwischen "raffendem" und "schaffendem" Kapital nicht mehr so deut-
lich war, zeigte z.B. die Besetzung der RDI-Zentrale 1933 durch Ex-
ponenten des kleinbürgerlichen Ständesozialismus und durch die mehr-
heitlich aus Arbeitern gebildete SA (vgl. Stegmann 1976, S.64ff; zur SA 
Jamin 1984, S.371). Und der Unmut der SA-Basis mit dem Hitler-
Flügel äußerte sich auch schon einmal in Parolen wie: "Adolf verrät 
uns Proletarier" (zitiert nach Hennig 1982, S.132). Es bedarf keiner 
langen Ausführungen, um zu erkennen, daß es die Ungewißheit über 
das Ausmaß der Autonomie der Bewegung und über die Möglichkeit des 
praktischen Durchschlagens der anti-kapitalistischen Ideologeme war, 
die das Zögern selbst pronazistischer Kapitalisten (aber auch der t r a -
ditionellen Eliten aus Bürokratie und Militär) gegenüber wie auch deren 
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"Zähmungskonzeptionen" (vgl. Bracher 1957, S.615 und Stegmann 1976, 
S.44) bezüglich der NSDAP begründete. Und dies wiederum, aber auch 
simple finanzielle Nöte sowie die Einsicht in die Notwendigkeit der 
Unterstützung des Großmachtanspruchs durch das Kapital machte die 
Anbiederung der NSDAP - z.B. in der Form des 1929 propagierten "Le-
galitätskonzepts" (vgl. Hennig 1982, S.244f) - und insbesondere Hitlers 
- man denke an seine zahlreichen Ansprachen vor Industriellen - bei 
den Großkapitalisten und den preußischen Eliten verständlich. 
Daß der Flügel um Hitler sich in der NSDAP letztlich durchsetzte, 
hat seine eigene Geschichte. Sicher aber lag es u.a. am in der Partei 
verankerten Führerprinzip (vgl. Horn 1972, S.133), und vergessen sollte 
man auch nicht, daß die 'Nacht der langen Messer' (Ermordung der 
SA-Spitze, G. Strassers u.a. am 30.6.1934; mit Nachspiel mehrere tau-
send Tote - vgl. Sohn-Rethel 1973, S.200-210) erst stattfand, als der 
Hitlerflügel neben der inzwischen verstärkten SS auch Gebrauch machen 
konnte vom staatlichen Gewaltapparat. Im Moment der Ausschaltung 
der 'Linken' war tatsächlich die erste Stufe zum "point of no return" 
in einer Entwicklung erreicht, die dann in die Katastrophe führen soll-
te . Daß es aber überhaupt soweit kommen konnte, war ein Resultat 
der Entwicklung des gesamten Weimarer Kräftefeldes nach 1929/1930. 
4 Kapitalismus; Zusammenbruch und Machtergreifung 
David Abraham (1981, S.285; 1983, S.73) zufolge muß die NS-Macht-
ergreifung vom Zusammenbruch Weimars unterschieden werden. Da er 
diese These nicht explizit erläutert, ist nicht ganz deutlich, wie sie 
gemeint ist. Für die Auffassung eines zeitlichen Auseinanderfallens 
dieser beiden Wendepunkte, wobei der Zusammenbruch Weimars dann 
1930 stattfand, spricht allerdings vieles. Mit dem Bruch der großen Ko-
alition - SPD + Zentrum (und BVP) + DDP + DVP - trat 1930 die letzte 
der parlamentarischen Regierungen ab, und dann folgte bis zum 31.1. 
1933 (und vielleicht auch noch darüberhinaus) die von Bracher so ge-
nannte Phase des Machtvakuums (genau bezeichnet er nur die Phase 
nach Brüning als "MachtVakuum") mit den Präsidialregierungen (Brüning 
bis Mai 1932; v.Papen bis Anfang Dezember; v.Schleicher), der Notver-
ordnungen und der Reichstagsauflösungen. Nun ist es aus der Retro-
spektive, im Wissen um die nicht zum Zuge gekommenen Möglichkeiten, 
mit denen die Beteiligten damals spekulierten, relativ einfach, das 
faktische Ende der Weimarer Republik zu bestimmen: 1930, und dann 
ging es nur noch abwärts. Von einer etwas anderen Warte her kann 
aber auch die Ära Brüning noch als Todeskampf der Weimarer Republik 
beschrieben werden. Oder ist Abrahams These gar nicht bzw. nicht 
ausschließlich in der Bedeutung des zeitlichen Auseinanderfallens von 
Zusammenbruch und Machtergreifung gemeint, sondern in dem Sinne, 
daß das Kräftefeld der Zerstörung von Weimar nicht mit dem Kräfte-
feld identisch war, das die Etablierung des ' 3 . Reichs' ermöglichte? 
Auch für diese Variante sind Argumente anzuführen. In jedem Fall 
aber ist das Datum des Koalitionsbruchs am 27.3.1930 in beiden Vari-
anten von großer Bedeutung. 
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Wie oben ausgeführt, geht Abraham zufolge der Bruch der Großen 
Koalition von 1930 auf die Rechnung von SPD und ADGB: "Weimar 
Germany after 1923 had been a capitalist democracy: after 1930 the 
SPD's and ADGB's defence of labor's economic gains undermined the 
profitability of production and the process of capitalist accumulation; 
capital 'responded' by undermining the democratic political structure 
on the basis of which those and future gains were possible." (1981, S. 
283) Die Weimarer Demokratie ging unter, weil die Arbeiterbewegung 
derart stark und unnachgiebig war, daß sie die Profite auf ein Niveau 
brachte, wo Investitionen nicht mehr interessant waren fürs Kapital. (5) 
Sie verfügte weder über die Einsicht, daß im Kapitalismus auch in 
ihrem eigenen Interesse eine gewisse Profitmarge nun einmal notwendig 
ist, noch über eine aus dieser Einsicht hervorgehende Kompromißbereit-
schaft gegenüber den Profitforderungen des Kapitals. Mit dieser Haltung 
warf sie sich nicht nur aus der Regierungsverantwortung; von der Sys-
temlogik her gesehen war es überdies rational, daß die Kapitalisten 
sich zum Angriff auf die gesellschaftlichen Machtpositionen der Arbei-
terbewegung (insbesondere der Gewerkschaften) zu formieren begannen 
und daß sie, als die Gelegenheit sich ergab, mit den Nazis eine poli-
tische Kraft unterstützten, deren Ziel u.a. die brachiale Unterdrückung 
der Arbeiterbewegung war. So sind dieser Interpretation zufolge Wei-
marer Zusammenbruch und nationalsozialistische Machtergreifung 
wesentlich, wenn auch nicht ausschließlich, das Ergebnis des Klassen-
kampfes gewesen. 
Nun soll hier absolut nicht bestritten werden, daß im Kapitalismus 
Profite notwendig sind und daß Profite von heute eine der Bedingungen 
der Löhne von morgen sind. Und ebensowenig ist zu bestreiten, daß es 
rationalem Kapitalistenverhalten entspricht, wenn diese versuchen, die 
Machtposition der Arbeit so begrenzt wie möglich zu halten bzw. sie zu 
schwächen; daß ihre sich aus der Profitlogik herleitende Feindschaft 
zur Arbeiterbewegung und konkrete Profitmotive in der Krise viele 
Kapitalisten zu Protagonisten des Nationalsozialismus machten und daß 
in diesem Sinne beide: Zusammenbruch und 'Machtergreifung' unlösbar 
verbunden waren mit dem Klassenkampf. Dies zu bestreiten, hieße be-
streiten, daß Weimar-Deutschland kapitalistisch war. Daß die entschei-
denden Prozesse nicht auf Klassenkämpfe reduzierbar sind, weiß Abra-
ham, und diesbezüglich ist er daher auch nicht zu kritisieren. Irrefüh-
rend ist nur der Titel seines Werkes: 'The Collapse of the Weimar 
Republic'. Denn nicht dieser "Collapse" wird untersucht, sondern nur 
ein zentraler Aspekt der ihm zugrunde liegenden Prozesse. Was zweifel-
haft ist, das ist seine Anbindung der Entwicklung 1930-1932 an die 
Haltung der Arbeiterbewegung - an deren "Militanz" - und die Dar-
stellung der "Entscheidung" der Kapitalisten zugunsten der NSDAP als 
einer rationalen Angelegenheit. Letzteres scheint allerdings mehr oder 
weniger ein marxistischer Gemeinplatz zu sein, auf den weiter unten 
noch zurückzukommen ist. 
Die These von dem vor allem durch die Kompromißlosigkeit der 
reformistischen Arbeiterbewegung (6) herbeigeführten Ende Weimars -
die übrigens auch in vielen Schulbüchern vorgetragen wird (vgl. Gestig-
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keit 1977, S.256ff) - wird sowohl von den Wirtschaftsdaten als vom 
ökonomietheoretischen Konzept her von Abraham schwach unterbaut. Sie 
ist zudem in der Gewichtung der Argumente ökonomistisch, weil die 
Politik des Kapitals in erster Linie als Ausfluß der konkreten Profit-
Situation geschildert wird. 
Zu Abrahams empirischen Daten ist folgendes zu sagen: Wohl als 
Beleg der Existenz eines Spielraums für Kompromisse seitens der Ar-
beiterbewegung entwirft er ein relativ günstiges Bild der Weimarer 
Wirtschaft nach 1923/24 mit einer relativ wohlhabenden Arbeiterschaft, 
die zudem sozialpolitisch gut abgesichert ist. Die Industrie ist ihm zu-
folge (1981, S.39) vom Produktivitätsniveau her gesehen vergleichbar 
mit der der USA, und sowohl die Lohnquote als auch das Realeinkom-
men der Lohnabhängigen sieht er trotz Brünings Deflationsmaßnahmen 
u.a. bis 1932 steigen (S.145ff, 244f, 248). Klar: dies "does reveal 
something about capital 's budding hostility as well as about labor's 
welfare" (S.248). Und zur Unterstützung zitiert er (S.247) auch noch 
eine Aussage des Gewerkschafters Fritz Tarnow aus dem Jahre 1931: 
"Especially seen from abroad, the standard of living of German wor-
kers is rather respectable and, beyond that , we have the best Sozial-
politik." 
Was fehlt in Abrahams Darstellung, das ist eine Diskussion solcher 
Autoren, die andere Daten präsentieren. Madison (1982, S.98) z.B. ver-
anschlagt die indizierte Produktivität (im Verhältnis zu der der USA = 
100) der deutschen Industrie für 1913 auf 57 und für 1938 auf 56 und 
die durchschnittliche Produktivität von 15 Ländern im Verhältnis zu den 
USA auf 61 für beide Jahre. Petzina/Abelshauser (1974, S.63) konze-
dieren England, Frankreich und den USA einen höheren Massenwohl-
stand als Weimar, was zu korrespondieren scheint mit der (nicht nur) 
dort wesentlich höheren Automobildichte (vgl. Fischer 1974, S.32), und 
- um die Reihe der Beispiele abzuschließen - H.Caspar (1977, S.150) 
berichtet in ihrer Untersuchung zu BrUnings Deflationspolitik u.a. von 
einer 4,5%-igen Senkung der Lebenshaltungskosten gegenüber durch-
schnittlich einer 9,6%-igen der Tariflöhne im Jahre 1931 (ganz zu 
schweigen von der offenbar gängigen Praxis der Bezahlung unter Tarif 
- vgl. Mommsen 1974, S.316-320). Sollten diese Daten stimmen, dann 
ergibt sich natürlich auch ein anderes Gesamtbild. 
Daß die Profite gefallen sind, schließen aber auch diese Daten nicht 
aus. In der Krise kann schließlich die Lohnquote steigen obwohl die 
Reallöhne fallen. Und daß die Profite zumindest seit 1929/30 tatsäch-
lich fielen, ist bei einem drastisch sinkenden Sozialprodukt nicht ver-
wunderlich. Problematisch ist es allerdings, die gesamte Krisenanalyse 
auf Daten über Profite, Löhne und Sozialabgaben zu beschränken. Abra-
ham argumentiert (wie z.B. auch Borchardt 1979) damit auf typisch 
neo-klassische Weise: zu hohe Löhne = zu niedrige Profite, was als ab-
strakte Formel sicher richtig ist. Aber gilt es bezüglich Weimars? Wel-
ches ist denn der Maßstab zur Bestimmung des rechten Profitniveaus? 
Dazu äußert sich Abraham nirgends. Offenbar genügt es ihm, sich un-
terstützt zu wissen von den mathematischen Modellen seines Promotors 
Przeworski, worin dieser ein für optimales wirtschaftliches Wachstum 
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rationales Verhältnis von Profiten zu Löhnen und damit zusammenhän-
gend eine optimale "Militanz" der Arbeiterbewegung über einen län-
geren Zeitraum zu berechnen versucht (vgl. Przeworski 1980a und ders. 
1980c). "We will assume", sagt Przeworski (1980a, S.37), "that the 
dynamic of gross product is ruled by Y (t + 1) = ( l + s / c ) Ρ (t) + W (t)". 
Natürlich kann man dies voraussetzen und anschließend Berechnungen 
produzieren, die den Laien beeindrucken. Bloß: was soll das? Die wirt-
schaftliche "Dynamik" ist eben nicht nur bestimmt von den von Prze-
worski formalisierten Größen, und vor allem gibt es nicht die von jeder 
solcherart longitudinalen Berechnung vorauszusetzende Kontinuität der 
Entwicklung. Es gibt technologische Brüche oder Schübe und damit zu-
sammenhängende Kapitalentwertungsprozesse und - auch wieder zusam-
menhängend mit ersterem - Phasen des überproportionalen Wachstums 
des Produktionsmittelsektors, die sich abwechseln mit Phasen überpro-
portionalen Wachstums des Konsumgütersektors. Wenn man immer noch 
versuchen will, das ideale Verhältnis von Löhnen und Profiten zu be-
rechnen, dann sollte man doch wenigstens diese Faktoren mitberück-
sichtigen. Und wenn man eine reale Krise wie die Weltwirtschaftskrise 
seit 1929 analysieren will, dann ist selbst das noch nicht genug. Zuge-
gebenermaßen kann natürlich auch dann das Ergebnis sein, daß die 
Krise verursacht ist von einem zu hohen Lohnniveau. Abraham aber 
liefert überhaupt keine Analyse. 
Wenn aber nun SPD und ADGB kompromißbereiter gewesen wären; 
was hätte das gebracht? Für den Augenblick höhere Gewinne, was z.B. 
der strukturell überdimensionierten Schwerindustrie die Gelegenheit 
gegeben hätte, weiterhin wie vor 1930 Überkapazitäten zu rationali-
sieren (vgl. Dascher 1974, S.133f und Hardach 1977, S.22). Hätte es 
aber am weiteren Verlauf der wirtschaftlichen Entwicklung entschei-
dendes verändert? Die Tolerierung all der Austerity-Maßnahmen Brü-
nings durch die "militante", reformistische Arbeiterbewegung brachte 
jedenfalls keine Besserung der Situation. 
Was hier aber viel wichtiger ist:Abraham scheint zu unterstellen, 
daß eine größere Kompromißbereitschaft von SPD und ADGB den Zu-
sammenbruch der großen Koalition und überhaupt der Weimarer Repu-
blik hätte verhindern können. Anders ergibt die Eindringlichkeit, mit 
der er seine Militanz-These vorträgt, keinen Sinn. Richtig oder ange-
messen wäre diese Annahme aber nur, wenn das politische Verhalten 
der Kapitalisten bzw. politischer Kräfte wie der DVP - dem Gegenpol 
zur SPD in der Großen Koalition; der "Partei der Schlotbarone" (Döhn 
1974, S.886) - nur von Erwägungen betreffs der wirtschaftlichen Situa-
tion des Moments bestimmt gewesen wäre und wenn die Wirtschaft 
ihrerseits sehr wohl kompromißbereit gewesen wäre. Gerade das ist 
aber zu bezweifeln, obwohl man hier nach Wirtschaftssektoren (Kapital-
fraktionen) differenzieren muß. Zunächst einmal haben krisenerschüt-
terte Sektoren in einer derartigen Situation ohnehin weniger zu ver-
lieren als in einer Phase expandierender Märkte (vgl. Kap. IV.4). Die 
Folge ist, daß während in der Krise die strukturelle Macht des Kapitals 
zunimmt, seine Kompromißbereitschaft nachläßt. Im gegensätzlichen 
Verhältnis von Lohnarbeit und Kapital beruht Kompromißbereitschaft 
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schließlich nicht auf Nächstenliebe. Sie ist das Resultat realer Macht-
verhältnisse. Es ist zwar möglich, daß die Transformation der Verschie-
bung im Gewichtsverhältnis der Machtressourcen von Arbeit und Kapital 
(vor allem Streik versus Produktionsmittelkontrolle) auf das Niveau der 
Institutionen und parlamentarischen Entscheidungsträger mit Verzöge-
rung oder selbst gar nicht eintritt, aber an der verminderten Kompro-
mißbereitschaft des Kapitals muß dies nicht unbedingt etwas ändern. 
In diesem Sinne muß m.E. auch die politische Haltung der krisenbetrof-
fenen Weimarer Industriezweige gegen Ende der zwanziger und zu 
Beginn der dreißiger Jahre interpretieret werden. Größere Kompromiß-
bereitschaft von ADGB und SPD wäre hinausgelaufen auf eine Anpas-
sung an der Forderungen des Kapitals (mehr Profit), wobei die Zu-
stimmung zur Verminderung der Arbeitslosenversicherungsbeiträge des 
Kapitals wahrscheinlich nur ein erster Schritt gewesen wäre. Mit 
diesem Urteil soll die Haltung der Arbeiterbewegung keineswegs als 
'wirtschaftspolitisch vernünftig' hingestellt werden. Nur muß man eben 
sehen, daß es in einer kapitalistischen Strukturkrise um mehr geht als 
lediglich um das globale Verhältnis der Löhne zu den Profiten. 
Diese Ausführungen zur Veränderung der strukturellen Machtverhält-
nisse zwischen Arbeit und Kapital in der Krise sind noch verhältnis-
mäßig abstrakt. In der speziellen Weimarer Situation ist nicht nur die 
auf diesem Wege verminderte Kompromißbereitschaft des krisenerschüt-
terten Kapitals zu berücksichtigen, sondern auch die grundsätzliche 
Feindschaft (vor allem) der schwerindustriellen und agrarischen Kapita-
listen und der ihnen sozial verwandten politischen Eliten aus Bürokratie 
und Reichswehr gegenüber der Sozialdemokratie; von Kräften, die sich 
diesbezüglich der Unterstützung der Mehrheit des Kleinbürgertums im 
weitesten Sinne sicher sein konnten (vgl. Bracher 1957, I.Teil, Kap.III-VI; 
A.Rosenberg 1961b, S.199, spricht von "breiter Systemfeindlichkeit"). 
Daß diese Kräfte die Krise als Gelegenheit und die Arbeitslosenver-
sicherungsfrage als Anlaß nahmen, um den Koalitionsbruch zu erzwingen 
(vgl. Vogt 1974, S.447; Bracher 1957, S.302; zur Haltung der SPD Kluge 
1978 und allgemein zur Großen Koalition Maurer 1973), wird von Abra-
ham nicht beachtet. Wenn diese These des erzwungenen Bruchs richtig 
ist - und neben dem gesamten Verlauf der Weimarer Geschichte 
spricht auch dafür, daß es bereits 1929 Versuche und Vorkehrungen 
zur Bildung eines rechten Präsidialkabinetts gab (vgl. Bracher 1957, S. 
299f und Hörster-Philipps 1977, S.61f) - dann bedeutet es, daß mit 
dem Einbruch der Wirtschaftskrise zunehmend diejenigen Kräfte an 
Einfluß gewannen, die nicht nur nicht kompromißbereit waren, son-
dern die das auf Kompromisse angelegte und mit der Sozialdemokratie 
identifizierte politische System der Weimarer Republik gänzlich ab-
brechen wollten. Spätestens mit der Politik des Präsidialkabinetts Papen 
- 'Kabinett der Barone' - war diesen reaktionären Kräften, die aber 
nicht mit den Nazis verwechselt werden dürfen, dann Erfolg beschieden. 
Allerdings hatte dieser 'Erfolg' keine Zukunft in dieser Form, wozu 
gleich mehr. 
Die junge, exportorientierte Industrie (Elektro, Chemie) kann, wie 
sich aus den Untersuchungen von z.B. Sohn-Rethel, Stegmann und Abra-
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ham ergibt, diesen Kräften nicht hinzugerechnet werden. So grenzte 
sich Ende 1929 beispielsweise der IG-Farben-Mann und Präsident des 
RDI (Reichsverband der deutschen Industrie) nicht nur ab von "Aben-
teurern", die, wie Thyssen, Kirdorf und Vogler (Stahlindustrie) bereits 
frühzeitig Kontakt mit den Nazis gesucht hatten, sondern auch von 
den anti-Weimarer "deutschnationalen Industriellen" und plädierte für 
die volle Ausschöpfung der Kooperationsmöglichkeiten mit den Gewerk-
schaften (vgl. Hörster-Philipps 1977, S.65f). Hier gab es also noch 
Kompromißbereitschaft. 
Vielleicht kann man dies teilweise dadurch erklären, daß diese In-
dustrien eben jung und daher keine Stützen des Kaiserreichs gewesen 
waren oder dadurch, daß ihre führenden Vertreter auch persönlich 
einen anderen polit-ideologischen Hintergrund hatten als die Schlot-
barone und Junker. Wichtiger ist aber, daß diese von der Krise weniger 
betroffenen und im übrigen auch minder lohnintensiven Industrien im 
Gegensatz zur Schwerindustrie sehr wohl noch etwas zu verlieren hatten 
und das daher ihre strukturelle Machtposition gegenüber der Arbeiter-
bewegung schwächer war. Andeutungsweise wird dieser Umstand nur 
von Sohn-Rethel (1973, S.53-77) beachtet; ansonsten werden statt einer 
Analyse Zitate und Verschwörungstheorien präsentiert. 
Die Kompromißbereitschaft der modernen Exportindustrie änderte 
am Charakter der Globalsituation jedoch nichts. Denn diese Kapital-
Fraktion war zwar dominant im RDI bis Ende 1931 (vgl. Abraham 1981, 
S. 169), in den politischen Parteien (ausgenommen der kleinen DDP -
vgl. ibid., S.307 und Bracher 1957, S.86ff) und in der Spitze des Staats-
apparats aber nur relativ schwach vertreten. Über Branchentarife hin-
ausgehende politische Kompromisse ihrerseits mit dem ADGB und der 
SPD wären, um policy-wirksam zu werden, immer abhängig gewesen 
von der Unterstützung der Schwerindustrie und der anderen reaktionären 
Kräfte (z.B. hätte einer Koalition ohne die DVP aufgrund der 28-er 
Wahlen ein Sitz zur Mehrheit gefehlt), und genau daran scheiterten 
denn auch die wenigen Kompromißversuche des Jahres 1930 (vgl. 
Abraham 1981, S.270f). Mit Sohn-Rethel (1973, S.69) kann man hier 
sagen: "Die Konstellation summierte sich in dem Fazit, daß die ökono-
misch intakten Teile der deutschen Wirtschaft politisch paralysiert 
waren und nur die ökonomisch paralysierten Teile politische Bewe-
gungsfreiheit besaßen. Und von dieser Bewegungsfreiheit wurde von 
allen defizitären Elementen nachhaltig Gebrauch gemacht." 
In diesem Zusammenhang zeigt sich schlagartig die Bedeutung der 
Spaltung der Arbeiterbewegung. Denn tragfähig wären Kompromisse 
mit der modernen Industrie nur dann gewesen, wenn Weimar eine ge-
einte reformistische Arbeiterbewegung gekannt hätte. In diesem Fall 
hätten die Kompromisse parlamentarisch vielleicht getragen werden 
können von einer Koalition aus Sozialdemokratie, Zentrum und der libe-
raleren DDP. Zur 'Modernisierung' und 'Gesundschrumpfung' der struk-
turell kranken Wirtschaft hätten auch dann die Profite Vorrang be-
kommen müssen, aber es ist ein wesentlicher Unterschied, ob man als 
Arbeiterbewegung strukturellen Constraints und damit zusammenhän-
genden wirtschaftspolitischen Notwendigkeiten nachgibt, oder ob man den 
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bornierten Fraktionsinteressen der Schwerindustrie und der Großland-
wirtschaft Folge zu leisten bereit ist! 
Man kann berechtigterweise anzweifeln, ob eine SPD-artige Partei 
mit gut 40% der Stimmen (SPD + KPD; Wahlergebnis von 1928) statt 
wie wirklich mit nur knapp 30% sowohl von ihrer Programmatik als 
auch von ihrer Kompromißbereitschaft her zu einer solchen (system-) 
rationalen Politik in der Lage gewesen wäre. Denn abgesehen von ihrer 
konzeptionellen Schwäche (vgl. Schneider 1974 und ders. 1978), hätte 
dies - was offenbar bei der schwedischen Sozialdemokratie der Fall 
war (vgl. Weir/Skocpol 1983) - ein wenigstens pragmatisch uneinge-
schränktes Bekenntnis zum Reformismus vorausgesetzt. Diese Voraus-
setzung war aber nicht gegeben, denn die SPD wurde hin- und herge-
rissen zwischen der Rolle des "Arztes. . . , der ernsthaft heilen will" und 
der Rolle des "Erben , (der) lieber heute als morgen die ganze Hinter-
lassenschaft des kapitalistischen Systems in Empfang nehmen" will 
(F. Farnow 1931, zitiert nach Brauckmüller/Hartmann 1978, S.358), und 
jede dieser Rollen hatte ihren repräsentativen Flügel innerhalb der 
insgesamt vom ökonomistischen Evolutionsdenken ganz und gar noch 
nicht befreiten SPD (vgl. Schneider 1974, S.233 sowie Hoegner 1979, 
S.17). Aber nur, wenn man sich die historische SPD mit ihren ca. 30% 
als eine Partei von 40% vorstellt, könnte man ihr aus der Retrospektive 
aufgrund ihrer zu geringen Kompromißbereitschaft vielleicht einen we-
sentlichen Anteil am Niedergang Weimars anlasten. So wie die Dinge 
damals jedoch wirklich lagen, war der Grad der Kompromißbereitschaft 
von SPD und ADGB nicht von entscheidender Bedeutung! Mit dem Ein-
bruch der Krise und im dadurch veränderten Kräftefeld war die Rolle 
der sozialdemokratischen Arbeiterbewegung, abgesehen von bestimmten 
Tariffronten und von der des Empfängers kleinerer Gratifikationen für 
die passive Duldung des Präsidialkabinetts Brüning - diese Duldung war 
die Politik des "kleineren Übels" -, ausgespielt! Nur ein Erdrutsch zu-
gunsten der SPD bei den jeweils nächsten Wahlen hätte hieran etwas 
ändern können. Aber der trat nicht ein. 
Aus dem politisch verminderten Gewicht der Sozialdemokratie und 
der gegebenen Unmöglichkeit eines parlamentarisch tragfähigen Komp-
romisses zwischen ihr und der Exportindustrie darf nicht der Umkehr-
schluß gezogen werden, daß die anti-Weimar-Kräfte ihrerseits über 
eine stabile und mehrheitsfähige politische Basis verfügt hätten. Zwar 
hatten sie die Möglichkeit der Benutzung des Notverordnungsparagra-
phen 48 und der Einsetzung von Präsidialkabinetten durch den Reichs-
präsidenten, aber ansonsten fanden sie sich nur in einer in der destruk-
tiven Dimension erfolgreichen Einheit. Vielleicht erhoffte man sich 
nach dem Bruch der Großen Koalition eine aufgrund der gegebenen 
Sitzverteilung mögliche konstruktive konservativ - reaktionäre Mehrheit 
der Art, wie es sie nach den Wahlen von 1924 gegeben hatte. Die Ver-
suche dazu aber scheiterten an den Deutschnationalen um Hugenberg, 
aber umgekehrt auch an der Ablehnung der Vorstellungen dieser parla-
mentarischen Junkervertretung (in einem mechanistischen Bild dürfte 
man den ehemaligen Krupp-Direktor Hugenberg, der danach zum Me-
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diengiganten emporwuchs, hier nicht vermuten) durch den Brüning-Flü-
gel im Zentrum (vgl. Bracher 1957, S.322-330). Durch die aufgrund der 
Reichstagsauflösung vom Juli 1930 notwendig gewordenen Neuwahlen 
im September entschwand aber auch selbst die Möglichkeit einer 
solchen Mehrheit. 
Mit diesen Wahlen setzte die Erosion der bürgerlichen und reaktio-
nären Parteien zugungsten der NSDAP ein; eine Entwicklung, die trotz 
der Erfolge der Nazis bei vorgängigen Landtags wählen offenbar von 
kaum jemandem erwartet wurde, wie die z.T. entgeisterten Reaktionen 
bezeugen (siehe Hennig 1982, S. 199ff). Aus dem allgemein zu konsta-
tierenden Verfall der bürgerlichen Rechten ist hier hervorzuheben, daß 
die DVP, deren Taktieren 1930 letztendlich den Koalitionsbruch her-
beigeführt hat te , elektoral ein Opfer eben ihrer Gegnerschaft zur 
Sozialpolitik wurde. Denn dies berührte ja nicht nur die Interessen des 
Anhangs der Sozialdemokratie, sondern auch die ihrer eigenen Massen-
basis in der Angestelltenschaft. Nach Stresemanns Tod (Oktober 1929) 
und vor allem vom Sommer/Herbst 1930 an war die DVP nicht mehr 
in der Lage, die schwerindustriellen Interessen mit denen der Ange-
stellten zu vereinen, und so kam es denn auch zum Bruch mit dem 
Deutschnationalen Handlungsgehilfenverband (vgl. Jones 1974, S.816ff). 
Nach der Wahl von 1930 gab es nur noch parlamentarische Mehrheiten 
entweder mit der SPD oder aber mit der NSDAP. 
Tabelle 10: Ergebnisse der Reichstagswahlen 1919-1933 in % der abge-
gebenen Stimmen 
Jahr KPD SPD 
(USPD) 
DDP Z+BVP DVP Bürg. DNVP 
Splitter 
NSDAP 
1919 
1920 
1924 1 
1924 II 
1928 
1930 
1932 1 
1932 II 
1933 
7,7 
20,0 
13,3 
9,2 
10,7 
13,1 
14,3 
17,0 
12,2 
37,8 
21,7 
20,4 
26,0 
29,8 
24,6 
21,6 
20,3 
18,4 
18,6 
8,3 
5,8 
6,3 
5,0 
3,7 
1,1 
0,9 
0,8 
20,0 
18,0 
16,7 
17,5 
15,2 
14,8 
15,7 
15,1 
14,0 
4,4 
14,0 
9,2 
9,9 
8,6 
4,6 
1,1 
2,0 
1,0 
1,6 
3,1 
8,2 
7,3 
13,0 
13,8 
3,0 
3,5 
1,5 
10,3 
14,9 
19,4 
20,4 
14,3 
7,1 
6,0 
8,5 
7,9 
6,6 
3,0 
2,6 
18,3 
37,1 
33,0 
44,2 
Die Phase von 1930 bis zum Ende 1932 möchte ich hier nur mit einigen 
Stichworten streifen (und dabei im wesentlichen Bracher 1957 folgen). 
В riming mit seiner stark von den Reparationsverpflichtungen her 
bestimmten Exportförderungspolitik baute auf eine z.T. wechselnde 
Tolerierungsmehrheit. Nachdem die Exportkarte mit dem Einsturz des 
Welthandels Ende 1931 ausgespielt schien und zur gleichen Zeit etwa 
die Schwerindustrie die Führung im RDI übernommen hatte, fiel Brü-
ning im Mai 1932 über die sogenannten "Ostsiedlungspläne" und die in 
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Aussicht gestellte Rentabilitätsprüfung der (Rit ter-) Güter. Zuvor hat te 
es bereits Konflikte zwischen Kabinett und Reichswehr wegen des SA-
Verbots vom 13.4.1932 gegeben, die zum Rücktritt des Reichswehrmi-
nister Groener am 12.5.1932 führten, und zudem verließ mit Warmbold 
am 6.5. auch der letzte Vertreter der Großindustrie das sinkende 
Schiff. Dem Anschein nach entließ der Junker Hindenburg Brüning Ende 
Mai, weil dessen als "Agrarbolschewismus" diffamierte Pläne eine Be-
drohung der junkerlichen Herrlichkeit darstellten. Am 4.6. wurde auch 
der Reichstag aufgelöst. 
Als Nachfolger В tunings wurde Franz von Papen ernannt, und die 
Reichstagswahlen wurden auf den 31.7. festgelegt. Papens Amstzeit 
brachte weitere drastische Kürzungen der Sozialleistungen (siehe auch 
Abraham 1981, S.277), und im Juli hob sein Kabinett das SA-Verbot 
wieder auf. Zudem fällt in diese Phase die Annullierung der Repara-
tionen. Am stärksten verbunden mit dem Namen Papen wird jedoch der 
Staatsstreich in Preußen am 20. Jul i bleiben. Die geschäftsführende 
Regierung Braun (SPD) - auch Preußen hatte seit dem Frühjahr keine 
parlamentarischen Mehrheiten mehr - wurde abgesetzt und durch einen 
Reichskommisar ersetzt. Eine nennenswerte Gegenwehr seitens der SPD, 
des ADGB oder auch der KPD und des langjährigen Koalitionspartners 
der SPD, des Zentrums, gab es bezeichnenderweise nicht, und am 
nächsten Tag wurde ebenso passiv das Verbot zum Aufruf zum Massen-
streik hingenommen (vgl. Hoegner 1979, Kap.I). 
Wie gesagt: Papens Politik war ganz im Sinne der reaktionären 
Kräfte. Nur eine stabile Basis hatte diese Politik eben nicht. Dies 
zeigte sich bei der ersten Sitzung des neuen Reichstags am 12.9., worin 
Papen eine vernichtende Abstimmungsniederlage erlit t , der er (und Hin-
denburg) - in 'weiser' Voraussicht - durch eine neuerliche, von den 
Parlamentariern selbst zunächst gar nicht bemerkte, Auflösung des 
Reichstages allerdings zuvorgekommen war. Gänzlich machtlos war der 
Reichstag auch gegenüber Notverordnungen der vom Reichspräsidenten 
eingesetzten Präsidialkabinette nicht. Seine Beschlüsse waren weiterhin 
bindend, und die parlamentarische Annullierung von auf dem Notver-
ordnungswege erlassenen Gesetzen konnte nur durch Reichstagsauflö-
sungen verhindert werden, wobei die Verfassungsregel, daß das Parla-
ment nicht zweimal aus demselben Grund entbunden werden durfte, 
praktisch erforderte, daß einer Reichstagsauflösung auch die Entlassung 
des Kabinetts folgte, wenn die Neuwahlen keine grundlegende Änderung 
der Sitzverhältnisse brachten. Auch Präsidialkabinette hatten zu ihrer 
Geschäftsfähigkeit also - wenigstens sie tolerierende - parlamenta-
rische Mehrheiten nötig (vgl. Bracher 1957, S.52, 56 u. 377 sowie Kirch-
heimer 1964). Aber die gab es im Deutschland der zweiten Hälfte des 
Jahres 1932 eben nicht. Jetzt war es sogar so, daß die beiden Äußer-
sten, NSDAP und KPD, zusammen über eine absolute, destruktive Mehr-
heit verfügten. 
Die Neuwahlen wurden festgesetzt auf den 6.11., und zum neuen 
Reichskanzler wurde am 3.12. der General von Schleicher ernannt. 
Dieser versuchte etwas völlig Neues. Er drehte die sozialpolitischen 
Entscheidungen Papens wieder zurück, kam mit Arbeitsbeschaffungs-
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planen sowie staatlichen Investitionsprogrammen und bemühte sich zur 
Unterstützung dieser Vorhaben um eine Zusammenführung von Export-
industrie, ADGB und NSBO (Nationalsozialistische Betriebsorganisation) 
bzw. der sozialdemokratischen Arbeiterbewegung und dem aus der 
NSDAP herauszulösenden 'linken' Flügel der Nationalsozialisten. Dieser 
Versuch scheiterte jedoch an dem Einspruch der SPD und dem Hitler-
Flügel der NSDAP (obwohl hier einige Kuriositäten die Runde tun <7>), 
was zum Ende der politischen Laufbahn G. Strassers führte. Strasser 
war immerhin als Organisationschef der zweite Mann der NSDAP ge-
wesen. Am 4. Januar fanden dann - wie es heißt - "entscheidende" 
Sondierungsgespräche zwischen Papen und Hitler im Hause des Bankiers 
v.Schröder statt, und am 30. Januar wurde Hitler zum Reichskanzler 
ernannt. Nun will ich nicht behaupten, daß die Ernennung eines Koali-
tionskabinetts mit Hitler als Kanzler die Stunde der nationalsoziali-
stischen 'Machtergreifung' gewesen ist. In jedem Fall aber war es deren 
Beginn. Die Phase 1933/34 bedarf gesonderter Ausführungen, die hier 
nicht zu leisten sind. 
Vor dem Hintergrund einer Situation fehlender parlamentarischer 
Mehrheiten und mehr oder weniger handlungsunfähiger Regierungen 
kann man sich fragen, warum die Einbeziehung der NSDAP in die Re-
gierungsverantwortung nicht bereits führer geschehen war. Ernsthafte 
Versuche dazu hatte es jedenfalls sowohl nach den Wahlen vom 31.7. 
als nach denen vom 6.11. gegeben, und das Problem der Massenbasis 
mußte den Nazis beinahe zwangsläufig den Stellenwert eines Schlüssels 
zum Erfolg in den politischen Planspielen der reaktionären Eliten zu-
weisen. Daß sie bis Anfang 1933 ohne Resultat blieben, mag an Hitlers 
Anspruch auf die Kanzlerschaft gelegen haben, an der Abneigung der 
Junker und Offiziere in der Staatspitze gegenüber dem "böhmischen 
Gefreiten", an der verbreiteten Angst vor der Unberechenbarkeit der 
NS-Basis - die zum Entwurf von allerlei "Zähmungskonzepten" führte -
und vielleicht auch daran, daß die Wirtschaft sich zu früheren Zeit-
punkten noch nicht einhellig für eine solche 'Lösung' einsetzte (vgl. 
Stegmann 1976, S.44, 53-59). 
Was hatte den Umschwung Ende 1932/Anfang 1933 bewirkt? Das ist 
die übergreifende Frage (auf die hier allerdings keine erschöpfende 
Antwort erwartet werden darf). War es die Haltung der jetzt auf einen 
kleinsten gemeinsamen Nenner vereinten Industrie, und wenn es so war, 
heißt dies dann, daß der Klassenkampf, in welch gebrochener Weise 
auch immer, den Ausschlag zur nationalsozialistischen 'Machtergreifung' 
gegeben hat? Diese Frage soll hier noch etwas näher beleuchtet 
werden. Dazu bedarf es aber zunächst der Erörterung der folgenden 
beiden Punkte: 
- Inwieweit unterstützte überhaupt die Industrie die Kanzlerschaft 
Hitlers und die Einbeziehung der NSDAP in die Staatsmacht, und 
war die feststellbare Unterstützung eine - wie Abraham sagt - ra-
tionale Entscheidung? 
- Hatte sich das (Groß-)Kapital überhaupt auf einen kleinsten ge-
meinsamen politischen Nenner geeinigt und war dieser Nenner der 
Expansionismus? 
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Daß Industrielle die NSDAP protegierten und finanzierten, ist kaum 
strit t ig. Ebensowenig ist strittig, daß namhafte Kapitalisten im Novem-
ber 1932 beim Reichspräsidenten eine Eingabe machten, worin sie eine 
neue Präsidialregierung unter Führung der NSDAP befürworteten (siehe 
das entsprechende Dokument in Rotermundt 1980, S.166f). Und nicht 
zu bezweifeln ist weiter, daß über den sogenannten Keppler-Kreis (da-
zu Stegmann 1976, S.45-53) versucht wurde, die Nazis programmatisch 
auf die Linie vor allem der Schwerindustrie festzulegen, und schließlich, 
daß der Vermittler des Gesprächs zwischen Hitler und Papen, der 
Bankier Schröder, zu eben diesem Kreis gehörte. 
Aber war damit die Großindustrie oder gar das Kapital pro-nazi-
stisch? Empirisch im Sinne einer eindeutigen Unterbauung oder Wider-
legung ist diese Frage wohl nicht zu lösen. Denn dazu wäre eine m.W. 
bisher nicht geleistete und aufgrund der verfügbaren Quellen vielleicht 
auch gar nicht mögliche Auswertung hierfür benötigter repräsentativer 
Daten erforderlich, und im Zusammenhang damit die Klärung der 
Frage, ob der Pro-Nazismus des einen Kapitalisten bzw. der einen 
Industriebranche identisch war mit dem Pro-Nazismus des bzw. der 
anderen. Aller Wahrscheinlichkeit nach wäre das Resultat eines solchen 
Unterfangens die Entdeckung von weiteren Widersprüchlichkeiten und 
Unterschieden bei den Kapitalisten. Denn solche sind auch jetzt schon 
bekannt. So unterstützte z.B. die Großindustrie Stegmann (1976, S.51) 
zufolge bei den November-Wahlen mehrheitlich die reaktionären bürger-
lichen Parteien, woraus sich ergibt, daß die Nazis und deren Lösung 
offenbar nicht die 'e rs te ' Wahl' dieser Kreise waren. Und auch als 
dies nichts geholfen hatte, ja selbst noch nach dem Treffen Papen-
Hitler, lehnte z.B. der einflußreiche Chef der Gutehoffnungshütte, 
Reusch - Reusch ist Abrahams Kronzeuge für den Kurs der Schwerin-
dustrie - am 8.1.1933 eine Kanzlerschaft Hitlers ab (vgl. Dokument IX 
in Stegmann 1976, S.90). Solche Beispiele legen nahe, daß bis zuletzt 
Uneinigkeit darüber bestand, ob man den Nazis nun die Staatsmacht 
überlassen solle oder ob man weiter versuchen müsse, sie in eine Re-
gierung unter Führung der traditionellen Rechten einzubeziehen. Und 
es impliziert, daß die These von der Einigung der Bourgeoise auf einen 
kleinsten gemeinsamen Nenner bezüglich der zu führenden Politik 
(Abraham 1981; vgl. auch Kadritzke 1976, S.161) entweder nuanciert 
oder aber relativiert werden muß. 
Aber selbst wenn empirisch die These von der kapitalistischen Un-
terstützung des Nationalsozialismus widerspruchsfrei und mit repräsen-
tativen Daten belegbar wäre, dann bliebe doch die weiter oben schon 
einmal allgemein angesprochene Frage zu klären, inwieweit es sich hier 
um eine Unterstützung des Kapitals handelte und inwieweit eben nur 
um die persönliche Unterstützung seitens der Herren Vogler, Thyssen, 
Springorum, Krupp, Poensgen, Reusch usw. 
Dieses Thema läßt sich erörtern anhand einer der beiden oben ge-
stellten Fragen: War die kapitalistische Unterstützung der Nazis von 
der Kapitallogik her gesehen eine rationale "Entscheidung"? Der Sach-
verhalt scheint deutlich, denn die Nazis versprachen ja schließlich die 
Unterdrückung der Arbeiterbewegung und die rüstungswirtschaftliche 
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Krisenlösung. Wenn man jedoch bedenkt, daß die Nazis auch die Dik-
tatur 'versprachen', bzw., daß ihre Protagonisten mit der Möglichkeit 
einer NS-Diktatur zu rechnen hatten, dann ergibt sich ein differen-
zierteres Bild. Denn eine Diktatur mag wünschenswert sein für das eine 
oder andere Kapital, für diese oder jene Branche; für das Gesamtka-
pital ist sie rationaliter aber nur dann interessant, wenn es sich zum 
Generalkartell vereinigt und damit eigentlich aufgehört hat, Kapital zu 
sein (d.h. im nationalen Maßstab). Da dies aber nicht so war, hätten 
die Kapitalisten zumindest befürchten müssen, daß unter einer NS-Dik-
tatur die politischen Interventionsmöglichkeiten einander widerstreiten-
der Kapitale und Kapitalgruppen entweder geringer werden könnten 
oder aber, daß diese Diktatur sich zur Diktatur einer bzw. zugunsten 
einer bestimmten Kapitalgruppe entwickeln könnte. Unter diesen Ge-
sichtspunkten wäre die Entscheidung für die Nationalsozialisten nun gar 
nicht mehr so rational für die Gesamtbourgeoisie. 
Ähnlich steht es mit dem Expansionismus, der als Zielsetzung so-
wohl der Nazis als auch der Großindustrie betrachtet wird (von z.B. 
Abraham 1981, S.315; Breuer 1983, S.49; Neumann 1977, S.422 und 
Sohn-Rethel 1973, S.86ff). In welcher Hinsicht kann mam denn bezüg-
lich des Expansionismus von einer Krisenlösungsstrategie sprechen? Die 
Eroberung fremder Länder schafft doch nicht automatisch neue Märkte 
und zur Bereinigung einer Strukturkrise führt sie sicher nicht. In einer 
Weltwirtschaftskrise kommt einer territorialen Expansion eher die Be-
deutung der Hinzugewinnung weiterer Krisengebiete zu (zu den Finan-
zierungsproblemen einer solchen 'Krisenlösung' vgl. Sohn-Rethel 1973, 
S.88f). Dem kann man zwar entgegnen, daß wenigstens die Vorberei-
tung der Expansion durch Aufrüstung die Profitmarge des Kapitals 
verbessert - was ja faktisch auch geschehen ist - , aber in Wirklichkeit 
ist damit nur die zweite Irrationalität dieses Konzepts angesprochen, 
nämlich die Wahnidee, ein mittelgroßes Land könne mit einigen Ver-
bündeten einen Eroberungskrieg durchstehen. Vielleicht wäre dies bei 
einem begrenzten Krieg möglich gewesen. Keineswegs aber bei einem 
Weltkrieg, dessen Möglichkeit von rationalen Überlegungen von Anfang 
an in Betracht gezogen hätte werden müssen. Von daher, daß der Ex-
pansionismus auf die Kappe großdeutscher Reaktionäre zu schreiben ist, 
aber nicht auf die Kappe von rational als solche agierenden Kapita-
listen. 
Diese Relativierungen ändern aber nichts an dem Umstand, daß 
vielleicht die Mehrheit oder wenigstens ein bedeutender Teil der Groß-
kapitalisten sich um die Jahreswende 1932/33 für die Nazis entschieden 
zu haben scheint. Daß dies entscheidend war für den Beginn des 
'3. Reichs', ist damit aber nicht gesagt (vgl. H ent schel 1978). Die 
Nazis spielten aufgrund der gegebenen Kräftekonstellation ohnehin 
seit dem Sommer 1932 eine wichtige Rolle in den politischen Plan-
spielen der reaktionären Eliten. Die Situation war ja nicht die, daß 
einer großen faschistischen Bewegung eine zwar versplitterte, aber 
doch überwiegend liberale und sozialdemokratische sowie kommuni-
stische Mehrheit gegenüberstand. Es war eine Situation, worin keines-
wegs auf Klassenstandpunkte reduzierbare 'deutschnationale' Kräfte 
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über die Integration bzw. die politische Rolle ihres eigenen Extrems 
verhandelten. Selbst das Zentrum war unter dem Vorsitz des Prälaten 
Kaas seit dem Spätsommer 1932 zum Befürworter der nationalsoziali-
stischen Regierungsbeteiligung geworden (vgl. Bracher 1957, S.663). 
Ausgesprochene Gegner der Nazis waren nur SPD/ADGB und KPD, zu-
züglich der kleinen Minderheit von freisinnigen Liberalen und vielleicht 
der einen oder anderen Gruppe innerhalb des Zentrums. Aber während 
die Sozialdemokraten auf die Verfassung und die nächsten Wahlen ver-
trauten, aber weiter kaum etwas taten, betrachteten die Kommunisten 
den Faschismus als notwendigen Durchgangspunkt zum Sozialismus. 
Das größte Problem der reaktionären, in den Staatsapparaten sitzen-
den politischen und der wirtschaftlichen Elite bestand in der 'Unbe-
rechenbarkeit ' der populistischen NS-Massenbasis. Je länger die poli-
tische Krise dauerte, nicht nur in der Form der Handlungsunfähigkeit 
der Regierungen, sondern auch in der Form einer Politisierung des 
Alltags mit ihren Massenschlägereien und Straßenkrawallen, die 1932 
150 Tote mit sich brachten (vgl. Hoegner 1979, S.34), wovon allein 
im Juni 99 zuzüglich 1125 Verletzter (vgl. H.Vogt 1964, S.89), desto 
mehr mußte diese Unberechenbarkeit der Nazis gegen die realen und 
die möglichen Folgen eines Fortdauerns der Krise abgewogen werden. 
Und dieser Gesamtzusammenhang scheint entscheidend gewesen zu sein. 
Das Fazit muß lauten, daß Horkheimers (1968a, S.2) so oft zitierte 
These: "Wer aber vom Kapitalismus nicht sprechen will, sollte auch 
vom Faschismus schweigen", zugleich richtig und falsch ist. Ohne den 
Kapitalismus hätte es keine kapitalistische Krise gegeben und auch 
nicht den Kampf zwischen Arbeit und Kapital; kurz: Weimar hät te 
überhaupt nicht existiert. Das ist richtig. Aber die These ist falsch, 
wenn sie besagen soll, daß der Kapitalismus in der Krise die Geschich-
te Weimars 1929-1933 und den Nationalsozialismus erklärt. Diese Ge-
schichte hatte mehrere 'Motoren', nicht nur den der kapitalistischen 
Akkumulation und des Klassenkampfes. Kapitalismus und Klassenkampf 
sind zwar nicht wegzudenken aus der Geschichte Weimars, deren Spe-
zifika erklären sie aber gerade nicht. 
5 Notiz zum Verhältnis von Kapitalismus und etabliertem Nationalso-
zialismus 
Die Ansätze, mit denen meist versucht wird, die Macht- und Herr-
schaf tsverhältnisse im ' 3 . Reich' zu klären, sind mit jeweils verschie-
denen Varianten: die Totalitarismustheorie, die Theorie der einander 
ergänzenden und z.T. auch widerstreitenden "Herrschaftseliten" von 
Partei, Bürokratie, Militär und Großkapital (so v.Saldern 1983, S.91), 
die instrumentalistische und /oder funktionalistische Theorie von der 
faschistischen Herrschaft des Monopolkapitals und die bonapartistische 
Theorie von der Teilung der Herrschaft in eine soziale Herrschaft des 
Kapitals und eine politische der Partei. Ganz grob (siehe auch oben 
Par.l) kann man sagen, daß die Totalitarismustheorie zwar nicht völlig 
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falsch, aber überzogen und vor allem analytisch nichtssagend ist, da 
sie auf deskriptivem Niveau steckenbleibt; daß der 'pluralistische1 
Ansatz von Ausnahmen (z.B. F. Neumann) abgesehen wieder einmal 
die Kontextanalyse vernachlässigt; daß die Agententheorie indiskutabel 
ist und daß die bonapart ist ische Theorie aufgrund ihrer Voraussetzung 
einer 'Normalform' bürgerlicher Herrschaft problematisch ist und zu-
dem - aber diese Kritik trifft nicht allein sie - über keinen deutlichen 
Begriff kapitalistischer Herrschaft verfügt. Dennoch aber liefern einige 
dieser Ansätze wichtige Elemente zum Verständnis des Nationalsozialis-
mus an der Macht. 
Zunächst einmal muß man sich fragen, ob unter den Bedingungen 
des etablierten Nationalsozialismus (also ungefähr seit 1936) noch von 
der strukturellen Herrschaft des Kapitals gesprochen werden kann. 
Das Privateigentum an den Produktionsmitteln wurde zwar nicht abge-
schaft, die persönlichen Privilegien der Kapitalisten nicht angetastet 
und die Arbeiterbewegung war unterdrückt. Dies aber sind nicht unbe-
dingt Zeichen der Herrschaft des Kapitals. Diese ist gegeben, wenn die 
Arbeit und die Gebrauchswertorientierungen der Menschen der Profit-
logik untergeordnet sind. Aber gerade dieses Verhältnis war im Na-
tionalsozialismus seit 1936 zumindest gebrochen, denn zu einem Großteil 
war die Industrie abhängig geworden von staatlichen Rüstungsaufträgen 
(zu deren Ausmaß vgl. Hennig 1975, S.110-133). Der Staat bestimmte, 
sagt Sohn-Rethel (1973, S.187f), was wo von wem zu welchen Preisen 
produziert wurde; es war zu einer "Entmachtung der Aktionäre als 
Uberwachungsorgane" (Kirchheimer 1976, S.231) und zu Investitions-
verboten in der Konsumgüterindustrie gekommen (vgl. v.Saldern 1983, 
S.82). Kurz: die Herrschaft des Kapitals war stark eingeschränkt, denn 
die gesellschaftliche Produktion wurde nicht mehr vorrangig bestimmt 
von der Logik des Profits, sondern von "politisch definierten Gebrauchs-
werten" (Hennig 1974b, S.156). Kapitalistische Verwertung und Ausbeu-
tung waren in einem beträchtlichen Maß unmittelbar politisch gesteuert 
(Schäfer 1977, S.712). In der Konsequenz war der Kapitalismus unter 
diesen Bedingungen zwar nicht gänzlich abgeschaft, aber doch erheblich 
gestutzt. (8) 
Wenn von einer "Arbeitsteilung" von sozialer Herrschaft des Kapitals 
und politischer Herrschaft der Partei (9) also keine Rede sein konnte, 
und wenn die Kriegsvorbereitung diejenige Zielsetzung war, die letztlich 
die Gesellschaft dominierte (man sollte hier allerdings nicht die mörde-
rische Judenverfolgung vergessen, die weder ins Bild einer so rational 
wie möglichen kapitalistischen Krisenlösung noch ins Bild einer ratio-
nalen Kriegsvorbereitung paßte und die bis zum Ende des '3. Reichs' 
eine große Eigendynamik entfaltete), dann bedeutet dies allein jedoch 
noch nicht per definitionem, daß die Nazi-Partei die Gesellschaft be-
herrschte. Schließlich war der militärische Expansionismus auch ein 
Ziel der reaktionären Kapitalisten gewesen, die die NS-'Machtergrei-
fung' unterstützt hatten. Das wiederum ist kein Anlaß, die Nazis zu 
bloßen Agenten des Kapitals zu degradieren. 
Wer im Falle von Interessengegensätzen oder Konflikten am längeren 
Hebel saß, die Partei, das Kapital oder auch die traditionellen Eliten 
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in Bürokratie und Militär, das war eine Frage der Machtressourcen. 
Die Macht ressourcen der NSDAP sind bekannt: sie hatte sich eines 
wesentlichen Teils des staatlichen Gewaltapparats bemächtigt und 
diesem in der Form der Gestapo und der SS (unter deren Leitung auch 
die Polizei stand) neue Elemente hinzugefügt, und sie verfügte über 
eine riesige Organisation, die 1936/37 500 000 "politische Leiter" um-
faßte (vgl. Hennig 1982, S.171). Die traditionellen Eliten verfügten über 
Wissen und in der Reichwehr auch über Waffen. Ob letztere als Macht-
ressource gelten konnten, muß bei der deutschen Staatsräson und der 
möglichen nationalsozialistischen Zersetzung der Reichswehr aber be-
zweifelt werden. Die Kapitalisten schließlich verfügten über die Produk-
tionsmittel, von deren effizientem Einsatz die Nazis natürlich ebenso 
abhängig waren wie vom Organisations- und Verwaltungswissen der 
Bürokratie. 
Während aber die Gestapo jederzeit zur existentiellen Bedrohung und 
zu massiver Repression einsetzbar war, war den Kapitalisten, wenn 
nicht bereits von der veränderten wirtschaftlichen Entscheidungsstruktur 
her, so doch gegenüber dieser Drohung das Mittel des Investitionsstreiks 
genommen und die Möglichkeit der Kapitalflucht durch strenge Kon-
trollen (vgl. Abraham 1981, S.327) und die Unattraktivität von Aus-
landsanlagen sehr begrenzt. Schließlich dauerte die Krise in den mei-
sten алаегеп Ländern weiter an, während in Deutschland mit den 
Rüstungsaufträgen und der unterdrückten Arbeiterbewegung große Pro-
fite zu erzielen waren. Sohn-Rethel (1973, S.177) scheint die Situation 
daher zutreffend zu charakterisieren, wenn er von der "objektiven Ohn-
macht der Bourgeoisie" und der "objektiven Übermacht der Partei" 
spricht. Andererseits waren aber die Abhängigkeiten der Nazis vom ef-
fizienten Gebrauch der Produktionsmittel und vom bürokratischen Wissen 
so real, daß eine These nationalsozialistischer - zumal noch total i tä-
rer - Willkürherrschaft ihren Gegenstand nicht zu treffen vermag. Die 
wechselseitigen Abhängigkeiten bedingten eine Kompromißstruktur 
(deren klassische Analysen Fraenkel 1974 und Neumann 1977 sind) und 
vielerlei "mutual adjustments" (Lindblom) im politischen Alltag. Es 
war allerdings eine Kompromißstruktur mit Dominante. Und diese 
Dominante bildeten nicht die Kapitalisten, sondern die Nazis. 
V.2 Heute 
Die gegenwärtige Krise seit Mitte und vor allem seit Ende der sieb-
ziger Jahre ist in ihren Ausmaßen und ihren politischen Folgen bisher 
weit weniger dramatisch als es die Weltwirtschaftskrise vor mehr als 
einem halben Jahrhundert im Falle Weimars war. Es gibt zwar kleinere 
neonazistische Vereinigungen - diese aber schon seit mehr als 10 Jah-
ren; Rassismus und Ausländerfeindlichkeit zeigen sich wieder militanter, 
und in einigen Ländern formieren sich auf dieser Grundlage auch poli-
tische Parteien - z.B. die niederländische 'Centrumpartij ' (vgl. dazu 
Brants 1983) oder die Partei Le Pens in Frankreich, die bei den Euro-
pawahlen 1984 mehr als 10% der Stimmen auf sich vereinigte - , deren 
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Attraktivität alarmierend sein muß, aber ein neuer Faschismus steht 
nirgends vor der Tür. Und es scheint auch, daß dazu die gesellschaft-
lichen Bedingungen nicht mehr gegeben sind. Wenn dies auch nicht 
notwendigerweise ein irreversibler Sachverhalt ist, so ist doch die Pola-
risierung zwischen Rechts und Links heute schwächer als in der Zeit 
zwischen den Kriegen. Die Sozialdemokratie hat das revolutionäre Pat-
hos beiseitegelegt, hat den Kapitalismus, wenigstens aber die 'Markt-
wirtschaft' mehr oder weniger akzeptiert und ist hoffähig geworden. 
Selbst Bewegungen wie die italienischen Kommunisten scheinen sich in 
dieser Richtung zu bewegen (vgl. Bolaffi/Maramao 1981 und К allscheuer 
1981b). Andererseits sind traditionelle reaktionäre Leitmotive wie 
Pflicht, Gehorsam, Vaterlandsliebe, Mannesstolz und Standesbewußtsein 
sowie prinzipieller Anti-Demokratismus (selbst in Deutschland) der-
maßen ausgehöhlt, daß kaum anzunehmen ist, daß Versuche zu ihrer 
Revitalisierung das Rad der Geschichte um 50 und mehr Jahre zurück-
zudrehen vermögen. Zudem ist im Zeitalter der Atomwaffen und der 
totalen Vernichtungsgefahr dem von nationalen Staaten initiierten 
territorialen Expansionismus nach der Art Nazi-Deutschlands wohl end-
gültig ein Riegel vorgeschoben. Hinzuzufügen ist dem jedoch, daß die 
These einer heutzutage geringen Faschismusgefahr nicht impliziert, daß 
die Möglichkeit diktaturialer Krisenlösungsversuche in dem einen oder 
anderen Land zukünftig grundsätzlich ausgeschlossen ist. 
Die ökonomische Krise als solche unterscheidet sich von der Krise 
der späten zwanziger und der dreißiger Jahre durch wesentlich gerin-
gere Wachstumseinbrüche (vgl. Madison 1982, S. 169-177) und von den 
Randbedingungen her durch eine weitaus höhere Verflochtenheit des 
Weltmarktes. (10) Bezüglich einiger Länder wie z.B. Japans ist der 
Begriff Wirtschaftskrise selbst überzogen, und die USA konnten noch 
1984 eine Rekordwachstumsrate (über 8%) für die Nachkriegszeit ver-
buchen. 
Von den Prozentsätzen der von Arbeitslosigkeit (vgl. dazu Therborn 
1984a) betroffenen Lohnabhängigen her gesehen, ist die derzeitige 
Situation aber - zumindest für den Bereich der EG - durchaus ver-
gleichbar mit derjenigen der Jahre um 1930. Die Prozentsätze der Ar-
beitslosenstatistiken sind zwar noch niedriger als damals, der Sockel 
der Arbeitslosigkeit vor der Krise war es aber auch. Die die sechziger 
und frühen siebziger Jahre kennzeichnende Vollbeschäftigung war nach 
dem ersten Weltkrieg in den kapitalistischen Kernländern eine unbe-
kannte Größe (vgl. Madison 1982, S.206). Außerdem verschwinden heute 
viele Arbeitslose (u.a.) in den Kategorien der Erwerbsunfähigkeit. 
Nun kann man einwenden, daß die wohlfahrtsstaatliche Absicherung 
der Erwerbslosigkeit heute viel besser ist als damals. Das ist richtig. 
Andererseits ist aber auch richtig, daß heute wie damals die Krise 
von einem Abbau dieser Absicherung begleitet wird. Und damit kommen 
wir zur eigentlich politischen Dimension der Krise ('eigentlich' als 
Hervorhebung, denn Wirtschaftswachstum und Arbeitslosigkeit sind keine 
unabhängig von der Politik bestimmten Größen). Diese politische Di-
mension läßt sich umschreiben mit dem Antasten des Wohlfahrtsstaates 
sowie im Zusammenhang damit mit dem Vorherrschen einer Politik der 
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Austerity (vgl. Altvater 1978, S.43f) und der Rückkehr zum Markt. 
Während die ersten drei Nachkriegsjahrzehnte charakterisiert waren vom 
sogenannten keynesianischen, staatlich vermittelten Kompromiß zwischen 
Arbeit und Kapital und dem Ausbau des Wohlfahrtsstaates, sind es 
jetzt unter der Zielsetzung der Wiederherstellung bzw. der Verbesserung 
der internationalen Konkurrenzfähigkeit der nationalen Kapitalismusseg-
mente Lohnabbau, Kürzungen der Sozialausgaben und Versuche zur 
Haushaltssanierung, welche die Scenerie staatlicher Policy beherrschen. 
Ideologisch sehen sich Wohlfahrtsstaat und überhaupt staatliche Regu-
lierungen der Kapitalakkumulation einer neoliberalen Offensive ausge-
setzt - Marktgerechtheit und individuelle Leistung sind wieder Trumpf 
(vgl. prototypisch Kristol 1978). Emanzipatorische Trends des voran-
gehenden Jahrzehnts wie z.B. die größere Öffnung des Arbeitsmarktes 
für Frauen und vor allem die Verminderung des Abstandes in der Be-
zahlung von Männern und Frauen sowie ganz allgemein Nivellierungs-
tendenzen sind zum Stillstand gekommen oder kehren sich wieder um. 
Daß die Austerity und der Neoliberalismus des einen Landes nicht 
gleich denen des anderen sind und daß sie sich nirgends in Reinform 
zeigen - das riesige, in den letzten Jahren noch kräftig zugenommene 
amerikanische Haushaltsdefizit paßt nicht so recht ins Bild der Auste-
rity, und Länder wie Schweden (vgl. Pontusson 1984) und Österreich 
(vgl. Altvater u.a. 1983, S.91f, 111, 128, 137f) sind erst sehr spät und 
dann auch nur sehr vorsichtig sowie unter anderen polit-ideologischen 
Vorzeichen auch auf diesen Kurs eingeschwenkt - ändert nichts am all-
gemeinen Trend. Daß es auch gegenläufige Tendenzen gibt, wie z.B. 
vor allem in der Bundesrepublik den Bedeutungsgewinn ökologischer 
Streitpunkte, darf man hierbei nicht übersehen. Es vermittelt einen 
Eindruck von der Komplexität des Gesamtprozesses, worin der Trend 
zur Austerity sozusagen der kleinste gemeinsame Nenner beinahe aller 
entwickelten kapitalistischen Länder ist. 
Was erklärt werden muß, sind also nicht wie im Falle Weimars 
grundlegende politische und auch gesellschaftliche Strukturveränderun-
gen, sondern Veränderungen der Zielsetzungen und der Ausrichtung 
staatlicher Policy sowie der ideologischen Orientierungen und der poli-
tischen Kräfteverhältnisse. Handelt es sich hier etwa nur um eine An-
passung an systembedingte Notwendigkeiten, um eine Anpassung an 
aus der Krise und den heutigen Weltmarktbedingungen herrührenden 
"Sachzwängen", die von der Einsicht der Mehrheit der Betroffenen ge-
tragen wird? Oder haben wir es schlicht und einfach zu tun mit einer 
Folge poitischer Kämpfe, wo das Pendel sich, nachdem es ein Jahrzehnt 
und länger zugunsten sozialstaatlicher und emanzipatorischer Tendenzen 
(die man im Nachhinein nicht glorifizieren sollte) ausschulug, nun zur 
Seite konservativer und kapitalkonformer Kräfte neigt? Und, um wieder 
einmal zu erinnern an das Thema dieses Kapitels, sind diese Kämpfe 
(in erster Linie wenigstens) Klassenkämpfe? Geht der Trend jetzt 
wieder - vereinfacht ausgedrückt - in Richtung auf eine Beherrschung 
der Politik durch das Kapital, nachdem bis Mitte der siebziger Jahre 
die gesellschaftlichen Machtverhältnisse einen "keynesianisch vermit-
telten" Kompromiß zwischen Arbeit und Kapital bewirkten (so Hoff-
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mann 1982, S.17ff; vgl. auch Buci-Glucksmann/Therborn 1982)? 
Hat die Rede von den Sachzwängen einen rationalen Kern? Richtig 
ist, daß die Profitabilität des Kapitals eine zentrale Bedingung des 
wenigstens einigermaßen funktionierenden Kapitalismus ist. Fragt sich 
nur, ob daraus der Umkehrschluß gezogen werden darf, daß im Kapi-
talismus in der Krise die Profitabilität des Kapitals auf Kosten der 
Löhne und der Staatseinkünfte aus Kapitalbelastungen erhöht werden 
muß. In abstracto sicher nicht. Zur Beantwortung dieser Frage ist es 
zunächst einmal erforderlich, den Charakter der Krise zu bestimmen. 
In einer konjunkturellen Unterkonsumptionskrise (was dasselbe ist wie 
eine Überproduktionskrise, sofern man diesen Begriff rein quantitativ 
hantiert) wäre eine unmittelbare Erhöhung der Profite offensichtlich 
unsinnig. Hier bietet sich eher eine simple keynesianische Stimulierung 
der Endnachfrage an. Mit dem Begriff der Unterkonsumptionskrise ist 
die gegenwärtige Krise aber nur höchst unzureichend umschrieben, ( l l ) 
Diese Krise entspricht eher dem Typus der Strukturkrise. In einer 
solchen Krise (strukturelle Überproduktion/Uberkapazität bestimmter 
Produkt e/Wirtschaftsbranchen aufgrund technologischer Entwicklungs-
schübe sowie internationaler Produktionsverlagerungen und Produktivi-
tätsverschiebungen) wird das Mittel der Stimulierung der Nachfrage 
nach Konsumgütern weniger greifen. Notwendig zur Revitalisierung des 
Kapitalismus ist in dieser Situation die Neustrukturierung der Ökono-
mie, d.h. partiell eine Phase neuerlicher "ursprünglicher Akkumulation", 
in der die Kaufkraft des individuellen Konsumenten und mit gewissen 
Einschränkungen auch die des Staates vorerst keine unmittelbare Rolle 
spielt. Wenn die Strukturkrise behoben werden soll, dann muß die Ge-
sellschaft dafür sorgen, daß wirtschaftliche Ressourcen, und das heißt 
Profite, zu den Plätzen dieser ursprünglichen Akkumulation geleitet 
werden. Und da die jetzt kranken und z.T. überlebten Unternehmen 
und Branchen es versäumt haben, ihre Ressourcen zur rechten Zeit in 
diese Richtung zu lenken, kann eine solche Operation nur auf zweierlei 
Weise gelingen: entweder auf Kosten der Lohnarbeit und generell des 
Konsums oder/und auf dem Wege des deficit spending, d.h. einer key-
nesianischen Strukturpolitik. Ob die Krise verursacht wurde von der 
'Dummheit' des Kapitals, welches nicht rechtzeitig den Weg der pro-
fitabelsten produktiven Anlage fand, von einer "profit-squeeze" auf-
grund überhöhter Löhne und staatlicher Kapitalbelastungen, wo die 
Strukturkrise dann also, wie die neoliberalen Kritiker des Wohlfahrt-
staates behaupten, die Folge einer politischen Blockierung des Kapitals 
ist, oder ob der Krise einfach veränderte Konkurrenzverhältnisse zu-
grunde liegen, ändert daran nichts - eine Kombination der drei Mög-
lichkeiten eingeschlossen. Die kapitalistische Strukturkrise verlangt 
einen Ressourcentransfer zum restrukturierungsfähigen Kapital. 
Einen "Sachzwang" zur Austerity und zur Entfesselung der Markt-
gesetze zwecks Verbesserung der Profitabilität gibt es aber auf der 
Basis der bisherigen Argumentation nicht. Abgesehen von grundlegender 
Systemveränderung gibt es eine Alternative in der keynesianischen 
Strukturpolitik. Was allerdings gegen diese Alternative spricht, das 
sind das bereits erreichte hohe Niveau der Staatsverschuldung, das 
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große Risiko eines solchen Vorhabens und wohl auch das Fehlen - j e -
denfalls in den meisten Ländern - einer adäquaten staatlichen Pla-
nungskapazität (zu letzterem vgl. Altvater u.a. 1983, S.163f). Bei der 
Staatsverschuldung sind die zunehmenden Tilgungs- und Zinsverpflichtun-
gen zwar ein nicht zu vernachlässigendes Problem, aber der wirklich 
heikle Punkt liegt nicht hierin oder darin, daß die Staatsverschuldung 
bereits ihre Obergrenze erreicht hat, sondern a) im Erfolgszwang einer 
ökonomischen Restrukturierung über deficit spending - bei Mißlingen 
bleibt nichts als eine noch größere Verschuldung - und b) im Fest -
schreiben der Priorität des maximal erreichbaren wirtschaftlichen 
Wachstums in die Zukunft, denn nur das ermöglicht die spätere Ver-
ringerung der Verschuldung. Eine Priorisierung quantitativen Wachstums 
ist aber zumindest schwer vereinbar mit gebrauchswertorientierten und 
insbesondere auch ökologischen Zielsetzungen. Das Risiko der keyne-
sianischen Strukturpolitik ergibt sich aus dem Umstand, daß nicht ge-
währleistet werden kann, daß die staatlich stimulierten und/oder 
gesteuerten Investitionen tatsächlich eine erfolgreiche Neustrukturierung 
der Wirtschaft bewirken. Was geschieht z.B. - und dies ist an der Ta-
gesordnung - wenn die technologischen Entwicklungen die staatlichen 
Pläne und Stimulierungspolicies überholen? 
Nun besteht dieses Risiko bei der Austerity ebenso. Der Unter-
schied ist nur, daß es in diesem Falle eine breite Streuung des Risikos 
gibt, wobei der Neustrukturierungsprozeß dann die Form eines viel-
schichtigen trial and error-Prozesses hat. Andererseits besteht beim 
Neustrukturierungsprozeß nach neoliberalem Rezept die Gefahr, daß der 
Strukturkrise durch das Sinken der Massenkaufkraft eine (Verstärkung 
der gleichzeitigen) Unterkonsumptionskrise hinzugefügt wird, und zudem 
ist nicht einmal sicher, daß die erhöhten Profite überhaupt produktiv 
investiert werden. Schließlich wird auch ein beträchtlicher Teil der 
umgelenkten Ressourcen garantiert in Verlustbereiche fließen, wo sie 
den Todeskampf mancher Industrien und Unternehmen verzögern werden. 
Unter Restrukturierungsgesichtspunkten ist dies aber Verschwendung. 
Kurz: es spricht zwar einiges für die Krisenlösungsstrategie der Auste-
rity, aber von einem strukturellen Zwang dazu kann bisher immer noch 
keine Rede sein. 
Nimmt man die Weltmarktdimension hinzu, dann erscheint die Sache 
in einem anderen Licht. Denn in der multinationalen Struktur des 
Weltkapitalismus ist das Verhältnis der nationalen Staaten zueinander 
dem Konkurrenzverhältnis zwischen den einzelnen Kapitalen vergleichbar. 
Wo diese ungeachtet nationalökonomischer Rationalitätskriterien zu 
relativer Kostenminimierung gezwungen sind, sind die nationalen Staaten 
ungeachtet weltwirtschaftlicher Erfordernisse zur Förderung der inter-
nationalen Konkurrenzfähigkeit ' ihres' Kapitals gezwungen. Im Zeichen 
der Krise läuft dies eben hinaus auf eine (relative) Senkung der Lohn-
kosten und anderer Belastungen des Kapitals. Oder genauer: hierauf 
muß es hinauslaufen, wenn der einzelne nationale Staat seine ökono-
mische Situation nicht weiter verschlechtern will. Eine Garantie ökono-
mischer Stabilität oder gar Besserung bietet umgekehrt die Förderung 
der internationalen Konkurrenzfähigkeit auf dem Weg der Kostenmin-
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de rung aber auch nicht. Neben den obengenannten Gründen kommen 
hier - freilich kaum innerhalb der europäischen Währungsschlange -
Wechselkursschwankungen ins Spiel, welche die durch "Mäßigung" e r -
langten Konkurrenzverteile gegenüber bestimmten anderen Ländern 
wieder zunichte machen können. Außerdem gibt es generell die Gefahr 
der weltwirtschaftlichen Spi raient Wicklung nach unten, wenn jedes Land 
den Inlandsmarkt zugunsten der Exportförderung einschränkt. 
Dennoch, unter dem Gesichtspunkt der weltwirtschaftlichen Ver-
flochtenheit und Konkurrenz kann bis zu einem gewissen, von den 
besonderen Gegebenheiten der einzelnen Länder abhängigen Grad von 
einem Sachzwang zur Austerity gesprochen werden. Nichts verdeutlicht 
dies vielleicht besser als der Fall Frankreichs. Nachdem die von der 
europäischen Linken zunächst weitgehend mit Optimismus begleitete 
(vgl. z.B. Buci-Glucksmann 1982a) Regierung von Sozialisten und Kom-
munisten in den ersten beiden Jahren nach ihrer Machtübernahme 1980/ 
81 eine expansive keynesianische Krisenlösungsstrategie erprobt hat te , 
kam auch in Frankreich 19S3 eine Umkehr der Tendenz zur Austerity 
(vgl. Habbenney 1983 und Lipietz 1984). Der Keynesianismus hat te 
nicht wie intendiert die Binnenmarktproduktion der einheimischen Wirt-
schaft angekurbelt, sondern die Importe aus kostengünstiger produzie-
renden Ländern erhöht und daher die Krise keineswegs gemildert. Dies 
Beispiel mag anzeigen, daß unter den gegebenen Weltmarktbedingungen 
kein in der Krise befindliches Land auf die Dauer eine Front gegen 
den Profit machen kann, ohne die Krise noch zu verschärfen. Die in 
der Krise unabhängig von nationalen Besonderheiten und hergebrachten 
Kräfteverhältnissen zwischen politischen Parteien und anderen organi-
sierten Kräften zugenommene strukturelle Macht des Kapitals verstärkt 
diesen Sachverhalt dann noch weiter. (12) 
Bezüglich der restriktiven Grundrichtung der Austerity kann man 
gegenwärtig (d.h. solange die Krise anhält) also durchaus von einem 
Sachzwang sprechen - jedenfalls solange die ganz große Alternative 
rationaler und zudem noch demokratischer Planung im Weltmaßstab 
nicht realisierbar ist. Machtverhältnisse allein, im Sinne einer unabhän-
gigen Variablen, können daher die politischen Veränderungen der jüng-
sten Zeit nicht erklären. (13) Die Grundrichtung der Austerity (s taa t -
liche Restriktionen, "Deregulierung", Entlastung des Kapitals, Förde-
rung der Konkurrenzfähigkeit) deckt aber nicht die Gesamtheit dieser 
- von Land zu Land verschieden akzentuierten - Entwicklungen. Zur De-
nivellierung und zur Kürzung gerade der Sozialausgaben gibt es keinen 
Sachzwang, ebensowenig wie zur Zurückdrängung der Frauen wieder an 
den Herd. Und daß die Austerity zwingend die Hintanstellung der Voll-
beschäftigungspolitik bedingt, kann auch nicht gesagt werden. Diese 
Art von Gegebenheiten wie z.T. auch das jeweils national spezifische 
Ausmaß der Austerity sind bestimmt von gesellschaftlichen Machtver-
hältnissen, die nicht von strukturellen Constraints hergeleitet werden 
können. Verschiedenartige Machtverhältnisse bewirken daher, im Zusam-
menwirken mit verschiedenartigen Graden der Krisenbetroffenheit und 
Weltmarktpositionen, variierende Formen der Austerity in den einzelnen 
Ländern, wobei man vielleicht grob zwischen einer Austerity mit neo-
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liberalem Vorzeichen und einer anderen mit sozialem Vorzeichen unter-
scheiden kann. Die spezifischen Machtverhältnisse bedingen gegenwärtig 
unterschiedliche Varianten einer Krisenlösungsstrategie, deren gesell-
schaftspolitische Ankleidung und ideologische Begleitmusik sowie deren 
jeweils spezifische Mischung mit anderen (ad hoc-) Krisenlösungsver-
suchen (z.B. Subventionen). Generell ist auch die Durchsetzung von 
Sachzwängen abhängig von entsprechenden Machtverhältnissen, sei es 
nun, daß diese sich bilden aufgrund der Einsicht relevanter Mehrheiten, 
durch polit-ideologischen Kampf (wobei ihre Benennung als solche be-
reits ein Mittel des Machtkampfes ist) oder durch ein Zusammenfallen 
beider Prozesse. Von selbst setzen Sachzwänge sich nicht durch bzw. 
wird bei gegebenen Zielen dem systembedingten Rationalitätsdruck 
nicht entsprochen, und daß sie sich überhaupt durchsetzen, ist a priori 
nicht ausgemacht. 
Dieser letzte Punkt soll hier aber nicht weiter interessieren (vgl. 
Kap.IV,2). Zu fragen ist jetzt, welcherart die Machtverhältnisse sind, 
die die gegenwärtig in den meisten westlichen Ländern vorherrschende 
neoliberale Variante der Austerity bestimmen und worauf die Verände-
rung der Machtverhältnisse gegenüber der Phase bis Mitte/Ende der 
siebziger Jahre zurückzuführen ¡st. Dazu abschließend einige Bemer-
kungen. 
Zunächst ist nochmals darauf zu verweisen, daß die Krise eine Ver-
schiebung des strukturellen Machtverhältnisses zwischen Arbeit und 
Kapital zugunsten des letzteren bewerkstelligt. Die Drohkapazität des 
Kapitals gegenüber dem Staat ist jetzt effektiver und sein Ausharrungs-
vermögen gegenüber den Forderungen der Gewerkschaften ist jetzt 
größer als in Zeiten der Hochkonjunktur. Die Waffe des Streiks dage-
gen ist stumpfer geworden. Dieser Umstand, der verstärkt wird durch 
konkrete Niederlagen/Mißerfolge der Gewerkschaften in Arbeitskämpfen, 
ermöglicht dem Kapital eine offensivere Haltung in politischen und 
ideologischen Auseinandersetzungen und insbesondere bei der Bildung 
policy-relevanter Issues. Die Gesellschaft ist schließlich abhängig von 
der Profitabilität des Kapitals, und bei verminderter Profitabilität, 
Arbeitslosigkeit und finanziellen Problemen des Wohlfahrtsstaats kann 
das Kapital genau diese Trumpfkarte ausspielen. Die Geschichten von 
der Kuh, die man erst füttern muß, bevor man sie melken will und 
vom Taler, den man nicht zweimal ausgeben kann, erscheinen auf den 
ersten Blick recht einleuchtend, und ihre Akzeptanz in weiten Kreisen 
der Gesellschaft weist darauf hin, daß eine Transformation der zuge-
nommenen strukturellen Macht des Kapitals in polit-ideologische und 
policy-bestimmende Machtpositionen stattgefunden hat. 
Die Verschiebung der strukturellen Machtverhältnisse ist ein generell 
geltender Aspekt der in den letzten Jahren veränderten gesellschaftli-
chen Situation. Zur Erklärung der Gesamtheit der jüngsten Trends 
reicht er allerdings bei weitem nicht aus. Auch das Konzept des Klas-
senkampfes greift hier zu kurz. Das Verhältnis zwischen Arbeit und 
Kapital und überhaupt zwischen gebrauchswertorientierten und profit-
orientierten politischen Kräften ist zwar ein wesentlicher Einsatz des 
gegenwärtigen politischen Konflikts, und dies zumal in einer Zeit, wo 
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ökonomische Fragen wegen ihrer existentiellen Bedeutung andere Pro-
bleme und Streitpunkte der Tendenz nach in den Hintergrund drängen. 
Aber die Überlagerung der Kampffronten zwischen einerseits den so-
zialen Klassen (wobei selbst deren Einteilung noch zu grob ist), zwi-
schen Männern und Frauen, Autochtonen und Allochtonen sowie Er-
werbstätigen und Unterstützungsempfängern und andererseits zwischen 
Arbeit und Kapital neigt derzeit zu einem Übergewicht der erstge-
nannten - jedenfalls dort, wo traditionelle zentralisierte und solida-
rische Strukturen einer zudem noch starken Arbeiterbewegung nicht 
oder nur schwach entwickelt sind. Wenn Einkommensverluste zu erwar-
ten sind, dann kann man sich darin solidarisch teilen oder aber indi-
viduell und in Gruppenverbänden versuchen, die Verluste gänzlich auf 
Andere, und d.h. Schwächere, abzuwälzen. Wenn letztere besitzindivi-
dualistische, gewöhnlich mit der Ideologie des Leistungsprinzips verbun-
dene, Strategie dominant wird, dann hat dies die Einschränkung sozial-
staatlicher Leistungen und Reglementierungen wie z.B. garantierter 
Minimumlöhne zur Folge. Denn offenbar findet sich niemand, der deren 
Finanzierung - aber auch die Finanzierung radikaler Arbeitszeitverkür-
zungen (vgl. De Groene Amsterdammer vom 21.11.1984) und staatlicher 
Beschäftigungsprogramme - übernehmen will. Damit ist der Punkt be-
nannt, wo die Interessen des Kapitals und die Interessen derer, die 
ihren 'Besitzstand' wahren wollen, einander treffen und wo die struktu-
rell ohnehin bereits geschwächten politischen Kräfte der Arbeit und der 
Gebrauchswertorientation eine weitere Schwächung erfahren. Und dieser 
Zusammenhang scheint momentan in Ländern wie der Bundesrepublik 
(vgl. Prokla 56/1984), Großbritannien (vgl. Hall/Jacques 1983), den Nie-
derlanden (vgl. v.Kersbergen 1984b) und den USA (vgl. Davis 1984) tat-
sächlich gegeben. 
Dinge wie die Revitalisierung des militanten Rassismus und konser-
vativer Grundtendenzen auf kulturellem Gebiet sind damit aber immer 
noch nicht - nicht einmal ansatzweise - erklärt. Hierzu wäre es erfor-
derlich, die durch die Krise sozialklassen- und milieuspezifisch verän-
derten Artikulationsbedingungen von im weitesten Sinne politischer 
Subjektivität detaillierter zu untersuchen, und eventuelle negative Er-
fahrungen mit allerlei Demokratisierungsversuchen und wohlfahrtsstaat-
lichen Neuerungen der vorangehenden Phase müßten auch in Betracht 
gezogen werden. 
Einen Aspekt der Krise möchte ich abschließend noch gesondert 
erwähnen, da er im Zusammenhang mit dem Thema dieser Arbeit 
wichtig ist: die Perspektivlosigkeit der Linken; sowohl der sozialdemo-
kratisch, kommunistisch oder gewerkschaftlich organisierten Linken als 
auch der intellektuellen Linken. Teilweise ist dies sicher ein Problem 
fehlender Phantasie und mangelhafter Theorie. Sozialismus, Planung und 
Demokratie sind noch immer nicht viel mehr als große Worte. Und 
dies ist sicher nicht ohne Einfluß auf die Überzeugungskraft und die 
Attraktivität sozialistischer und vergleichbarer Zielsetzungen. Aber was 
hilft andererseits die beste Theorie, wenn die realen gesellschaftlichen 
Interessenkonstellationen so sind, daß diese Zielsetzungen sowieso nicht 
mehrheitsfähig sind - oder jedenfalls nicht, ohne Wasser zum Wein zu 
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tun. Die heutige Klassenstruktur ist eben doch eine wesentlich andere 
und kompliziertere als das 'Kommunistische Manifest' sie vor mehr als 
hundert Jahren prophezeite, und allein ausschlaggebend für die Bildung 
politischer Kräfte und den Ablauf historischer Prozesse ist die Klassen-
struktur darüberhinaus auch nicht. Was bleibt da eigentlich mehr als 
der Weg der Kompromisse und des Reformismus der kleinen Schritte 
sowie die Hoffnung auf eine baldige Erholung des Kapitalismus? 
Ironischerweise läßt sich die intellektuelle Linke gerade jetzt auf 
die Diskussion systemkonformer, reformistischer Krisenlösungskonzepte 
ein, in einer Situation also, wo selbst der Reformismus in die Defen-
sive geraten ist. Unter dem Gesichtspunkt der jüngeren theoriege-
schichtlichen Entwicklung ist dies allerdings ein Element, das gut an-
schließt beim tendentiellen Loslassen des Klassenreduktionismus und 
der essentialistisch-ökonomistischen Gesellschaftsbetrachtung - ein 
Prozeß, zu dem hier versucht wurde, einen Beitrag zu leisten. 
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ERGEBNISSE UND PERSPEKTIVEN 
Wie in der Einleitung bereits gesagt wurde, ist diese Arbeit zu verste-
hen als Beitrag zu einer seit einigen Jahren stark in Bewegung gera-
tenen Diskussion innerhalb der marxistischen Tradition. Das Charakte-
ristikum vieler jüngerer Beiträge ist die kritische Hinterfragung alther-
gebrachter Theoreme, die jahrzehntelang zwar s te ts modifiziert und neu 
beleuchtet, aber nur in sehr beschränktem Maße grundsätzlich zur 
Diskussion gestellt wurden. Ein weiteres Merkmal dieses Entwicklungs-
trends ist, daß ein Prozeß der Entkrampfung im Verhältnis der ver-
schiedenen marxistischen 'Schulen' zueinander und auch im Verhältnis 
zwischen marxistischer und nicht-marxistischer Theorie in Gang gekom-
men ist. Etikette und Bekenntnisdenken spielen glücklicherweise eine 
stets weniger bedeutende Rolle, und nur so scheinen produktive Lern-
prozesse auch tatsächlich möglich. 
In den vorhergehenden Kapiteln wurde versucht, den in Gang gekom-
menen Trend in puncto Klassen und Politik kritisch zu schildern, weiter 
voranzutreiben, inhaltlich kohärenter zu machen und deutlicher, als dies 
bisher geschehen ist, abzusetzen von den in den sechziger und siebziger 
Jahren dominanten und immer noch einflußreichen Strömungen des Mar-
xismus. Thesenhaft lauten die Resultate dieses Versuchs: 
- Der strukturelle Gegensatz zwischen Lohnarbeit und Kapital und 
damit zusammenhängend der Gegensatz zwischen Gebrauchswert-
orientation und Profitorientation ist in politischer Hinsicht ein kon-
stitutives Element der bürgerlichen Gesellschaft. Dieser Gegensatz 
gründet in der aus dem Akkumulationszwang hervorgehenden Dyna-
mik der kapitalistischen Ökonomie, die aufgrund eben der struk-
turellen Akkumulationsdynamik insofern die Basis der gesellschaft-
lichen Entwicklung ist, als sie Prozesse auf anderen Gebieten (Ideo-
logie, Politik etc.) in stärkerem Maße initiiert als es umgekehrt 
der Fall ist. 
- Die Klassenstruktur der bürgerlichen Gesellschaft wird jedoch nicht 
nur von den relationalen Positionen von Lohnarbeit und Kapital ge-
bildet. Denn die Polarität dieser beiden Positionen wird überlagert 
von einer ebenso - wenn auch nicht vollständig - ökonomisch be-
dingten Differenzierung zu beiden Seiten des kapitalistischen Gegen-
satzes. Zur gleichzeitigen Konzeptualisierung beider Dimensionen ist 
es sinnvoll, den Begriff der zwei-dimensionalen Klassenstruktur zu 
verwenden. Demgemäß werden die relationalen Klassenpositionen von 
Lohnarbeit und Kapital überlagert von hierarchisch aufgebauten und 
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wegen der durchgängigen Differenzierung aggregierten Positionen 
sozialer Klassen (von der traditionellen, manuellen Arbeiterklasse, 
der 'neuen' Arbeiterklasse und der neuen Mittelklasse bis hin zur 
oberen neuen Mittelklasse). 
- Klassen sind zunächst einmal nichts weiter als Kategorien ökono-
misch Tätiger. Ihre Positionen sind Artikulationsbasen gesellschaft-
licher Subjektivität und politischer Kräfte. Diese letzteren sind von 
Klassen zu unterscheiden, und Klassenkampf ist daher zu begreifen 
als Kampf klassenpositionsgebundener politischer Kräfte. 
- Klassenpositionen sind jedoch weder die einzigen Artikulationsbasen 
politischer Kräfte überhaupt noch klassenpositionsgebundener poli-
tischer Kräfte im besonderen. Die Klassenpositionen werden immer 
überlagert von Positionen des Geschlechts, der Nationalität, des Al-
ters, der Religion und vielem anderen mehr. Hieraus ergibt sich 
eine Multidimensionalität politischer Artikulationsbasen, die sich 
sowohl in einer politischen Kraft vereinigen können als auch einer 
Vielfalt divergierender politischer Kräfte zugrunde liegen können. 
- A priori sind Klassenpositionen zwar keine wichtigeren Artikula-
tionsbasen als andere, aber ein Spezifikum der relationalen Klassen-
positionen ist, daß sie eine strukturelle Pression zu politischer Ar-
tikulation erzeugen ('Artikulationszwang'), was plausibel macht, daß 
der Konflikt zwischen Lohnarbeit und Kapital in welcher seiner ver-
schiedenen Formen auch immer ein mehr oder weniger universelles 
und permanent gegebenes Charakteristikum kapitalistischer Gesell-
schaften ist. Andere Kampffronten sind dagegen eher konjunktu-
rell und lokal beschränkt. 
- Wenngleich dort, wo Artikulationszwang vorliegt, die Kernthemen 
des Konfliktes durch den Gegensatz selbst umschrieben werden -
Lohn bzw. Gebrauchswert versus Profit - , so ist doch die Ebene der 
Artikulationsprozesse gesellschaftlicher Subjektivität und politischer 
Kräfte irreduzibel! Lineare Deduktionen und 'objektive' Maßstäbe 
sind daher ausgeschlossen bei der Erklärung und Beurteilung poli-
tischer Kräfte. 
- Die Multidimensionalität der Artikulationsbasen und die Vielfalt 
der politischen Kräfte bedingen, daß die Geschichte genausowenig 
wie die Politik a priori zureichend aus Klassenkämpfen erklärt 
werden kann. Die Beachtung der handlungstheoretischen Ebene poli-
tischer Kräfte allein ist allerdings ohnehin nicht zureichend zum 
Verständnis der Politik. Die Effektivität und die Möglichkeiten poli-
tischer Kräfte sind vor dem Hintergrund des strukturellen Kontexts 
der Politik zu betrachten. Strukturen sind nicht nur Artikulations-
basen der (politischen) Praxis, sondern auch deren Rahmenbedin-
gungen, von denen bestimmte Limitierungen und Handlungszwänge 
("Constraints") ausgehen. 
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Der strukturelle Kontext politischer Prozesse in der bürgerlichen 
Gesellschaft ist nun z.T. in der politischen Sphäre selbst, in ihren 
zu Strukturen geronnenen Regeln und Verhältnissen (Parteienkonkur-
renz, Gewaltenteilung, Machtverhältnisse zwischen den verschiedenen 
Politikinstanzen) sowie in der nationalstaatlichen Organisation dieser 
Gesellschaft gelegen. In einer Gesellschaft mit kapitalistischer Öko-
nomie und patriarchalen Verhältnissen zwischen den Geschlechtern 
sind aber diese die wesentlichen strukturellen Rahmenbedingungen 
politischer Prozesse. 
Die stärksten objektiven Constraints gehen dabei aus vom Kapitalis-
mus, denn der Großteil der gesellschaftlichen Produktion ist kapita-
listisch organisiert. Da die Produktion bzw. deren Leistungsfähigkeit 
eine primäre Bedingung vielerlei politischer Vorhaben ist, ergibt sich 
hieraus - vorausgesetzt, es gibt keine Kraft, die bei Machte ist, 
den Kapitalismus abzuschaffen - eine Abhängigkeit der Politik vom 
Kapital - und zwar ungeachtet der politischen Machtverhältnisse des 
Tages. Diese Abhängigkeit impliziert einerseits eine strukturelle 
Machtposition des Kapitals (über deren Ausmaß in abstracto aller-
dings wenig gesagt werden kann) und andererseits eine Verpflich-
tung des Staates - jedenfalls rational gesehen - , die Profitabilität 
des Kapitals zu erhalten und gegebenenfalls noch zu verbessern. 
Ob der Staat dieser rationalen Verpflichtung nachkommt, ist a prio-
ri nicht gewährleistet. Es gibt zwar insofern einen diesbezüglichen 
Rationalitätsdruck, als ein Nachlassen der kapitalistischen Profita-
bilität in materieller Hinsicht negative Folgen für mehr oder weni-
ger die gesamte Bevölkerung hat, aber letztlich ist es eine Frage 
der Machtverhältnisse wie auch seiner technischen Fähigkeiten ob 
der Staat kapitalismusadäquat agiert. 
Da es keinen Mechanismus gibt, der per definitionem die politische 
Herrschaft einer bestimmten Klasse oder sonstigen Kategorie garan-
tiert , ist der bürgerliche Staat, zumal als demokratischer Staat, 
immer zweierlei Determinationssträngen ausgesetzt (und gleichzeitig 
darin eingebunden). Einerseits den strukturellen 'Imperativen' und 
andererseits den je konkreten Machtverhältnissen. Da nicht davon 
ausgegangen werden kann, daß beide sich generell in einem Verhält-
nis der Harmonie zueinander befinden, ergibt sich die Möglichkeit 
der Gegensätzlichkeit und Widersprüchlichkeit von Struktur (-adäqua-
ter Rationalität) und Policy, von Kapitalismus und politischer Macht. 
Aus der Gegensätzlichkeit folgt, daß zu unterscheiden ist zwischen 
den Machtverhältnissen, die die grundlegenden gesellschaftlichen 
Strukturen und Herrschaftsverhältnisse (also fundamentale, die Ge-
sellschaft strukturell auszeichnende Über- und Unterordnungsverhält-
nisse) tragen und denen, die einzelne Policies bewirken. Inwieweit 
diese Machtverhältnisse identisch sind, läßt sich a priori nicht sagen; 
inwieweit die policy-bestimmenden Machtverhältnisse auf К lassen-
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Verhältnissen gründen, ist abhängig von den den jeweiligen Policies 
zugrunde liegenden Streitpunkten, und die Reproduktion der kapi-
talistischen Verhältnisse ist in einer differenzierten Gesellschaft 
nicht per definitionem eine "Klassenangelegenheit" (Althusser). 
Kapitalismus und Pluralismus schließen einander nicht prinzipiell aus, 
und die mögliche Gegensätzlichkeit von Kapitalismus und politischer 
Macht sowie die mögliche Nicht-Identität der sie tragenden Kräfte 
(-konfigurationen) birgt die Möglichkeit einer Gleichzeitigkeit von 
gesellschaftlicher Reproduktion und Veränderung. Faktisch ist dies 
der Fall. 
- Die die bürgerliche Gesellschaft kennzeichnenden grundlegenden 
Herrschaftsverhältnisse sind die der Herrschaft des Kapitals, des 
Patriarchats und diejenige allgemeiner Gesetze, wobei sich die 
Irreduzibilität dieser letzten Dimension nicht aus dem einzelnen Ge-
setz herleitet, sondern aus der 'Besonderung' der politischen Sphäre 
sowie aus dem Tatbestand, daß Gesetze nicht zwingenderweise 
bloßer Ausdruck ihnen vorgängiger Herrschaftsverhältnisse sind. Die 
genannten Herrschaftsverhältnisse sind zunächst einmal nur struk-
tureller Natur, denen nicht per definitionem die personale Herr-
schaft der Kapitalisten, der Männer oder einer politischen Macht-
elite (dies ist denkbar, da der Staat durch die Monopolisierung des 
Gewaltapparates über selbständige Machtressourcen verfügt) korres-
pondieren. 
Wie gesagt, ob, inwieweit und in welchem Zusammenhang die hier auf-
geführten Punkte eine Rolle spielen in spezifischen (politischen) Ge-
schichten, ist von vornherein nicht ausgemacht. Sie verdienen aber 
Beachtung. Zuzüglich zu diesen Punkten ergibt sich aus den Erörterun-
gen des V., auf derlei Schlußfolgerungen gar nicht angelegten Kapitels 
ein weiteres, allgemein bedeutsames Theorieelement der politischen 
Analyse, das in diesem Zusammenhang genannt werden sollte. 
- Der Begriff der politischen Kräfte, was immer deren Artikulations-
grundlagen sind, ist zur Analyse realer politischer Vorgänge zu 
wenig differenziert. Denn politische Kräfte wie Bewegungen oder 
Parteien sind nur die Makro-Subjekte des Kräftespiels; bekannter-
maßen aber nicht die Subjekte strategischen Handelns innerhalb des 
je relevanten gesellschaftlichen Kräftefeldes. Dies fällt relativ 
kleinen Gruppen zu, die traditionsgemäß als Eliten bezeichnet wer-
den; Eliten allerdings, die nur der Möglichkeit nach und unter spe-
zifischen Voraussetzungen der Ladung des Begriffs Machtelite ent-
sprechen. Die Bedeutung der Eliten erwächst aus ihrer je nach den 
Verhältnissen innerhalb und zwischen den Kräften variierenden rela-
tiven Autonomie gegenüber der jeweiligen Basis. Diese relative Au-
tonomie wiederum verschafft ihren eigenen Interessen und Vorstel-
lungen ein besonderes Gewicht. Losgelöst von den Makro-Kräfte-
verhältnissen sind sie jedoch gar nichts. Daher darf die Anerkennung 
der Bedeutung politischer Eliten auch nicht verwechselt werden mit 
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einer politischen Analyse, deren zentraler Ansatzpunkt die (eine 
oder andere) Elitetheorie ist. 
Daß diese Thesen kaum vereinbar sind mit den Theorien z.B. eines Alt-
husser oder Poulantzas, braucht hier nicht weiter hervorgehoben zu wer-
den. Ein beträchtlicher Teil dieser Arbeit war schließlich der Kritik 
des Essentialismus und Reduktionismus dieses Marxismus gewidmet; 
eines Marxismus, als dessen übergreifendes Charakteristikum ein norma-
tiver reproduktionstheoretischer Ansatz identifiziert wurde. Die Unzu-
friedenheit mit diesem Marxismus und zuweilen gar die Fassungslosig-
keit gegenüber einigen seiner Furore machenden Produkte waren die 
Inspirationsquelle meiner Ausführungen. 
Schwieriger als die Abgrenzung gegenüber den verschiedenen Spiel-
arten des traditionellen Marxismus ist die Bestimmung des Stellenwerts 
der Schlußfolgerungen dieser Arbeit im Kontext der jüngeren Entwick-
lung der marxistischen Theorie von Gesellschaft und Politik (einschließ-
lich einiger 'Grenzgänger' wie z.B. Giddens oder Skocpol). Auffallend 
sind hier vielleicht eher die Konvergenzen denn die Divergenzen, und 
die Kritik des einen Autors konnte oftmals geschehen auf den Schul-
tern eines anderen. 
Beinahe durchgängig gibt es Parallelen zu den jüngeren Beiträgen 
von Anthony Giddens, die allerdings abstrakter sind und die hier behan-
delten Themen, wenn überhaupt, oftmals nur kursorisch passieren. Die 
scharfe Trennung von Klassenpositionen und politischen Kräften wurde 
übernommen von Hirst und Hindess und die Idee eines besonderen, ir-
reduziblen Artikulationsniveaus politischer Kräfte in dieser Begrifflich-
keit von Laclau. Aber dort, wo erstere verharren in der ätzenden Kritik 
und einem unnuancierten Relativismus Tür und Tor öffnen, da wird bei 
Laclau mit ähnlichen Folgen eine einzige Ebene der gesellschaftlichen 
Wirklichkeit zu deren Totalität. Przeworski wiederum verstrickt sich 
ebenso wie Thompson in konzeptuelle Undeutlichkeiten, und bei ihnen 
allen fehlt eine systematische Herausarbeitung struktureller Artikula-
tionszwänge. Bei Therborn ist dies andeutungsweise wohl der Fall, aber 
bei ihm fehlt der Schritt vom irreduziblen "ideologischen Universum" 
zum irreduziblen "politischen Universum", und zudem weisen viele sei-
ner jüngeren Texte noch deutliche Spuren des Marxismus auf, der hier 
im Mittelpunkt der Kritik stand. Dieses Urteil trifft allerdings keines-
wegs ihn allein. 
Nehmen wir die Analyse der politischen Verhältnisse, dann ist die 
Verwandtschaft des hier vertretenen Konzepts der Überlagerung von 
strukturellen "Contraints" und prinzipiell offenen, politischen Kräfte-
verhältnissen mit Lindbloms Darstellung eines Spannungsverhältnisses 
zwischen Polyarchie und der politisch privilegierten Position der Wirt-
schaft nicht zu übersehen. Aber der aus einer ganz anderen Tradition 
herkommende Lindblom kennt offenbar weder die kapitalistische Dyna-
mik noch die strukturelle Gegensätzlichkeit von Gebrauchswertorientie-
rung und Profitorientierung. Und wo die "priviledged position of business-
men" einer Problematisierung bedürfte, da argumentiert Lindblom -
wenn auch nicht penetrant, aber doch - funktionalistisch. Letzteres gilt 
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auch in bezug auf Offe. Und generell ist die Differenzierung zwischen 
Macht und Herrschaft in der behandelten Literatur nur schwach ent -
wickelt und diejenige zwischen Policy- und Herrschaftsproblematik 
gänzlich abwesend. 
Trotz dieser Unterschiede und Kritikpunkte sowie vieler weiterer, 
hier nicht zu wiederholender, Details und Nuancen liegt die Eigenheit 
dieser Arbeit aber in erster Linie in ihrer Gesamtkomposition und ih-
rem Bestreben einer kritischen Bestandsaufnahme. 
Besondere Hervorhebung verdienen vielleicht noch die auf die Her-
ausschälung des Materialismus angelegte und sich dabei deutlich von 
Cohen abgrenzende Marx-Interpretation; das Konzept der doppelten 
Klassenstruktur und vor allem die These der auf die Position der Lohn-
arbeit einwirkenden, strukturell bedingten Pression zu politischer Art i-
kulation und Praxis gegenüber der Logik des Kapitals. Während die -
überigens auch bei J.Scott angedeutete - Idee der zwei-dimensionalen 
Klassenstruktur verhältnismäßig simpel ist und als eine pragmatische 
Schlußfolgerung aus der Anerkennung einander überlagernder Polarisie-
rungs- und Differenzierungsprozesse - diese Überlagerung ist der e i -
gentlich wichtige Punkt - in der kapitalistischen Ökonomie entsprungen 
ist, ist die These des von der gegensätzlichen kapitalistischen Dynamik 
hervorgerufenen objektiven Artikulationsdrucks ein tragendes Element, 
sozusagen eine Achillesferse der hier vorgetragenen Argumentation. 
Behauptet wurde ja nicht nur, daß es diesen Druck gibt, sondern 
auch, daß er das Verhältnis von Gebrauchswertorientierung versus Pro-
fitorientierung in politischer Hinsicht hervorhebt, da es einen vergleich-
baren strukturellen Artikulationsdruck in anderen politisch relevanten 
Bereichen nicht gibt. Auf diese Weise wurde die augenfällige Perma-
nenz und Universalität der Konfliktfront zwischen Arbeit und Kapital 
mit einer rationalen (Teil-)Erklärung versehen. 
Sollte sich diese Achillesferse aber als zu schwach erweisen, dann 
müßte auch die hier vertretene M ini m al version der analytischen Privi-
legierung der relationalen Klassenpositionen als Artikulationsbasen poli-
tischer Kräfte fallengelassen werden. Eine Konsequenz davon wäre, daß 
die hier geäußerte Kritik des Relativismus - gegenüber z.B. Thompson 
und Laclau oder auch nicht-marxistischen Ansätzen - in vielen Punkten 
entschärft werden müßte. A priori gäbe es dann keinen Unterschied 
mehr zwischen (relationalen) Klassenpositionen, Geschlechtspositionen 
usw. Es gäbe einzig noch empirisch eben konstatierbare Unterschiede, 
die aber nicht mehr von der gesellschaftlichen Struktur her oder 'sys-
temisch' erklärt werden könnten, sondern ausschließlich durch die je 
gegebenen historischen Umstände und die jeweils historisch gewachse-
nen Orientierungen der Menschen. 
Die hiermit angeschnittenen Fragen zu entscheiden, ist Sache des 
Lesers und Aufgabe zukünftiger Diskussionen. Dies gilt auch bezüglich 
des constrainttheoretischen Ansatzes in der Analyse politischer Macht-
verhältnisse; eines Ansatzes, in dessen Zentrum auch wieder dynami-
sche, materielle Abhängigkeiten und strukturelle 'Zwänge' stehen. Der 
Nachdruck, der durchgehend der kapitalistischen Dynamik und derlei 
'Zwängen' verliehen wurde, und die gleichzeitige Betonung der Offen-
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heit und Komplexität gesellschaftlicher Prozesse im Rahmen der von 
diesen Zwängen gesteckten Grenzen, sind vielleicht das Spezifikum der 
vorliegenden Argumentation. Daß dies oftmals Gratwanderungen zwi-
schen den Extremen von vollständigem Determinismus und Relativismus 
mit sich bringt, wurde vielleicht nirgends deutlicher als bei der Ab-
weisung des die Geschichte logifizierenden Funktionalismus und der 
gleichzeitigen Anerkennung der Möglichkeit einer offenen, also einer 
nicht von praktischen Notwendigkeiten auf deren Erfüllung schließenden, 
funktionallogischen Argumentation in bestimmten Themenbereichen der 
Sozial wissenschaft. 
Die Konsequenzen für die politische Theorie im Sinne eines Orien-
tierungsrahmens politischer Praxis sind im wesentlichen zweierlei Art. 
Erstens gibt es kein aufgrund gesellschaftlicher Positionen objektiv 
verbürgtes revolutionäres Potential. "Forces will have to be won for 
socialism", sagten Hindess/Hirst ganz richtig. Dies aber bedeutet, daß 
man sich der Schwierigkeiten eines solchen Unternehmens bewußt sein 
sollte. Wichtig ist vor allem folgendes: eine differenzierte Gesellschaft 
bedingt per definitionem die Möglichkeit einer Vielfalt ökonomischer 
und sonstiger Interessen, die in gegensätzlichen Verhältnissen zueinander 
stehen können. Einmal ganz abgesehen vom Gegensatz von Lohnarbeit 
und Kapital ist diese Möglichkeit gegenwärtig und eigentlich schon 
während der gesamten Geschichte der bürgerlichen Gesellschaft Reali-
tä t . Diese Vielfalt - wenigstens weitgehend - unter einen Hut zu brin-
gen, wäre eine wesentliche Bedingung fundamentaler gesellschaftlicher 
Veränderung. Um diese Bedingung realisieren zu können, ist allerdings 
Kompromißbereitschaft erforderlich. Kompromisse jedoch beinhalten die 
Gefahr der Verwässerung der ursprünglichen Zielsetzung, und tatsäch-
lich führten Kompromisse die sozialistische Bewegung immer auf den 
Weg des Reformismus der kleinen Schritte, der sich dann auch noch als 
abhängig von der kapitalistischen Konjunktur erwies. Damit ist ein ob-
jektives Dilemma angegeben: die Realisierung einer wesentlichen Bedin-
gung von A bedroht A. Meines Erachtens müssen wir lernen, mit die-
sem Dilemma zu leben. Der Weg zum Versuch seiner Auflösung kann 
nur über seine Erkenntnis führen. Daß dieser Versuch immer wieder 
auf Sisyphosarbeit hinauslaufen kann, muß man einkalkulieren; zwingend 
ist dies aber nicht. 
In jedem Fall aber wird der Sozialismus, auf dessen Herbeiführung 
die politische Theorie des Marxismus traditionell gerichtet ist, kein 
Geschenk der Geschichte sein. Im Zusammenhang mit diesem Sachver-
halt ergibt sich die zweite Konsequenz der Ausführungen dieser Arbeit. 
Wenn man ernsthaft am Anspruch einer sozialistischen politischen Theo-
rie festhalten will, gibt es kein Vorbei an der Formulierung einer so-
zialistischen Perspektive, denn auch sie ist eine wesentliche, wenngleich 
nicht hinreichende Bedingung seiner Realisierung. Gemeint mit der For-
mulierung einer Perspektive ist allerdings nicht der Entwurf von Luft-
schlössern, sondern eine Auseinandersetzung mit den Problemen und 
Möglichkeiten nicht nur der Realisierung des Sozialismus, sondern auch 
seines Funkt ionie rens. 
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ANMERKUNGEN 
EINLEITUNG 
1 In den Worten von Therborn (1975, S.40): "Marxism is a specific 
science related to the working class as a guide to socialist revolu-
tion." 
2 Erstmals wurde um die Jahrhundertwende von einer Krise des Mar-
xismus gesprochen. Th.G. Masaryk hat te im Februar 1898 in der 
Wiener Zeitung 'Die Zeit ' (19/2, 26/2 und 5/3 1898) eine Artikel-
serie mit dem Titel "Die wissenschaftliche und philosophische Krise 
innerhalb des gegenwärtigen Marxismus" verfaßt, und auch Labriola 
sprach in seinem 1899 in Paris veröffentlichten Buch 'Socialisme et 
Philosophie' von der Krise des Marxismus (S.202; die Angaben zu 
Masaryk und Labriola habe ich Gustafsson 1972, S.485 bzw. S.194 
entnommen). 
Dann war es zu Beginn der dreißiger Jahre Korsch (1971, S.167), 
der davon sprach, daß "der Marxismus als Bewegung und als Theorie 
... sich gegenwärtig in einer Krise (befindet)" und daß es sich dabei 
"nicht mehr um eine Krise innerhalb des Marxismus sondern um 
eine Krise des Marxismus selbst (handelt)". 
3 Boron (1981, S.65) will z.B. von einer Krise nichts wissen: "The so-
called 'crisis of Marxism'.. . cannot obliterate the twofold dimension 
of historical materialism as both an instrument for theorizing the 
laws of motion of social reality and an indespensible tool for ac -
tually changing it." Und Carchedi (1983, S.VII1 ff) spricht nur be-
züglich des Sowjet-Marxismus von einer Krise. 
4 Dies ist teilweise wohl auch darauf zurückzuführen, daß die Rede 
von der Krise des Marxismus in gewissem Maße eine Modeerschei-
nung ist. Verlage und Zeitschriftenredaktionen haben das gut begrif-
fen und stimulieren so eine Diskussion, die gut zu verkaufen ist, 
aber nicht unbedingt produktiv sein muß. 
KAPITEL I 
1 Marx selbst beschrieb sich übrigens einmal als "treuen Vorkämpfer" 
der Arbeiterklasse (Marx an Klings, 4.2.1864; Marx/Engels 1972, 
S.124). 
2 Brief an Lasalle, 6.2. 1849. 
3 MEW 8, S.121f; die zehn Kräfte/Klassen/Fraktionen/Gruppen sind: 
"die Finanzaristokratie, die industrielle Bourgeoisie, der Mittelstand, 
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die Kleinbürger, die Armee, das als Mobilgarde organisierte Lum-
penproletariat, die geistigen Kapazitäten, die Pfaffen und die Land-
bevölkerung" und das "Pariser Proletariat". 
4 Kostede (1974), S.7) behauptet, daß Marx' Formulierungen zur 
neuen Mittelklasse sich ergeben bzw. ableitbar sind aus den "grund-
legenden Gesetzmäßigkeiten der Entfaltung kapitalistischer Akkumu-
lation" und daß wir hier beim "eigentlichen Kern" von Marx' klas-
sentheoretischem Ansatz angekommen sind. Fragt sich nur, warum 
sich Marx' diesbezügliche Aussagen beinahe ausschließlich auf die 
Theorien über den Mehrwert beschränken und wieso er keine aus-
führlichen Angaben zu dieser Klasse macht? 
5 Eine frühe Kritik der teleologischen Geschichtsauffassung findet 
man bei Masaryk 1899. Zu nennen sind u.a. noch Hook 1962; Avineri 
1968; die Schriften von L. Kolakowsky; Hartmann 1970; Böhler 1971; 
Meyer 1972; Giddens 1981. Erwähnenswert aus dem Berg der kri t i-
schen Marx-Literatur ¡st noch Schumpeter 1979(1943), der Marx den 
Propheten von Marx dem Wissenschaftler unterscheidet. 
6 Laclau (1982, S.10) ist auch ein Beispiel der neueren marxistischen 
Marx-Kritik, wie die folgende Aussage demonstriert: "Um die ganze 
Entfernung anzudeuten, die uns vom klassischen Marxismus trennt, 
genügt es zu erinnern, daß für Marx - der darin übereinstimmt mit 
den Grundannahmen der dominierenden Wissensformen des 19. Jahr-
hunderts - Geschichte und Gesellschaft durch objektive Gesetze ver-
einigt sind, die in vorbestimmter Richtung wirken und das Kommen 
des Sozialismus garantieren." Oder auch Colletti, der in einem sehr 
beachtenswerten Text über Logik und Dialektik feststellt: "Wo der 
Marxismus eine wissenschaftliche Theorie des gesellschaftlichen 
Werdens ist, ist er allenfalls eine 'Zusammenbruchstheorie', jedoch 
keine Theorie der Revolution: umgekehrt läuft er, wo er eine Re-
volutionstheorie ist, Gefahr, sich als das Projekt einer utopischen 
Subjektivität zu erweisen." (1977, S.31) 
7 Cohen (1978) bemerkt in einem Kapitel über Hegel: der "rythm of 
primitive whole, fragmentation, and reunification asserts itself 
widely in Western thought" (S.21) und nimmt auch Marx nicht aus 
von dieser Charakterisierung (S.26: "Marx's conception of history 
preserves the structure of Hegel's.. ."). Althusser dagegen meint, 
diese Konstruktion sei bei Marx nicht anzutreffen (1968, S.141-143). 
Diese Ansicht basiert jedoch ausschließlich auf einer Interpretation 
von Marx' unpublizierter Einleitung zu 'Zur Kritik der politischen 
Ökonomie'. Marx'Gesamtwerk unterzieht er keiner Beurteilung. 
8 Die "Missionen" sind ein ständig wiederkehrendes Thema bei Marx. 
Siehe z.B. MEW 23, S.22 u. 621; 1971, S.16 und MES IV, S.136. 
9 Diese Erkenntnis kündigt sich explizit an in den sogenannten 'Pari-
ser Manuskripten' von 1844, wo Marx es als "das Große.. . der He-
gelschen Phänomenologie" bezeichnet, daß Hegel dort "das Wesen 
der Arbeit faßt" (MEW, Ergänzungsband I, S.574). 
10 Treffend scheint mir die Formulierung von Danto (1974, S.24): "Es 
ist . . . überaus lehrreich zu erkennen, daß auch Marx und Engels, 
obschon sie Materialisten und explizite Atheisten gewesen sind, den-
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noch dazu neigten, die Geschichte durch im wesentlichen theologi-
sche Brillen zu betrachten, ganz so, als könnten sie zwar einen 
göttlichen Plan darin erkennen, jedoch kein göttliches Wesen, dessen 
Plan sie wäre." 
11 Auf das Problem des "wissenschaftlichen Sozialismus" wird noch zu-
rückzukommen sein. Hier sei nur verwiesen auf das Vorwort des 
'Kapital 1', wo Marx sich ausdrücklich mit einem Naturwissenschaft-
ler vergleicht (MEW 23, S.llf) . 
12 Einen westlichen Materie-Materialismus vertritt z.B. Sandkühler 
1973, S.83-131. 
13 Diese synonyme Einfüllung der Begriffe historischer Materialismus 
und Marxismus findet man z.B. durchgängig bei Giddens 1981. 
14 Zu diesen Arbeiten zählen u.a. Althusser 1968; Althusser/Balibar 
1972; Reichelt 1970, siehe auch Reichelts 'Einleitung' zu ders. 
(Hrsg.) 1975; Timpanero 1975; Godelier 1970; Bader/Berger/Ganss-
mann/Knesebeck 1976, sowie Schmidt 1971a. 
15 Wäre noch hinzuzufügen: "Premature at tempts at revolution, whatever 
their immediate outcome, will eventuate in a restoration of capi-
talist society." (S.206) 
16 Vgl. zu diesem Thema Giddens 1981, S.22, wo er anhand histori-
scher Beispiele bezüglich der Knappheit die zweite Möglichkeit zu 
untermauern versucht: ' "Scarci ty . . . is a creation of modern econo-
mics - and the driving principle of the market industrial system' 
(Sahlin)." Zur technologischen Rationalität in vorkapitalistischen Ge-
sellschaften vgl. Eder 1976 sowie Zilsel 1976; zu Cohens ahistori-
scher Voraussetzung einer solchen Rationalität siehe die Kritik von 
Pompa 1980. Interessanterweise setzt Cohen übrigens selbst Frage-
zeichen beim Geltungsanspruch seiner Theorie bezüglich vorkapita-
listischer Gesellschaften (1978, S.170 und S.195) - Konsequenzen 
zieht er daraus jedoch nicht. 
17 Ebenso ist es eine andere Sache, Cohens gesamten Text zu beurtei-
len. Im weiteren Verlauf dieser Arbeit werde ich aber noch öfter 
auf diese Arbeit zurückkommen. Ein Beitrag, der eng an Cohen ein-
schließt und der weitgehend mit denselben Argumenten kritisiert 
werden muß, ist verfaßt von v.Parijs (1979). Auch er vertritt die 
Ansicht, daß die "Primacy Thesis" das Kernstück des historischen 
Materialismus ist (S.88). 
18 Welchen Charakters Cohens "Verteidigung" ist, wird so recht erst 
deutlich aus seiner Diskussion mit J. Elster. Hier - z.B. in Cohen 
1982 - reduziert Cohen seine Verteidigung auf die Verteidigung der 
Möglichkeit funktionalistischer Sozial- und Geschichtswissenschaft. 
Marx' zentrale Thesen sind seiner Interpretation zufolge funktiona-
listisch (S.483). Es geht nur noch um die Frage, ob dieser Funktio-
nalismus gerechtfertigt ist - nicht um den Inhalt von Marx' Thesen. 
Oder nehmen wir Cohen 1980. Dort schreibt er (S.129): "There is 
no viable alternative construel of the central claims of historical 
materialism, so if my defence fails, historical materialism fails. 
Hence the cost incurred by Marxism, if I am wrong, is considerable 
(sic!). That is no reason for thinking that historical materialism, 
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in the version I favour, is true." Um dem Titel seines Buches ge-
recht zu werden, hät te er diese Version aber gerade "verteidigen" 
müssen, und zwar vor allem mit inhaltlicher, historischer Argumen-
tation. Wie kann man allein aufgrund ihrer Formalisierung - ob-
wohl er diesbezüglich sicher ein Meisterwerk geschrieben hat - , 
aber ohne Problematisierung der "central claims of historical ma-
terialism", behaupten, zu diesem gäbe es "no viable alternative con-
st niel"? 
19 Siehe ebenso MEW 23, S.393: "Die Technologie enthüllt das aktive 
Verhalten des Menschen zur Natur, den unmittelbaren Produktions-
prozess seines Lebens, damit auch seiner gesellschaftlichen Lebens-
verhältnisse und der ihnen entsprechenden geistigen Vorstellungen." 
Marx' eher schematische und allgemeine Äußerungen zum Verhältnis 
von Produktivkräften und Produktionsverhältnissen finden sich z.B. in 
'Zur Kritik. . . ' (1971, S.15), im 'Kapital ' III (MEW 25, S.891) und 
in der 'Deutschen Ideologie' (Marx/Engels, 1971, S.75). 
20 Einzelne Zitate besagen in diesem Punkte wenig (aber siehe z.B. 
Marx O.J., S.177-185,und beachte den folgenden Satz in der Sprache 
von Marx/Engels 1971, S.73: "Das Verhältnis der Produktionskräfte 
zur Verkehrsform ist das Verhältnis der Verkehrsform zur Tätigkeit 
oder Betätigung der Individuen."). 
21 Ähnlich klingt z.B. diese Äußerung von Marx: "Es ist überhaupt bei 
der ganzen kapitalistischen Produktion immer nur in einer sehr ver-
wickelten und annähernden Weise, als nie festzustellender Durch-
schnitt ewiger Schwankungen, daß sich das allgemeine Gesetz als 
die beherrschende Tendenz durchsetzt." (MEW, S.171) Hier bezieht 
sich Marx allerdings nicht auf das "Bewegungsgesetz" des Kapitalis-
mus', sondern auf dessen Funktionsgesetze wie z.B. das Wertgesetz. 
Diese Gesetze beschreiben einen "nie festzustellenden", quasi expe-
rimentellen "Durchschnitt", der logisch deduziert - siehe bezüglich 
des Wertgesetzes Marx' Brief an Kugelmann vom 11.7.1869 (Marx/ 
Engels, 1972, S.18S) - und dann modellmäßig konstruiert wird. Das 
Modell zeigt dann der Wirklichkeit den Idealfall ihrer selbst. Ein 
Bewegungsgesetz muß jedoch die wirkliche Gesellschaft selbst be-
treffen, denn es wäre sinnlos von der "Notwendigkeit" der Entwick-
lung zum Kommunismus zu sprechen, wenn diese sich "als nie fest-
zustellender Durchschnitt" nur "annähernd" durchsetzen würde. 
22 Die wohl prägnanteste Passage zur von ihm unterstellten progressi-
ven Rolle des Kapitalismus in der Geschichte schrieb Marx nieder 
in MEW26.1,S.110f. 
23 Poulantzas (1976, S.l l) bezeugt sein völliges Unverständnis dieses 
Punktes bei Marx, wann er feststellt: "Für Marx ist der Profit kein 
Handlungsmotiv - nicht einmal ein vom System 'aufgezwungenes'." 
24 Brief an Engels vom 2.4.1858. 
25 Siehe auch ibid., S.218, wo Marx schreibt, daß die "Not" die Arbei-
ter zu einem "Kampf um Leben und Tod treibt". 
26 Ob die absolute Verelendung nicht nur mit plausibel klingenden, 
sondern auch mit zwingenden Gründen interpretierbar ist als eine 
solche Situation, ist allerdings eine andere Frage. Beispiele aus 
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der 3. Welt verweisen jedenfalls darauf, daß diese Problematik kom-
plizierter ist oder zumindest sein kann. 
27 Auf die durch ihre materiellen Lebensumstände erzwungene Vereini-
gung der Arbeiter verweist Marx z.B. in MEW 4a, S.470f, in den 
'Grundrissen', S.480ff und in MEW 23, S.791. 
28 Der Staat ist "das Terrain für den Kampf" des Proletariats "um 
seine revolutionäre Emanzipation" (MEW 7, S.18), und die Eroberung 
der politischen Macht durch das Proletariat ist die Voraussetzung 
für den "Triumpf der sozialen Revolution" (MEW 16, S.14). Bei der 
um ihre Emanzipation kämpfende, "für sich" seiende Arbeiterklasse 
muß man allerdings nicht an Lukacs' Klassenbewußtsein denken. Bei 
Lukacs unterscheidet sich die Klasse "für sich" von der Klasse "an 
sich", indem sie im Gegensatz zur letzteren die neue Gesellschaft 
sozusagen im Kopf hat und sie diesen Ideen gemäß aufbaut (vgl. 
Lukacs 1968, S.129). Demgegenüber unterstreicht Marx gerade, daß 
die Arbeiter keine Philosophen sind (Vgl. MEW 7, S.19f) und den 
Sozialismus nicht bedenken, sondern nur "freisetzen" müßen. 
29 Es überrascht übrigens, daß dieser Begründung in Mauke (1970), 
einem der wenigen ausführlichen Werke zu Marx' Klassentheorie, 
keinerlei Beachtung geschenkt wird. Diese Kritik gilt auch Hall 
(1977). Hätte Hall die Rolle des materiellen Zwangs in Marx' Klas-
sentheorie berücksichtigt, dann wäre seine These, daß bei Marx 
"there i s . . . no necessary immediate correspondence between the 
'economic' and the 'political' constitution of classes" (S.24), nicht 
möglich gewesen. 
30 Gustafsson (1972, S.283f) ist offenbar derselben Ansicht, wenn er 
schreibt: "Wenn die Arbeiterklasse in der Lage wäre, die Tendenz 
des Kapitalismus zur Verelendung der Arbeiterklasse dauerhaft zu 
überwinden, hätte sie damit die grundlegendste Tendenz des Kapita-
lismus aufgehoben oder zumindest unterdrückt. Damit wäre der Ka-
pitalismus jedoch so verändert, daß die Hauptbedingung für die 
revolutionäre Aktion der Arbeiterklasse und folglich für die Verän-
derung des Systems vom Kapitalismus zum Sozialismus beseitigt 
wäre. Schlußfolgerung: Der Sozialismus wäre nicht mehr das not-
wendige Ergebnis der eigenen Entwicklungsgesetze des Kapitalis-
mus." Vergleichbares hat te bereits Rosa Luxemburg in ihrer Streit-
schrift gegen E. Bernstein um die Jahrhundertwende geäußert: 
"Nimmt mam... an, die kapitalistische Entwicklung gehe nicht in die 
Richtung zum eignen Untergang, dann hört der Sozialismus auf, ob-
jektiv notwendig zu sein". Die "Begründung" des Sozialismus "durch 
den Gang der materiellen gesellschaftlichen Entwicklung" fällt dann 
dahin (1975, S.54f). Sicher hat sie hier neben der Verelendung auch 
den "Zusammenbruch" des Kapitalismus im Auge, und in diesem 
Punkt unterscheidet sie sich dann von Marx. Der 'Kladderadatsch' 
ist eine Erfindung des Marxismus der II. Internationale und bezeich-
net einen wesentlichen Bruch zu Marx: die Geschichte wird zu e i -
nem Schauspiel und die Theorie fatalistisch - auch wenn dies für 
die Theorie von R.Luxemburg selbst nicht zutreffen mag (zum Fa-
talismus des Marxismus der II. Internationale siehe Steinberg 1976, 
Kap.III und Walther 1980). 
31 Auch der Idealist Hegel (1970) behandelt überraschenderweise die 
kapitalistische 'Dialektik' von Reichtum und Elend: es "vermehrt 
sich die Anhäufung der Reichtümer.. . auf der einen Seite, wie auf 
der anderen Seite die ... Abhängigkeit und Not der an diese Arbeit 
gebundenen Klasse" (§ 243), und "durch diese ihre Dialektik wird 
die bürgerliche Gesellschaft über sich hinausgetrieben" (ibid., §246). 
Allerdings treibt diese Dialektik bei ihm nicht zum Sozialismus, 
sondern über die Meere (Vgl. ibid., §247). 
32 "Je größer der gesellschaftliche Reichtum, das funktionierende Kapi-
tal, Umfang und Energie seines Wachstums, also auch die absolute 
Größe des Proletariats und die Produktivkraft seiner Arbeit, desto 
größer die industrielle Reservearmee. Die disponible Arbeitskraft 
wird durch dieselben Ursachen entwickelt wie die Expansivkraft des 
Kapitals. Die verhältnismäßige Größe der industriellen Reservearmee 
wächst also mit den Potenzen des Reichtums. Je größer aber diese 
Reservearmee im Verhältnis zur aktiven Arbeiterarmee, desto mas-
senhafter die konsolidierte Überbevölkerung, deren Elend im umge-
kehrten Verhältnis zu ihrer Arbeitsqual steht. Je größer endlich die 
Lazerusschichte der Arbeiterklasse und die industrielle Reservear-
mee, desto größer der offizielle Pauperismus. Dies ist das absolute, 
allgemeine Gesetz der kapitalistischen Akkumulation." (ibid., S.673f) 
33 An der Stelle in den 'Grundrissen', wo er dieselbe Problematik be-
handelt, bemerkt Marx einmal relativierend: "Andererseits hat das 
Kapital, da es sich beständig als Surpluskapital reproduziert, ebenso-
sehr die Tendenz diesen Pauperismus zu setzen als aufzuheben. Es 
wirkt in entgegengesetzter Richtung, wo in der Zeit bald das eine, 
bald das andere dais Übergewicht hat ." (S.503) In seiner 'Kritik des 
sozialdemokratischen Programmentwurfs 1891' nimmt auch Engels 
eine Relativierung vor, wenn er den Programmpassus "immer grös-
ser wird die Zahl und das Elend der Proletarier" folgendermaßen 
kommentiert: "Dies ist nicht richtig, so absolut gesagt. Die Organi-
sation der Arbeiter, ihr stets wachsender Widerstand wird dem 
'Wachstum des Elends' möglicherweise einen gewissen Damm ent -
gegensetzen. Was aber sicher wächst, ist die Unsicherheit der Exi-
stenz. Das würde ich hineinsetzen." (MEW 22, S.231) 
34 Es sind "Revolutionen", erfahren wir von Marx in den 'Theorien 
über den Mehrwert', die nach der "Zerreißung" von Produzenten 
und Produktionsmitteln wieder zurückführen zur "ursprünglichen Ein-
heit" (MEW 26.2, S.414f). 
35 Mohl (1979, S.78) scheint bei ihrem Versuch Marx vor dem "Objek-
tivismus" zu retten, die Bedeutung dieser Passage herunterspielen 
zu wollen, indem sie sie als "'einzige Stelle' im Marxschen Haupt-
werk" bezeichnet, "an welcher die proletarische Revolution als Re-
sultat des Entwicklungsgesetzes der bürgerlichen Gesellschaft the-
matisiert wird". Offenbar hat ihres Erachtens eine Äußerung erst 
dann Gewicht, wenn sie öfter wiederholt wird. Über den Platz der 
betreffenden Passage in Marx' "Darstellung" hat sie sich scheinbar 
keinerlei Gedanken gemacht, denn sonst wäre ihr nicht entgangen, 
daß das ganze 'Kapital ' (Band l) auf diesen Punkt hin geschrieben 
¡st. 
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36 Hinweise von Marx selbst zur universellen Erklärungskraft der Klas-
sentheorie findet man z.B. im 'Achtzehnten Brumaire' (MEW 8b, 
S.139) sowie in seinem 'Vorwort' zur Z.Ausgabe dieser Schrift von 
1869 (MEW 8, S.560). 
37 Korsch (1977, S.139) meint, daß Marx' Klassentheorie "im strengen 
Sinn" nur für die bürgerliche Gesellschaft gilt und nicht für die 
gesamte Weltgeschichte. Nicht einmal das ist jedoch richtig, denn 
sie gilt eben nur - wenn sie überhaupt gilt - für die langfristige 
Entwicklung dieser Gesellschaft. Und daß diese langfristige Entwick-
lung das Thema von Marx' politischer Ökonomie ist, hatte Korsch 
doch selbst als einer der ersten Marxisten hervergehoben (ibid.,5.83). 
38 Wie bereits gesagt, hat Marx selbst diesen Unterschied ja nie ex-
plizit gemacht. Im Gegenteil! 
39 Wie der gesamte vorangehende Text illustriert, kann ich Przeworski 
(1982, S.298f) nicht zustimmen, wenn er feststellt, daß Marx "never 
developed a theory that would relate the social processes of accu-
mulation and class s truggle. . . To be blunt, all the references to 
class in 'Capital' are just lip service". 
40 Dieser Gegensatz hat sich bisher, wie die Vergangenheit zeigt, als 
überbrückbar und als teilweise kompromißfähig erwiesen. Ein Anta-
gonismus in Marx' Sinn ist er nicht. Auch wäre es sinnlos, hier 
weiter mit Marx von einem Widerspruch zu sprechen, denn daraus 
ergäbe sich kein größerer Erklärungswert. 
41 Es gibt allerdings einen zweiten Gegensatz, der vielleicht lange Zeit 
weniger sichtbar war, aber ebenso strukturell und permanent ist wie 
der Gegensatz zwischen Arbeit und Kapital. Dies ist der Gegensatz 
zwischen (ungezügeltem) Kapitalismus und Natur. Der strukturelle 
Zwang zur Erhaltung der Milieus ist daher auch vergleichbar mit 
dem strukturellen Zwang zur Beschützung der Bedingungen der 
menschlichen Arbeit. 
42 Die Zeitschrift Politics & Society widmete Roemers Theorie ein 
ganzes Heft (Nr. 11/3/1982). Roemers darin abgedruckter Beitrag 
ist eine komprimierte Version seines Buches. 
43 "The purpose of a theory of exploitation is ... a theory that intends 
to explain class struggle." (1982b, S.274, siehe auch S.255). Worauf 
die Annahme fußt, daß die Ausbeutungstheorie dieses vermag, er-
zählt Roemer nicht. Er formuliert einen Anspruch - mehr nicht. 
Daher ist Przeworski auch zuzustimmen, wenn er in derselben Num-
mer von Politics & Society in 'The Ethical Materialism of Roemer' 
sagt: "Roemer does not establish any logical correspondence be-
tween exploitation and class struggle" (S.293). Wenn Roemer dann 
in seinem 'Reply' (1982c, S.385) präzisiert: "I hope that clarifying 
the definitions of exploitation and class will facilitate developing a 
theory of class struggle and of the formation of 'class for i tself" , 
dann hat er immer noch nicht gesagt, worauf dieser Anspruch bzw. 
diese Hoffnung gründet - ganz abgesehen davon, daß er mit der 
"class for itself" neuerlich ein obskures Element in die Diskussion 
einbringt, so, als sei dieser Begriff über jeden Zweifel erhaben. 
44 Roemer (1982c) sagt in seiner 'allgemeinen' Theorie der Ausbeu-
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tung, auf die ich im Detail hier nicht einzugehen brauche, daß "the 
accumulation of capital cannot be explained any more by the ex-
ploitation of labor than by the exploitation of corn or land" (S.386), 
und anderenorts spricht er davon, daß "labor power as a commodity 
is not unique in its magical property of producing more value than 
it embodies... Any commodity has this magical property" (1982b, 
S.273, siehe auch S.275). Nun will ich mich auf eine Diskussion der 
letzten These nicht einlassen. Nur, festzustehen scheint m.E., daß 
die "property of producing more value than it embodies" von z.B. 
"corn or land" solange keinen Akkumulationseffekt hat, wie die 
Gesellschaft das Korn- oder Landmehrprodukt unmittelbar konsumtiv 
verbraucht. Akkumulation tritt nur dann ein bzw. ist nur dann mög-
lich, wenn die Gesellschaft mehr produziert, mehr erarbeitet als 
sie verbraucht. Und eben dies geschieht im Kapitalismus durch die 
Investition der Differenz oder eines Teiles der Differenz zwischen 
dem Wert der Arbeitskraft und dem Wert des Arbeitsproduktes. Ob 
man diese Gegebenheit dann arbeitswerttheoretisch formalisiert, ist 
wieder eine andere Frage (vgl. hierzu Becker 1982, S.37ff und S.72f). 
45 Detaillierte Angaben für jedes kapitalistische Kernland liefert 
Madison 1982. 
46 Ich will hier übrigens keineswegs den Eindruck erwecken, daß die 
Ausbeutung der 3. Welt nur auf den sogenannten ungleichen Tausch 
- dessen Theorie zudem noch strittig ist - zurückzuführen ist. Ich 
bin in aller Kürze auf ein denkbares Gegenargument eingegangen. 
Darüberhinaus ist die Ausbeutung und gesellschaftliche Zerstörung 
der 3. Welt nicht das Thema dieser Arbeit. 
47 Marx thematisiert diese Gegebenheit punktuell (z.B. in den Grund-
rissen, S.544 und in MEW 40, S.471), nicht aber systematisch. Dies 
muß verstanden werden von seiner Auffassung her, daß die Ver-
elendungs- und Uniformierungstendenz die langfristig dominante ist. 
Vgl. näher unter, Kap.III. 
48 Müller Jentsch (1982) geht bezüglich der Gewerkschaften sogar so-
weit zu sagen: "Heute verdeckt diese Organisationsform eher die 
bestehenden Fraktionierungstendenzen, als daß sie ihnen entgegen-
wirkt." (Zitiert nach dem Vorabdruck der Frankfurter Rundschau 
vom 19.8.1982, S.9) Cohen dagegen wiederholt umstandslos, daß der 
Kapitalismus die Arbeiterklasse "kollektiviert" (1978, S.214). Dabei 
ist die ökonomische Fragmentierung der Lohnabhängigen keine 
typische Erscheinung des 'Spätkapitalismus'. D. Kynaston (1976, 
S.65 ff) beschreibt sie z.B. in seiner Geschichte der frühen eng-
lischen Arbeiterklasse. Oder auch Max Adler, der 1933 in dem Ar-
tikel 'Die Wandlung der Arbeiterklasse' davon spricht, daß "das 
heutige Proletariat von solchen ökonomischen Gegensätzen durchzo-
gen i s t . . . , so daß man zweifeln könnte, ob man hier noch von einer 
einzigen Klasse sprechen kann" (Zitiert nach Kalischeuer 1981c, 
S.448). 
49 Ein Beispiel beschreibt Niermann (1982) anhand des VW-Konzerns. 
Dort wurde so ungefähr jede, sich nur durch einzelne Handgriffe 
von anderen unterscheidende, Arbeit in eine besondere Lohngruppe 
235 
eingeordnet (nach Vorabdruck in der Frankfurter Rundschau vom 
3.6.1982, S.14). 
50 Mandel (in Mandel/Agnoli 1980, S.871) meint, daß "eines der Haupt-
verdienste von Marx darin besteht, daß er aufgezeigt hat, inwiefern 
radikale Emanzipationsbewegungen nur erfolgreich sein können, wenn 
sie verbunden sind, nicht nur mit spezifischen Klasseninteressen, 
sondern auch mit einer spezifischen Klassensituation, die diese Klas-
se befähigt, die radikale Umwälzung der Gesellschaft zu verwirk-
lichen". Wenn man nun von dieser "Haupterrungenschaft von Marx" 
abstahiert ohne den "Gegenbeweis" zu erbringen, daß andere Klassen 
oder Bewegungen an die Stelle des Proletariats treten können, dann 
bedeutet dies "einen Rückzug vom wissenschaftlichen zum utopischen 
Sozialismus zu vollziehen... Jeder Rückzug von der Zentralität des 
Proletariats als revolutionäres Subjekt" hat fatale Folgen. Vielleicht 
sollte man allerdings auch erst einmal die Richtigkeit dessen, was 
Mandel als "Haupterrungenschaft von Marx" beschreibt, beweisen. 
Wenn dies nicht gelingt, und das scheint mir der Fall zu sein, dann 
ist die von Mandel angeschnittene Problematik jedoch wesentlich 
schwieriger als er zu denken scheint. 
51 Engels wollte in seinen sogenannten Briefen zur materialistischen 
Geschichtsauffassung (vgl. vor allem den Brief an Bloch vom 21.9. 
1890 in MEW 37, S.463) zunächst wohl nur darauf hinweisen, daß 
man von der Basis-Uberbau-Theorie nicht ein zu simplistisches Bild 
haben sollte. Heutzutage müßten Ausführungen zur "letzten Instanz" 
jedoch genauere Auskunft geben. Althussers grundlegender Text zur 
"letzten Instanz" ist übrigens seine ausführliche Diskussion des ge-
nannten Briefes von Engels im Anhang zu 'Widerspruch und Über-
determinierung', in Althusser 1968, insbesondere S.91f. 
52 Die heutige, unter monopolistischen Bedingungen stattfindende Kon-
kurrenz ist eher eine Produktivitätskonkurrenz bei gleichbleibenden 
oder gar steigenden Preisen denn eine Preiskonkurrenz. Siehe hierzu 
Archibugi/Delors/Holland 1978, S.168ff. 
53 Daß in spezifischem Sinne nur der Kapitalismus eine Ökonomie ist, 
wird auch unterstrichen von Laclau in seinem Beitrag zur Debatte 
zwischen Miliband und Poulantzas. Siehe Laclau 1976, S.73f. 
54 Vgl. zu u.a. diesem Punkt Levines und Wrights (1980, insbesondere 
S.60f) ausführliche Kritik von Cohens Werk. Cohens Version der 
Theorie von Basis und Überbau ist übrigens auch sehr fragwürdig. 
"The superstructure" wird ihm zufolge gebildet von "those non-eco-
nomic institutions whose character is explained by the nature of 
the economic structure" (1978, S.216). Als Beispiel nennt er das 
Eigentumsrecht (ibid., S.225ff). Abgesehen von Cohens Funktionalis-
mus, der weiter unten noch zu erörtern sein wird, offeriert er hier 
eine Theorie, derzufolge das Kodifizierte (die Produktionsverhält-
nisse) die Basis der Kodifikation ist. Wenn dies im Fall des Ver-
hältnisses ökonomische Struktur-Recht so ist, dann ist es aber auch 
überall sonst so, wo ein vergleichbares Verhältnis zwischen Kodi-
fiziertem und Kodifikation besteht. Das Resultat wäre, daß es aus-
ser der Ökonomie noch eine ganze Reihe anderer Basen gäbe. Marx' 
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Theorem wäre dann nichtssagend. 
55 Eine im Ansatz ähnliche Auffassung zum Thema Basis-Überbau wie 
die hier vorgetragene, vertritt Williams, wenn er sagt: "...we have 
to re valúate 'determination' towards the setting of limits and the 
exertion of pressure, and away from a predicted, prefigured and 
controlled content." Auch ihm zufolge ist die Basis-Oberbau-Rela-
tion ein Prozeß, der von der dynamischen Aktivität der Ökonomie 
herrührt, ohne daß er dabei all dies als Spezifikum des Kapitalismus 
hervorhebt (vgl. Williams 1973, S.5f). Dies ist aber wohl der Fall in 
den jüngeren Schriften von Giddens (vgl. 1979, S.154f u. S.162 sowie 
1981, S.121f). Weiter sollte erwähnt werden, daß auch Luhmann 
(1970, S.140) bezogen auf die heutige Gesellschaft des Westens von 
einem "gesellschaftlichen Primat der Wirtschaft" spricht. 
KAPITEL II 
1 Siehe hierzu Landes 1969, Kap.2. Die erste Phase der (englischen) 
Industriellen Revolution zeichnete sich nicht so sehr durch die Er-
neuerung der Produktionstechniken aus, als vielmehr durch die kapi-
talistische Anwendung bereits bestehender Techniken auf großer 
Stufenleiter und damit zusammenhängend durch die Einführung einer 
differenzierten Arbeitsteilung (mein denke an A. Smith's Beispiel 
der Nadelproduktion). 
2 Lenin zitiert hier einen Artikel von Kautsky aus der 'Neuen Zeit', 
Jg. 1901-1902, Nr. S.79/80. Kautsky spricht in einem in 'Wege zur 
Macht' (1972, S.114) abgedruckten Brief einmal sogar von den Ar-
beitern als "träger Masse". 
3 Ähnliches läßt sich auch sagen von der marxistischen Geschichts-
schreibung der Arbeitergewegung. Eine Spielart dieser Geschichts-
schreibung "starts from the reformist-revulutionary dichotomy and 
has the aim of explaining why, when and to what extend this or 
that working class became reformist - as the supposedly unexpec-
ted norm, diviating from the visions of revolutionary socialism" 
(Therborn 1983, S.37f). 
4 Therborn 1978, S.137: "Marx argued that study of a given society 
should not just focus on its subjects or structure, but also and at 
the same time inquire into its process of reproduction. Significantly, 
it is in examining the latter process that Marx analyses the class 
relationships of exploitation and domination." 
5 Wenn dies nicht der Fall war, wie ursprünglich bei der in der BRD 
geführten Staatsdiskussion, dann wurde im Zuge der Selbstkritik 
dieser als 'Staatsableitung' bekannten Diskussion die Behandlung der 
Reproduktionsproblematik gefordert. Siehe z.B. Hirsch 1976, S.104 
sowie Altvater/Kallscheuer 1979, S.135). 
6 Przeworski (1982, S.290) stellt dann auch zu Recht fest: "Much of 
what passes for Marxist theory of the state is in fact a state 
theory of capitalist reproduction, that is, a theory that explains 
the reproduction of capitalist relations in terms of the role played 
by the state." 
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7 Siehe vor allem die Schriften des 'Projekt Klassenanalyse' (PKA) 
(z.B. PKA 1975). Des weiteren: Deppe 1971; Sandkühler 1973 und 
Bader, Berger u.a. 1976. Die Gleichsetzung von falschem Bewußtsein 
und Ideologie findet man z.B. in der von ihm verfaßten 'Problem-
geschichtlichen Einleitung' zu Lenk 1970 sowie bei Schnädelbach 
1969. 
8 Von Lukacs (1966, S.160) stammt bekanntlich die Unterscheidung 
von "tatsächlichem psychologischen Bewußtseinszustand der Prole-
tarier (und) dem Klassenbewußtsein des Proletariats", wobei er 
letzteres explizit als "zugerechnetes" Bewußtsein bezeichnet (ibid., 
S.127; ausführlicher das Kapitel 'Der Standpunkt des Proletariats' 
des Aufsatzes über 'Die Verdinglichung und das Bewußtsein des Pro-
letar ia ts ' , ibid., S.267-355). 
9 Eine kurze Zusammenfassung der Grundsätze des Althusser-Marxis-
mus liefert Poulantzas (1975) in der 'Einleitung'. 
10 In 'Elemente der Selbstkritik' (1975, S.69) verkündet Althusser, der 
Marxismus sei "nicht bloß eine Wissenschaft, welche von den Revo-
lutionären benutzt werden kann, um die Revolution zu machen, son-
dern eine Wissenschaft, die von ihnen benutzt werden kann, weil sie 
in der theoretischen Anordnung ihrer Begriffe auf revolutionären 
theoretischen Klassenpositionen steht." 
11 Am Begriff der relativen Autonomie setzt auch die Althusser ebenso 
des Ökonomismus bezichtigende Kritik von Cutler, Hindess, Hirst, 
Hussein (1977) an: "If political forces are identified with classes 
or as representing their interests, how can they also be conceived 
as irreducible to effects of the economy?". (S.170) Illustrationsbei-
spiel ihrer Ökonomismuskritik ist vor allem der Begriff Repräsenta-
tion, sie übersehen jedoch auch den funktionalistischen Ökonomismus 
Althussers nicht. 
12 Der Theoretiker der 'Geschichte ohne Subjekt' ist gar nicht weit 
entfernt von jenem "Ultra-Voluntarismus", den Mouzelis (1980) be-
schreibt und "which portrays dominant classes as omnipotent and 
omniscient entities controlling all practices and shaping all institu-
tions within a given social formation". 
13 "Die bestimmenden und verteilenden Faktoren, kurz, die Produk-
tionsverhältnisse (und die politischen und ideologischen Verhältnisse 
einer Gesellschaft) sind die wahren Subjekte." (Althusser/Balibar 
1972, S.242) Da ist etwas Wahres dran, aber derartig absolut be-
hauptet ist es reiner Objektivismus. 
14 Wenn man hier nun einwendet, dies sei ja auch ein Zeichen hege-
monialer Unterdrückung der Feudalbauern, so läßt man außeracht, 
daß das religiöse Weltbild des Mittelalters, welches Herrschaftsver-
hältnisse als gottgegeben ansah, sich der Kontrolle der Feudalherren 
entzog. 
15 Vgl. zu Sartres Auffassung über Klassen, Klassenbewußtsein etc. 
auch ders. 1967 (franz. 1960), S.222-234 u. S.254-269. 
16 Wohlgemerkt: im engeren Sinne. In dem weiteren Sinne, in dem der 
Marxismus generell eine politische Theorie ist, ist der Historiker 
Thompson eine hervorstechende Persönlichkeit. Belegt wird dies 
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durch unzählbare publizistische Interventionen in Diskussionen der 
politisch jeweils brennenden Fragen. Selbiges kann man von Haber-
mas wohl kaum behaupten. Ob man aber 'Auf der Suche nach einer 
politischen Theorie bei Jürgen Habermas' (so der Titel von Kali-
scheuer 1981) erfolglos enden muß, will ich einmal offen lassen. 
Sicher ist jedenfalls, daß auch Habermas wiederholt zu aktuellen 
gesellschaftlichen und politischen Entwicklungen und Themen Stel-
lung genommen hat und daß solche Stellungennahmen auch abge-
druckt werden von renommierten marxistsichen Zeitschriften wie der 
'New Left Review'. Andererseits ist nicht zu verkennen, daß mit 
'Sprache stat t Politik' (so der Titel eines Kapitels in Willms 1973) 
Habermas' theoretische Arbeit treffend umschrieben ist. Aber wie 
gesagt, dieser Arbeitschwerpunkt schließt eine politische Theorie 
im übergreifenden Sinne nicht unbedingt aus. 
17 Thompson (1978a, S.123) selbst zählt u.a. diese Historiker zum Kreis 
der ihm Gleichgesinnten. 
18 'The Peculiarities of the English', wieder abgedruckt in Thompson 
1978a (ursprünglich in The Socialist Register 1965). Thompson rea-
gierte mit diesem Text auf Anderson (1964) und Nairn (1964), die 
beide eine Kritik von Thompsons inzwischen zum Klassiker gewor-
denen 'The Making of the English Working Class' , London 1968(Pok-
ket-Ausgabe; urspr. 1963) beinhalten. Die Brisanz und affektive Ge-
ladenheit der Debatte, in der sich P. Anderson noch einmal mit 
'Socialism and Pseudo-Empiricism' (1966) zu Wort meldete, rührte 
jedoch von dem Umstand her, daß die 'New Left Review' nach der 
Übernahme der Herausgeberschaft durch Anderson einen neuen Kurs 
einschlug. Mit seinen 'Peculiarities'... unternahm Thompson auf die-
sem Hintergrund einen Versuch "to examine the general tendency 
of the 'new' New Left" (a.a.O., S.35). 
Mittlerweile liegt auch Andersons Replik auf 'The Poverty...' mit 
'Arguments within English Marxism' (1980) vor. Hierin befindet sich 
auch eine sehr sachliche Schilderung der Begebenheiten innerhalb 
der NLR in den Jahren 1962/63 (5.135-140; Thompsons Schilderung 
findet man u.a. in 'An Open Letter to Kolakowski' in Thompson 
1978a; urspr. 1971, S.lOlff). Zu berichten ist weiterhin noch, daß 
etwa parallel zur Publikation von 'The Poverty...' im 'History Work-
shop' eine Diskussion über Thompsons Werk entbrannte (initiiert von 
Johnson 1978), die nicht nur thematisch eine große Ähnlichkeit mit 
der Thompson vs. Anderson/Althusser-Debatte hat, sondern auch im 
Ton. Ein deutschsprachiger Kommentar zu dieser Debatte liegt vor 
mit Spohn 1981. 
19 Steedman Jones kritisiert hier übrigens nicht direkt Thompson, son-
dern einige Advokaten Thompsons .in der History Workshop-Debatte. 
20 Man muß allerdings festhalten, daß er im Widerspruch hierzu Sta-
tements produziert, die jeglichen Zusammenhang von Sozialstruktur 
und Klassen leugnen. So bringt er es einmal im Rahmen einer an-
sonsten durchaus diskutablen Marx-Kritik fertig, bezüglich Marx' 
politischer Ökonomie zu sagen: "It remains a study of the logic of 
capital, not of capitalism, the wrath, and the understanding of the 
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class struggle arise from a region independant of the closed system 
of economic logic." (1978a, S.257) 
21 Eine Auffassung, die der Thompsons sehr ähnelt, vertritt Vester 
1970. 
22 Dieser (ökonomistische) Essentialismus schimmert auch hindurch in 
dem ansonsten eher Thompson zugeneigten Beitrag von W. Spohn zur 
Kontroverse zwischen Anderson und Thompson. Denn anläßlich 
Thompsons Klassenbegriff bemerkt er: "Zugleich führt die man-
gelnde Berücksichtigung der Struktur der kapitalistischen Produk-
tionsweise... zur Vernachlässigung der Frage nach der Angemessen-
heit des konstituierten Klassenbewußtseins diesen Strukturen gegen-
über." (Spohn 1981, S.69) Die Strukturen bzw. ein ihnen zuzuord-
nendes Klassenbewußtsein fungieren hier deutlich als Maßstab. 
23 Daß die kapitalistischen Produktionsverhältnisse, also ökonomische 
Verhältinisse, vermittelt sind durch politische und ideologische Ver-
hältnisse und daß man sie betrachten kann unter politischen und/ 
oder ideologischen Gesichtspunkten, ändert überhaupt nichts daran, 
daß sie ökonomische Verhältnisse sind. Darum ist eine Klassende-
finition aufgrund der Produktionsverhältnisse auch eine Definition 
anhand ökonomischer Kriterien. Man produziert nichts weiter als 
einen diffusen Totalitätssalat, wenn man wie Simon Clarke (1979, 
S.142f) in seiner Verteidigung Thompsons in der History Workshop-
Debatte behauptet, die Produktionsverhältnisse seien ebensosehr po-
litisch und ideologisch wie ökonomisch, und daher habe auch die De-
finition der Klassen aufgrund der Produktionsverhältnisse diesem 
Sachverhalt zu entsprechen. 
24 Man kann es auch explizit haben: "Class struggle in capitalist socie-
ty is, in paramount terms, between those who own and those who 
do not own the means of production." (1978a, S.161) 
25 Daß Habermas die Grundlagen der marxistischen Theorie verlassen 
habe, ist der Tenor einiger Beiträge in Negt 1968. Siehe auch Beyer 
1971; Hahn 1970 sowie Therborn 1971. Elf Jahre später urteilt 
Therborn (1982a, S.11) jedoch wohlwollender über Habermas. Am 
Spiel der Zu- oder Aberkennung von Etiketten möchte ich mich hier 
jedoch nicht beteiligen. Sicher ist, daß Habermas sich öfter selbst 
der marxistischen Tradition zugeordnet hat. Besonderen Nachdruck 
legt er jedoch nie darauf. 
26 Bekanntermaßen führte dies bei Marcuse im Gegensatz zu Hork-
heimer jedoch nicht zu einer Abkehr von der Politik und der poli-
tischen Theorie. Marcuse begriff sich weiterhin als Theoretiker der 
Linken, wenn auch nicht des Klassenkampfes. 
27 Nachdem zuvor noch Lukacs' Zurechnungstheorie kritisiert worden 
war - ibid., S.417-420. 
28 Identisch sind seine diesbezüglichen Ausführungen in dem ebenfalls 
1968 gehaltenen Vortrag 'Bedingungen für eine Revolutionierung 
spät-kapitalistischer Gesellschaften', abgedruckt in Bloch/Marcuse/ 
Habermas/Fischer/Künzli/Fetscher/Markovic/TadiE/Fromm 1970. 
29 "Has Capitalism Changed?", diese Frage stellt sich Habermas (1973, 
S.49) unter Verwendung eines Buchtitels von S. Tsuru (Tokio 1961), 
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um sie dann ebenso wie in den anderen genannten Schriften posi-
tiv zu beantworten. 
30 Zu 1848 siehe die Standardübersichtswerke von Rosenberg 1962, 
S.91-114-Rosenberg spricht von Volksbewegungen, die er umschreibt 
als Klassenkoalitionen von Arbeitern, Bauern und Kleinbürgern, de-
nen die Aristokraten ("Geburts- und Geldadel") gegenüberstehen -
und Hobsbawm 1977, 5.138-163. 
31 Kritiken dieserart Legitimationstheorien, denen ich zustimmen kann, 
liefern Offe 1976, S.83 - um dann übrigens prompt eine Version 
der kritisierten Legitimationstheorie zu entwickeln -; Ronge 1976, 
S.181; Therborn 1980, S.100-105. Daß der Begriff Legitimation ohne 
analytischen Wert ist, will ich gar nicht behaupten. Was kritisiert 
wird, ist seine Oberstrapazierung. 
32 In den Forschungs- und Denkprozeß, der der Darstellung - um ein-
mal Marx' Unterscheidung zu gebrauchen - dieser Arbeit vorausging 
und sie begleitet, ist diese These von vornherein eingegangen und 
von daher natürlich nicht zu trennen von den Schlußfolgerungen des 
ersten Kapitels. 
33 Der Begriff des Paradigmawechsels ist Kuhn (1962) entlehnt. Ich be-
anspruche jedoch keineswegs, hier Entwicklungen zu beschreiben, die 
exakt der Bedeutung entsprechen, die Kuhn selbst diesem Begriff 
zumißt. 
34 Die gegen Althusser und Poulantzas gerichtete Ökonomismuskritik 
ist ein stets wiederkehrendes Thema beinahe all ihrer Arbeiten seit 
1975/76. Siehe (in chronologischer Reihenfolge): Hirst, 'Althusser 
and the Theory of Ideology', in Economy and Society Vol.5, nr.4, 
1976, wieder abgedruckt in ders. 1979; ders. 1977; Cutler u.a. 1977 
und 1978; Hindess 1977; ders. 1980a. 
35 Jessop ist vorsichtig: "Consepts such as class s truggle. . . and class 
interest should be considered as explanenda rather than as unprob-
lematic principles of explanation." (ibid., S.259) Obwohl er meint, 
daß es ein "commonplace" ist - was mir stark übertrieben scheint -
"that class determination (i.e. location in the relation of production) 
entails little for class position (i.e. stance adopted in class strugg-
le), womit er übrigens auf einen unproblematisierten Gebrauch des 
Begriffs Klassenkampf zurückfällt, demgemäß die Klassenposition die 
polit-ideologische Position ist, die eine Klasse in ihrem Kampf als 
Klasse annimmt, produziert er im Gegensatz zu Hirst/Hindess ein 
großes sprachliches Durcheinander: Klassen sind ökonomische Klas-
sen, Klassen sind politische Kräfte, im Prozeß ihrer Konstitution 
als solche werden sie bestimmt von "integral but independent" 
Klassenideologien, diese Konstitution ist zudem bedingt von "class 
forces" und trotzdem soll dies alles auf eine nicht-ökonomistische 
Weise geschehen (vgl. ibid., S.242; die gesamte Passage ist beinahe 
identisch mit einer zwei Jahre älteren in ders. 1980, S.63f). 
36 Manchmal schimmert diese Einsicht auch durch bei unseren Autoren. 
So z.B., wenn Hindess (1980a, S.96) sagt, "the representation is 
not directly reducible to the content of what is represented...", 
womit er die Möglichkeit einer indirekten oder mittelbaren Form 
der Repräsentation also offen läßt. 
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37 Hirst hat in einer Reaktion auf diese Kritik (in 1979, S.18) versucht, 
den Eindruck zu erwecken, als habe er dies nicht gesagt oder zu-
mindest nicht das gesagt, was Hall einer Kritik nötig erachtete. 
Hirst vernebelt den Sachverhalt. 
38 In 'On Law and Ideology' (1979, S.21) erzählt Hirst anläßlich einer 
Kritik McLennan's jedoch etwas anderes. Hier ist "adequacy or ap-
propriateness.. . always a determinate question with determinate and 
variable means of its posing. It is a general question only for epis-
temology". Wenn er meint, er sage hier dasselbe wie in 'Mode of 
Production...', dann irrt er. 
39 Die Gefahr, daß man bei der Kritik eines Extrems in ein anderes 
fällt, besteht immer. In diesem Sinne ist hier auch Selbstkritik an-
gebracht, denn auch in Becker/Kersbergen 1982 ist diese Tendenz 
grundsätzlich anzutreffen, wenn auch nicht bezüglich des Basis-
Uberbau-Theorems. 
40 Dies ist eine Implikation der These, daß der traditionelle Marxis-
mus "never allowed for the possibility that the constitution of the 
subject's identity took place on the basis of the artikulation of 
changing and even contradictory positions" (ibid., S.43). 
41 Siehe zur Frage des südafrikanischen Rassismus in der Klassentheo-
rie auch Parkin 1979, S.38f. Parkin vertritt im übrigen eine Kritik 
des traditionellen Marxismus, die in vielen Punkten der hier präsen-
tierten gleicht. Die Fragestellung dieses Buches mit dem etwas 
ironisch gemeinten Titel ist jedoch nicht identisch mit der mei-
nigen. 
42 Das behauptet z.B. Römkens (1980). Dieser reduktionistischen Argu-
mentation zufolge wären ohne allgemeine Männerherrschaft auch 
Frauenmißhandlung und Vergewaltigung aus der Welt geschaffen, 
was ich sehr bezweifeln möchte. 
43 Das Zitat entstammt einer von Laclau übernommenen Passage aus 
J.Derrida, 'Writing and Difference', London 1978, S.280. Laclau ist 
eines der vielen Beispiele, wo die Kritik des überzogenen Objektivis-
mus umschlägt in einen ebenso überzogenen Subjektivismus. Die 
Auflösung der Gesellschaft in "Sinn", zu der er bisweilen tendiert, 
ist auch ein Charakteristikum eines gewichtigen Stranges der sozio-
logischen Handlungstheorie, zumal derjenigen in der Tradition des 
"Sinnverstehens" von M.Weber (auch wenn Weber selbst kaum des 
Sinn-Reduktionismus bezichtigt werden kann). In Schütz 1974 (urspr. 
1932) oder Winch 1958 sind dann aber alle Reste eines '"subjekt-
frei' konzipierten Strukturbegriffs" entfernt (vgl. Berger 1978, S.327; 
als kritische Übersicht zur Problematik des Sinnverstehens siehe 
Habermas 1970, S.184-285). Betrachtet man die Ursprünge dieser 
Tradition, dann fällt auf, daß Weber selbst, aber mehr noch die 
ihm vorhergehenden Dilthey, Rickert und Windelband ihre Geschichts-
philosophie mit dem sinnproduzierenden Individuum und der Indivi-
dualität der Geschehnisse im Mittelpunkt in der Auseinandersetzung 
mit Hegels (idealistischem) Objektivismus, aber auch dem Objekti-
vismus von Marx entwickelten (vgl. hierzu Schnädelbach 1974). Vom 
Kontext her, von dem man sich abzusetzen versucht, gibt es hier 
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deutlich Parallelen zu Laclau. Eine weitere Parallele ist die Rolle, 
die Sprachphilosophien bei der Grundlegung der sinnverstehenden 
Handlungstheorie bzw. der soziologischen Diskurstheorie spielen. Bei 
z.B. Winch ist es die von Wittgenstein und bei Laclau die von Der-
rida. 
44 Giddens vertritt daher eine Theorie, wo "the notions of action and 
structure presuppose one another" (ibid., S.53). Giddens ist übrigens 
einer der wenigen Autoren, die die Dynamik des Kapitalismus ge-
bührend berücksichtigen und die Dynamik des Verhältnisses von Ar-
beit und Kapital erkennen (vgl. 1981, S.121f u. S.234ff). Logischer-
weise spricht er davon, daß der "class struggle chronic" ist (ibid., 
S.221ff). 
Nachtrag Mai 1985: Laclau/Mouffe's jüngst (Frühjahr 1985) erschie-
nenes Buch, 'Hegemony and Socialist Strategy. Towards a Radical 
Democratic Politics', gibt keinen Anlaß zu einer wesentlichen Ver-
änderung der hier vorgetragenen Kritik. Wenngleich jetzt explizit 
diskursive ("moments") und extra-diskursive ("elements") Größen 
unterschieden werden (S. 105 ff), können Laclau/Mouffe sich immer 
noch nicht zu der einfachen Einsicht durchringen, daß gesellschaft-
liche Verhältnisse und Konfigurationen, auch wenn sie diskursiv ent -
standen sein sollten, im Momente ihrer Existenz (zumindest te i l -
weise) strukturellen Charakters sind. Dies schließt ja ihre Verände-
rung oder gar Abschaffung keineswegs aus, aber solange solches 
nicht geschieht, gehen von ihnen bestimmte 'Zwänge' und Limitie-
rungen aus, die diskurstheoretisch nicht zu erfassen sind. Überdies 
scheint es ein Trugschluß, wenn man wie Laclau/Mouffe annimmt, 
die Erkenntnis der Konringenz historischer Prozesse und die Einsicht 
in die Abhängigkeit des Erfolgs von Emanzipationsbewegungen aus-
schließlich vom Ausgang hegemonialer Kämpfe eröffneten nun eine 
günstigere Perspektive für eben diese Bewegungen. Wenn man zu 
dem Schluß gelangt, daß Gott in jeglicher Form tot ist, dann sollte 
dies m.E. gerade zur Anerkennung der Schwierigkeiten sozialistischer 
und radikaldemokratischer Bestrebungen führen. Schließlich weiß 
man dann, daß es keinen Gott, keine Geschichte und keine "Bewe-
gungsgesetze" gibt, die einem hilfreich zur Seite stehen. Dies ist 
allerdings ein Thema, das im Augenblich nicht zur Diskussion steht. 
45 'Interview met Göran Therborn', Anhang zur niederländischen Über-
setzung von 'The Ideoligy of Power...', 'Ideologie en macht ' , Am-
sterdam 1982, S.111. 
46 Im von Buci-Glucksmann verfaßten Vorwort dieser deutschen Aus-
gabe fordert die Autorin übrigens im Gleichklang mit Laclau/Mouffe 
eine "kopernikanische Wende" des Marxismus (S.19). Andernsorts 
(1982, S.59) verlangt sie ein Herangehen an die Politik von einem 
"Pluralismus der Mächte und der Subjekte" her. 
47 Meines Erachtens überpointiert Therborn den Aspekt der 'Interpel-
lation' etwas zu sehr. 
48 Diese Qualifikation ist auch im herrschaftsneutralen Sinn bereits 
eine Qualifikation zur Anpassung z.B. an Naturgegebenheiten und in-
sofern immer auch eine Unterordnung ("subjection"). 
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49 Ob und wie sich diese Themen durchsetzen, ist allerdings eine an-
dere Frage. 
KAPITEL III 
1 Vgl. auch Scott 1979, S.109: "Social classes are the result of a 
complex of structuration and are not, therefore, to be seen as 
clearly bounded categories. Each class consists of a 'core ' and a 
'fringe', the fringes of adjacent classes overlapping and producing 
indeterminate boundaries." 
2 Bei Weber weist der Begriff soziale Klasse eher auf ausschließlich 
graduelle oder hierarchische Abstufungen. 
3 Hobsbawm spricht (in 1969, S.167) bezüglich des Jahres 1900 von 
einer halben Million Angestellter. 
4 Zur Anzahl der Arbeiter vgl. Neumann 1977, S.654 (Tabelle 3). 
Die Zahl der Angestellten ist geschätzt. Born (1976, S.281) zufolge 
entfällt 1914 auf 9 Arbeiter ein Angestellter, und Treu (1982) ver-
meldet für 1907 ca. 400 000 kaufmännische und ca. 100 000 tech-
nische Angestellte, die organisiert sind (S.32) bei einem hohem Or-
ganisationsgrad (1925 46% - S.60). Aus diesen Angaben läßt sich 
für 1907 auf eine Zahl von ca. 1 Million Angestellter schließen. 
5 Treu zufolge (ibid., S.28 u. S.39) allerdings mit Ausnahme der USA. 
6 Zur Differenzierung vgl. Bernstein 1977, S.82f und zu Bernsteins 
Terminologie ibid., S.85. 
7 Rosenberg (1962, S.251) bemerkt in diesem Zusammenhang, daß 
Marx und Engels "die wirkliche Eigenart der sich seit 1863 neu 
herausbildenden europäischen Arbeiterparteien niemals ganz verstan-
den (haben)". 
8 Wobei man allerdings berücksichtigen muß, daß er das Problem der 
formell Teil der Lohnarbeit ausmachenden kapitalistischen Manager 
nicht erörterte . 
9 Es ist auch sehr die Frage ob die manuellen Arbeiter zu Marx' 
Zeiten eine soziale Klasse bildeten. Schließlich waren die Gewerk-
schaften anfänglich Organisationen begünstigter Minderheiten, und 
auch die materiellen Lebensverhältnisse einzelner Berufsgruppen 
wichen zum Teil stark voneinander ab. Vgl. zu diesem Thema Hobs-
bawm 1975, S.262f; Kynaston 1976, S.66f sowie Palmade 1974, S.151-
165. Weber allerdings bezeichnete die Arbeiter (jedenfalls "je auto-
matisierter der Arbeitsprozeß wird") als soziale Klasse und unter-
schied daneben noch drei weitere: 1. das Kleinbürgertum; 2. Tech-
niker, Intelligenz, Angestellte, Beamte usw.; 3. "die Klassen der 
Besitzenden und durch Bildung Privilegierten" (1972, S.179). 
10 Dieser Terminus wurde geprägt von Burnham (1945) in dem gleich-
lautenden Buch. Die klassische Arbeit über die Trennung von Eigen-
tum und Kontrolle in kapitalistischen Unternehmen ist Berle/Means 
1947 (1932). 
11 Die meistgenannten Theorien sind die von Davis/Moore 1966 sowie 
Barber 1957 und Blau/Duncan 1967. Eine detaillierte Übersicht die-
244 
ser Ansätze und zugleich eine Kritik ist zu finden in Therborn 1982a, 
S.13-16 sowie in Offe 1970, S.51-58. 
12 Ein Beispiel hierfür liefern Roberts u.a. in ihrer sehr materialrei-
chen Studie (1977), S.18: "Aggregates of individuals located at par-
ticular points in systems of inequalities are called strata. Classes 
are defined as the collectivities with which individuals identify 
themselves." 
13 Lipset z.B. gebraucht ihn in all seinen Schriften. Eine vom normal-
wissenschaftlichen Durcheinander von Stratum und Klasse abgeho-
bene Bedeutung wird dabei allerdings nicht deutlich. 
14 Typisch ist dagegen die These, daß "... the reverse of polarisation 
has occured", wie sie von Goldthorpe u.a. (1974, S.4) formuliert 
wird. Unzweifelhaft hat eine Verfeinerung der graduellen Unter-
schiede und nicht eine sekuläre Verschärfung des Kampfes zweier 
homogener Klassen stattgefunden, wie Goldthorpe/Lockwood (1963) 
feststellten. Aber muß man darum die strukturelle Polarität von Ar-
beit und Kapital übersehen? Abgesehen von dieser Kritik sind aber 
gerade die Arbeiten von Goldthorpe und Lockwood empirisch sehr 
wertvoll (vgl. auch Lockwood 1958). In etwa vergleichbare, auf die 
BRD bezogene Arbeiten sind Kern/Schumann 1970 sowie Osterland 
u.a. 1973. 
15 Die These, daß "the capitalist labour contract" ein "basic concept 
. . . in analysing the class structure of capitalism" ist (Giddens 1982a), 
kann man auch zu wiederholtem Male antreffen in Giddens 1979 
und 1981, wo er auch mit Nachdruck auf den strukturellen Charak-
ter des Gegensatzes von Lohnarbeit und Kapital weist. In der mi t t -
lerweile bereits 10Jahre alten Arbeit über 'The Class Structure. . . ' 
(1973) war dies allerdings noch nicht der Fall. 
16 Problematisch ist zudem, wenn sie auch formell lohnabhängige Ka-
pitalisten zur Arbeiterklasse rechnen (S.316). 
17 Auf den neuesten Stand gebracht wurde die in etwa gleichbleibende 
Analyse in zahlreichen Artikeln (auch zur Klassenstruktur anderer 
kapitalistischer Länder) in der Zeitschrift 'Beiträge zum wissen-
schaftlichen Sozialismus' - später 'Sozialismus' - und in Bischoff u. 
a. 1982. Zusammenfassungen der PKA- wie auch der IMSF-Studie 
sind abgedruckt in Jaeggi 1976, S.152-193. 
18 Zur Klasseneinteilung und zu den Größenordnungen der Klassen beim 
IMSF vgl. 1972/73, Bd.2, S.153, 309, 327 u. 614; bezüglich des 
PKA's vgl. Bischoff u.a. 1982, S.72 u. 102. 
19 Ausführliche Kritiken sind zu finden in Wright 1980 und in Therborn 
1982a. 
20 Sie hat daher auch eine ganze Reihe von Diskussionsbeiträgen her-
vorgerufen. Zu den meines Wissens besten Verteidigungen dieser 
Theorie in reiner oder auch modifizierter Form zählen Cogoy 1973 
und Stamatis 1977. Kritisch sind Cough 1972 und O'Connor 1975. 
21 Wenn mein schon notwendige von produktiver Arbeit unterscheiden 
will, dann ginge das höchstens bezüglich des Produktivitätsfort-
schritts. Produktiv wären dann diejenigen Arbeiten, die diesen For t -
schritt hervorrufen. In dieser Hinsicht wären kaufmännische und ad-
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ministrative Arbeiten dann tatsächlich unproduktiv, repetitive Arbeit 
verrichtende manuelle Lohnabhängige in der Konsumgüterindustrie 
aber ebenso. Und damit sind sicher noch nicht alle genannt. 
22 Dies zu unterstellen scheint dagegen Therborn (1982a, S.27). 
23 Die Poulantzas zufolge produktive Arbeit leistenden Techniker und 
Ingenieure "verwirklichen" die für die bestehenden Herrschaftsverhält-
nisse konstitutive Trennung zwischen geistiger und manueller Arbeit 
(ibid., S.207), beaufsichtigendes und leitendes Produktionspersonal 
hat die "Funktion ... aus den Arbeitern den Mehrwert herauszuzie-
hen" - eine Funktion politischen Charakters, weil durch sie die ka-
pitalistischen Ausbeutungs- und Herrschaftsverhältnisse instand ge-
halten werden (ibid., S.195) -, Bedienstete des repressiven Apparats 
haben die Funktion der "Verwirklichung und Vergegenständlichung 
der Verhältnisse von politischer Herrschaft und Unterordnung..., die 
die herrschende Klasse auf die gesamten beherrschten Klassen ver-
mittels des Staates ausübt" (ibid., S.232f), und "ein großer Teil 
der Agenten der repressiven und ideologischen Staatsapparate (Er-
zieher, Journalisten, Sozialarbeiter e t c . ) . . . nimmt tei l . . . , und sei es 
nur als einfache Ausführende ..., an den Aufgaben der ideologischen 
Indoktrination und politischen Repression der beherrschten Klassen 
und vor allem der Hauptleidtragenden, der Arbeiterklasse selbst" 
(ibid.). 
24 Eine ähnliche funktionalistische Argumentation wie bei Poulantzas 
bzw. ähnliche Argumentationselemente sind zu finden bei Ehrenreich/ 
Ehrenreich 1978, S.12; Lindsey 1980; Armanski 1974; Stuurman 1978, 
S. 134; Gloede 1975, S.97 ... u.v.a.m. 
25 Ende der fünfziger Jahre gab es bereits einmal eine vergleichbare 
Diskussion in der BRD, deren Hauptteilnehmer Bahrdt und Popitz 
waren - Autoren, die allerdings nicht direkt der marxistischen Tra-
dition zuzuordnen sind. Vgl. Popitz/Bahrdt u.a. 1957; dies. 1957; 
Barhdt 1958 sowie Thomas 1964. 
26 Unter anderem setzte an diesem Punkt die Kritik und kritische Wei-
terentwicklung von Bravermans Werk an. Zu nennen sind vor allem 
Burawoy 1978; ders. 1979 und Friedman 1977a sowie ders. 1977b. 
Eine historische Studie ist Nelson 1975. 
27 Zur Kernformel dieser Identifikation siehe ibid., S.88ff. Carchedi 
unterscheidet übrigens die Identifikation der Klassen von deren De-
finition. Erstere bezieht sich nur auf ökonomische Kriterien, wäh-
rend die Klassendefinition auch politische und ideologische Aspekte 
zu berücksichtigen hat (vgl. ibid., S.96). Im Gegensatz zu Poulantzas 
ist bei Carchedi die Funktion des Kapitals noch kein polit-ideologi-
sches Kriterium. 
28 Zur Unterscheidung zwischen der "function of the collective worker" 
und der "global function of capital" siehe ibid., S.66f. 
29 Wright 1980, S.385ff und Therborn 1982a, S.33 erwecken den Ein-
druck, daß bei Carchedi auch schon zur neuen Mittelklasse zählt, 
wer "work of coordination and unity of the labour process" verrich-
te t . Diese Arbeit gehört zur "function of the collective worker" und 
ist an sich noch kein Kriterium zur Bestimmung der neuen Mittel-
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klasse. Nur wer diese Arbeit vereint mit Kontrollfunktionen oder 
wer ausschließlich Kontrollfunktionen ausübt, gehört zu dieser Klas-
se. 
30 Siehe zum Thema Nivellierung versus Differenzierung auch Marglin 
1974 und Stone 1974; Vgl. auch Gagliani 1981. 
31 Dieser Kampf und sein Einfluß auf die Gestaltung der innerbetrieb-
lichen Verhältnisse wird von Braverman zur sehr vernachlässigt. Vgl. 
die genannten Schriften von Burawoy (1978 und 1979) und Friedman 
(1977a und 1977b) sowie Giddens 1982a, s.205-212 und Palloix 1976. 
32 Wie problematisch dies ist, ist ersichtlich aus den Lohnindizi ver-
schiedener britischer Berufsgruppen im Jahre 1960, die Westergaard/ 
Resler 1975, S.74 präsentieren: Higher professions 253; Manager and 
administrators 230; Lower professions 105; Foreman 126; Clerks 85; 
Skilled manual workers 99; Semi-skilled manual workers 72; Unskil-
led manual workers 67. 
33 Vgl. Carchedi, 'The Economic Identification of the State Employees' 
in ders. 1977. Er unterscheidet dort "Capitalist State Activity" von 
"non-Capitalist State Activity" ("CSA" versus "non-CSA"), wobei 
die letztere das eigentliche Problem bildet. Aber letztenendes 
schlußfolgert er: "The economic identification of all those working 
in the CSA and in the non-CSA follows the same pattern as the 
one provided in my essay" - über die neue Mittelklasse, UB (Zitat 
nach der urspQnglichen Ausgabe dieses Texts in 'Social Praxis' 
1975/1-2, S.111). 
34 Frappant ist dabei, daß auch von ihm zur Kritik der These von der 
"contradictory location" der "semi-autonomous employees" die Je t -
Piloten angeführt werden (vgl. Wright 1985, S.27; dieser Text e r -
scheint noch in 1985 in 'Politics & Society'; eine deutsche Überset-
zung eines in etwa gleichen Texts liegt nun vor in 'Prokla' 58/1985 
und ebenfalls 1985 wird Wrights lange angekündigtes Buch 'Classes' 
erscheinen). 
35 Wenn Wright sagt, "that without a rigorous account of the s t ruc-
ture of class relations, ... a theory (of social conflict and social 
change) would be radically incomplete" (1980, S.323), dann bringt 
er m.E. damit eine Überschätzung der Bedeutung von Klassenkar to-
graphien zum Ausdruck, die durchaus repräsentativ ist. 
36 Siehe hierzu Rothwell/Segveld 1979 und Huber 1982, S.56-67. Mit 
Voraussagen bezüglich der Einwirkung der technologischen Entwick-
lung auf die Beschäftigungsstruktur sollte man jedoch grundsätzlich 
vorsichtig sein, da hier vor allem auch der Kampf zwischen Arbeit 
und Kapital von ausschlaggebender Bedeutung ist. 
37 Zu einer detaillierten Einteilung der verschiedenen Berufe/Tätigkei-
ten aufgrund von Zensusmaterial (Volks- und Berufszählungen des 
niederländischen 'Centraal Bureau voor de Statistiek' - CBS) und zu 
einigen dabei auftretenden Berechnungsschwierigkeiten vgl. Becker/ 
v. Kersbergen 1982, S.24ff. Als Orientierungshilfe bei der Zuordnung 
der Berufe zu den sozialen Klassen dienten die 'International Stan-
dard Classification of Occupations' der International Labour Organi-
sation (ILO), Genf 1958ff sowie 'Een boeke over inkomens' des 
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niederländischen Unternehmerverbandes (VNO) 1976, worin bezüglich 
des Jahres 1975 Berufe in 9 Einkommensgruppen (von weniger als 
13 500 Gulden bis mehr als 100 000 Gulden) eingeteilt werden. Wei-
ter ist hier noch zu erwähnen, daß alle in diesem Paragraph prä-
sentierten Zahlen entweder aus Becker/v.Kersbergen 1982 oder aus 
Becker/Castenmiller/v.Dijk 1983 übernommen sind. In diesen Texten 
wird allerdings noch nicht begrifflich unterschieden zwischen rela-
tionalen und sozialen Klassen. Die quantitativen Einteilungen sind 
aber dieselben wie im vorliegenden Text. 
38 Zur Problematik des "corporate capital" vgl. grundlegend ibid., Kap. 
3 sowie vor allem Zeitlin 1980a, S.8-14 und zur BRD - allerdings 
kaum analytisch - Huffschmid 1969, Kap.2. 
39 Diese, in der Bedeutimg einer (der!) politischen Kraft, sind das 
Thema der Arbeiten von Domhoff (vor allem 1967 und 1971). Vgl. 
auch Lundberg 1969. 
40 Zum Kleinbürgertum siehe die grundlegenden Arbeiten von Scase/ 
Coffee (1980 und 1982). Vgl. auch Bechhofer/Elliott 1981. 
41 Bei den Männern ist der entsprechende Prozentsatz nur 2,6%; be-
rechnet nach CBS 1982, S.82. 
KAPITEL IV 
1 Der Begriff wissenschaftlich wird hier apostrophiert, weil er zuwei-
len ins Feld geführt wird, als umschreibe er eine ganz besondere 
Sorte der Erkenntnis. "Wissenschaftliche Gutachten" werden zur Un-
termauerung politischer Standpunkte oder Vorhaben eingeholt, Stu-
denten werden eventuell auf die "Unwissenschaftlichkeit" ihrer 
Arbeiten hingewiesen, kurz, derBegriff der Wissenschaftlichkeit wird, 
wie Foucault 1978, S.63f, kritisch feststellt, als Machtmittel einge-
setzt. Dies ist offenbar möglich, weil der Anspruch auf den beson-
deren Charakter wissenschaftlicher Arbeit und Erkenntnis nicht oder 
kaum hinterfragt wird - Wissenschaftsgläubigkeit ist hier wohl das 
zutreffende Wort. Eine Wissenschaftsgläubigkeit, der auch der "wis-
senschaftliche Sozialismus" einen Teil seiner Attraktivität ver-
dankt (e) und die also auch (wie Stephan 1977, S.204ff und Vester 
1981, S.87ff argumentieren) der sozialistischen Arbeiterbewegung 
zugute kam. Worauf aber gründet die Idee des besonderen Charak-
ters wissenschaftlicher Erkenntnis und Arbeit? Wissenschaft kommt 
doch nicht von einem anderen Planeten. Sie ist doch nur das Resul-
tat einer Arbeitsteilung, die zur Verselbständigung bestimmter Er-
kenntnisprozesse führte, keineswegs aber zur Loskoppelung der 
Wissenschaft von 'vor ' - und nicht-wissenschaftlichem Wissen! Es ist 
zu wünschen, daß die Wissenschaft bessere und tiefgreifendere Er-
kenntnisse liefert - denn sonst wäre die Verselbständigung ja sinn-
los - und daß sie systematischer und methodischer arbeitet als wir 
es in unseren alltäglichen Erkenntnisprozessen gewöhnt sind zu tun. 
Aber dies weist doch nur auf graduelle, nicht aber absolute Unter-
schiede zwischen Wissenschaft und Alltagswissen. Daran können auch 
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normative Wissenschaftsdefinitionen (Falsifizierbarkeit, Ideologiefrei-
heit u.w.d.m.s.) nichts ändern, denn es ist nicht einzusehen, warum 
der Geltungsanspruch solcher Definitionen nicht auch auf andere 
Lebensbereiche ausgedehnt werden könnten (vgl. zu diesem Fragen-
komplex ausführlicher Becker 1981). 
2 Marx begriff seine politische Ökonomie als "Darstellung des Systems 
(der bürgerlichen Ökonomie) und durch die Darstellung" zugleich als 
"Kritik desselben" (Brief an Lassalle vom 22.2.1858, in Marx/Engels 
1972, S.80). 
3 "Die Bedingungen der empirischen Rede sind mit denen der idealen 
Sprechsituation (und des reinen kommunikativen Handelns) ersicht-
lich nicht, jedenfalls oft oder meistens nicht, identisch. Gleichwohl 
gehört es zur Struktur möglicher Rede, daß wir im Vollzug der 
Sprechakte (und der Handlungen) kontrafaktisch so tun, als sei die 
ideale Sprechsituation (oder das Modell reinen kommunikativen Han-
delns) nicht bloß fiktiv, sondern wirklich." (Habermas 1971a, S.140) 
4 Habermas' Theorie der idealen Sprechsituation ist übrigens einge-
bettet in eine Konsensustheorie der Wahrheit. Die ideale Sprechsi-
tuation ist jedoch unterhalb dieser Konsensustheorie angesiedelt: 
"Wenn und soweit wir argumentieren..., sind die Teilnehmer genö-
tigt, reziprok die Bedingungen einer 'idealen Sprechsituation' als 
erfüllt zu unterstellen. Ein Konsensus über diese Bedingungen 
braucht also nicht erst herbeigeführt zu werden; und der Konsensus 
darüber, daß jene Bedingungen realisiert werden sollen, ist mit 
einem gemeinsamen Wunsch, in eine Argumentation einzutreten, ge-
geben." (1976, S.331) 
5 Vor Jahren hätte Habermas auf eine solche kritische Frage geant-
wortet, daß, wie sehr auch nicht kommunikatives, sondern "s t ra te -
gisches Handeln" in der gesellschaftlichen Wirklichkeit überwiegen 
mag, die heutige Gesellschaft als ganze sich nicht der diskursiven 
Einlösbarkeit von Legitimationsfragen entziehen kann. Denn legitim 
sind diese Gesellschaften nur, wenn sie auf Konsensus beruhen -
wie "verzerrt" dieser auch sein mag (vgl. 1976, S.339ff). 
6 Marx zufolge bestimmt die Form der Ausbeutung "das Herrschafts-
und Knechtschaftsverhältnis" einer Produktionsweise. Weiter "grün-
det" auf dieser Form die "spezifische politische Gewalt" und ist 
sie die "verborgene Grundlage der gesamten gesellschaftlichen Kon-
struktion und daher auch der politischen Form des Souveränitäts-
und Abhängigkeitsverhältnisses, kurz der jedesmaligen spezifischen 
Staatsform" (MEW 25, S.799f). 
7 Der Zweck dieser Arbeit erfordert keine nähere Erläuterung einiger 
hier kurz angesprochener Theorieelemente der marxistischen Tradi-
tion. Zur Vermeidung von Mißverständnissen jedoch dies: "frei" und 
"gleich" sind die Menschen dieser Tradition zufolge in den "Ver-
kehrsverhältnissen" der Zirkulationssphäre, als individuelle Verkäufer 
und Käufer von Waren, deren eine die Ware Arbeitskraft ist. Marx 
spricht bezüglich der Zirkulationssphäre von einem "Reich der Frei-
heit und Gleichheit". (Brief an Engels vom 2.4.1858, in Marx/Engels 
1972, S.91; vgl. auch Grundrisse, S.152ff). Mit der Freiheit ist es 
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jedoch getan, sobald die bloßen Verkehrsverhältnisse verlassen und 
die Produktionsverhältnisse betreten werden. Denn hier zeigt sich, 
daß die Produzenten keineswegs die Freiheit haben über das von 
ihnen produzierte Mehrprodukt zu verfügen und daß die Gleichheit 
der Wareneigentümer eine Ungleichheit ist in dem Moment, wo sich 
eine kleine Anzahl Produktionsmitteleigentümer und eine große Mas-
se Eigentümer von ausschließlich ihrer Arbeitskraft gegenüberstehen 
(vgl. ausführlicher Becker 1982, s.54-64). Dieser gesamte Themen-
komplex wie auch die damit zusammenhängende "Verbesonderung" 
der Politik bildete einen Schwerpunkt der sogenannten Staatsablei-
tung. Das scheinbare Paradox von gleichzeitiger Freiheit/Gleichheit 
und Ausbeutung/Herrschaft wird m.E. am besten behandelt von 
Blanke/Jürgens/Kasentdiek 1974 sowie von Preuss 1973. 
8 Diese Trennung ist eine Trennung zwischen Produktion/Distribution/ 
Ausbeutung einerseits und unmittelbarer legitimer/legaler Gewalt über 
Menschen andererseits. Sie konstituiert erst eine autonome, d.h. 
eine idealiter nur Marktgesetzlichkeiten unterworfene Ökonomie und 
eine verselbständigte Sphäre der Politik, der allerdings die Möglich-
keit gegeben ist, auf mittelbarem Wege 'gewaltsam' in die Ökono-
mie einzugreifen. Die so verstandene Trennung von Politik und Öko-
nomie umschließt also sowohl die Möglichkeit eines Nachtwächter-
staates als eines Interventionsstaates und sollte daher nicht als eine 
absolute aufgefaßt werden. 
9 Vgl. z.B. Therborn, der in einer seiner 'äl teren' Arbeiten (1978, 
S.132) umstandslos sagt: "Thus, by definition, every state has a 
class character." (s.auch S.146) 
10 Die klassische Definition der Begriffe Macht und Herrschaft ist 
wohl die M. Webers. Er definiert Macht als eine "Chance, innerhalb 
einer sozialen Beziehung den eigenen Willen auch gegen Widerstre-
ben durchzusetzen" und Herrschaft als "Chance, für einen Befehl 
bestimmten Inhalts bei angebbaren Personen Gehorsam zu finden" 
(1972, S.28; vgl. auch Hondrich 1973, S.36f, wo dieser im wesent-
lichen Webers Definitionen unterstreicht). Charakteristisch ist, daß 
diese Definitionen personalistisch eingefüllt werden, und Herrschaft 
eigentlich als Sonderfall von Macht erscheint. Eine personalistische/ 
agenttheoretische Definition - allerdings nur von Macht, Herrschaft 
wird überhaupt nicht definiert - findet man auch bei Dahl 1969, 
S.80 und überraschenderweise auch bei Poulantzas, wenngleich er 
Macht auf Klassenmacht einengt ( '"Macht ' ... (ist) die Fähigkeit 
einer Klasse... ihre objektiven, spezifischen Interessen durchzuset-
zen." 1975, S.102). Sieht man einmal ab von den sich gänzlich in 
anderen Bahnen bewegenden Definitionen (auch wiederum nur von 
Macht) von Parsons und Luhmann - Macht ist ihnen zufolge ein 
"Medium der Kommunikation..., das die Übertragung von Entschei-
dungsleistungen ermöglicht" (Luhmann 1970, S.160; vgl. Parsons 
1969, S.279) - , dann scheint Giddens der einzige zu sein, der Herr-
schaft strukturtheoretisch definiert: "Demination refers to struc-
tured asymmetries of resources drawn upon and reconstituted in. . . 
power relations." (1981, S.50;vgl. auch 1979, S.145) Er umschreibt 
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auch Macht und Herrschaft als einander wechselseitig bedingende 
Größen, wie das Zitat illustriert. 
11 Diese Kritik gilt m.E. auch bezüglich eines Autors wie Rose (1967), 
der bei der Begründung seiner "multi-influence hypothesis" "the im-
portance of economic forces... and social structures" anzuerkennen 
beansprucht (S.7) und seine Arbeit in "the broader context of so-
ciology" versteht (S.8).Denn seine Betrachtungen zum Verhältnis 
von gesellschaftlicher Struktur und politischer Macht überschreiten 
nicht das Niveau kursorischer Bemerkungen. 
12 Deihl (1968, S.3S) räumt allerdings ein, daß eine Power Elite so 
mächtig sein könnte, daß sie einen ihr gemäßen "false consensus" 
zustandebringt. "Evidence" hierfür gibt es ihm zufolge jedoch nicht. 
13 Eine Auflistung der pluralistischen Gruppen und Verbände, ihrer Or-
ganisation und ihrer Verbindungen zu den Staatsapparaten liefert J. 
Weber 1977. 
14 Vgl. Dahl 1961a, S.78: "New Haven i s . . . strikingly similar in many 
ways to the United States as a whole." 
15 Die klassische Arbeit dieses Ansatzes ist Schattschneider 1960; als 
bündige Zusammenfassung siehe Lukes 1974, Kap. 3. "Mobilization 
of Bias" wird von Offe (1977) in seiner ausgezeichneten 'Einleitung' 
zur deutschen Übersetzung von 'Power and Poverty' übrigens über-
setzt mit Mobilisierung von "Vorentschiedenheiten". 
16 Wie geschehen in dem meisten Arbeiten zur 'Staatsableitung1 . Exem-
plarisch sind Flatow/Huisken 1973 und Läpple 1976. 
17 Eine Übersicht dieser 'Schule' ist zu finden in Bottomore 1966, ins-
bes. Kap.II. 
18 Es ist hier nicht meine Absicht eine Totalübersicht der marxisti-
schen Staatstheorie zu präsentieren. Siehe dazu das exelente Werk 
Jessops (1982); bezüglich der Stamokap-Theorie Kap.2. 
19 Außer der Kapitalisten- und der (manuellen) Arbeiterklasse gibt es 
bei Miliband eine zweigliedrige "middle class" - zum einen die 
Klasse der Rechtsanwälte, Architekten, Ärzte, Wissenschaftler, Leh-
rer, höheren Beamten etc. und zum anderen die Eigentümer kleine-
rer, Lohnarbeit beschäftigender Unternehmen, aber auch größerer 
landwirtschaftlicher Beriebe -, weiter die Klasse der kleinen Laden-
besitzer und Handwerker, die Klasse der (einfachen) Büroangestell-
ten und schließlich die Klasse der "cultural workmen - writers, 
journalists, critics, preachters, poets, intellectuals" (Miliband 1969, 
S.16-19). 
20 In seinem 1977 erschienenen Werk 'Marxism and Politics' nimmt 
Miliband m.E. keine grundsätzlich andere Position ein als in seiner 
früheren Arbeit. Auffallend ist nur, daß er sich hier viel mehr be-
schränkt auf die Herrschaftsproblematik. 
21 Domhoff übrigens lehnt die These von der relativen Autonomie des 
Staates ab (1979, S.122f). 
22 ... wie Poulantzas noch zuletzt unterstrich in einem 'Interview' mit 
S.Hall u. A.Hunt in 'Marxism Today' vom July 1979; hier zitiert 
nach Block 1980, S.227. 
23 "Die ideologischen Apparate haben als Hauptfunktion, den Zusam-
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menhalt und die Einheit der Formation aufrechtzuerhalten." Ergänzt 
wird dies von der Funktion bzw. "Aufgabe" der "ideologischen Indok-
trination" und der "politischen Repression" der "unterdrückten Klas-
se", die das "neue Kleinbürgertum" zu erfüllen hat (Poulantzas 
1976a, S.21; vgl. auch ders. 1975b, S.232f sowie Stuurman 1978, 
S.134). 
24 In dem Text 'Ideology and Ideological State Apparatuses' (in Alt-
husser O.J.), wo er ebenso fimktionalistisch argumentiert wie Pou-
lantzas. In einem Anflug von 'Selbstkritik' schreibt er in einem 
Nachwort allerdings, daß "the reproduction of the relations of pro-
duction can ... only be a class undertaking" (ibid., S.184). Damit 
argumentiert er dann zwar nicht mehr funktionalistisch, wohl aber 
instrumentalistisch, denn ohne entsprechende Klassenmacht und ohne 
entsprechende 'Instrumente' ist solch eine "class undertaking" nicht 
möglich. 
25 Althusser (Althusser/Balibar 1972, S.251ff) hat eine vielsagende 
Antwort parat: es handelt sich hier um "strukturelle Kausalität"; 
diese Kausalität ist Produktionsweisen eigen und sichert ihre Repro-
duktion. Denn: "Die Struktur ist ihren Wirkungen immanent, sie ist 
eine ihren Wirkungen immanente Ursache im Sinne Spinozas; ihre 
ganze Existenz besteht in ihren Wirkungen." (ibid., S.254) 
26 Dieser Kritikpunkt wurde von Hirst/Hindess zuerst formuliert in 
ihrer sonst stark auf Althusser aufbauenden Arbeit 'Pre-Capitalist 
Formations... ' (1975, S.272ÍÍ im Paragraph 'The Teleology of Struc-
tural Causality') und kehrt dann regelmäßig wieder in ihren nach-
folgenden Arbeiten. Diese Art Kritik wurde auch - wie gesehen -
von Thompson formuliert, und zudem bereits sehr früh von A. 
Schmidt, was vielleicht einer der Gründe war für die nur schwache 
Rezeption der Werke Althussers und Poulantzas' in West-Deutsch-
land. Vgl. A.Schmidt 1969 und ders. 1971. 
27 Eine Arbeit, die wahllos Funktionalismus à la Poulantzas und groben 
Instrumentalismus miteinander vermengt, ist Stuurman 1978. Der 
Staat hat die "Funktion", die kapitalistischen Herrschaftsverhältnisse 
zu garantieren (S.49, 56, 92 etc.) , das Recht ist logisch ableitbar 
aus der Ökonomie (S.71ff), Politik und Staat sind aber dennoch 
"relativ autonom" und haben auch eine "eigene interne Logik" 
(S.62, 219). Gänzlich ungestört davon tr i t t die herrschende Klasse 
jedoch auf als strategisch handelndes und policy-bestimmendes Sub-
jekt (S.37, 102, 109, 123, 144, 156 e tc . ) . Der Versuch einer rationa-
len Synthese der verschiedenen Ansätze wurde unternommen von 
Gold/Lo/Wright 1975 (charakteristisch sind die Passagen auf S.36f 
und 46 in Nr. 6); vgl. auch Esping-Anderson/Friedland/Wright 1976. 
Nennen sollte man an dieser Stelle auch noch Therborn 1978, worin 
der Autor sich sowohl vom Instrumentalismus (vgl. S.135f) als vom 
Funktionalismus (vgl. S.146) abzusetzen versucht. Dennoch aber 
überschreitet er in dieser Arbeit noch nicht grundsätzlich den Hori-
zont der Arbeiten von Miliband und vor allem von Poulantzas. Dies 
kommt m.E., weil er aus dem Tatbestand der Reproduktion der ka-
pitalistischen Verhältnisse umstandslos die politische Herrschaft der 
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Bourgeoisie folgert (vgl. S.138 u. 144f) und den Staat überhaupt nur 
im Spannungsfeld zwischen Arbeiterklasse und Kapitalisten ansiedelt. 
Zudem offeriert er dort, wo es um die Frage geht, wie denn die 
Bourgeoisie ihre definitorisch festgestellte politische Herrschaft ab-
sichert (Kap. 4 u. 5), kein den Instrumentalismus und Funktionalis-
mus ersetzendes neues Konzept, sondern Beschreibungen und Detail-
analysen. 
28 Obwohl natürlich auch Arbeiten zur Policy-Problematik erschienen, 
wie z.B. de Brunhoff 1978 (franz. Original 1976). Den Aspekt "Funk-
tionsableitung" (unterschieden von der "Formableitung") in den Ar-
beiten zur Staatsableitung muß man teils auch der Policy-Problema-
tik zuordnen. Exemplarische Funktionsableitungen sind Altvater 1972 
sowie Hirsch 1974. Nicht zu vergessen an dieser Stelle ist auch 
Ronge/Schmieg 1973. 
29 So ist bei Stuurman (1978) der Staat ein Klassenstaat (S.53) und 
die Demokratie eine der "Staatsformen" (S.189ff), aber diese beruht 
trotz Klassenherrschaft und einem kapitalistischen "Block an der 
Macht" (S.137) nun plötzlich auf "einem labilen Machtgleichgewicht 
der Klassen" (S.208). Wie das? 
30 Einen besonderen Platz nimmt die Funktionalismuskritik ein bei 
Giddens, dessen 'Central Problems...' (1979) er selbst als "non-
functionalist manifesto" (S.7) verstanden wissen will. 
31 Auf einem vergleichbaren Abstraktionsniveau bewegen sich auch Gin-
tis (1980) wie auch Habermas (1981) in seinen Erörterungen zum 
Verhältnis von "System und Lebenswelt" im 2. Band ('Zur Kritik 
der funktionalistischen Vernunft') seiner 'Theorie des kommunika-
tiven Handelns'. Seine Ausführungen sind allerdings noch weniger 
als diejenigen von Giddens zugespitzt auf Fragen der Politikanalyse, 
und im Gegensatz zu Giddens macht er nicht einmal den Versuch 
der Einbeziehung jüngerer marxistischer Politikdiskussionen. 
32 Zu Offe's Funktionalismus vgl. ders. 1972, S.71, 180 usw.; Narr/Offe 
1975, S.22ff; Lenhardt/Offe 1977, S.lOóf; Offe 1975, S.125 - Bei-
spiele jüngeren Datums sind die Aufsätze ( darunter auch eine Über-
setzung der Ko-Produktion mit Lenhardt), die versammelt sind in 
Offe 1984, die immer wieder die Funktionalität des Wohlfahrts-
staats im (aber auch dessen Gegensätzlichkeit zum) Kapitalismus 
betonen (vgl. S.89ff, 102ff, 147, 156, 163, 166, 182, 243). Im am Ende 
dieses Sammelbandes abgedruckten Interview von 1983, 'Reflections 
on the welfare s ta te and the future of socialism', gelangt er dann 
(S.263) zu einer Problematisierung des sozialwissenschaftlichen Funk-
tionalismus. 
33 Mit unterschiedlicher Gewichtung wird ein solcher Constraint-Ansatz 
vertreten von Scott 1979, S.152; Lindblom 1977, S.175, 182-187; 
Buci-Glucksmann/Therborn 1982, S.217; Therborn 1979, S.l, 16, 24; 
Przeworski 1980c, S.142, 145; ders. 1980a, S.27ff; Jessop 1982, S.253; 
Scase 1980, S.18ff; Block 1977, S.16; ders. 1980, S.230ff; Harris 
1980, S.258f; Wright 1978, S.16; Pontusson 1984, S.73, 89; Horst-
mann 1981, S.140f; Krätke 1981, S.109; ders. 1984, S.94; Lohmann 
1979, S.101; Strinati 1979, S.191f; Cough 1979, S.43; Giddens 1981, 
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S.14, 210ff, 238; Maravall 1979, S.284; Skocpol 1980, S.200 ("very 
flexible"); Levi 1981, S.447; Bowles/Gintis 1982, S.58-62, 90f; M. 
Schmidt 1982, S.170; Stephans 1979, S.206ff; Offe/Ronge 1976, S.55; 
Offe 1975, S.126f; ders. 1979, S.308f; ders. 1984, S.151, 155, 166, 
187, 194, 198, 244. Relativ unabhängig von der marxistischen Tradi-
tion findet man diesen Ansatz auch bei sozialdemokratischen Auto-
ren wie Strasser 1979, S.35, 61 und Kremendahl 1973, S.289, und 
auch der Pluralist Rose 1967 beachtet zuweilen die kapitalistischen 
Constraints (vgl. S.102f). Abschließend sollte vielleicht noch gesagt 
werden, daß es möglicherweise die Theorien der "Fiscal crisis" ge-
wesen sind, die der Durchsetzung des Constraint-Ansatzes förderlich 
waren, insbesondere O'Connor 1973; Grauhan/Hickel 1978. 
34 Anm. 33 umfaßt ohne nähere Spezifikation sowohl Autoren, die die 
schwache, als auch solche, die die stärkere Version vertreten. 
Jessop (1982, S.127) kritisiert übrigens explizit die von Offe vorge-
tragene (starke) Version und Vogel (1983, S.28) die von Lindblom 
vorgetragene. 
35 Ich bediene mich hier der Terminologie Giddens', der "structural 
rules" und "structural resources" unterscheidet, wobei letztere an 
den diesbezüglichen pluralistischen Begriff der "political resources" 
erinnern. 
36 Was in den letzten Jahren eine wahre Sturzflut komparativer Ar-
beiten zur Folge hatte; Arbeiten, die oft extensiv Gebrauch machen 
von Computerdaten und zuweilen Korrelationen mit Erklärungen ver-
wechseln. Drei der m.E. besten sind M.Schmidt 1982; Himmelstrand 
1981, sowie Alber 1982. 
37 Der Verweis auf die bloße Existenz der Demokratie ist hier nicht 
ausreichend. Denn obwohl ihre Einführung auf veränderte Machtver-
hältnisse zum Zeitpunkt dieser Einführung weist - schließlich wurde 
sie erstritten gegen das Kapital, Aristokratien feudal-absolutisti-
schen Ursprungs und andere Privilegierte - , ist damit nicht ausge-
schlossen, daß die Demokratie anschließend im Zuge einer entgegen-
gesetzten Entwicklung der Machtverhältnisse gänzlich kapitalistischen 
Interessen konformiert wird. 
38 Auf der ökonomischen Ebene sind diese Gegensätze struktureller 
Art. Da ihre Transformation in den demokratischen Staat nicht 
strikt notwendig ist, sind sie dort potentieller Art. 
39 Daher scheinen mir die Berechnungen Przeworski's (in ders. 1980 
und in ders./Wallerstein 1982) zum Verhältnis von Profiten und Löh-
nen, die den Punkt ermitteln sollen, an dem ein rationaler Klassen-
kompromiß geschlossen werden sollte, in gewisser Hinsicht Spielerei. 
Denn diese Berechnungen suggerieren die Möglichkeit einer Exakt-
heit, die aus dem genannten Grund nicht wirklich gegeben ist. Zu-
dem scheint Przeworski bei den betreffenden Aktoren (Gewerkschaf-
ten etc.) eine Rationalität zu unterstellen, deren Faktizität trotz 
einiger Aussagen führender Sozialdemokraten und Gewerkschafter 
(die Przeworski zitiert) äußert zweifelhaft ist (zu Przeworski's "ra-
tional workers" vgl. ders. 1980a, S.33ff; 1980c, S.35ff und ders./Wal-
lerstein 1982, S.233). Daß es Kompromisse zwischen Arbeit und 
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Kapital gibt, will ich damit ebensowenig wie ihre Bedeutung be-
streiten. Nur sind sie eben nicht derart, wie Przeworski sie be-
schreibt und haben sie auch nicht die Bedeutung, die er ihnen zu-
weist, denn es gibt zigfache Einflüsse, die - wie Przeworski (vgl. 
1982a, S.52-55) selbst weiß - auch den rationalsten Kompromiß 
oder Konsensus zwischen Arbeit und Kapital konterkarieren können. 
Vgl. hierzu auch Habermas 1981, Band 2, S.512: "Mit der Institu-
tionalisierung des Klassenkonflikts verliert .. . der soziale Gegensatz" 
von Lohnarbeit und Kapital "immer mehr seine strukturbildende 
Kraft für die Lebenswelt sozialer Gruppen, obgleich er für die 
Struktur des Wirtschaftssystems selbst nach wie vor konstitutiv ist". 
Denn: "Die ungleiche Verteilung sozialer Entschädigungen spiegelt 
ein Privilegienmuster, das sich nicht mehr umstandslos auf Klassen-
lagen zurückführen läßt:" 
40 Lindlom konzipiert die politische Wirklichkeit als Überlagerung von 
"Polyarchy" bzw. Pluralismus und privilegierter Position des Kapitals, 
wobei er zudem den Pluralismus als "inegalitarian" bezeichnet 
(S.140). 
41 Habermas (1981, Band2, S.513), der hier Offe folgt, formuliert es 
so: "Je besser der Klassenkonflikt ... eingedämmt und latent gehalten 
werden kann, umso mehr drängen Probleme in den Vordergrund, die 
nicht unmittelbar klassenspezifisch zurechenbare Interessenlagen ver-
letzen." 
42 Ob man dabei so weit gehen kann, den "State managers" ein über 
reinen Karrierismus und aufgezwungener elektoraler Gewinnorien-
tierung hinausgehendes ureigenes Interesse und entsprechende Ziele 
zu unterstellen, will ich hier nicht erörtern. Es sei nur vermerkt, 
daß ein solcher Standpunkt vertreten wird von Skocpol (1979), 
Levi (1981) und Block (1980) - obgleich т а л betonen muß, daß 
diese Autoren den strukturellen Kontext des staatlichen Handelns 
niemals außeracht lassen. Eine kurze Kritik dieser Ansätze liefert 
Therborn (1982b). 
43 Obwohl es auch Autoren gibt, bei denen Funktionalismus und Funk-
tionalismuskritik miteinander einhergehen. Vgl. z.B. Cough 1979 , 
S.37f, 48, 51 und 138 versus S.54 und lOOf sowie Stephens 1979 , 
S.151 versus S.155. 
44 Die methodologischen Diskussionen über den Funktionalismus fanden 
vornehmlich in den fünfziger und sechziger Jahren s ta t t , deren wich-
tigste Beiträge versammelt sind in Demerath/Peterson (1976). 
Giddens konnte so 1977 nicht ohne Berechtigung sagen: "The bat t le-
field is largely empty" (vgl. 'Functionalism: Apres la lu t te ' , in 
ders. 1977, S.96). Im deutschen Sprachraum entzündeten allerdings 
die Theorien Luhmanns zu Beginn der siebziger Jahre nochmals eine 
Diskussion des Funktionalismus. 
45 Die Plumpheit des Funktionalismus dieser 'Schulen' beklagt auch 
Cohen (1982, S.491f), und in diesem Punkt ist er sich einmal einig 
mit seinem Widerpart Elster (vgl. ders. 1982, S.454-463). 
46 Es fällt übrigens auf, daß die Bezugspunktproblematik in der Li-
teratur des angelsächsischen Sprachraums weit weniger erörtert wird 
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als in der deutschsprachigen. Vgl. z.B. Schmid 1974, S.70ff sowie 
Döbert 1973, S.67ff. 
47 Ein bekanntes Beispiel ist Stinchcombe's (1968, S.89) Modell des 
"causai loop", wo aufgrund irgendwelcher Spannungen eine Konse-
quenz zu Selbststabilisierungszwecken zurückwirkt auf ihre Ursache. 
Stinchcombe zeichnet dazu folgendes Schema: 
. ^ " ^ ->>. H = Homeostasis 
S <Г J]> H S = Structure 
^ - - ^ ^ ^ - ^ V Τ = Tension 
Τ '^"^ 
Wie Giddens (1979, S.79) demonstriert, zeichnet Stinchcombe jedoch 
nicht mehr als letztlich nur dies: 
η 
Stinchcombe's Schema zeichnet nur einen Fall des Zurückwirkens 
einer Folge auf ihre Ursache, mit zusätzlich einer dritten Kompo-
nente im Spiel. Einen Bezugspunkt, aufgrund dessen von funktio-
naler Erklärung gesprochen werden könnte, gibt er nicht an. Vgl. 
zu Stinchcombe auch v. Kersbergen 1984, S.64f. 
48 In dem Falle müßte man sich allerdings fragen, wozu die Menschen 
überhaupt noch Produktionsverhältnisse, die die Produktivkräfte 
vorantreiben, nötig haben. Die brauchten sie dann doch wohl nicht. 
Die eigene Initiative, Kraft und Rationalität wäre ausreichend. 
49 Wie Ruben (1981, S.229) trotz all seiner Kritik dazu kommt, zu 
behaupten, Cohens Theorie sei nicht teleologisch, macht er nicht 
deutlich. 
50 Elster (1982, S.478, Anm.8) nennt seine frühere Cohen-Kritik "par-
tially misguided". Hätte er deutlich angegeben, welcherart Mecha-
nismus Cohens Theorie unterschlägt, gäbe es m.E. keinen Anlaß zu 
einer (teilweisen) Zurücknahme seiner eher vorgebrachten Kritik-
punkte. 
51 Giddens (1979, S.76) betrachtet "social integration as concerned 
with systemness on the level of face-to-face interaction" und "sys-
tem integration as concerned with systemness on the level of re-
lations between social systems or collectivities". Ein grundlegender 
Text zu diesem Thema ist Lockwood 1964. 
52 Z.B. Parsons 1979, S.34. Alle Systemzustände erfüllen ihm zufolge 
Funktionen der Systemerhaltung. Dieserart Theorie ist schon oft 
genug Anlaß gewesen, den sozialwissenschaftlichen Funktionalismus 
als konservativ zu kritisieren (vgl. z.B. Gouldner 1971, Part II - The 
World of Talcott Parsons -, S.331ff). Überraschend ist, daß auch 
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Habermas (1981, Band 2) Systembestand als Bezugspunkt funktional-
logischer Erörterungen gebraucht (S.179, 208, 213, 216). Auch Offe 
tut dies (siehe z.B. 'Tauschverhältnis und politische Steuerung', in 
ders. 1972, S.33ff, und vgl. die Verweise in Anm. 32). Dies demon-
striert, daß Offe, der grundsätzlich eine offene funktionallogische 
Argumentation vorlegt, in der Bezugspunktproblematik zuweilen 
leichtfertig vorgeht. Zudem schließt auch er oftmals automatisch 
von funktionalen Erfordernissen auf deren Erfüllung. 
53 Wo Funktionalität mehrere Formen haben kann, spricht man von 
"Aquifinalität". 
54 Ich übernehme diesen Begriff hier von v.Parijs (1982), der ihn in 
seinem Beitrag zur Cohen-Elster-Debatte offeriert. Sein Beitrag 
läßt entgegen seiner Absicht am Ende vom Funktionalismus nicht 
mehr viel übrig. Daß es ein Mechanismus-Problem gibt, hat er im 
Gegensatz zu Cohen mit Elster begriffen (S.502). Eine theoretische 
Spezifikation des erforderlichen Mechanismus, der gegeben sein muß, 
will die Rede von objektiven Funktionszusammenhängen gerechtfer-
tigt sein, liefert jedoch auch er nicht. Zum Teil kommt dies, weil 
er die Bezugspunktproblematik gänzlich außer acht läßt. Eine Unter-
scheidung zwischen Funktionalismus einerseits und offener funktio-
nallogischer Argumentation andererseits ist ihm so nicht möglich. 
Doch bietet sein Text interessante Gesichtspunkte, wovon einer die 
Konzeption von "societal trail and error"-Prozessen ist (vgl. S.502ff) 
und ein anderer daran vorangehend seine Besprechung von "absorbing 
Markov processes", die besagen, daß "institutions undergo continuous 
change until they arrive in a state in which there is no pressure 
for further change" (S.498). Aber wie gesagt, leider vergißt er die 
Bezugspunkt ρ robl e m at i к. 
55 Es erübrigt sich wohl, hier hinzuzufügen, daß diejenigen Marxisten, 
die im 'real existierenden Sozialismus' einen Schritt zu einer Ge-
sellschaft ohne Herrschaftsverhältnisse sehen, dort weder Ausbeu-
tung noch Klassenherrschaft erblicken. Klassen gibt es zwar noch, 
aber deren Verhältnis ist "nicht antagonistisch" (vgl.z.B. Gleserman 
1973, S.147-194). 
56 U.a. daraus zieht Bahro (1977, S.191ff) die Konsequenz, daß 
"Schichtenmodelle" eine "angemessenere Beschreibung" des 'real 
existierenden Sozialismus' liefern. 
57 Eine Aussage wie: "A tiny minority class - the bourgeoisie - rules 
by means of democracy" (Therborn 1977, S.3; vgl. auch S.4) ver-
trägt sich daher auch nicht mit der vorhergehend zitierten. 
58 Eine herrschende Klasse im Sinne einer herrschenden Elite ist z.B. 
ein Thema der "Network"-Analysen. Vgl. diesbezüglich die infor-
mative Studie von Fennema 1982. 
59 Dem 'Spiegel' (Nr. 27 vom 2.7.1984, S.44) zufolge belaufen sich die 
Jahresbezüge der Vorstandsmitglieder deutscher Aktiengesellschaften 
auf durchschnittlich DM 348 000.- (1983), wobei die Bezüge von 
2,3% dieser Gruppe oberhalb der Summe von DM 800 000.- liegen 
(in die Gruppe mit Bezügen bis zu DM 100 000.- fallen übrigens 
5,3%). Im Bereich der Millioneneinkommen befinden sich die Vor-
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Standsmitglieder der bekannten Großunternehmen und -banken. 
60 Berufsgruppen, die mit ihren Verbänden meist erfolgreich für die 
Handhabung ihrer materiellen Privilegien zu kämpfen wissen. Vgl. 
exemplarisch Naschold (1967) sowie Alford (1975). 
61 Ohne große theoretische Anstrengung kann man aber weisen auf 
all die Fälle, wo gleiche Arbeit ungleich entlohnt wird (das bekann-
teste Beispiel ist die Differenz zwischen Männern und Frauen) oder 
umgekehrt, wo ungleich qualifizierte Arbeit, Arbeit, die ungleichen 
Einsatz und Mühe erfordert, keineswegs auch entsprechende Unter-
schiede in der Entlohnung bedingt. Ich bin mir hierbei übrigens 
durchaus dessen bewußt, daß Geld nicht die einzige Form der Lei-
stungsvergütung ist. Faktoren wie der Grad der Befriedigung, die die 
Arbeit ermöglicht oder wie die Disposibilität der Arbeitszeit, sind 
hier auch zu berücksichtigen. Und wer die Individualisierbarkeit der 
Arbeitsleistung in einem Kontext gesellschaftlicher Produktion (inkl. 
der gesellschaftlichen Produktion der Arbeitskraft) grundsätzlich be-
zweifelt - was bis zu einem gewissen Grade sicher legitim ist; man 
denke nur an die gesellschaftliche Finanzierung der Ausbildungsstät-
ten - , der setzt natürlich auch grundsätzlich ein Fragezeichen be-
züglich der (gegebenen) Differenzierung der Einkommen. 
62 Der RSV-Skandal führte zur Einsetzung einer parlamentarischen Un-
tersuchungskommission, deren Sitzungen und Verhöre von den nieder-
ländischen Medien ausführlich belichtet wurden. Vgl. z.B. 'De 
Volkskrant', die in den Monaten Mai und Juni 1984 beinahe täglich 
(außer Montags) auf S.2 in halbseitigen Artikeln die Untersuchungs-
ergebnisse der Kommission registrierte. Eine erste Zusammenfassung 
der Geschehnisse bietet Blom (1984; zum 'goldenen Handdruck' u.d. 
vgl. S.50-60). 
63 Vgl. als kurze Übersicht Krätke (1984), S.61 sowie zur BRD aus-
führlich Hartwich (1970), der allerdings verdeutlicht, wie die Bin-
dung des Privateigentums ans Gemeinwohl in der bundesrepublika-
nischen Geschichte rechtlich und praktisch-politisch ausgehöhlt 
wurde. 
64 In den USA besaßen diese Fonds (dort allerdings privaten Charak-
ters) Mitte der siebziger Jahre ca. ein Drittel des Produktionsver-
mögens (vgl. Stephens 1979, S.177), während die schwedischen Fonds 
zur gleichen Zeit "about 50% of all domesting saving" auf sich ver-
einten (vgl. Esping-Anderson 1980, S.267). Bezüglich der Niederlande 
siehe jetzt Wilterdink (1984). 
65 Für das 19. Jahrhundert versuchen Brenner/Ramas (1984), S.51, a l -
lerdings zu belegen, daß die Zurückdrängung der Frauen in den 
Haushalt nicht nur ein Resultat ideologischer Kampagnen oder spe-
zifischer Männerinteressen war, sondern auch von den (beschränkten) 
materiellen und medizinisch-technisch Möglichkeiten der damaligen 
Zeit bestimmt war. 
66 Therborn (1984b, S.29) scheint diesbezüglich optimistisch zu sein, 
denn er wagt - wenn auch vorsichtig - die Vorhersage, daß der 
Trend,der zum Aufbau des Sozialstaates führte, auch von der gegen-
wärtigen wirtschaftlichen Krise nicht gebrochen werden könne. 
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67 "The values of laissez-faire liberalism are known to most citizens 
of the United States as 'good Americanism'" (Domhoff 1979,5.171). 
68 Hiermit spiele ich an auf Polsby's Kritik der Untersuchung von 
Crenson (1971). Crenson hatte festgestellt, daß man in Ost-Chicago 
der Luftverschmutzung rigider zu Leibe zu rücken versuchte als in 
Gary (beides Gemeinden mit viel Stahlindustrie), wo es eigentlich 
ein "non-issue" war. Obwohl in beiden Städten die Industrie nicht 
in den sichtbaren Entscheidungsprozeß eingriff, folgerte Crenson 
den Unterschied aus den verschiedenartigen Konzentrationsgraden 
der ansässigen Stahlindustrie. Polsby (1980, S.217) erachtet diese 
Erklärung nun als völlig unzureichend und hält dem entgegen, daß 
verschiedenartige Abwägungen der Bevölkerung zwischen Beschäfti-
gung und sauberer Luft ebensogut die Ursache der Policy-Unter-
schiede sein könnten. Ganz so, als ob lokale, ein Beschäftigungsmo-
nopol innehabende Unternehmen nicht in der Lage wären, ihrer 
Belegschaft deutlich zu machen, daß eine Politik der Luftverschmut-
zungsbekämpfung negative Beschäftigungsfolgen für sie haben kann 
oder wird. 
KAPITEL V 
1 "So what is left once certain old certainties (like totalitarism or 
the orthodox Marxist approaches) have been abandoned? The answer, 
if we consult the most recent publications, is not very much." So 
Eley 1983, S.54. 
2 Sie finden sich auch in 'westlichen' Arbeiten. Vgl. z.B. Kühnl 1972; 
Opitz 1974a; ders. 1974b und Hörster-Philipps 1977. Siehe auch den 
Diskussionsband von Gossweiler/Kühnl/Opitz (1972). 
3 Die Daten sind zitiert nach dem Vorabdruck eines Kapitels von Fal-
ters Buch in der Frankfurter Rundschau vom 21.12.1982. 
4 Moore's Daten beziehen sich zwar auf 1935, er sagt aber, daß diese 
von denen von 1930 nur wenig verschieden sind. 
5 Verständnisvoll zitiert Abraham denn auch RDI-Analysen. Vgl. z.B. 
ibid., S.256. 
6 Einmal - ibid., S.278f - sieht Abraham auch die Kompromißlosig-
keit der (Schwer-)Industrie. 
7 Hörster-Philipps 1977, S.115, erzählt, daß Hitler, der Strasser be-
reits seine Zustimmung gegeben haben soll, auf der Reise von Mün-
chen nach Berlin vom "schwerindustriellen Flügel der NSDAP" unter 
Gering aus dem Zug geholt und umgestimmt wurde. Bracher 1957, 
S.671, weist allerdings darauf hin, daß diese Darstellung nicht be-
legt ist. 
8 Ob man darum von Staatskapitalismus sprechen kann, sei einmal da-
hingestellt. Vgl. hierzu Pollock 1975, S.72-100. 
9 So auch Hennig 1982, S.85f. Zutreffend ist m.E. dagegen seine The-
se auf S.279: "Die Wirtschaft wurde ... als eine in ihrer Binnen- und 
damit Herrschafestruktur unangetastete Größe funktional den poli-
tischen Zielsetzungen subsumiert". Beachten muß man hierbei eben 
nur, daß die - z.B. betrieblichen Herrschatsverhältnisse innerhalb 
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der unmittelbaren Produktionssphäre nicht dasselbe sind wie die ge-
sellschaftliche Herrschaft des Kapitals. 
10 Der Zusammenbruch des Welthandels war ja gerade ein Merkmal 
der Krise der zwanziger und dreißiger Jahre. Vgl. hierzu Polanyi 
1957 (urspr. 1944), Teil 1. 
11 Raum zu einer ausführlichen polit-ökonomischen Diskussion ist hier 
nicht. Eine Theorie, die in groben Zügen meine Zustimmung findet, 
ist E. Altvater u.a. 1983. Deren technizistische Profitratenlogik teile 
ich allerdings nicht. 
12 Eine Arbeitslosigkeitsbekämpfung auf Kosten kapitalistischen Wachs-
tums kann daher im Kapitalismus auf die Dauer nicht durchgehalten 
werden. Fälschlicherweise nimmt M.Schmidt 1983, S.16, offenbar 
gerade dies an, wenn er den Einfluß unterschiedlicher Machtverhält-
nisse auf die Wirtschaftspolitik anhand dieses Beispiels zu illustrie-
ren versucht. 
13 Fennema/v.d-Pijl (1985) z.B. leiten, ohne sich um irgendwelche Ver-
mittlungsglieder zu kümmern, den gegenwärtigen Trend zum Neo-
liberalismus aus personellen Verschiebungen in den Aufsichtsräten 
des internationalen Kapitals zugunsten der Banken ab. 
260 
BIBLIOGRAPHIE 
ABENDROTH, W. (Hrsg.) 1967, Faschismus und Kapitalismus, Frankfurt/M. 
ABENDROTH, W. 1973, Sozialgeschichte der europäischen Arbeiterbe-
wegung, Frankfurt/M. 
ABERCROMBIE, D. 1983, Capital, Labour and the Middle Classes, Lon-
don. 
ABERCROMBIE, N./S. HILL/B.S. TURNER 1980, The Dominant Ideology 
Thesis, London. 
ABRAHAM, D. 1981, The Collapse of the Weimar Republic. Political 
Economy and Crisis, Princeton. 
ABRAHAM, D. 1983, Klassenkompromiß und Wiederkehr des Klassen-
konflikts in der Weimarer Republik, in Prokla 52. 
ADORNO, T.W., et .al . 1969, The Authoritarian Personality, New York. 
ALBER, j . 1982, Vom Armenhaus zum Wohlfahrtsstaat. Analysen zur 
Entwicklung der Sozialversicherung in Westeuropa, Frankfurt/M. 
ALFORD, R.R. 1975a, Health Care Politics: Ideological and Interest 
Group Barriers to Reform, Chicago. 
ALFORD, R.R. 1975 b, Paradigms of the Relation between State and 
Society, in L. LINDBERG et.al. (eds.), Stress and Contradiction in 
Modern Capitalism, Lexington. 
ALTHUSSER, L. 1968, Für Marx, Frankfurt/M. 
ALTHUSSER, L. 1975, Elemente der Selbstkritik, Westberlin. 
ALTHUSSER, L. 1978, Die Krise des Marxismus, Hamburg. 
ALTHUSSER, L. o.J., Lenin and Philosophy and other Essays, New York. 
ALTHUSSER, L./E. BALIBAR 1972, Das Kapital Lesen, Reinbek/Hambg. 
ALTVATER, E. 1972, Zu einigen Problemen des Staatsinterventionismus, 
in Prokla 3. 
ALTVATER, E. 1978, Politische Implikationen der Krisenbereinigung. 
Überlegungen zu den Austerity-Tendenzen in Westeuropa, in Prokla 32. 
ALTVATER, E. u.a. 1976, Rahmenbedingungen und Schranken s t aa t -
lichen Handelns, Frankfurt/M. 
ALTVATER, E./O. KALLSCHEUER 1979, Staat und gesellschaftliche 
Reproduktion der kapitalistischen Herrschaftsverhältnisse, in dies. 
(Hrsg.), Den Staat diskutieren. Kontroversen über eine These von 
Althusser, Berlin(West). 
ALTVATER, E./K. HÜBNER/M. STANGER 1983, Alternative Wirtschafts-
politik. Jenseits des Keynesianismus, Opladen. 
ANDERSON, P. 1964, Origins of the Present Crisis, in New Left Re-
view 23. 
ANDERSON, P. 1966, Socialism and Pseudo-Empiricism, in New Left 
Review 35. 
261 
ANDERSON, P. 1974, Passages from Antiquity to Feudalism, London 
ANDERSON, P. 1977, The Antinomies of Antonio Gramsci, in New Left 
Review 100 
ANDERSON, P. 1980, Arguments within English Marxism, London 
ANDEWEG, R.B. 1982, Dutch Voters Adrift, Leiden 
ANELL, L. 1981, Recession. The Western Economies and the Changing 
World Order, London 
D'ANTONIO, W.V./H.J. EHRLICH (eds.) 1961, Power and Democracy 
in America, Notre Dame (Ind.) 
ARCHIBUGI, F . / J . DELORS/St. HOLLAND 1978, The International 
Crisis, in St. HOLLAND (ed.), Beyond Capitalist Planning, London 
ARMANSKI, G. 1974, Staatliche Lohnarbeiter im Kapitalismus, in Prok-
la 16 
ARON, R. 1957, Opium für Intellektuelle oder die Sucht nach Weltan-
schauung, Köln 
ARON, R. 1967, The Industrial Society, London 
ARONOWITS, S. 1980, The Labour Movement and the Left in the Uni-
ted States, in The Socialist Register 1980 
AUTORENKOLLEKTIV IMSF 1972/73, Klassen- und Sozialstruktur der 
BRD 1950-1970, 2 Bände, Frankfurt/M 
AVINERI, S. 1968, The Social and Political Thought of Karl Marx, Cam-
bridge 
BACHARACH, S.B./E.J. LAWLER 1976, The Perception of Power.in 
Social Forces 55 
BACHRACH, P . /M.S. BARATZ 1970, Power and Poverty. Theory and 
Practice, New York 
BADER, V.M. / J . BERGER / H . GANSSMANN / J. v.d. KNESEBECK 1976, 
Einführung in die Gesellschaftstheorie. Gesellschaft, Wirtschaft und 
Staat bei Marx und Weber, 2 Bände, Frankfurt/M. 
BAHRO, R. 1977, Die Alternative. Zur Kritik des real existierenden 
Sozialismus, Köln-Frankfurt/M. 
BAHRT, H.P. 1958, Industriebürokratie, Stuttgart 
BAHRT, H.P . /H. KERN u.a. 1970, Zwischen Drehbank und Computer, 
Reinbek bei Hamburg 
BARBER, В. 1957, Social Stratification, New York 
BAUER, O. 1967, Der Faschismus, in W. ABENDROTH (Hrsg.), Faschis­
mus und Kapitalismus, Frankfurt/M. 
BECHHOFER, F . / B . ELLIOT (eds.) 1981, The Petite Bourgeoisie. Com­
parative Studies of the Uneasy Stratum, London 
BECKER, U. 1981, 'Wetenschappelijkheid', Kennis en Maatschappij, in 
Cahiers voor de politieke en sociale wetenschappen 3,4 
BECKER, U. 1982, Arbeid en historische vormen. Een kritische rela-
tivierung van Marx' Kapitalisme - En Geschiedenistheorie, Amsterdam 
BECKER, U. / К . van KERSBERGEN 1982, Klassentheorieën en politiek. 
Methodologische overwegingen en gegevens over de Nederlandse 
klassenstruktuur, in Cahiers voor de politieke en sociale weten-
schappen 4,3 
BECKER, U . / P . CASTENMILLER/T. van DIJK 1983, Sociaal- ekono m i sehe 
262 
struktuur en partijkeuze in Nederland 1971-1982, Manuskript, Poli-
tieke Wetenschap, Universiteit van Amsterdam 
BELL, D. 1961, The End of Ideology, New York 
BELL, D. 1974, The Coming of Post-Industrial Society, London 
BELL R./D.V. EDWARDS/R.H. WAGNER (eds.) 1969, Political Power. 
A Reader in Theory and Research, New York 
BENDIX, R./S.M. LIPSET (eds.) 1966, Class, Status and Power, New 
York 
BENTLEY, A.F. 1967, The Process of Government, Cambridge (Mass.) 
BERGER, J. 1978, Intersubjektive Sinnkonstitution und Sozialstruktur. 
Zur Kritik handlungstheoretischer Ansätze der Soziologie, in Zeit-
schrift für Soziologie 7,4 
BERGER, J. 1981, Wandlungen von Krisenursachen im wohlfahrtsstaat-
lichen Kapitalismus, in M.E. POERKSEN (Red.), Alternative Wirt-
schaftspolitik I ( = Argument-Sonderband 68), Berlin (West) 
BERLE, A.A./G.C. MEANS 1947, The Modern Corporation and Private 
Property, New York 
BERNSTEIN, E. 1977, Texte zum Revisionismus (Hrsg. H. HEIMANN), 
Bonn-Bad Godesberg 
BEYER, W.R. 1971, Die Sünden der Frankfurter Schule. Ein Beitrag zur 
Kritik der 'Kritischen Theorie', Berlin (DDR) 
BISCHOFF, J. u.a. 1982, Jenseits der Klassen? Gesellschaft und Staat 
im Spätkapitalismus, Hamburg 
BLACKBOURN, D . / G . ELEY 1980, Mythen deutscher Geschichteschrei-
bung: Die gescheiterte bürgerliche Revolution von 1848, Frankfurt/M. 
BLANKE, B. 1977, Formen und Formwandel des politischen Systems in 
der bürgerlichen Gesellschaft, in Staat - Politische Ökonomie: Hand-
buch 5, Frankfurt/M. - Köln 
BLANKE, B . /U . JÜRGENS/H. KASTENDIEK 1974, Zur neueren marxi-
stischen Diskussion über die Analyse von Form und Funktion des 
bürgerlichen Staates; Überlegungen zum Verhältnis von Politik und 
Ökonomie, in Prokla 14/15 
BLANKE, B. IG. SCHÄFER 1979, Krise der Linken - Krise des Marxis-
mus, in Prokla 36 
BLAU, P. /O.D. DUNCAN 1967, The American Occupational Structure, 
New York 
BLOCH, M. 1942, The Rise of Dependant Cultivation and Seigniorial 
Institutions, in Cambridge Economic History of Europe I, Cambridge 
BLOCH, M. 1965, Feudal Society, 2 Bände, London 
BLOCK, F. 1977, The Ruling Class Does not Rule, in Socialist Revolu-
tion 33 
BLOCK, F. 1980, Beyond Relative Autonomy: State Managers as Histo-
rical Subjekts, in The Socialist Register 
BLOM, R.J. 1984, RSV. Een financiële scheepsramp, Utrecht/Antwerpen 
BLOOMFIELD, J. (ed.) 1977, Class, Hegemony and Party, London 
BÖHLER, D. 1971, Metakritik der Marxschen Ideologiekritik, Frankfurt 
BOLAFFI, A. /G . MARAMAO 1981, Wer hat Angst vor Bad-Godesberg, 
in Prokla 41 
BORCHARDT, K. 1979, Zwangslagen und Handlungsspielräume in der 
263 
großen Wirtschaftskrise der frühen dreißiger Jahre: zur Revision des 
überlieferten Geschichtsbildes, in Bayerische Akademie der Wissen-
schaften, Jahrbuch 1979, München 
BORN, K.E. 1976, Der soziale und wirtschaftliche Strukturwandel 
Deutschlands am Ende des 19. Jahrhunderts, in H.-U. WEHLER 
(Hrsg.), Moderne Deutsche Sozialgeschichte, Köln 
BORON, A.A. 1981, Latin America: Between Hobbes and Friedman, in 
New Left Review 130 
BOTTOMORE, T.B. 1965, Classes in Modern Society, London 
BOTTOMORE, T.B. 1966, Elites and Society, Harmondsworth 
BOWLES, S. / H . GINTIS 1982, The Crisis of Liberal Democratic Capita-
lism: The Case of the United States, Politics & Society 11,1 
BRACHER, K.D. 1957, Die Auflösung der Weimarer Republik, Stuttgart 
-Düsseldorf 
BRACHER, K.D./W. SAUER/G. SCHULZ 1960, Die nationalsozialisti-
sche Machtergreifung, Köln-Opladen 
BRANDS, K./WHOGENDOORN 1983, Van vreemde smetten vrij. Opkomst 
van de Centrumspartij, Bussum 
BRAUCKMÜLLER, В. / R. HARTMANN 1978, Organisierter Kapitalismus 
und Krise, in W. LUTHARDT (Hrsg.), Sozialdemokratische Arbeiter­
bewegung und Weimarer Republik. Materialien zur gesellschaftlichen 
Entwicklung 1927-1933, Band 1, Frankfurt/M. 
BRAVERMANN, H. 1974, Labor and Monopoly Capital, New York 
BRENNER, J . / M . RAMAS 1984, Rethinking Women's Oppression, in 
New Left Review 144 
BREUER, S. 1983, Faschismus in Italien und Deutschland. Gesichtspunk­
te zum Vergleich, in Leviathan 1 
BROSZAT, M. 1978, Der Staat Hitlers, München 
BRUNHOFF, S. de 1978, The State, Capital and Economic Policy, London 
BUCI-GLUCKSMANN, C. 1982a, Sozialdemokratie und keynesianischer 
Staat, in Prokla 47 
BUCI-GLUCKSMANN, C. 1982b, Formen der Politik und Konzeptionen 
der Macht, in W.F. HAUG/W. ELFFERDING (Hrsg.), Neue Soziale 
Bewegungen und Marxismus (= Argument-Sonderband 78), Berlin 
(West) 
BUCI-GLUCKSMANN, C . / G . THERBORN 1982, Der Sozialdemokratische 
Staat. Die Keynesianisierung der Gesellschaft, Hamburg 
BURAWOY, M. 1978, Toward a Marxist Theory of the Labor Process: 
Braverman and Beyond, in Politics & Society 7,2 
BURAWOY, M. 1979, Manufacturai Consent: Changes in the Labor Pro-
cess under Monopoly Capitalism, Chicago 
BURAWOY, M. 1980, The Politics of Production and the Production of 
Politics. A Comperative Analysis of Piecework Machine Shops in the 
United States and Hungary, M. ZEITLIN (ed.), Political Power and 
Social Theory I, Greenwich (Conn.) 
BURNHAM, J. 1945, The Managerial Revolution, Harmondsworth 
BURRIS, V. 1980, Class Formation and Transformation in Advanced Ca-
pitalist Sociétés, in Social Praxis 7,3 
BUTLER, D . / D . STOKES 1974, Political Change in Britain, London 
264 
CAPLAN, J. 1977, Theories of Fascism: Nicos Poulantzas as Historian, 
in History Workshop 3 
CARCHEDI, G. 1977, On the Economic Identification of Social Classes, 
London 
CARCHEDI, G. 1983, Problems in Class Analysis. Production and the 
Function of Capital, London 
CASPAR, H. 1977, Die Deflationspolitik der Regierung Brüning. Zur 
Analyse konkreter Staatsfunktionen, in Staat und Monopole III (= Ar-
gument -Sonderband 16), Berlin (West) 
CASTELLAN, G. 1974, Zur sozialen Brisanz der Prosperität 1924-1929, 
in H.MOMMSEN/D. PETZINA/B.WEISBROD (Hrsg.), Industrielles 
System und politische Entwicklung in der Weimarer Republik, Düs-
seldorf 
CASTLES, F.G. 1978, The Social Demokratie Image of Society, London 
CBS (Centraal Bureau voor de Statistiek) 1960, Volkstelling 1960, 's 
Gravenhage 
CBS 1980, Arbeidskrachtentelling 1977,'s Gravenhage 
CBS 1979, Statistisch Zakboek 1979, 's Gravenhage 
CBS 1982, Arbeidskrachtentelling 1979, 's Gravenhage 
CLARKE, S. 1977, Marxism, Sociology and Poulantzas' 'Theory of the 
S ta te ' , in Capital and Class 2 
CLARKE, S. 1979, Socialist Humanism and the Critique of Economism, 
in History Workshop 8 
CLAUDIN, F. 1975, The Communist Movement. From Comintern to Co-
minform, Harmondsworth 
CLEMENTS, M. 1972, Gesellschaftliche Ursprünge des Faschismus, 
Frankfurt/M. 
COGOY, M. 1973, Werttheorie und Staatsausgaben, in C.V. BRAUNMÜHL 
u.a., Probleme einer materialistischen Staatstheorie, Frankfurt/M. 
COHEN, G.A. 1978, Karl Marx' Theory of History. A Defence, Princeton 
COHEN, G.A. 1980, Functional Explanation: Reply to Elster, in Politi-
cal Studies vol. 28,1 
COHEN, G.A. 1982, Reply to Elster on Marxism, Functionalism and 
Game Theory, in Theory and Society 11 
COLLETTI, L. 1977, Marxismus und Dialektik, Frankfurt-Berlin-Wien 
CONEN, G.J .M. /F . HUIJGEN 1980, De kwalitatieve struktuur van de 
werkgelegenheid in 1960 en 1971 I. De ontwekkeling van de funk-
tieniveaustruktuur in de vijf grootste sektoren, in Economisch 
Statistisch Berichten vom 23.4.1980 
CONNOLLY, W.E. 1969, The Challenge of Pluralist Theory, in ders.(ed.), 
The Bias of Pluralism, New York 
O'CONNOR, J. 1973, The Fiscal Crisis of the State, New York 
O'CONNOR, J. 1975, Productive and Unproductive Labor, in Politics & 
Society 3 
CRENSON, M. 1971, The Unpolitics of Air Polution, Baltimore 
CROMPTON, R . / J . GUBBAY 1977, Economy and Class Structure, Lon-
don 
CROUCH, C. 1979, The State, Capital and Liberal Democracy, in ders. 
(ed.), State and Economy in Contemporary Capitalism, London 
265 
CROUCH, С./A. PIZZORNO 1978, The Resurgence of Class Conflict in 
Western Europe since 1968, 2 Bände, London 
CUTLER, A . / B . HINDESS/P. HIRST/A. HUSSAIN 1977/78, Marx's Ca-
pital and Capitalism Today, 2 Bände, London 
CZICHON, E. 1967, Wer verhalf Hitler zur Macht. Zum Anteil der 
deutschen Industrie an der Zerstörung der Weimarer Republik, Köln 
DAHL, R.A. 1956, A Preface to Democratic Theory, Chicago 
DAHL, R.A. 1961a, Equality and Power in American Society, in W.V.D. 
'ANTONIO/H.J. EHRLICH (eds.), Power and Democracy in America, 
Notre Dame (Ind.) 
DAHL, R.A. 1961b, Who Governs? Democracy and Power in an Ameri-
can City, New Haven 
DAHL, R.A. 1968, A Critique of the Ruling Elite Model, in G.W. DOM-
HOFF/H.B. BALLARD (eds.), С Wright Mills and the Power Elite, 
Boston 
DAHL, R.A. 1969, The Concept of Power, in R. BELL/D.V. EDWARDS/ 
R.H.WAGNER (eds.), Political Power. A Reader in Theory and Re­
search, New York 
DAHRENDORF, R. 1959, Class and Class Conflict in Industrial Society, 
Stanford 
DANTO, A.C. 1974, Analytische Philosophie der Geschichte, Frankfurt 
DASCHER, O. 1974, Probleme der Konzernorganisation, in H.MOMMSEN/ 
D. PETZINA/B. WEISBROD (Hrsg.), Industrielles System und politi­
sche Entwicklung in der Weimarer Republik, Düsseldorf 
DAVIS, K./W.E. MOORE 1966, Some Principles of Stratification, in R. 
BENDIX/S.M.LIPSET (eds.), Class, Status and Power, New York 
DAVIS, M. 1980a, Why the Working Class is Different, in New Left 
Review 123 
DAVIS, M. 1980b, The Barren Mariage of American Labour and the 
Democratic Party, in New Left Review 124 
DAVIS, M. 1984, The Political Economy of Late-Imperial America, in 
New Left Review 143 
DEMERATH, N . J . / R . PETERSON 1967, System, Change and Conflict, 
New York 
DEPPE, F. 1971, Das Bewußtsein der Arbeiter. Studien zur politischen 
Soziologie des Arbeiterbewußtseins, Köln 
DEPPE, F . / H . LANGE/L. PETER (Hrsg.) 1970, Die neue Arbeiterklas-
se, Frankfurt/M. 
DIMITROFF, G. 1974, Arbeiter gegen Faschismus, in R. KÜHNL (Hrsg.), 
Texte zur Faschismusdiskussion I, Reinbek bei Hamburg 
DÖBERT, R. 1973, Systemtheorie und die Entwicklung religiöser Deu-
tungsmuster. Zur Logik des sozialwissenschaftlichen Funktionalismus, 
Frankfurt/M. 
DÖHN, L. 1974, Zur Verschränkung der Deutschen Volkspartei mit 
großwirtschaftlich-industriellen Interessen im Herrschaftssystem der 
Weimarer Republik, in H. MOMMSEN/D. PETZINA/B. WEISBROD 
(Hrsg.), Industrielles System und politische Entwicklung in der Wei-
marer Republik, Düsseldorf 
266 
DOMHOFF, G.W 1967, Who Rules America?, Englewood Cliffs (N.J.) 
DOMHOFF, G.W. 1971, The Higher Circles. The Governing Class in 
America, New York 
DOMHOFF, G.W. 1979, The Powers that Be. Processes of Ruling Class 
Dimination in America, New York 
DOMHOFF, G.W./H.B. BALLARD (eds.) 1968, C.Wrights Mills and the 
Power Elite, Boston 
DOPSCH, A. 1942, Agrarian Institutions of the Germanic Kingdoms 
from the Fifth to the Ninth Century, in Cambridge Economic History 
of Europe I, Cambridge 
DURKHEIM, E. 1984, The Division of Labour in Society, London 
EBBINGHAUSEN, R. 1976, Bürgerlicher Staat und politische Legitima-
tion, Frankfurt/M. 
ECKART, C . / R . HERDING/U. JARISCH / K. KNAPP/B. KIRCHLECHNER 
1975, Arbeiterbewußtsein, Klassenzusammensetzung und ökonomische 
Entwicklung. Empirische Thesen zum instrumenteilen Bewußtsein, in 
Gesellschaft. Beiträge zur Marxschen Theorie 4, Frankfurt/M. 
EDER, K. 1976, Die Entstehung staatlich organisierter Gesellschaften, 
Frankfurt/M. 
EHRENREICH, B . / J . EHRENREICH 1978, The Professional and Mana-
gerial Class, in P.WALKER (ed.), Between Labor and Capital, Mon-
treal 
E1CHHOLTZ, D. 1980, Zu Problemen der Entwicklung der Produktions-
verhältnisse unter der faschistischen Diktatur, in ders. K. GOSSWEI-
LER (Hrsg.), Faschismusforschung. Positionen, Probleme, Polemik, 
Berlin (DDR) 
EICHHOLTZ, D . / K . GOSSWEILER (Hrsg.) 1980, Faschismusforschung. 
Positionen, Probleme, Polemik, Berlin (DDR) 
ELEY, G. 1983, What Produces Fascism: Preindustrial Traditions or a 
Crisis of a Capitalist State?, in Politics & Society 12,1 
ELSTER, J. 1980, Cohen and Marx's Theory of History, in Political 
Studies Vol. 28,1 
ELSTER, J. 1982, Marxism, Functionalism and Game Theory. The Case 
for Methodological Individualism, in Theory and Society 11 
ENGELS, F. MEW 8, Vorrede zur 3. Auflage (1885) von К. Marx, Der 
achtzehnte Brumaire des Louis Bonaparte 
ENGELS, F. MEW 19, Das Begräbnis von Karl Marx 
ENGELS, F. MEW 22, Kritik des sozialdemokratischen Programment-
wurfs 1891 
ENGELS, F. MEW 1, Ludwig Feuerbach und der Ausgang der Klassi-
schen deutschen Philosophie 
ESPING-ANDERSON, G . / R . FRIEDLAND/E.O. WRIGHT 1976, Modes 
of Class Struggle and the Capitalist State, in Kapitalistate 4/5 
ESPING-ANDERSON, G. 1980, The Political Limits of Social Democracy: 
State Policy and Party Decomposition in Denmark and Sweden, in 
M. ZEITLIN (ed.), Class, Class Conflict, and the State. Empirical 
Studies in Class Analysis, Cambridge (Mass.) 
267 
FALTER, J.W. 1983, Hitlers Wähler, Opladen 
FENNEMA, M. 1982, International Networks of Banks and Industry, Den 
Haag 
FENNEMA, M./K.v.d. PIJL 1985, International Bank Capital and the 
New Liberalism, (erscheint) in M. MIZRUCHI/M. SCHWARTZ (eds.), 
Structural Analysis of Business 
FISCHER, W. 1974, Die Weimarer Republik unter den weltwirtschaft-
lichen Bedingungen der Zwischenkriegszeit, in H. MOMMSEN/D. PET-
ZINA/B. WEISBROD (Hrsg.), Industrielles System und politische Ent-
wicklung in der Weimarer Republik, Düsseldorf 
FLATOW, S.v . /F . HUISKEN 1973, Zum Problem der Ableitung des bür-
gerlichen Staates, in Prokla 7 
FLESSEMAN, T. / W. MARTIN 1980, Middenstand en Ixjndgenotenpolitiek 
II, in Tijdschrift voor Politieke Economie 3,3 
FOSTER, R. / J .P . GREENE (eds.) 1970, Preconditions of Revolutions in 
Early Europe, Baltimore-London 
FOUCAULT, M. 1978, Dispositive der Macht, Berlin (West) 
FOX PIVEN, F . / R . A . CLOWARD 1980, Social Policy and the Formation 
of Political Consciousness, in M. ZEITLIN (ed.), Political Power and 
Social Theory I, Greenwich (Conn.) 
FRAENKEL, E. (1974), Der Doppelstaat, Frankfurt/M.-Köln 
FRANK, A.G. 1980, Crisis: In the World Economy, London 
FRANKE, H. / H . TRAUZETTEL 1968, Das chinesische Kaiserreich, 
Frankfurt/M. 
FRANKEL, B. 1983, Beyond the State? Dominant Theories and Socialist 
Strategies, London 
FRIEDMAN, A. 1977a, Responsible Autonomy ^ r s u s Direct Control 
Over the Labour Process, in Capital & Class 1 
FRIEDMAN, A. 1977b, Industry and Labour, London 
GAGLIANI, G. 1981, How many Working Classes?, in American Journal 
of Sociology 87 
GESTIGKEIT, W. 1977, Die Totalitarismus-Legende von der Zerstörung 
der Weimarer Republik in den bundesdeutschen Schul-Geschichtsbü-
chern, in R. KÜHNL/G. HARDACH (Hrsg.), Die Zerstörung der Wei-
marer Republik, Köln 
GIDDENS, A. 1973, The Class Structure of Advanced Societies, London 
GIDDENS, Α. 1977, Studies in Social and Political Theory, London 
GIDDENS, A. 1979, Central Problems in Social Theory, London 
GIDDENS, A. 1981, A Contemporary Critique of Historical Materialism, 
London 
GIDDENS, A. 1982a, Profiles and Critiques in Social Theory, London 
GIDDENS, A. 1982b, Commentary on the Debate, in Theory and So­
ciety 11 
GINTIS, H. 1980, Theory Practice and the Tools of Communicative Dis­
course, in Socialist Review 50/51 
GLESERMAN, G.J. 1973, Der historische Materialismus und die Ent­
wicklung der sozialistischen Gesellschaft, Berlin (DDR) 
GLOEDE, F. 1975, Zur klassentheoretischen Bestimmung der neuen 
268 
Mittelklassen und der Intelligenz, in Gesellschaft. Beiträge zur 
Marxschen Theorie 3, Frankfurt/M. 
GODELIER, M. 1970, System, Struktur und Widerspruch im 'Kapital ' , 
Berlin (West) 
GOLD, D.A./C.Y.H. L O / E . O . WRIGHT 1975, Recent Developments in 
Marxist Theories of the State, in Monthly Review S/6 
GOLDTHORPE, J. et al. 1974, The Affluent Worker in the Class Struc-
ture, London 
GOLDTHORPE, J . / D . LOCKWOOD 1963, Affluence and the British 
Class Structure, in The Sociological Review Vol. Xl,2 
GORZ, A. 1980, Abschied vom Proletariat, Frankfurt/M. 
GOSSWEILER, К. 1971, Großbanken, Industriemonopole, Staat, Berlin 
(DDR) 
GOSSWEILER, K. 1972, Über Wesen und Funktion des Faschismus, in 
ders./R. KÜHNL/R. OPITZ, Faschismus: Entstehung und Verhinde-
rung, Frankfurt/M. 
GOSSWEILER, K. 1980, Faschismus und Arbeiterklasse, in D. EICH-
HOLTZ/K. GOSSWEILER (Hrsg.), Faschismusforschung. Positionen, 
Probleme, Polemik, Berlin (DDR) 
GOSSWEILER, K./R. KÜHNL/R. OPITZ (Hrsg.) 1972, Faschismus: Ent-
stehung und Verhinderung, Frankfurt/M. 
GOUDSBLOM, J. 1967, Dutch Society, New York 
COUGH, I. 1972, Produktive and Unproduktive Labour in Marx, in New 
Left Review 76 
COUGH, I. 1979, The Political Economy of the Welfare State, London 
GOULDNER, A. 1971, The Coming Crisis of Western Sociology, London 
GOULDNER, A. 1980, Stalinism?: A Study of Internal Colonialism, in 
M. ZEITLIN (ed.), Political Power and Social Theory I, Greenwich 
(Conn. ) 
GRAMSCI, A. 1971, Selections From the Prison Notebooks (eds. Q. 
HOARE/G.N.SMITH), London 
GRAUHAN, R . -R . /R . HICKEL (Hrsg.) 1978, Krise des Steuerstaats? 
Widersprüche, Perspektiven, Ausweichstrategien, Opladen 
GREBING, H. 1974, Aktuelle Theorien über Faschismus und Konservati-
vismus. Eine Kritik, Stuttgart 
GUSTAFSSON, B. 1972, Marxismus und Revisionismus. Eduard Bernsteins 
Kritik des Marxismus und ihre ideengeschichtlichen Voraussetzungen, 
2 Bände, Frankfurt/M. 
HABBENNEY, G.v. 1983, Frankrijk na twee jaar Mitterand, in Tijd-
schrift voor Politieke Ekonomie 7,2 
HABERMAS, J. 1968, Technik und Wissenschaft als Ideologie, Frankfurt 
HABERMAS, J. 1970a, Bedingungen für eine Revolutionierung spätkapi-
talistischer Gesellschaften, in Marx und die Revolution. Vorträge 
von Bloch/Marcuse/Habermas/Fischer/Künzli/Fetscher/Markovic/Tadic/ 
Fromm, Frankfurt/M. 
HABERMAS, J. 1970b, Zur Logik der Sozialwissenschaften, Frankfurt/M. 
HABERMAS, J. 1971a, Vorbereitende Bemerkungen zu einer Theorie der 
kommunikativen Kompetenz, in ders./N. LUHMANN, Theorie der 
269 
Gesellschaft oder Sozialtechnologie?, Frankfurt/M. 
HABERMAS, J. 1971b, Theorie und Praxis, Frankfurt/M. 
HABERMAS, J. 1973, Legitimationsprobleme im Spätkapitalismus, Frank-
furt/M. 
HABERMAS, J. 1976, Zur Rekonstruktion des historischen Materialismus, 
Frankfurt/M. 
HABERMAS, J. 1979, Conservatism and Capitalist Crisis (Interview), in 
New Left Review 115 
HABERMAS, J. 1981, Theorie des kommunikativen Handelns, 2 Bände, 
Frankfurt/M. 
HABERMAS, J . /N. LUHMANN 1971, Theorie der Gesellschaft oder So-
zialtechnologie, Frankfurt/M. 
HAHN, E. 1970, Die theoretischen Grundlagen der Soziologie von J. 
Habermas, in J.H.v. HEISELER/R. STEIGERWALD/J. SCHLEIFSTEIN 
(Hrsg.), Die Frankfurter Schule im Lichte des Marximus - Zur 
Kritik der Philosophie und Soziologie von Horkheimer, Adorno, Mar-
cuse, Habermas, Frankfurt/M. 
HALL, St. 1977, The 'Politicai' and the 'Economic' in Marx's Theory 
of Classes, in A.HUNT (ed.), Class & Class Structure, London 
HAMILTON, R.F. 1972, Class and Politics in the United States, New 
York 
HARDACH, G. 1977, Zur politischen Ökonomie der Weimarer Republik, 
in R. KÜHNL/G. HARDACH (Hrsg.), Die Zerstörung der Weimarer 
Republik, Köln 
HARRIS, L. 1980, The State and the Economy: Some Theoretical Pro-
blems, in The Socialist Register 1980 
HARTMANN, К. 1970, Die Marxsche Theorie, Berlin (West) 
HARTWICH, H.-H. 1970, Sozialstaatspostulat und gesellschaftlicher Sta­
tus Quo, Opladen 
HAUG, W.F. 1980, Annäherung an die faschistische Modalität des Ideo-
logischen, in Projekt Ideologie-Theorie, Faschismus und Ideologie 
(= Argument-Sonderband 60), Berlin (West) 
HEGEL, G.W.F. 1970, Grundlinien der Philosophie des Rechts, in Werke 
in zwanzig Bänden 7, Frankfurt/M. 
HENNIG, E. 1974a, Auswahlkriterien für den Teil 'Politische Schriften', 
in E. HENNIG/J. HIRSCH/H. REICHELT/G. SCHÄFER (Hrsg.), K. 
Marx/F.Engels. Staatstheorie. Materialien zur Rekonstruktion der 
marxistischen Staatstheorie, Frankfurt-Berlin-Wien 
HENNIG, E. 1974b, Zum Verhältnis von Industrie und Faschismus in 
Deutschland, in R. KÜHNL (Hrsg.), Texte zur Faschismusdiskussion 1, 
Reinbek bei Hamburg 
HENNIG, E. 1975, Industrie, Aufrüstung und Kriegsvorbereitung im 
Deutschen Faschismus (1933-1939). Anmerkungen zum Stand 'der ' 
neueren Faschismusdiskussion, in Gesellschaft. Beiträge zur Marx-
schen Theorie 5, Frankfurt/M. 
HENNIG, E. 1976, Nachbemerkung zu einem Aspekt des kommunisti-
schen Tageskampfes gegen die Sozialdemokratie, in Gesellschaft. 
Beiträge zur Marxschen Theorie 6, Frankfurt/M. 
HENNIG, E. 1982, Bürgerliche Gesellschaft und Faschismus in Deutsch-
270 
land. Ein Forschungsbericht, Frankfurt/M. 
HENTSCHEL, V. 1978, Weimars letzte Monate. Hitler und der Unter-
gang der Republik, Düsseldorf 
HERMENS, F.H. 1951, Demokratie oder Anarchie, Frankfurt/M. 
HILFERDING, R. 1973, Das Finanzkapital, 2 Bände, Frankfurt/M. 
HILTON, R. 1973, Bond Men Made Free. Medieval Peasant Movements 
and the English Rising of 1381, London 
HIMMELSTRAND, U. et al. 1981, Beyond Welfare Capitalism, London 
HINDESS, B. 1977, The Concept of Class in Marxist Theory and Mar-
xist Politics, in J. BLOOMFIELD (ed.), Class, Hegemony and Party, 
London 
HINDESS, B. 1980a, Classes and Politics in Marxist Theory, in G. LITT-
LEJOHN et al. (eds.), Power and the State, London 
HINDESS, B. 1980b, Marxism and Parliamentary Democracy, in A.HUNT 
(ed.), Marxism and Democracy, London 
HINDESS, B.I?. HIRST 1975, Pre-Capitalist Modes of Production, London 
HINDESS, B./P. HIRST 1977, Mode of Production and Social Formation. 
An Auto-Critique of 'Pre-Capitalist Modes of Production', London 
HINTZE, O. 1970, Feudalismus-Kapitalismus, Göttingen 
HIRSCH, J. 1974, Staatsapparat und Reproduktion des Kapitals, Frank-
furt/M. 
HIRSCH, J. 1976, Bemerkungen zum theoretischen Ansatz einer Analyse 
des bürgerlichen Staates, in Gesellschaft. Beiträge zur Marxschen 
Theorie 8/9, Frankfurt/M. 
HIRSCH, J. 1980, Alternativbewegung - Eine politische Alternative?, in 
R.ROTH (Hrsg.), Parlamentarisches Ritual und politische Alternati-
ven, Frankfurt/M. 
HIRST, P. 1977, Economic Classes and Politics, in A. HUNT (ed.), 
Class & Class Structure, London 
HIRST, P. 1979, On Law and Ideology, London 
HOBSBAWM, E.J. 1969, Industry and Empire, Harmondsworth 
HOBSBAWM, E.J. 1975, The Age of Capital 1848-1875, London 
HOBSBAWM, E.J. 1977, The Age of Revolution. Europe 1789-1848, Lon-
don 
HOBSBAWM, E.J. 1980, The Revival of Narrative: Some Comments, in 
Past & Present 86 
HOBSBAWM, E.J. 1981, Looking Forward: History and the Future, in 
New Left Review 125 
HOEGNER, W. 1979, Flucht vor Hitler. Erinnerungen an die Kapitula-
tion der ersten deutschen Republik, Frankfurt/M. 
HOFFMANN, J. 1982, 'Das Ende der Fahnenstange'. Sozioldemokratie 
und 'keynesianischer Klassenkompromiß' in der BRD, in Prokla 49 
HOFMANN, W. 1969, Grundelemente der Wirtschaftsgesellschaft, Rein-
bek bei Hamburg 
HOLLAND, St. (ed.) 1978, Beyond Capitalist Planning, London 
HONDERICH, T. 1982, Against Teleologica! Historical Materialism, in 
Inquiry 25 
HONDRICH, K.O. 1973, Theorie der Herrschaft, Frankfurt/M. 
HOOK, S. 1962, From Hegel to Marx, Michigan 
271 
HORKHEIMER, M. 1968a, Die Juden in Europa, in ders., Kritische 
Theorie der Gesellschaft, Band III, o.O. 
HORKHEIMER, M. 1968b, Zur Kritik der instrumentellen Vernunft, in 
ders., Kritische Theorie der Gesellschaft, Band III, o.O. 
HORKHEIMER, M. 1970, Traditionelle und kritische Theorie, in ders., 
Traditionelle und kritische Theorie. Vier Aufsätze, Frankfurt/M. 
HORKHEIMER, M./T.W. ADORNO 1971, Dialektik der Aufklärung, 
Frankfurt/M. 
HORN, W. 1972, Führerideologie und Parteiorganisation in der NSDAP 
(1919-1933), Düsseldorf 
HÖRSTER-PHILIPPS, U. 1977, Großkapital, Weimaret Republik und Fa-
schismus, in R. KÜHNL/G. HARDACH (Hrsg.), Die Zerstörung der 
Weimarer Republik, Köln 
HORSTMANN, A. 1981, Zielwechsel oder neuer Typ staatlicher Regu-
lierung? Zum Wandel sozialliberaler Wirtschaftspolitik in den sieb-
ziger Jahren, in M.E. POERKSEN u.a. (Red.), Alternative Wirtschafts-
politik 3 (= Argument -Sonderband 68), Berlin (West) 
HUBER, J. 1982, Die verlorene Unschuld der Ökologie. Neue Technolo-
gien und superindustrielle Entwicklung, Frankfurt/M. 
HUFFSCHMID, J. 1969, Die Politik des Kapitals. Konzentration und 
Wirtschaftspolitik in der Bundesrepublik, Frankfurt/M. 
HUNT, A. 1977, The Identification of the Working Class, in ders. (ed.), 
Class & Class Structure, London 
HUNT, A. (ed.) 1980, Marxism and Democracy, London 
HYMAN, R. 1978, Occupational Structure, Collective Organisation and 
Industrial Militancy, in С CROUCH/A. PIZZORNO (eds.), The Resur­
gence of Class Conflict in Western Europe since 1968, 2. Band, Lon­
don 
INTERNATIONAL ENCYCLOPEDIA OF THE SOCIAL SCIENCES, Vol.15, 
New York 1968 
INTERNATIONAL LABOUR ORGANISATION (ILO) 1958 ff, International 
Standard Classifikation of Occupations, Genf 
JAEGGI, U. (Hrsg.) 1976, Sozialstruktur und politische Systeme, Köln 
JAMIN, M. 1984, Zwischen den Klassen. Zur Sozialstruktur der SA-Füh-
rerschaft, Wuppertal 
JESSOP, B. 1980, The Political Indeterminacy of Democracy, in A.HUNT 
(ed.), Marxism and Democracy, London 
JESSOP, B. 1982, The Capitalist State. Marxist Theories and Methods, 
London 
JOHNSON, R. 1978, Edward Thompson, E. Genovese, and Socialist Hu-
manist History, in History Workshop 6 
JOHNSON, T.J. 1977, The Professions in the Class Structure, in R. 
SCASE (ed.), Industrial Society, Class, Cleavage and Control, London 
JONES, L. 1974, The Crisis of White-Collar Interest Politics: Deutsch-
Nationaler Handlungsgehilfenverband und Deutsche Volkspartei in the 
World Economic Crisis, in H. MOMMSEN/D. PETZINA/B. WEISBROD 
(Hrsg.), Industrielles System und politische Entwicklung in der Wei-
marer Republik, Düsseldorf 
272 
KADRITZKE, Ν. 1976, Faschismus und Krise. Zum Verhältnis von Poli-
tik und Ökonomie im Nationalsozialismus, Frankfurt/M. 
KALLSCHEUER, O. 1981a, Auf der Suche nach einer politischen Theorie 
bei Jürgen Habermas, in Ästhetik und Kommunikation 45/46 
KALLSCHEUER, O. 1981b, 'Bad-Godesberg' in der italienischen Linken, 
in Prokla 41 
KALLSCHEUER, O. 1981c, Erkenntnistheorie als politische Intervention, 
in Leviathan 4 
KANT, I. 1964, Idee zu einer allgemeinen Geschichte in weltbürgerli-
cher Absicht, in Werke in sechs Bänden, Band IV, Darmstadt 
KATER, M. 1976, Sozialer Wandel in der NSDAP im Zuge der natio-
nalsozialistischen Machtergreifung, in W. SCHIEDER (Hrsg.), Faschis-
mus als soziale Bewegung. Deutschland und Italien im Vergleich, 
Hamburg 
KATZNELSON, I. 1981, Lenin or Weber: Choices in Marxist Theories 
of Politics, in Political Studies Vol. 29,4 
KAUTSKY, К. 1972, Wege zur Macht, Frankfurt/M. 
KELE, M.H. 1972, Nazis and Workers. National Socialist Appeals to 
German Workers 1919-1933, Chappel Hill 
KENDALL, W. 1975, The Labour Movement in Europe, London 
KERN, H./M. SCHUMANN 1970, Industriearbeit und Arbeiterbewußtsein, 
2 Bände, Frankfurt/M. 
KERSBERGEN, K.v. 1984a, Historisch materialisme en funktionele ve r -
klaringen, in Krisis. Tijdschrift voor filosofie 15, 
KERSBERGEN, K.v. 1984b, Van krisis in de Nederlande politiek tot de 
politiek van Nederland in de krisis, Doktoraalskriptie Amsterdam 
KIRCHHEIMER, O. 1964, Politik und Verfassung, Frankfurt/M. 
KIRCHHEIMER, O. 1976, Von der Weimarer Republik zum Faschismus: 
Die Auflösung der demokratischen Rechtsordnung, Frankfurt/M. 
KLÖNNE, A. 1976, Der öffentliche Dienst als Herrschaftsreserve. Zur 
Kontinuität des Antidemokratischen, in Links 73 
KLÖNNE, A. 1980, Die deutsche Arbeiterbewegung. Geschichte, Ziele, 
Wirkungen, Düsseldorf-Köln 
KLUGE, H.D. 1978, Verhältnis von SPD und Parlamentarismus: Koalition, 
Tolerierung, Opposition, in W. LUTHARDT (Hrsg.), Sozialdemokrati-
sche Arbeiterbewegung und Weimarer Republik. Materialien zur g e -
sellschaftlichen Entwicklung 1927-1933, Band 1, Frankfurt/M. 
KOCKA, J. 1974, Zur Problematik der deutschen Angestellten 1914-
1933, in H. MOMMSEN/D. PETZINA/B. WEISBROD (Hrsg.), Industriel-
les System und politische Entwicklung in der Weimarer Republik, 
Düsseldorf 
KOCKA, J. 1977, Angestellte zwischen Faschismus und Demokratie: Zur 
politischen Sozialgeschichte der Angestellten: USA 1890-1940 im in-
ternationalen Vergleich, Göttingen 
KOCKA, J. 1980, Ursachen des Nationalsozialismus, in Aus Politik und 
Zeitgeschichte. Beilage zur Wochenzeitung Das Parlament 25 
KORNHAUSER, W. 1968, 'Power Elite' or 'Veto Groups'?, in G.W. 
DOMHOFF/H.B. BALLARD (eds.), С Wrights Mills and the Power 
Elite, Boston 
273 
KORPl, W. 1978, The Working Class in Welfare Capitalism. Work, Unions 
and Politics in Sweden, London 
KORSCH, K. 1971, Die materialistische Geschichtsauffassung und ande-
re Schriften, Frankfurt/M. 
KORSCH, K. 1977, Karl Marx, Frankfurt/M. 
KOSTEDE, N. 1974, Akkumulation und Mittelklassen. Zur Diskussion 
über die Theorie der neuen Mittelklassen, in Prokla 13 
KOSTEDE, N. 1976, Die neuere marxistische Diskussion über den bür-
gerlichen Staat. Einführung-Kritik-Resultate, in Gesellschaft. Bei-
träge zur Marxschen Theorie 8/9, Frankfurt/M. 
KRAHL, H. 1971, Konstitution und Klassenkampf, Frankfurt/M. 
KRÄTKE, M. 1981, Der Sozialstaat in der Klemme, in M.E. POERKSEN 
(Red.), Alternative Wirtschaftspolitik 3 (= Argument-Sonderband 68), 
Berlin (West) 
KRÄTKE, M. 1984, Kritik der Staatsfinanzen. Zur politischen Ökonomie 
des Steuerstaats, Hamburg 
KREMENDAHL, H. 1973, Stichwort: Pluralismus, in G.v.EYNERN(Hrsg.), 
Wörterbuch zur politischen Ökonomie, Opladen 
KRISTOL, I. 1978, Two Cheers for Capitalism, New York 
KUHN, T.S. 1962, The Structure of Scientific Revolutions, Chicago 
KÜHNL, R. 1972, Formen bürgerlicher Herrschaft. Liberalismus-Fa-
schismus, Reinbek bei Hamburg 
KÜHNL, R. (Hrsg.) 1974, Texte zur Faschismusdiskussion I, Reinbek bei 
Hamburg 
KÜHNL, R. 1979, Faschismustheorie. Texte zur Faschismusdiskussion 2. 
Ein Leitfaden, Reinbek bei Hamburg 
KÜHNL, R./G. HARDACH (Hrsg.) 1977, Die Zerstörung der Weimarer 
Republik, Köln 
KYNASTON, D. 1976, King Labour. The British Working Class 1850-
1914, London 
LACLAU, E. 1976, Die Eigenart des Politischen. Zur Poulantzas-Mili-
band-Kontroverse, in N. POULANTZAS/R. MILIBAND, Kontroverse 
über den kapitalistischen Staat, Berlin (West) 
LACLAU, E. 1977, Politics and Ideology in Marxist Theory. Capitalism-
Fascism-Populism, London 
LACLAU, E. 1980, Populist Rupture and Discourse, in Screen Education 
34 
LACLAU, E. 1982, Diskurs, Hegemonie und Politik, in W.F. HAUG/W. 
ELFFERDING (Hrsg.), Neue Soziale Bewegungen und Marxismus (= 
Argument-Sonderband 78), Berlin (West) 
LACLAU, E. 1983, Transformations of Advanced I ndustrial Societies and 
the Theory of the Subjekt, in S. HÄNNINEN/L. PALDAN (eds.), Re-
thinking Ideology: A Marxist Debate (= Argument-Sonderband 84), 
Berlin (West) 
LACLAU, E./Ch. MOUFFE 1981, Het begrip hegemonie in de politieke 
strategie, in Komma. Tijdschrift voor politiek en sociaal onderzoek 4 
LACLAU, E./Ch. MOUFFE 1985, Hegemony and Socialist Strategy. To-
wards a Radical Democratic Politics, London 
274 
LANDES, D. 1969, The Unbound Prometheus. Technological Change and 
Industrial Development in Western Europe from 1750 to the Present, 
Cambridge 
LÄPPLE, D. 1976, Zum Legitimationsproblem politischer Herrschaft in 
der kapitalistischen Gesellschaft, in R. EBB1NGHAUSEN (Hrsg.), Bür-
gerlicher Staat und politische Legitimation, Frankfurt/M. 
LEFEBVRE, H. 1976, The Survival of Capitalism. Reproduction of the 
Relations of Production, London 
LEIBFRIED, St. / E. HANSEN/M. HEISIG 1984, Politik mit der Armut. 
Notizen zu Weimarer Perspektiven anläßlich bundesrepublikanischer 
Wirklichkeiten, in Prokla 56 
LEITHÄUSER, G. 1984, War der Nationalsozialismus notwendig?, in H.G. 
HAUPT u.a. (Hrsg.), Soziale Bewegungen, Jahrbuch 1. Arbeiterbewe-
gung und Faschismus, Frankfurt/M. 
LENHARDT, G./C. OFFE 1977, Staatstheorie und Sozialpolitik, in Köl-
ner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsychologie, Sonderheft 19 
LENIN, W.I. 1966a, Ein Schritt vorwärts? Zwei Schritte zurück, in W.I. 
LENIN, Ausgewählte Werke, Band 1, Berlin (DDR) 
LENIN, W.I. 1966b, Staat und Revolution, in ders., Ausgewählte Werke 
II, Berlin (DDR) 
LENIN, W.I. 1966c, Der Renegat Kautsky und die proletarische Revolu-
tion, in ders., Ausgewählte Werke III, Berlin (DDR) 
LENIN, W.I. 1972a, Materialismus und Empiriekritizismus, Berlin (DDR) 
LENIN, W.I. 1972b, Was tun? Brennende Fragen unserer Bewegung, 
Berlin (DDR) 
LENIN, W.I. O.J., Der Imperialismus als höchstes Stadium der Kapitalis-
mus, Frankfurt/M. 
LENK, K. 1970, Ideologie, Ideologiekritik und Wissenssoziologie, Neuwied 
LENSKI, G. 1966, Power and Priviledge, London 
LEVI, M. 1981, The Predatory Theory of Rule, in Politics & Society 10,4 
LEVINE, A. / E.O. WRIGHT 1980, Rationality and Class Struggle, in New 
Left Review 123 
LEWIN, M. 1975, Political Undercurrents in Sovjet Economic Debates, 
London 
LINDBERG, L. et al. (eds.) 1975, Stress and Contradiction in Modern 
Capitalism, Lexington 
LINDBLOM, Ch. 1977, Politics and Markets. The World's Political-Eco-
nomic Systems, New York 
LINDSEY, K. 1980, The Conceptualization of Social Class, in Studies in 
Political Economy 3 
LIPIETZ, A. 1984, On socialisme francais aux couleurs du libéralisme. 
Autres contraintes, autres périls, Le Monde diplomatique, Paris; März 
LOCKWOOD, D. 1958, The Blackcoated Worker. A Study in Class Cons-
ciousness, London 
LOCKWOOD, D. 1964, Social Integration and System Integration, in G.K. 
ZOLLSCHANN/W. HIRSCH (eds.), Explorations in Social Change, 
London 
LOHMANN, K.E. 1979, Bankrott des Reformismus? Die sozialliberale 
Wirtschaftspolitik seit 1973, in W. GOLDSCHMIDT (Hrsg.), Staat und 
275 
Monopole III (= Argument-Sonderband 36), Berlin (West) 
LONGSTRETH, F. 1979, The City, Industry and the State, in C. CROUGH 
(ed.), State and Economy in Contemporary Capitalism, London 
LUHMANN, N. 1970, Soziologische Aufklärung I, Opladen 
LUKACS, G. 1966, Geschichte und Klassenbewußtsein, Neuwied 
LUNDBERG, F. 1969, The Rich and the Super Rieh, London 
LUTHARDT, W. (Hrsg.) 1978, Sozialdemokratische Arbeiterbewegung und 
Weimarer Republik. Materialien zur gesellschaftlichen Entwicklung 
1927-1933, 2 Bände, Frankfurt/M. 
LÜTKE, A. 1976, Faschismus-Potentiale und faschistische Herrschaft 
oder Theorie-Defizite und antifaschistische Strategie, in Gesellschaft. 
Beiträge zur Marxschen Theorie 6, Frankfurt/M. 
LUXEMBURG, R. 1975, Sozialreform oder Revolution, in dieselbe, Poli-
tische Schriften I (Hrsg. O.K. FLECHTHEIM), Frankfurt/M. 
MADISON, Α. 1982, Phases of Capitalist Development, Oxford 
MAIER, C S . 1974, Coal and Economic Power in the Weimar Republic: 
The Effects of the Coal Crisis of 1920, in H. MOMMSEN/D. PET-
ZINA/B. WEISBROD (Hrsg.), Industrielles System und politische Ent­
wicklung in der Weimarer Republik, Düsseldorf 
MALLET, S. 1969, Die neue Arbeiterklasse, Neuwied-Berlin 
MAMMACH, K. 1980, Zum antifaschistischen Kampf der KPD, in D. 
EICHHOLTZ/K. GOSSWEILER (Hrsg.), Faschismusforschung. Positio-
nen, Probleme, Polemik, Berlin (DDR) 
MANDEL, E . / J . AGNOLI 1980, Offener Marxismus. Ein Gespräch über 
Dogmen, Orthodoxie und die Häresie der Realität, Frankfurt/M. 
MARAVALL, J.M. 1979, The Limits of Reformism: Parlamentarism, So-
zialism and the Marxist Theory of the State, in British Journal of 
Sociology Vol 30,3 
MARCUSE, H. 1970, Der eindimensionale Mensch, Neuwied 
MARCUSE, H. 1972, Vernunft und Revolution, Neuwied 
MARGLIN, S. 1974, What Do Bosses Do?: The Origins and Functions of 
Hierarchy in Capitalist Production, in The Review of Radical Politi-
cal Economics 6 
MARX-ENGELS STUDIENAUSGABE (MES; Hrsg. I. Fetscher) 1966, 4 
Bände, Frankfurt/M. 
MARX, K. MES 2, Lohn, Preis und Profit 
MARX, K. MES 4, Der Bürgerkrieg in Frankreich 
MARX-ENGELS-WERKE (MEW), Berlin (DDR) 1949ff 
MARX, K. MEW 1, Zur Kritik der Hegeischen Rechtsphilosophie. Ein-
leitung 
MARX, K. MEW, E (Ergänzungsband) 1, Ökonomisch-Philosophische Ma-
nuskripte aus dem Jahre 1844 
MARX, K./F. ENGELS, MEW 4a, Manifest der Kommunistischen Partei 
MARX, K., MEW 4b, Das Elend der Philosophie 
MARX, K., MEW 6, Lohnarbeit und Kapital 
MARX, K., MEW 7, Die Klassenkämpfe in Frankreich 1848 bis 1850 
MARX, K., MEW 8a, Enthüllungen über den Kommunistenprozeß zu Köln 
MARX, K., MEW 8b, Der achtzehnte Brumaire der Louis Bonaparte 
276 
MARX, К., MEW 8c, Die Chartisten 
MARX, K., MEW 9, Die britische Herrschaft in Indien 
MARX, К., MEW 12, Rede auf der Jahresfeier der 'Poeple's Paper' 
MARX, K., MEW 16, Provisorische Statuten der internationalen Arbei­
terassoziation 
MARX, K., MEW 23, Das Kapital I 
MARX, K., MEW 24, Das Kapital II 
MARX, K., MEW 25, Das Kapital III 
MARX, K., MEW 26.1, Theorien über den Mehrwert I 
MARX, K., MEW 26.2, Theorien über den Mehrwert II 
MARX, K., MEW 26.3, Theorien über den Mehrwert III 
MARX, K. O.J., Grundrisse der Kritik der Politischen Ökonomie, Frank-
furt/M. 
MARX, K. 1968, Resultate des unmittelbaren Produktionsprozesses, 
Frankfurt/M. 
MARX, K. 1971, Zur Kritik der Politischen Ökonomie, Berlin (DDR) 
MARX, K. /F . ENGELS, MEW 19, Zirkulationsbrief an Bebel, Liebknecht, 
Bracke u.a. vom 17./18.9.1879 
MARX, K. /F . ENGELS 1969, Die Heilige Familie oder Kritik der kri-
tischen Kritik, Berlin (DDR) 
MARX, K . / F . ENGELS 1971, Die deutsche Ideologie, Frankfurt/M. 
MARX, K . / F . ENGELS 1972, Briefe über 'Das Kapital', Erlangen 
MASARYK, Th. 1899, Die philosophischen und sozialen Grundlagen des 
Marxismus, Wien 
MASON, T. 1966, Der Primat der Politik. Politik und Ökonomie im Na-
tionalsozialismus, in Das Argument 41 
MASON, T. 1975, Arbeiterklasse und Volksgemeinschaft. Dokumente 
und Materialien zur deutschen Arbeiterpolitik 1936-1939, Opladen 
MASON, T. 1977, Sozialpolitik im Dritten Reich. Arbeiterklasse und 
Volksgemeinschaft, Opladen 
MATZERATH, H./H.A. TURNER 1977, Die Selbstfinanzierung der 
NSDAP 1930-1932, in Geschichte und Gesellschaft 3 
MAUKE, M. 1970, Die Klassentheorie von Marx und Engels, Frankfurt/M. 
MAURER, J. 1973, Reichsfinanzen und Große Koalition. Zur Geschichte 
des Reichskabinetts Müller 1928-1930, Bern-Frankfurt/M. 
MERTON, R.K. 1968, Social Theory and Social Structure, New York 
MEYER, Th. 1972, Der Zwiespalt in der Marxschen Emanzipationstheo-
rie, Kronberg i.T. 
MICHELS, R. 1962, Political Parties. A Sociological Study of the Oli-
garchical Tendencies of Modern Democracy, New York 
MILIBAND, R. 1969, The State in Capitalist Society, London 
MILIBAND, R. 1977, Marxism and Politics, Oxford 
MILLS, C.W. 1956, The Power Elite, New York 
MOHL, A. 1979, 'Wissenschaftlicher Sozialismus'. Was ist das?, in Pro-
kla 36 
MOMMSEN, H. 1974, Sozialpolitik im Ruhrbergbau, in ders./D. PETZINA/ 
В. WEISBROD (Hrsg.), Industrielles System und politische Entwick­
lung in der Weimarer Republik, Düsseldorf 
MOMMSEN, H./D.PETZINA/B.WEISBROD (Hrsg.) 1974, Industrielles Sys-
277 
tem und politische Entwicklung in der Weimarer Republik, Düssel-
dorf 
MOORE, B. 1978, Injustice. The Social Bases of Obedience and Revolt, 
New York 
MOOSER, J. 1983, Auflösung des proletarischen Milieus. Klassenbindung 
und Individualisierung in der Arbeiterschaft vom Kaiserreich bis in 
die Bundesrepublik Deutschland, in Soziale Welt 3 
MOSSE, G.L. (ed.) 1979, International Fascism: New Thoughts and New 
Approaches, London 
MOUFFE, Ch. 1979, Hegemony and Ideology in Gramsci, in dies.(ed.), 
Gramsci and Marxist Theory, London 
MOUFFE, Ch. 1982, Arbeiterklasse, Hegemonie und Sozialismus, in W.F. 
HAUG/W. ELFFERDING (Hrsg.), Neue Soziale Bewegungen und Mar-
xismus (Argument-Sonderband 78), Berlin (West) 
MOUFFE, Ch. 1983, The Sex/Gender System and the Discursive Con-
struction of Women's Subordination, in S. HÄNNINEN/L. PALDAN 
(eds.), Rethinking Ideology: A Marxist Debate (= Argument-Sonder-
band 84), Berlin (West) 
MOUZELIS, N. 1978, Ideology and Class Politics. A Critique of Ernesto 
Laclau, in New Left Review 112 
MOUZELIS, N. 1980, Reductionism in Marxist Theory, in Telos 45 
MÜLLER JENTSCH, W. 1982, Marx und die Gewerkschaften heute, in 
Kritisches Gewerkschafts-Jahrbuch 10, Berlin (West) 
MÜLLER, W./C. NEUSÜß 1970, Die Sozialstaatsillusion und der Wider-
spruch von Lohnarbeit und Kapital, in Sozialistische Politik 6,7 
NAIRN, T. 1964, The English Working Class, in New Left Review 24 
NARR, W.D./C. OFFE (Hrsg.) 1975, Wohlfahrtsstaat und Massenloyalität, 
Köln 
NAGEL, E. 1961, The Structure of Science, London 
NASCHOLT, F. 1967, Kassenärzte und Krankenversicherungsreform. Zu 
einer Theorie der Statuspolitik, Freiburg 
NEGT, O. (Hrsg.) 1968, Die Linke antwortet Jürgen Habermas, Frank-
furt/M. 
NEGT, O./A. KLUGE 1972, Öffentlichkeit und Erfahrung. Zur Organi-
sationsanalyse von bürgerlicher und proletarischer Öffentlichkeit, 
Frankfurt/M. 
NELSON, D. 1975, Managers and Workers, Madison 
NEUMANN, S. 1965, Die Parteien der Weimarer Republik, Stuttgart 
NEUMANN, F. 1977, Behemoth. Struktur und Praxis des Nationalsozia-
lismus 1933-1944, Frankfurt/M. 
NICOLAUS, M. 1967, Proletariat and Middle Class in Marx, in Studies 
of the Left 7 
NIERMANN, R. 1982, Der Taschenrechner als letzte erlaubte Waffe im 
Klassenkampf. 'Volkswagen' - Das Modell Deutschland in Reinkul-
tur: Innenansichten aus einem deutschen Musterbetrieb, in Wohin 
fährt VW?, Reinbek bei Hamburg 
NKO (National Kiezers Onderzoek) 1981, Dutch Parliamentary Election 
Study (codebook; red : C.v.d.EIJK/B. NIEMÖLLER/A.Th.J. EGGEN), 
Amsterdam 
278 
NKO (Nationaal Kiezers Onderzoek) 1982, Dutch Parliamentary Election 
Study (codebook; red.: C.v.d. EIJK/B. NIEMÖLLER/M. KOOPMAN), 
Amsterdam 
NOLTE, E. 1963, Der Faschismus in seiner Epoche. Die Action Fran-
çaise / Der italienische Faschismus / Der Nationalsozialismus, Mün-
chen 
NOLTE, E. 1968, Die Krise des liberalen Systems und die faschisti-
schen Bewegungen, München 
NOVAK, L. 1975, Idealization: A Reconstruction of Marx's Ideas, in 
Poznan Studies 1,1 
OFFE, С. 1972, Strukturprobleme des kapitalistischen Staates, Frankfurt 
OFFE, С. 1975, The Theory of the Capitalist State and the Problem of 
Policy Formation, in L. LINDBERG et al. (eds.), Stress and Contra­
diction in Modern Capitalism, Lexington 
OFFE, С. 1976, Überlegungen und Hypothesen zum Problem politischer 
Legitimation, in R. EBBINGHAUSEN (Hrsg.), Bürgerlicher Staat und 
politische Legitimation, Frankfurt/M. 
OFFE, С. 1977, Einleitung, zu P. Bachrach/M.S. Baratz, Macht und Armut. 
Eine theoretisch-empirische Untersuchung, Frankfurt/M. 
OFFE, С. 1979, 'Unregierbarkeit'. Zur Renaissance konservativer Kri­
sentheorien, in J.HABERMAS (Hrsg.), Stichworte zur geistigen Si­
tuation der Zeit, Frankfurt/M. 
OFFE, С. 1980, Konkurienzpartei und kollektive politische Identität, in 
R.ROTH, Parlamentarisches Ritual und politische Alternativen, 
Frankfurt/M. 
OFFE, С. 1983, Review Article zu В.Jessop, The Capitalist State, in 
Political Studies Vol. 31,4 
OFFE, С. 1984, Contradictions of the Welfare State (ed. J .Keane), 
London 
OFFE, C./V. RONGE 1976, Thesen zur Begründung des Konzepts des 
'kapitalistischen Staates ' und zur materialistischen Politikforschung, 
in E. ALTVATER u.a., Rahmenbedingungen und Schranken staatlichen 
Handelns, Frankfurt/M. 
OFFE, C./H. WIESENTHAL 1980, Two Logics of Collective Action: 
Theoretical Notes on Social Classes and Organisation Form? in M. 
ZEITLIN (ed.), Political Power and Social Theory I, Greenwich 
(Conn.) 
OLLMAN, B. 1972, Towards Class Consciousness Next Time: Marx and 
the Working Class, in Politics & Society 1,3 
OPITZ, R. 1974a, Über die Entstehung und Verhinderung von Faschis-
mus, in Das Argument 87 
OPITZ, R. 1974b, Die faschistische Massenbewegung, in R. KÜHNL 
(Hrsg.), Texte zur Faschismusdiskussion 1, Reinbek bei Hamburg 
OSTERLAND, M. u.a. 1973, Materialien zur Lebens- und Arbeitersitua-
tion der Industriearbeiter in der BRD, Frankfurt/M. 
OTTER, C.v. 1980, Swedish Welfare Capitalism: The Role of the State, 
in R. SCASE (ed.), The State in Western Europe, London 
279 
PALMADE, G. (Hrsg.) 1974, Das bürgerliche Zeitalter (Fischer-Weltge-
schichte, Band 27), Frankfurt/M. 
PAPKE, S. 1977, Bernstein und Lenin. Zwei Revisionsversuche der II. 
Internationale, in Jahrbuch Arbeiterbewegung 5. Kritik des Leninis-
mus, Frankfurt/M. 
PAPKE, S. 1979, Der Revisionsmusstreit und die politische Theorie der 
Reform, Stuttgart 
PARIJS, Ph.v. 1979, From Contradiction to Catastrophe, in New Left 
Review 115 
PARIJS, Ph.v. 1982, Functionalist Marxism Rehabilitated. A Comment 
on Elster, in Theory and Society 11 
PARKIN, F. 1973, Class Inequality & Political Order, London 
PARKIN, F. 1979, Marxism and Class Theory. A Bourgeois Critique, 
London 
PARSONS, T. 1969, On the Concept of Political Power, in R. BELL/D.V. 
EDWARDS/R.H.WAGNER (eds.), Political Power. A Reader in Theory 
and Research, New York 
PARSON, T. 1970, Some Problems of General Theory, in J.C. Mc KINNEY/ 
A.E.TIRIGAKIANS (eds.), Theoretical Sociology, New York 
PERELS, J. 1973, Kapitalismus und politische Demokratie. Privatrechts-
system und Gesellschaftstruktur in der Weimarer Republik, Frank-
furt/M. 
PETZINA, D./W. ABELSHAUSER 1974, Zum Problem der relativen Stag-
nation der deutschen Wirtschaft in den zwanziger Jahren, in H. 
MOMMSEN/D. PETZINA/B. WEISBROD (Hrsg.), Industrielles System 
und politische Entwicklung in der Weimarer Republik, Düsseldorf 
PIES, E. 1974, Sozialpolitik und Zentrum 1924-1928. Zu den Bedingun-
gen sozialpolitischer Theorie und Praxis der deutschen Zentrumspartei 
in der Weimarer Republik, in H. MOMMSEN/D. PETZINA/B. WEIS-
BROD (Hrsg.), Industrielles System und politische Entwicklung in 
der Weimarer Republik, Düsseldorf 
POLLOIX, C. 1976, The Labour Process: From Fordism to Neo-Fordism, 
in C.S.E. Pamphlet no.l , The Labour Process and Class Struggle, 
London 
POLANYI, K. 1957, The Great Transformation. The Political and Eco-
nomic Origins of Our Time, Boston 
POLLOCK, F. 1975, Stadien des Kapitalismus, München 
POLSBY, N.W. 1980, Community Power and Political Theory. A Further 
Look at Problems of Evidence and Inference, New Haven; Zweite, 
erweiterte Auflage, ursprünglich 1963 
POMPA, L. 1980, Defending Marx's Theory of History, in Inquiry 23 
PONTUSSON, J. 1984, Behind and Beyond Social Democracy in Sweden, 
in New Left Review 143 
POPITZ, H./H.P. BAHRDT 1957, Technik und Industriearbeit, Tübingen 
POPITZ, H./H.P. BAHRDT u.a. 1957, Das Gesellschaftsbild des Arbeiters, 
Tübingen 
POPPER, K.R. 1957, The Poverty of Historicism, London 
POPPER, K.R. 1969, Zur Logik der Sozialwissenschaften, in T.W. ADOR-
NO u.a., Der Positivismusstreit in der deutschen Soziologie, Neuwied 
280 
POULANTZAS, Ν. 1973, Faschismus und Diktatur. Die Kommunistische 
Internationale und der Faschismus, München 
POULANTZAS, N. 1975a, Politische Macht und gesellschaftliche Klassen, 
Frankfurt/M. 
POULANTZAS, N. 1975b, Klassen im Kapitalismus - Heute, Berlin(West) 
POULANTZAS, N. 1976a, Das Problem des kapitalistischen Staates, in 
N. POULANTZAS/R. MILIBAND, Kontroverse über den kapitalistischen 
Staat, Berlin (West) 
POULANTZAS, N. 1976b, Der kapitalistische Staat. Eine Antwort auf 
Miliband und Laclau, in N. POULANTZAS/R. MILIBAND, Kontroverse 
über den kapitalistischen Staat, Berlin (West) 
POULANTZAS, N. 1977, The New Petty Bourgeoisie, in A.HUNT (ed.), 
Class & Class Structure, London 
POULANTZAS, N. 1978, Staatstheorie. Politischer Überbau, Ideologie, 
Sozialistische Demokratie, Hamburg 
PREUSS, U.K. 1973, Legalität und Pluralismus. Beiträge zum Verfas-
sungsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Frankfurt/M. 
PREWITT, K./A. STONE 1973, The Ruling Elites. Elite, Power and 
American Democracy, New York 
PIT 1980; Projekt Ideologie-Theorie, Faschismus und Ideologie, 2 Bände 
(= Argument-Sonderband 60/61), Berlin (West) 
PKA 1973/74; Projekt Klassenanalyse, Materialien zur Klassenstruktur 
der BRD, 2 Bände, Berlin (West) 
PKA 1975; Projekt Klassenanalyse, Klassen in der BRD. Analysen ver-
schiedener Standpunkte, Berlin (West) 
Prokla 56, 1984, Ein zweiter CDU-Staat? 
PROSS, H. 1964, Soziale Schichtung in der Bundesrepublik, in Blätter 
für deutsche und internationale Politik 5 
PRZEWORSKI, A. 1977, Proletariat into a Class: The Process of Class 
Formation from Karl Kautskys 'The Class Struggle' to Recent Con-
troversies, in Politics & Societiy 7,4 
PRZEWORSKI, A. 1980a, Material Bases of Consent: Economics and 
Politics in a Hegemonic System, M. ZEITLIN (ed.), Political Power 
and Social Theory I, Greenwich (Conn.) 
PRZEWORSKI, A. 1980b, Social Democracy as a Historical Phenomenon, 
in New Left Review 122 
PRZEWORSKI, A. 1980c, Material Interests, Class Compromise, and the 
Transition to Socialism, in Politics & Society 10,1 
PRZEWORSKI, A. 1982, The Ethical Materialism of John Roemer, in 
Politics & Society 11,3 
PRZEWORSKI, A./E. UNDERHILL 1979, The Evolution of European Class 
Structure during the Twentieth Century, Manuskript, University of 
Chicago, Department of Political Science 
PRZEWORSKI, A./J. SPRAGUE 1982, Party Strategy, Class Ideology, and 
Individual Voting: A Theory of Electoral Socialism; paper prepared 
for the Colloquium on Class Formation, Paris, September 
PRZEWORSKI, A./M. WALLERSTEIN 1982, The Structure of Class Con-
flict in Democratic Capitalist Societies, in American Political 
Science Review Vol. 76 
281 
REICHELT, H. 1970, Zur logischen Struktur des Kapitalbegriffs bei 
Marx, Frankfurt/M. 
REICHELT, H. (Hrsg.) 1975, Texte zur materialistischen Geschichtsauf­
fassung von L.Feuerbach, K.Marx, F.Engels, Frankfurt-Berlin-Wien 
REDAKTIONSKOLLEKTIV Klassenanalyse 1975, Notizen zur Klassen­
analyse der BRD durch das PKA, in Prokla 17/18 
REHMANN, S.C. 1980, Die Behandlung des Ideologischen in marxisti­
schen Faschismustheorien, in Projekt Ideologie-Theorie, Faschismus 
und Ideologie (= Argument-Sonderband 60), Berlin (West) 
REINALDA, В. 1981, Bedienden georganiseerd. Ontstaan en ontwikke­
ling van de vakbeweging van handels- en kantoorbedienden in Ne­
derland van het eerste begin tot in de tweede wereldoorlog, Nij­
megen 
RIESMAN, D. 1958, Die einsame Masse, Hamburg 
RITSERT, J. 1975, Wissenschaftsanalyse als Ideologiekritik, Frankfurt/M. 
ROBERTS, K./F.G.COOK/S.C.CLARKE/E. SEMEONOFF 1977, The Frag­
mentary Class Structure, London 
RODEL, U./T. GULDIMANN 1978, Sozialpolitik als soziale Kontrolle, in 
Starnberger Studien 2, Frankfurt/M. 
ROEMER, J.E. 1982a, A General Theory of Exploitation and Class, 
Cambridge (Mass.) und London 
ROEMER, J.E. 1982b, New Directions in the Marxian Theory of Exploi­
tation and Class, in Politics & Society 11,3 
ROEMER, J.E. 1982c, Reply, in Politics & Society 11,3 
RÖMKENS, R. 1980, Verzet van mishandelde vrouwen. Een kwestie 
van macht en onmacht, in Tijdschrift voor vrouwenstudies 3 
RONGE, V. 1976, Ableitung des Staates versus Theorie der Politikfor-
mulierung, in R. EBBINGHAUSEN (Hrsg.), Bürgerlicher Staat und 
politische Legitimation, Frankfurt/M. 
RONGE, V./G. SCHMIEG 1973, Restriktionen politischer Planung, Frank-
furt/M. 
ROSDOLSKY, R. 1968, Zur Entstehungsgeschichte des Marxschen 'Ka-
pi ta l ' . Der Rohentwurf des 'Kapital' 1857-1858, Frankfurt/M. 
ROSE, A.M. 1967, The Power Structure. Political Process in American 
Society, New York 
ROSENBERG, A. 1961a, Entstehung der Weimarer Republik, Frankfurt/M. 
ROSENBERG, A. 1961b, Geschichte der Weimarer Republik, Frankfurt/M. 
ROSENBERG, A. 1962, Demokratie und Sozialismus. Zur politischen 
Geschichte der letzten 150 Jahre, Frankfurt/M. 
ROSENBERG, H. 1976, Die Pseudodemokratisierung der Rittergutsbesit-
zerklasse, in H.-U. WEHLER (Hrsg.), Moderne Deutsche Sozialge-
schichte, Köln 
ROTERMUNDT, R. 1980, Verkehrte Utopien. Nationalsozialismus, Neo-
nazis, Neue Barberei, Frankfurt/M. 
ROTH, J. 1979, Armut in der Bundesrepublik. Untersuchungen und Re-
portagen zur Krise des Sozialstaats, Reinbek bei Hamburg 
ROTH, R. (Hrsg.) 1980, Parlamentarisches Ritual und politische Alter-
nativen, Frankfurt/M. 
ROTHWELL, R./W. SEGVELD 1979, Technical Change and Employment, 
London 
282 
RUBEN, D.-H. 1981, Cohen, Marx and the Primacy Thesis, in British 
Journal of Political Science Vol. 11,2 
RUDEL, G. 1981, Die Entwicklung der marxistischen Staatstheorie in 
der Bundesrepublik, Frankfurt/M. 
RUGE, W. 1974, Deutschland von 1917 bis 1933. Von der Großen Sozia-
listischen Oktoberrevolution bis zum Ende der Weimarer Republik, 
Berlin (DDR) 
RUGE, W. 1980, Monopolbourgeoisie, faschistische Massenbasis und NS-
Programmatik in Deutschland vor 1933, in D. EICHHOLTZ/K. GOSS-
WEILER (Hrsg.), Faschismusforschung. Positionen, Probleme, Polemik, 
Berlin (DDR) 
SALDERN, A.v. 1983, Permanente Krise? Stabilität und Instabilität im 
deutschen Faschismus, in Prokla 52 
SANDKÜHLER, H.J. 1973, Praxis und Geschichtsbewußtsein, Frankfurt/M. 
SARTRE, J.P. 1964, Marxismus und Existentialismus. Versuch einer 
Methodik, Reinbek bei Hamburg 
SARTRE, J.P. 1967, Kritik der Dialektischen Vernunft I. Theorie der 
gesellschaftlichen Praxis, Reinbek bei Hamburg 
SCASE, R. (ed.) 1977, Industrial Society, Class, Cleavage and Control, 
London 
SCASE, R. (ed.) 1980, The State in Western Europe, London 
SCASE, R./R. COFFEE 1980, The Real World of the Small Business 
Owner, London 
SCASE, R./R. COFFEE 1982, The Entrepreneurial Middle Class, London 
SCHÄFER, G. 1973, Die Kommunistische Internationale und der Faschis-
mus, Offenbach 
SCHÄFER, G. 1977, Nachwort zu F.Neumann, Behemoth. Struktur und 
Praxis des Nationalsozialismus 1933-1944, Frankfurt/M. 
SCHATTSCHNEIDER, E.E. 1960, The Semi-Sovereign People. A Realist 's 
View of Democracy in America, New York 
SCHELSKY, H. 1959, Ortsbestimmung der deutschen Soziologie, Düssel-
dorf 
SCHELSKY, H. 1965, Auf der Suche nach der Wirklichkeit, Düsseldorf-
Köln 
SCHIEDER, W. (Hrsg.) 1976, Faschismus als soziale Bewegung. Deutsch-
land und Italien im Vergleich, Hamburg 
SCHMID, G. 1974, Funktionsanalyse und politische Theorie, Düsseldorf 
SCHMIDT, A. 1969, Der strukturalistische Angriff auf die Geschichte, 
in ders. (Hrsg.), Beiträge zur marxistischen Erkenntnistheorie, Frank-
furt/M. 
SCHMIDT, A. 1971a, Der Begriff der Natur in der Lehre von Marx, 
Frankfurt/M. 
SCHMIDT, A. 1971b, Struktur und Geschichte, München 
SCHMIDT, M. 1982, Wohlfahrtsstaatliche Politik unter bürgerlichen und 
sozialdemokratischen Regierungen. Ein internationaler Vergleich, 
Frankfurt/M. 
SCHMIDT, M. 1983, The Weifare State and the Economy in Periods of 
Economis Crisis: A Comparative Study of Twenty-Three OECD Na-
283 
lions, in European Journal of Political Research 11 
SCHMIERER, J. 1971, Die neuen Mittelklassen und das Proletariat, in 
Neues Rotes Forum 4 
SCHMIERER, J. 1972, Keine Zugeständnisse an den Revisionismus in der 
Klassenanalyse, in Neues Rotes Forum 6 
SCHNÄDELBACH, H. 1969, Was ist Ideologie?, in Das Argument 10 
SCHNÄDELBACH, H. 1974, Geschichtsphilosophie nach Hegel. Die Pro-
bleme des Historismus, Freiburg 
SCHMOLLINGER, H.W./R. STÖSS 1976/77, Bundestagswahlen und soziale 
Basis politischer Parteien in der Bundesrepublik, in Prokla 25/26 
SCHNEIDER, M. 1974, Konjunkturpolitische Vorstellungen der Gewerk-
schaften in den letzten Jahren der Weimarer Republik, in H. MOMM-
SEN/D. PETZINA/B. WEISBROD (Hrsg.), Industrielles System und po-
litische Entwicklung in der Weimarer Republik, Düsseldorf 
SCHNEIDER, M. 1978, Arbeitsbeschaffung. Die Vorstellungen von freien 
Gewerkschaften und SPD zur Bekämpfung der Wirtschaftskrise, in 
W. LUTHARDT (Hrsg.), Sozialdemokratische Arbeiterbewegung und 
Weimarer Republik. Materialien zur gesellschaftlichen Entwicklung 
1927-1933, Band 1, Frankfurt/M. 
SCHUMPETER, J.A. 1979, Capitalism, Socialism and Democracy, London 
SCHÜTZ, Α. 1974, Der sinnhafte Aufbau der sozialen Welt. Eine Ein­
leitung in die verstehende Soziologie, Frankfurt/M. 
SCOTT, J. 1979, Corporations, Classes and Capitalism, London 
SEIDEL, B./S. ZENKNER (Hrsg.) 1968, Klassenbildung und Sozialschich­
tung, Darmstadt 
SENGENBERGER, W. (Hrsg.) 1978, Der gespaltene Arbeitsmarkt. Pro­
bleme der Arbeitsmarktsegmentation, Frankfurt/M. 
SHOWSTACK SASSOON, A. (ed.) 1982, Approaches to Gramsci, London 
SKOCPOL, T. 1979, States and Revolutions, Cambridge 
SKOCPOL, T. 1980, Political Response to Capitalist Crisis: Neo-Marxist 
Theories of the State and the Case of the New Deal, in Politics & 
Society 10,2 
SOHN-RETHEL, A. 1973, Ökonomie und Klassenstruktur des deutschen 
Faschismus (Hrsg. J.Agnoli/B.Blanke/N.Kadritzke), Frankfurt/M. 
SPEIER, H. 1977, Die Angestellten vor dem Nationalsozialismus, Göttin-
gen 
SPILLER, J.-O. 1974, Reformismus nach Rechts. Zur Politik des Reichs-
verbandes der Deutschen Industrie in den Jahren 1927-1930 am Bei-
spiel der Reparationspolitik, in H.MOMMSEN/D.PETZINA/B.WEISBROD 
(Hrsg.), Industrielles System und politische Entwicklung in der Wei-
marer Republik, Düsseldorf 
SPOHN, W. 1981, Geschichte und Marxismus. Zur Kontroverse zwischen 
E.P.Thompson und P.Anderson, in Prokla 43 
STAMATIS, G. 1977, Unproduktive Arbeiten, Staatsausgaben, gesell-
schaftliche Reproduktion und Profitabilität des Kapitals, in Prokla 28 
STEEDMAN JONES, G. 1979, History and Theory, in History Workshop 8 
STEGMANN, D. 1976, Kapitalismus und Faschismus im Deutschland 
1929-1934. Thesen und Materialien zur Restituierung des Primats 
der Großindustrie zwischen Weltwirtschaftskrise und beginnender 
284 
Rüstungskonjunktur, in Gesellschaft. Beiträge zur Marxschen Theo-
rie 6, Frankfurt/M. 
STEINBERG, H.-J. 1976, Sozialismus und deutsche Sozialdemokratie, 
Berlin-Bonn 
STEINBERG, M.S. 1977, Sabers and Brown Shirts. The German Students' 
Path to National Socialism 1918-1935, Chicago 
STEPHAN, С. 1977, "Genossen, wir dürfen uns nicht von der Geduld 
hinreißen lassen!". Aus der Urgeschichte der Sozialdemokratie, Frank-
furt/M. 
STEPHENS, J.D. 1979, The Transition from Capitalism to Socialism, 
London 
STINCHCOMBE, A. 1968, Constructing Social Theories, New York 
STONE, K. 1974, The Origins of Job Structures in the Steel Industry, 
in The Review of Radical Political Economics 6 
STONE, L. 1979, The Revival of Narrative, in Past & Present 85 
STRASSER, J. 1979, Grenzen des Sozialstaats. Soziale Sicherung in der 
Wachstumskrise, Köln-Frankfurt/M. 
STRINATI, D. 1979, Capitalism, The State and Industrial Relations, in 
С.CROUCH (ed.), State and Economy in Contemporary Capitalism, 
London 
STUURMAN, S. 1978, Kapitalisme en burgerlijke staat. Een inleiding 
in de marxistische politieke theorie, Amsterdam 
STUURMAN, S. 1979, Het reëel bestaande en het noodzakelijke socia-
lisme, Amsterdam 
STUURMAN, S. 1981a, Verzuiling en klassenstrijd in Nederland, in J. 
GIELE u.a. (red.), Vijfde jaarboek voor de geschiedenis van socia-
lisme en arbeidersbewegung, Nijmegen 
STUURMAN, S. 1981b, Het ontstaan van de verzuiling in Nederland, 
Amsterdam 
STUURMAN, S. 1983, Verzuiling, kapitalisme en patriarchaat, Nijmegen 
TASCA, Α. 1967, Allgemeine Bedingungen der Entstehung und des Auf­
stiegs des Faschismus, in W.ABENDROTH (Hrsg.), Faschismus und 
Kapitalismus, Frankfurt/M. 
THALHEIMER, A. 1967, Über den Faschismus, in W.ABENDROTH (Hrsg.), 
Faschismus und Kapitalismus, Frankfurt/M. 
THERBORN, G. 1971, Jürgen Habermas: A New Eclecticism, in New 
Left Review 67 
THERBORN, G. 1975, Science, Class and Society, London 
THERBORN, G. 1977, The Rule of Capital and the Rise of Democracy, 
in New Left Review 103 
THERBORN, G. 1978, What Does the Ruling Class Do when it Rules, 
London 
THERBORN, G. 1979, Enterprises, Markets and States. A First, Modest 
Contribution to a General Theory of Capitalist Politics, Working 
Paper Series No.9, Lund University, Sweden 
THERBORN, G. 1980, The Ideology of Power and the Power of Ideo-
logy, London 
THERBORN, G. 1982a, The Rise of Social Scientific Marxism and the 
285 
Problems of Class Analysis, in E.J.HOBSBAWM et al. (eds.), Storia 
del Marxismo 4, Torino; englischsprachiges Manuskript Nijmegen 
THERBORN, G. 1982b, De kapitalistische staat en verder, in M.FEN-
NEMA/R.v.d. WOUDEN (red.), Het politicologen-debat: wat is po-
litiek?, Amsterdam 
THERBORN, G. 1983, Why Some Classes are More Succesful than 
Others, in New Left Review 138 
THERBORN, G. 1984a, The Current Economic Crisis and the States of 
Advanced Capitalism, Manuskript KU Nijmegen, Instituut voor Politiek 
THERBORN, G. 1984b, The Prospects of Labour and the Transforma-
tion of Advanced Capitalism, in New Left Review 145 
THOMAS, K. 1964, Die Betriebliche Situation der Arbeiter, Stuttgart 
THOMPSON, E.A. 1965, The Early Germans, Oxford 
THOMPSON, E.P. 1968, The Making of the English Working Class, Lon-
don 
THOMPSON, E.P. 1978a, The Poverty of Theory and other Essays, Lon-
don 
THOMPSON, E.P. 1978b, Eighteenth-Century English Society: Class 
Struggle without Classes?, in Social History 2 
TILLY, Ch. 1978, From Mobilization to Revolution, Reading (Mass.) 
TIMPANERO, S. 1975, On Materialism, London 
TREU, H.E. 1982, Die Interessenvertretung von Angestellten. Kollekti-
vistische und individualistische Tendenzen am Beispiel der USA, Groß-
britanniens und der Bundesrepublik, Frankfurt/M. 
TREIRNAN, D.J. 1977, Occupational Prestige in Comparative Perspec-
tive, New York/London 
TROTZKY, L. 1971, Schriften über Deutschland, 2 Bände, Frankfurt/M. 
TRUMAN, D.B. 1971, The Governmental Process. Political Interest and 
Public Opinion, New York 
TURNER, H.A. 1974, Zum Verhältnis des Großunternehmertums zur 
NSDAP, in H.MOMMSEN/D.PETZINA/B.WEISBROD (Hrsg.), Indu-
strielles System und politische Entwicklung in der Weimarer Repu-
blik, Düsseldorf 
URRY, J. 1973, Towards a Structural Theory of the Middle Class, in 
Acta Sociologica Vol.16,3 
VAJDA, M. 1976, Fascism as a Mass Movement, London 
VESTER, M. 1970, Die Entstehung des Proletariats als Lernprozeß, 
Frankfurt/M. 
VESTER, M. 1981, Der 'Dampf-Marxismus' von Friedrich Engels. Zum 
Verhältnis von Marxismus und Lernprozessen in der Arbeiterbewe-
gung im 'Anti-Dühring', in Prokla 43 
VNO 1976, Een boekje over inkomens, Den Haag 
VOGEL, D. 1983, The Power of Business in America. A Re-Appraisal, 
in British Journal of Political Science Vol.13,1 
VOGT, H. 1964, Schuld oder Verhängnis, Frankfurt/M. 
VOGT, M. 1974, Die Stellung der Koalitionsparteien zur Finanzpolitik 
1928-1930, in H.MOMMSEN/D.PETZINA/B.WEISBROD (Hrsg.), Indu-
286 
strielles System und politische Entwicklung in der Weimarer Repu-
blik, Düsseldorf 
VOSLENSKY, M.S. 1980, Nomenklatura- Die herrschende Klasse in der 
Sowjetunion, Wien 
WACKER, A. 1979, Massenarbeitslosigkeit als Politisierungspotential -
Der schwierige Lernprozeß, in Prokla 35 
WAGNER, W. 1976, Verelendungstheorie - Die hilflose Kapitalismus-
kritik, Frankfurt/M. 
WALKER, P. (ed.) 1978, Between Labour and Capital, Montreal 
WALTHER, R. 1980, "...Aber nach der Sintflut kommen wir und nur 
wir". Zusammenbruchstheorie, Marxismus und politisches Defizit in 
der SPD 1890-1914, Frankfurt-Berlin-Wien 
WEBER, J. 1977, Die Interessengruppen im politischen System der Bun-
desrepublik Deutschland, Stuttgart 
WEBER, M. 1972, Wirtschaft und Gesellschaft, Tübingen 
WEBER, M. 1975, Die Protestantische Ethik. Eine Aufsatzsam m lung 
(Hrsg. J.WINCKELMANN), Hamburg 
WEHLER, H.-U. 1973, Das deutsche Kaiserreich 1871-1918, Göttingen 
WEHLER, H.-U. (Hrsg.) 1976, Moderne deutsche Sozialgeschichte, Köln 
WEIR, M./T. SKOCPOL 1983, State Structure and Social Keynesianism. 
Responses to the Great Depression in Sweden and the United States, 
in International Journal of Comparative Sociology, XXIV,1-2 
WERNECKE, K./P. WELLER 1983, Der vergessene Führer. Alfred Hugen-
berg. Pressemacht und Nationalsozialismus, Hamburg 
WESTERGAARD, J. 1977, Class, Inequality and 'Corporatism', in A. 
HUNT (ed.), Class & Class Structure, London 
WESTERGAARD, J./H. RESLER 1975, Class in a Capitalist Society. A 
Study of Contemporary Britain, London 
WILLIAMS, R. 1973, Base and Superstructure in Marxist Cultural Theo-
ry, in New Left Review 82 
WILLIAMS, R. 1977a, Marxism and Literature, Oxford 
WILLIAMS, R. 1977b, Notes on British Marxism since the War, in New 
Left Review 100 
WILLMS, B. 1973, Kritik und Politik. Jürgen Habermas oder das poli-
tische Defizit der 'Kritischen Theorie', Frankfurt/M. 
WILTERDINK, N. 1984, Vermogensverhoudingen in Nederland, Amsterdam 
WINCH, P. 1958, The Idea of a Social Science, London 
WINKLER, H.A. 1974, Vom Protest zur Panik. Der gewerbliche Mit-
telstand in der Weimarer Republik, in H.MOMMSEN/D.PETZINA/B. 
WEISBROD (Hrsg.), Industrielles System und politische Entwicklung 
in der Weimarer Republik, Düsseldorf 
WIPPERMANN, W. 1976, Faschismustheorien, Darmstadt 
WITTROCK, С 1983, Weiblichkeitsmythen. Das Frauenbild im Faschis­
mus und seine Vorläufer in der Frauenbewegung der zwanziger Jahre, 
Frankfurt/M. 
WOLFINGER, R.E. 1974, The Politics of Progress, Englewood Cliffs 
WRIGHT, E.O. 1976, Class Boundaries in Advanced Capitalist Societies, 
in New Left Review 98 
287 
WRIGHT, E.O. 1978, Class, Crisis and the State, London 
WRIGHT, E.O. 1979, Class Structure and Income Determination, New 
York 
WRIGHT, E.O. 1980, Varieties of Marxist Conceptions of Class Struc-
ture, in Politics & Society 9,3 
WRIGHT, E.O. 1982a, Agency and Class Interests, paper presented to 
the Colloquium on Class Formation, Paris September 
WRIGHT, E.O. 1982b, The Status of the Political in the Concept of 
Class Structure, in Politics & Society 11,3 
WRIGHT, E.O. 1983a, Giddens' Critique of Marxism, in New Left Re-
view 139 
WRIGHT, E.O. 1983b, Classes, Manuskript, University of Wisconsin, 
Department of Sociology, Februar 
WRIGHT, E.O. 1985, A General Framework for the Analysis of Class 
Structure, Manuskript, University of Wisconsin, Department of So-
ciology, Madison Februar 
WRIGHT, E.O. et al. 1982, The American Class Structure, in American 
Sociological Review Vol. 47 
WRIGHT, E.O./L.PERRONE 1977, Marxist Class Categories and Income 
Inequality, in American Sociological Review Vol.42,1 
ZEITLIN, M. 1974, Corporate Ownership and Control: The Large Corpo-
ration and the Capitalist Class, in American Journal of Sociology 
Vol.79,5 
ZEITLIN, M. 1980a, On Classes, Class Conflict, and the State: An In-
troductionary Note, in ders. (ed.), Classes, Class Conflict, and the 
State. Empirical Studies in Class Analysis, Cambridge (Mass.) 
ZEITLIN, M. 1980b, Political Power and Social Theory I, Greenwich 
(Conn.) 
ZILSEL, E. 1976, Die sozialen Ursprünge der neuzeitlichen Wissenschaft, 
Frankfurt/M. 
288 


1. Nederlandstalige samenvatting. 
STRUKTURELE DYNAMIEK EN POLITIEK KRACHTENSPEL. OVER 
DE MARXISTISCHE KLASSENTHEORIE EN HAAR VERKLARINGS-
WAARDE VOOR DE POLITIEKE ANALYSE. 
In de maatschappijanalyse en de politieke theorie van het mar-
xisme nemen de klassen traditioneel een centrale plaats In. De 
geschiedenis wordt beschouwd als een geschiedenis van de klassen-
strijd (klassenstrijd als 'motor' van de geschiedenis) en de ar-
beidersklasse als revolutionaire kracht, die het socialisme zal 
voortbrengen. Aangezien deze stellingen allesbehalve evident zijn, 
is het een eerste belangrijke vraag hoe deze centrale plaats van 
de klassen beredeneerd wordt. Waarom zouden de mensen In eerste 
Instantie op basis van hun klassenpositie "geschiedenis maken" en 
niet evengoed op basis van hun posities van man of vrouw, van leef-
tijd, van godsdienst, van nationaliteit, van Inkomen of simpelweg 
van betrokkenheid bij ëén of andere gebeurtenis? Of worden ook 
deze dingen allemaal door de klassenstrijd bepaald? 
In hoofdstuk I wordt gezocht naar de oorspronkelijke beredene-
ring van de claim op universele geldigheid van de stelling over de 
geschiedenis als geschiedenis van de klassenstrijd In de geschrif-
ten van Marx. Gekonstateerd wordt, dat Marx deze beredenering maar 
partieel levert en dat zij bovendien verweven is met zijn reeds 
vaak en terecht bekritiseerde metafysische geschiedopvatting. Zijn 
beredenering heeft alleen betrekking op de lange termijn-ontwikke-
ling van het kapitalisme en is gelegen in zijn materialistische 
theorie van het akkumulatieproces. 
Het kernbegrip van dit materialisme is materiële dwang; een 
begrip, waarvan de betekenis door aktuele Marx-interpretaties -
bijv. door Cohen's 'Marx's Theory of History' - over het hoofd 
wordt gezien. Volgens Marx is het een door het akkumulatieproces 
gegenereerde materiële dwang, die de arbeiders, die door de ont-
wikkeling van het kapitalisme tot overgrote, gehomogeniseerde 
meerderheid van de bevolking zullen worden, ertoe zal brengen het 
kapitalisme te "verbrijzelen". De uit de kapitalistische konkur-
rentie voortkomende dwang tot winstmaximalisatie leidt tot een op 
lange termijn toenemende verpaupering en daarmee tot een existen-
tiële bedreiging voor de arbeidersklasse, zodat deze, of het nu 
mannen zijn of vrouwen, katholieken of protestanten, oud of jong, 
stedelingen of dorpelingen en ongeacht nationale identiteiten, op 
een gegeven moment uit haar ervaring geleerd zal hebben, dat de 
enige manier om aan de haar bedreigende kapitalistische molen te 
ontkomen, de gemeenschappelijke strijd voor de verwijdering van 
het kapitalisme is. Door andere maatschappelijke posities op lange 
termijn tot politieke irrelevantie te degraderen levert het kapi-
talistische akkumulatieproces dus de beredenering voor de centrale 
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rol van de klassenstrijd. Of de in deze redenering belangrijke 
"Verelendungstheorie" inderdaad door Marx geformuleerd werd, is al 
een eeuw een punt van diskussie. In dit proefschrift wordt ge-
steld, dat er tal van "verelendungstheoretische" passages in Marx' 
geschriften zijn te vinden en vooral, dat zonder "Verelendungs-
theorie" zijn gehele theorie van de klassenstrijd logisch niet 
sluitend zou zijn. 
Bekritiseerd aan Marx' theorie wordt, dat de historische feiten 
in een andere richting wijzen dan hij voorspelde en vooral dat 
zijn methode twijfelachtig is. Zonder uitleg verklaart hij bepaal-
de ontwikkelingsmogelijkheden tot dé "tendenties", en andere al-
leen maar tot "tegentendenties", die op lange termijn nauwelijks 
van invloed zullen zijn. Verder zag Marx slechts de polarisatie 
tussen loonarbeid en kapitaal. Het tegenovergestelde, ni. de toe-
nemende differentiatie van de loonarbeid, had evenmin als de moge-
lijkheid tot suksesvolle strijd van de arbeiders voor verbetering 
van hun levensomstandigheden binnen het kapitalisme plaats in zijn 
theorie. De realisering van deze mogelijkheid heeft tot konsequen-
tie, dat de materiële dwang het kapitalisme omver te werpen niet 
in werking treedt. En daarmee komt Marx' theorie van de klassen-
strijd op losse schroeven te staan. 
Een voor de gehele text belangrijke stelling van dit hoofdstuk 
is echter, dat de kritiek op Marx niet wegneemt, dat het kapita-
lisme Inderdaad, zoals hij poneerde, een strukturele tegenstelling 
tussen arbeid en kapitaal ofwel tussen de oriëntatie op gebruiks-
waarde en de oriëntatie op winst inhoudt. De logika van het kapi-
taal (produktie voor de winst vanwege de winst) is existentieel 
bedreigend voor werkgelegenheid, levensstandaard, arbeidsomstan-
digheden, maar ook voor het milieu en impliceert daarom voor de 
loonafhankelijken ook een struktureel bepaalde - objektieve -
pressie tot verzet tegen haar werking (bij kwesties als milieu 
betreft het in principe ledereen). Hoe deze pressie zich konkreet 
uit en in welke mate eraan beantwoord wordt, kan a priori niet 
gezegd worden. 
Hoofdstuk II behandelt exemplarisch aan de hand van een aantal 
auteurs in het eerste gedeelte het klassenreduktionisme in de mar-
xistische politieke theorie en in het tweede gedeelte -vooral zeer 
recente- pogingen tot overwinning daarvan. Gesteld wordt dat het 
klassenreduktionisme ook aan te treffen is bij theoretici, waar 
men het -uitgaande van hun intenties- niet zou mogen verwachten; 
bij de in de jaren zestig en zeventig zeer invloedrijke Althusser 
en Poulantzas, die immers de kritiek op het klassenreduktionimse 
en ekonomisme proklameerden en de stelling van de relatieve auto-
nomie van politiek en ideologie lanceerden. Dit blijkt slechts 
rhetoriek. Waar Marx nog probeerde zijn stellingen partieel te 
beargumenteren, daar worden later overwegend a priori-redeneringen 
naar voren gebracht:De klassenstrijd is de 'motor' van de geschie-
denis, en aan ekonomlsche klassenposities toegeschreven "objek-
tieve" politiek-ideologische standpunten dienen als uitgangspunt 
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voor de analyse van maatschappelijke verhoudingen en processen. 
Tevens wordt in een aparte paragraaf erop gewezen, dat in de 
marxistische politieke theorie sinds Marx een belangrijke ver-
schuiving van de centrale "problematiek" heeft plaatsgevonden. In 
aanzetten beginnend met Kautsky, Lenin en Lukacs, dan verder ont-
wikkeld door Gramsci en de 'stichters' van de 'Frankfurter Schule' 
en tot dominantie gebracht na de renaissance van het marxisme in 
de jaren zestig, kwam er in de plaats van de overkoepelende vraag 
naar de bewegingswetten van de kapitalistische verandering de 
overkoepelende vraag naar de oorzaken van de "reproduktie" ofwel 
de stabiliteit van het kapitalisme. Deze problematiek, waar op 
zich niets tegen te zeggen valt, werd in het marxisme tot een 
normatieve problematiek, omdat men -al dan niet expliciet-
vasthield aan de stelling van het objektief in haar ekonomische 
positie ingebakken revolutionair-socialistische karakter van de 
arbeidersklasse. De werkelijke arbeidersklasse was niet wat ze 
eigenlijk op basis van haar klassepositie behoorde te zijn; dat 
was abnormaal en dientengevolge was ook de reproduktie van het 
kapitalisme abnormaal. Bestudeerd werden dus "afwijkingen". In het 
kader van deze aanpak bewees alleen al het kontinue bestaan van 
het kapitalisme de heerschappij van de kapitalistenklasse over de 
arbeidersklasse. Politieke macht en ideologische hegemonie werden 
beschouwd als noodzakelijke voorwaarden voor de reproduktie van 
het kapitalisme en de daadwerkelijke reproduktie van het 
kapitalisme impliceerde vandaar dat de staat een kapitalistische 
klassestaat en dat de dominante ideologieën kapitalistische 
klasse-ideologieën moesten zijn. 
De recentelijk in samenhang met de 'krisis van het marxisme' 
naar voren gebrachte nieuwe aanzetten kunnen tot op zekere hoogte 
getypeerd worden als radikalisering van de al eerder tot programma 
verheven kritiek op het ekonomisme en klassenreduktionisme. Be-
langrijke representanten van deze radikalisering zijn Hindess/-
Hirst, Przeworskl, Laclau/Mouffe en Therborn, en vaak is hun kri-
tiek ook als zelfkritiek op te vatten. Waar in het marxisme tradi-
tioneel een onderscheid werd gemaakt tussen klasse "an sich" en 
klasse "für sich", daar is bij deze auteurs nu een tendens te on-
derkennen tot differentiatie tussen enerzijds klassen van ekono-
mische agenten en anderzijds politieke krachten. En waar tradi-
tioneel aan ekonomische posities polit-ideologische standpunten 
werden toegeschreven, die dan als maatstaf ter beoordeling van 
'afwijkingen' dienden, daar is nu erkenning van het irreduciebele 
karakter van het ontstaans- ofwel artikulatieproces van politieke 
subjektiviteit en van politieke krachten, waarvoor niet alleen 
klassenposities als (artikulatie-)bases in aanmerking komen, maar 
evenzeer en a priori niet minder belangrijk bijvoorbeeld sexe-, 
godsdienstige of sociaal-geografische posities. 
Bekritiseerd aan deze nieuwe aanzetten worden de dikwijls te 
konstateren inkonsequentles (bijvoorbeeld bij Therborn), koncep-
tuele onduidelijkheden (bij Przeworskl, maar ook bij E.P. Thomp-
son, die evenals Habermas onder de noemer van 'oudere' niet-ekono-
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mistische aanzetten behandeld wordt) en vooral de tendentie, de 
bekritiseerde objektivistische theorieën te vervangen door het 
tegenovergestelde, nl. subjektivistische und relativistische theo-
rieën. Deze tendentie komt naar voren in de geschriften van 
Hirst/Hindess, maar sterker nog in de discours-theoretische aanzet 
van Laclau/Mouffe: Strukturele kontexten van politiek handelen 
raken uit het zicht en dientengevolge worden struktureel gefor-
ceerde politieke artikulatieprocessen helemaal niet gethemati-
seerd. De vraag, hoe het toch komt, dat de tegenstelling tussen 
arbeid en kapitaal in de een of andere vorm in alle kapitalis-
tische landen min of meer permanent de politieke agenda bepaalt, 
terwijl andere konfliktfronten óf tijdelijk óf lokaal begrensd 
zijn, kan hier niet meer beantwoord worden. 
In een tussenstap wordt dan in hoofdstuk III onderzocht, welke 
ekonomische klassen in de hedendaagse burgerlijke maatschappij 
onderscheiden kunnen worden. Als uitgangspunt hiervoor dient de al 
in het eerste hoofdstuk geponeerde stelling, dat de polarisatie 
tussen arbeid en kapitaal en de uit de hiërarchie van de funkties 
in het arbeidsproces voortvloeiende differentiatie van de loonar-
beid elkaar overlappen. Raar genoeg koncentreerde het marxisme 
zich tot nog toe bijna alleen op de verhouding arbeid-kapitaal en 
probeerde daarbij de zogenaamde nieuwe middenklasse(n) - die juist 
uit de differentiatie voortkomt - in dit polaire schema te inte-
greren, terwijl de niet-marxistische sociologie alleen oog had 
voor de differentiatie en zodoende ook de posities van loonarbeid 
en kapitaal in haar stratifikatiemodellen onderbracht. 
Na een kritische evaluatie van Marx' - niet helemaal duidelijke 
- klassenindeling, van de stratifikatie-theorie en de verschil-
lende marxistische pogingen het "probleem van de nieuwe midden-
klasse (n)" tot een oplossing te brengen, mondt dit hoofdstuk uit 
in het voorstel van een koncept van een twee-dimensionale klassen-
struktuur. De ene dimensie wordt gevormd door de relationele klas-
sen van loonarbeid en kapitaal en de andere dimensie door wat Max 
Weber sociale klassen noemde. Aangezien de hiërarchische differen-
tiatie van de loonarbeid zeer veel graduaties bevat, is de koncep-
tualisering van een overzichtelijk aantal sociale klassen alleen 
mogelijk langs de weg van een aggregatie van meerdere posities. 
Het resultaat zijn de volgende sociale klassen: arbeidersklasse, 
waarbinnen op grond van oude, vooral ideologische scheidslijnen 
een verschil tussen traditionele, manuele arbeidersklasse en 
'nieuwe' arbeidersklasse aangebracht wordt; nieuwe middenklasse en 
hogere nieuwe middenklasse. De buiten de kapitaalsverhouding 
staande kleine zelfstandigen vormen een aparte ekonomische klasse 
en zouden in een verdere stap qua sociale positie verdeeld kunnen 
worden over de genoemde sociale klassen. De quantitatief nauwe-
lijks meetellende kapitalistenklasse wordt onderverdeeld in frak-
ties. Quantitatief geïllustreerd wordt deze klassendindellng aan 
de hand van Nederlandse statistische gegevens. 
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In hoofdstuk IV wordt het terrein van de politieke verhoudingen 
betreden. In hoeverre hebben we hier te maken met klassenverhou-
dingen; inhoeverre zijn deze bepalend voor het overheidsbeleid, en 
is het gerechtvaardigd a priori uit te gaan van een heersende ka-
pitalistenklasse? Dat zíjn de vragen die in dit hoofdstuk aan de 
orde zijn. 
Na een kritiek op de instrumentalistische en funktionalistische 
marxistische (maar ook elitistische) politieke theorie en een kri-
tiek op de kontext-blindheid en het empirisme van het pluralisme -
waarbij echter het analytische belang van het door de pluralisten 
gehanteerde begrip "political resources" onderstreept wordt -
wordt aandacht besteed aan de recente, konstruktleve trends in de 
marxistische analyse van machts- en heerschappijverhoudingen. De 
voornaamste theoretici, die deze trends vertegenwoordigen, zijn 
Bowles/Gintis, Offe, Przeworski, Scott en Therborn, alsmede Skoc-
pol, Giddens en Lindblom, waarbij deze laatstgenoemden en vooral 
Lindblom andere dan marxistische achtergronden hebben. 
Centrale stellingen van dit hoofdstuk zijn onder andere, dat de 
beleidsbepalende politieke machtsverhoudingen wel samenhangen mét 
maar geenszins identiek zijn áán de fundamentele heerschappijver-
houdingen in de burgerlijke maatschappij; dat men vanuit een kapi-
talisme-theoretische invalshoek a priori niet meer kan zeggen dan 
dat kapitalistische profitablliteit een essentiële voorwaarde is 
voor politieke voornemens en dat het kapitaal vandaar een struk-
turele machtspositie inneemt - waarvan de reële dimensie echter in 
hoge mate afhankelijk is van het konjunkturele verloop -; dat er 
altijd spanningen of zelfs tegenstellingen (kunnen) bestaan tussen 
hetgeen in het kader van de gegeven maatschappelijke strukturen 
als politieke noodzakelijkheid beschouwd moet worden - kapitalis-
tische profitablliteit beschermen of bevorderen - en het feite-
lijke beleid zoals dat voortvloeit uit de krachtsverhoudingen van 
het moment en dat deze krachtsverhoudingen niet gereduceerd kunnen 
worden tot klassenverhoudingen en per politiek strijdpunt anders 
kunnen liggen. De klassenstrijd verklaart niet dé politiek, al 
worden in de strijd tussen politieke krachten, die op klassenpo-
sities gebaseerd zijn, existentiële dingen uitgevochten. Verder 
wordt gesteld dat niet per definitie ervan uitgegaan kan worden, 
dat de kapitalisten een heersende klasse vormen. Wat heerst, dat 
is het kapitaal over de arbeid ofwel de oriëntatie op winst over 
de oriëntatie op gebruikswaarde, en daarmee is geenszins de enige 
fundamentele heerschappijvorm van de burgerlijke maatschappij om-
schreven. De afleiding van een heersende kapitalisten- en een on-
derdrukte arbeidersklasse uit het gegeven van de kapitalistische 
uitbuiting is gekoppeld aan de m.i. ongeoorloofde vooronderstel-
ling, dat deze uitbuiting zonder klassenheerschappij niet mogelijk 
zou zijn. Want de specifiek kapitalistische uitbuiting is een 
'systemische' uitbuiting; uitbuitingsverhoudingen tussen personen 
zijn daarentegen in het kapitalisme niet simpel dichotomisch, en 
daarom zijn de tegenstellingen in dit opzicht komplex. Ideolo-
gische hegemonie en politieke heerschappij van de kapitalisten 
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zijn geen essentiële voorwaarden voor de stabiliteit ofwel de 're-
produktie' van het kapitalisme. 
Na het meer abstrakte betoog van de eerste vier hoofdstukken 
wordt tenslotte in hoofdstuk V aan de hand van de Weimarse ontwik-
keling naar het nationaal-socialisme eens exemplarisch onderzocht, 
inhoeverre ingrijpende politieke veranderingsprocessen door de 
klassenstrijd verklaard kunnen worden. Exemplarisch is deze uit-
eenzetting omdat tegenover de stelling van de klassenstrijd als 
'motor' van de geschiedenis nogmaals de komplexiteit van de ge-
schiedenis onderstreept wordt. De klassenstrijd is daarin maar één 
- zij het belangrijk - moment, en in dit hoofdstuk wordt gepro-
beerd zijn verklaringskracht in een konkreet historisch proces te 
bepalen. 
Aansluitend bij de recente theoretische trends en zonder claim 
op volledige originaliteit - die sowieso hooguit in elementen, 
nuances en de presentatie van het geheel kan liggen -, kan de 
'boodschap' van dit proefschrift in de volgende stellingen worden 
samengevat : 
- De strukturele tegenstelling tussen arbeid en kapitaal (onafhan-
kelijk van haar konkrete vormen) en algemener de tegenstelling 
tussen de oriëntering op gebruikswaarde en de oriëntering op winst 
is in politiek opzicht een konstitutief element van de burgerlijke 
maatschappij. Ten grondslag aan deze tegenstelling ligt de dyna-
miek van het kapitalisme; een dynamiek, die voortgebracht wordt 
door de strukturele pressie tot akkumulatie van kapitaal. 
- De klassenstruktuur van de burgerlijke maatschappij wordt echter 
niet alleen door de relationele posities van loonarbeid en kapi-
taal gevormd. Eens afgezien van de theoretisch onproblematische 
traditionele kleine middenstand wordt de polariteit van de beide 
genoemde posities overlapt door een evenzeer ekonomisch bepaalde 
differentiatie. Voor de gelijktijdige konceptualisering van de 
beide dimensies biedt zich vandaar het begrip dubbele of twee-
dimensionale klassenstruktuur aan. De relationele klassenposities 
worden dan overlapt door geaggregeerde posities van hierarchische 
sociale klassen (van de in traditionele, manuele arbeidersklasse 
en nieuwe arbeidersklasse te scheiden arbeidersklasse over de 
nieuwe middenklasse tot aan de hogere nieuwe middenklasse) ener-
zijds en de posities van kapitaalsfrakties anderzijds. 
- Klassen zijn in de eerste plaats echter niets meer dan katego-
rieën van ekonomische agenten. Hun posities zijn artikulatiebases 
van politieke krachten. Deze moeten duidelijk van klassen onder-
scheiden worden en klassenstrijd moet tegen deze achtergrond be-
grepen worden als strijd van de op klassenposities gebaseerde po-
litieke krachten. 
- Klassenposities zijn echter noch de enige politieke artikulatie-
bases in het algemeen, noch de enige artikulatiebases van de op 
klassenposities gebaseerde politieke krachten in het bijzonder. 
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Klassenposities worden altijd overlapt door tal van andere maat-
schappelijke posities van mensen. Hieruit resulteert een multldi-
menslonalltelt van politieke artlkulatlebases die elkaar In één 
politieke kracht kunnen verenigen, maar evenzeer voor een grote 
veelheid van politieke krachten kunnen zorgen. 
- A priori zijn klassenposities als politieke artlkulatlebases 
niet belangrijker dan andere. Maar een specifIkum van de relatio-
nele klassenposities is toch, dat hun dragers aan een strukturele 
pressie tot artikulatie zijn onderworpen. 
- Deze pressie vertelt echter nauwelijks iets over de konkrete 
vormen en doelstellingen van de strijd tussen arbeid en kapitaal. 
Politieke artikulatieprocessen -de samenhangende processen van 
socialisatie, manipulatie en leren uit ervaring- vormen een irre-
duciebel niveau van de maatschappelijke werkelijkheid. Lineaire 
dedukties en 'objektieve' maatstaven komen daarom bij de verkla-
ring en beoordeling van politieke krachten niet in aanmerking. 
- De analyse van machts- en heerschappijverhoudingen is een apart 
vraagstuk. Het is niet alleen een kwestie van politieke krachten 
maar evenzeer een van de strukturele kontexten van de politiek, 
van hun limiterende pressies ("constraints") en een kwestie van 
machtsbronnen. 
- De kapitalistische verhoudingen zijn beslist een kruciale kon-
text van de politiek (andere zijn de politieke sfeer zelf; de 
organisatie van de burgerlijke maatschappij in de vorm van natio-
nale staten; het patriarchaat en specifieke nationale tradities), 
en zolang er geen politieke kracht bestaat die de macht en het 
perspektief heeft het kapitalisme in socialistische richting om te 
wentelen is de politiek -in het bijzonder bijvoorbeeld kostbare 
maatregelen van de verzorgingsstaat- afhankelijk van de 
profitabiliteit van het kapitaal. Vanwege deze afhankelijkheid is 
alleen al de existentie van het kapitalisme een strukturele 
machtsbron van het kapitaal. 
- De strukturele machtspositie van het kapitaal is echter niet 
onbeperkt. Zij is beperkt door de interne fragmentatie van het 
kapitaal en door het verloop van de ekonomische konjunktuur -pros-
per iteit en groeiende markten versterken de machtspositie van de 
loonarbeid en van politieke krachten die het om specifieke ge-
bruikswaarden te doen is omdat de kapitalen in deze situatie iets 
te verliezen hebben; achteruitgang versterkt de machtspositie van 
het kapitaal omdat het dan kan 'wachten' en zijn kapaciteit om te 
dreigen met kapitaalexport of een investeringsstaking nu veel ef-
fektiever is. Bovendien is de strukturele machtspositie van het 
kapitaal sowieso niet alomvattend. Om deze redenen en omdat er a 
priori geen principieel superieure machtsbron bestaat is er geen 
reden om uit het algemene koncept van het kapitalisme een evenzo 
algemeen koncept van een heersende kapitalistische klasse af te 
leiden. Het is absoluut niet uitgesloten dat kapitalisten een re-
ële heersende klasse of heersende elite zijn in sommige landen 
en/of in bepaalde historische periodes, en er kan ook altijd een 
politieke klassen- of fraktieheerschappij van het kapitaal bestaan 
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m.b.t. specifieke beleidsterreinen. Konkrete onderzoeken zouden 
dit moeten aantonen. Maar een methodologie van de anlyse van poli-
tieke machtsverhoudingen dient altijd rekening te houden met meer-
dere en vooral ook komplexere politieke krachten dan alleen krach-
ten die op klassenposities gebaseerd zijn. Een of ander niveau van 
het "wezen" van de politiek, waar alleen de klassenstrijd telt, 
bestaat niet. 
- Dat de kapitalisten niet per definitie een heersende klasse zijn 
impliceert omgekeerd dat de arbeidersklasse in het kapitalisme 
niet per definitie een onderdrukte klasse is. Dat het feit van de 
kapitalistische uitbuiting op zichzelf al op het bestaan van een 
heersende en een onderdrukte klasse wijst, is een konklusie, die 
slechts mogelijk is als men redeneert in het kader van de te ver-
werpen normatieve reproduktieproblematiek. Binnen de grenzen van 
de kapitalistische strukturen is het niet uitgesloten, dat poli-
tieke krachten die op de positie van loonarbeid gebaseerd zijn 
(delen van) de politieke macht In handen hebben. En als een op de 
positie van loonarbeid gebaseerde politieke kracht (evenals ande-
re, niet op klassenposities gebaseerde krachten) rationaliteit bij 
de realisering van haar doelstellingen wil nastreven, dan zou zij 
altijd zorg moeten dragen voor een zeker niveau van kapitalis-
tische profitabiliteit. Hoewel er materiële pressie is om aan deze 
rationaliteitseis te beantwoorden, is haar noodzakelijkheid 
slechts logisch te konstateren. Of zo'η rationaliteit daadwerke­
lijk wordt doorgezet of niet, dat is altijd een kwestie van de 
konkrete machtskonfiguratie van het moment. Vandaar ook, dat de 
mogelijkheid van een kontradiktie (in de logische zin) tussen de 
vereisten van de kapitalistische akkumulatie en een uit komplexe 
machtsverhoudingen voortkomend overheidsbeleid niet uitgesloten 
is. 
- Analytisch dient er een verschil te worden aangebracht tussen 
enerzijds die machtsverhoudingen die ten grondslag liggen aan de 
uiteenlopende beleidsbelissingen en anderzijds de machtsverhou­
dingen die ten grondslag liggen aan de fundamentele maatschappe­
lijke heerschappijverhoudingen. Deze laatste zijn de heerschappij 
van het kapitaal (niet te verwarren met de kapitalistenklasse) en 
van het patriarchaat. Gegeven de irreducibiliteit van de politiek 
zijn er ook gegronde redenen om uit te gaan van een specifiek po­
litieke heerschappijdimensie. 
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Stellingen bij het proefschrift van K.U. Becker 
'Strukturelle Dynamik und politisches Kräftespiel' (februari 1986) 
1 . Zolang de wereld door tegenstellingen tussen nationale staten en 
tussen 'blokken' gekenmerkt wordt, en zolang de mogelijkheid van een 
atoom-aanval -van welke kant dan ook- niet helemaal uitgesloten kan 
worden, is het streven en de strijd om te komen tot radikale qualita-
tieve ontwapening- "alle kernwapens de wereld uitl"- niet rationeel. 
2. De hoofdstelling van het pluralisme -politieke macht is gespreid -
zegt niets over de specifieke machtsverhoudingen in onze hedendaagse 
maatschappij, omdat argumenten gevonden kunnen worden voor de bewe-
ring dat de politieke macht ook in het duitse fascisme en in de Sov-
jetunie gespreid was, respektievelijk is. 
3. De marxistische theorie van de tendentiëel dalende winstvoet, die 
inhoudt dat deze daling het gevolg is van een uit de technologische 
vooruitgang voortkomende toename van de organische samenstelling van 
het kapitaal (c+v t.o.v. m) is paradoxaal, omdat hiermee gezegd wordt, 
dat als gevolg van de technologische vooruitgang de som van de ar-
beidstijd ter reproduktie van het konstante en variabele kapitaal 
als deel van de gehele arbeidstijd tendentieël toeneemt, terwijl 
aan de andere kant ook door marxistische ekonomen niet ontkend wordt, 
dat een zeker produktiviteitsnivo maatschappelijke meerarbeid pas 
mogelijk maakt en dat gegeven de grenzen van de arbeidstijd en -inten-
siteit produktiviteitsverhogingen door technologische vooruitgang een 
centrale voorwaarde zijn voor juist de relatieve vermindering van de 
reproduktieve arbeidstijd. De stelling van de dalende winstvoet houdt 
dus in, dat de relatieve reproduktieve arbeidstijd toeneemt terwijl 
ze afneemt. 
4. De vergelijkende politikologie is zeer zinvol, omdat door de informatie 
over nationale bijzonderheden een sensibillsering t.o.v. algemene 
gelding claimende theorieën bereikt kan worden. Zij schiet echter 
aan haar doel voorbij, wanneer zij korrelaties tot verklaringen ver-
heft. 
5. "Wetenschappelijkheid" als een bijzonder kenmerk van onderzoek, dat 
door wetenschappers verricht wordt, bestaat niet. Er is geen norm 
voor wetenschappelijkheid te bedenken, die exklusief toepasbaar is 
op het wetenschapsbedrijf, en door wetenschapsmensen geproduceerde 
kennis kan niet los worden gezien van onze alledaagse kennis. Zoge-
naamde wetenschappelijke methoden zijn -als het goed is- niet meer 
dan verfijnde, gesystematiseerde en soms geëxpliciteerde vormen вап 
onze alledaagse kennisverwerving; een verfijning en systematisering, 
die op tal van andere terreinen -zij het telkens op een specifieke 
manier- ook aan te treffen is. 
6. De onderkomplexitelt en steriliteit van het -toegegeven indrukwekkende 
betoog in het jongste boek van Niklas Luhmann, 'Soziale Systeme. 
Grundriss einer allgemeinen Theorie' (Suhrkamp, Frankfurt 1984), 
waarin de auteur "Universalität der Gegenstandserfassung" (p.9) en 
een theorie nastreeft, die "viel komplexer" moet worden dan die van 
de klassieken en zelfs die van Parsons (p.11), kan het beste gedemon? 
streerd worden door een konfrontatle van dit betoog met een beschrij-
ving van de maatschappelijke realiteit in Mexico City. 
7. Een ideologie-theorie, die (de grote meerderheid van) de mensen alleen 
als ontvangers van ideologieën beschouwt en geen rekening houdt met 
de ervaringen van de mensen en daarop gebaseerde visies en identiteiten 
als een zekere kontrole-instantie voor ideologieën, die hen voorge-
schoteld worden, wordt weerlegd door de Oost-Europese realiteit, 
waar het ondanks een monopolie van de partij op de media en het 
opleidingssysteem maar niet lukken wil de meerderheid van de bevol-
king tot overtuigde marxisten - leninisten in de zin van de partij 
te maken. Anderzijds lijkt deze ideologie-theorie wél bevestigd te 
worden door het intellektuele gedrag van vele sociale wetenschappers 
en bijv. studenten, die deze theorie zonder meer overnemen. 
8. Dat het vaak een naïef en misschien irrationeel idealisme is, dat 
kracht verleent aan politieke bewegingen en ertoe bijdraagt de bakens 
van de door "Realpolitiker" dikwijls aangehaalde 'haalbaarheid' te 
verleggen, terwijl een verlicht bewustzijn van de moeilijkheden van 
maatschappelijke verandering juist kan leiden tot gevoelens van mach-
teloosheid, tot opportunisme en cynisme, hebben Laclau/Mouffe in hun 
boek 'Hegemony and Socialist Strategy' (Verso/NLB, London 1985) niet 
bedacht of geweigerd te bedenken. Deze stelling behelst overigens 
geen pleidooi voor naïviteit en irrationaliteit, maar de beschrijving 
van een dilemma. 
9. Perfekte leesbaarheid van een tekst is bereikt als deze zonder nadenken 
bij de koffie genuttigd kan worden. 


